Falls Sie Fragen zum Inhalt dieses Prospekts haben, sollten Sie sich von lhrem Makler, lhrer
Bank, lhrem Anwalt, lhrem Steuerberater oder einem anderen unabhidngigen Finanzberater
beraten lassen.

Der Verwaltungsrat der Gesellschaft, der unter ,Unternehmensleitung und Verwaltung“
aufgefiihrt ist, Ubernimmt die Verantwortung fiir die im Prospekt veroffentlichten
Informationen. Nach bestem Wissen des Verwaltungsrats, der diese Informationen mit der
erforderlichen Sorgfalt gepriift hat, entsprechen die Angaben im Prospekt den Tatsachen, und
es wurden keine fiir das Verstandnis dieser Angaben erforderlichen Informationen
ausgelassen.

Lazard Global Active Funds
Public Limited Company

(eine offene Investmentgesellschaft mit variablem Kapital,
die als Umbrella-Fonds mit getrennter
Haftung zwischen den Fonds strukturiert ist und
in Irland mit beschrénkter Haftung gegriindet wurde und unter
der Register-Nr. 247292 eingetragen ist)

PROSPEKT

VERWALTUNGSGESELLSCHAFT
Lazard Fund Managers (Ireland) Limited

Dieser Prospekt ersetzt den Prospekt vom 22. Marz 2024.
Das Datum dieses Prospekts ist der 19. September 2025.




WICHTIGE INFORMATIONEN

Dieser Prospekt enthalt Informationen Uber die Lazard Global Active Funds Public Limited Company
(die ,Gesellschaft®), eine nach irischem Recht gegriindete offene Investmentgesellschaft mit
variablem Kapital und getrennter Haftung zwischen ihren Teilfonds. Die Gesellschaft ist in Irland von
der irischen Zentralbank (Central Bank of Ireland) (die ,Zentralbank®) als OGAW im Sinne der
OGAW-Vorschriften zugelassen. Die Gesellschaft ist in Umbrella-Form strukturiert, so dass das
Anteilkapital der Gesellschaft in Anteile unterschiedlicher Klassen (die ,Anteile*) aufgeteilt werden
kann, wobei eine oder mehrere Klassen einen Teilfonds (jeweils ein ,Fonds®) bilden. Die Errichtung
weiterer Fonds und/oder Anteilklassen zusatzlich zu den zum Datum dieses Prospekts bestehenden
Fonds und Anteilklassen erfolgt im Einklang mit den Zentralbank-Anforderungen und bedarf deren
vorheriger Genehmigung.

Dieser Prospekt darf lediglich in Verbindung mit einer oder mehreren Prospekterganzungen, die
jeweils die spezifischen Informationen Uber einen Fonds enthalten, verdéffentlicht werden. Sofern ein
Fonds aus mehreren unterschiedlichen Anteilklassen gebildet wird, kdénnen die einzelnen
Anteilklassen in einer einzigen Prospekterganzung oder in mehreren separaten Prospekterganzungen
fir die einzelnen Anteilklassen beschriecben werden. Dieser Prospekt und die jeweilige
Prospekterganzung sind als ein Dokument zu verstehen. Bei Abweichungen zwischen diesem
Prospekt und der jeweiligen Prospekterganzung ist die Prospekterganzung maf3geblich.

Zeichnungsantrage fur Anteile werden ausschlieRlich auf der Grundlage dieses Prospekts (sowie der
entsprechenden Prospektergdnzung), des zuletzt verdéffentlichten gepriften Jahresberichts und
Jahresabschlusses sowie eines eventuell danach verdffentlichten ungepriften Halbjahresberichts
bertcksichtigt. Die Berichte sind Bestandteil dieses Prospekts.

Die Gesellschaft ist von der Zentralbank zugelassen und unterliegt ihrer Aufsicht. Durch die
Zulassung der Gesellschaft iibernimmt die Zentralbank jedoch keine Haftung oder Garantie fiir
die Gesellschaft. Die Zentralbank ist auch nicht fiir den Inhalt dieses Prospekts verantwortlich.
Die Zentralbank macht mit der Zulassung der Gesellschaft auch keine Zusicherungen in Bezug
auf die Performance der Gesellschaft. Die Zentralbank iibernimmt keine Haftung fiir die
Performance oder Nichtleistung seitens der Gesellschaft.

Soweit nicht ausdricklich etwas anderes angegeben ist, erfolgen alle Erklarungen in diesem Prospekt
auf der Grundlage der zurzeit in Irland geltenden gesetzlichen Vorschriften und der dort gegenwartig
angewendeten Praxis, die sich andern kdnnen.

Niemand hat von der Gesellschaft die Befugnis erhalten, im Zusammenhang mit dem Angebot oder
der Platzierung von Anteilen Erkldrungen abzugeben, die nicht aus diesem Prospekt, einer
Prospekterganzung oder den oben erwahnten Berichten hervorgehen. Sollten anders lautende
Erkldarungen abgegeben werden, kann nicht davon ausgegangen werden, dass sie von der
Gesellschaft autorisiert sind. Aus der Verteilung dieses Prospekts (mit oder ohne Beifiigung der
Berichte) und der Ausgabe von Anteilen ist unter keinen Umstanden zu schlieen, dass die Lage der
Gesellschaft seit der Erstellung des Prospekts oder der betreffenden Prospekterganzung unverandert
ist.

Die Verteilung dieses Prospekts sowie das Angebot und die Platzierung von Anteilen kénnen in
einzelnen Landern Beschrankungen unterliegen. Entsprechend geht die Gesellschaft davon aus,
dass sich Personen, in deren Besitz dieser Prospekt gelangt, Uber diese Beschrankungen informieren
und sie einhalten.

Dieser Prospekt stellt kein Angebot und keine Zeichnungsaufforderung an eine Person in einem Land
dar, in dem die Abgabe eines solchen Angebots oder einer solchen Zeichnungsaufforderung nicht
zulassig ist, oder an eine Person, der gegeniber ein solches Angebot oder eine solche
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Zeichnungsaufforderung rechtswidrig ist. Insbesondere wird auf die Verkaufsbeschrankungen
hingewiesen, die in den folgenden Landern gelten:

1. China

Die Anteile dirfen in China weder direkt noch indirekt offentlich vermarktet, angeboten oder verkauft
werden, und weder dieser Prospekt, der nicht bei der chinesischen Wertpapieraufsichtsbehérde
eingereicht wurde, noch darin enthaltene Angebotsunterlagen oder Informationen in Bezug auf die
Anteile dirfen der Offentlichkeit in China zur Verfligung gestellt oder in Verbindung mit einem
Angebot zur Zeichnung oder zum Verkauf der Anteile an die Offentlichkeit in China verwendet
werden. Die Anteile dirfen nur an chinesische Institutionen vermarktet, angeboten oder verkauft
werden, die berechtigt sind, Devisengeschafte und Offshore-Anlagen von auflerhalb Chinas zu
tatigen. Chinesische Investoren unterliegen moglicherweise den Genehmigungs- und Meldepflichten
fir Devisenkontrollen gemaR den einschlagigen chinesischen Devisenvorschriften sowie den
Genehmigungspflichten fir Offshore-Investitionen.

2. Hongkong

Der Inhalt dieses Prospekts wurde von keiner Aufsichtsbehérde in Hongkong geprift oder genehmigt.
Dieser Prospekt stellt in Hongkong kein 6ffentliches Angebot und keine Einladung zum Erwerb von
Anteilen dar. Soweit nicht durch die Wertpapiergesetze von Hongkong gestattet, darf niemand diesen
Prospekt oder irgendeine Anzeige, Einladung oder ein Dokument in Bezug auf die Anteile, sei es in
Hongkong oder anderswo, ausgeben oder zum Zwecke der Ausgabe besitzen, das sich an die
Offentlichkeit in Hongkong richtet oder dessen Inhalt wahrscheinlich von dieser eingesehen oder
gelesen wird. Ausgenommen hiervon sind Anteile, die ausschlieRlich zur VerauRerung an Personen
aufierhalb von Hongkong oder nur an ,professionelle Anleger” (wie dieser Begriff im Wertpapier- und
Futures-Gesetz von Hongkong (Kap. 571) (das ,SFO“) und der darunter erlassenen
Nebengesetzgebung definiert ist) bestimmt sind, oder in Umstanden, die dazu fiihren, dass dieser
Prospekt kein ,Prospekt‘ im Sinne des Gesellschaftsgesetzes (Liquidation und sonstige
Bestimmungen) von Hongkong (Kap. 32) (das ,CWMPO®) ist oder die kein Angebot oder keine
Einladung an die Offentlichkeit im Sinne des SFO oder des CWMPO darstellen. Das Angebot der
Anteile richtet sich an die Person, der dieser Prospekt von oder im Namen der Gesellschaft zugestellt
wurde, und eine Zeichnung von Anteilen wird nur von dieser Person angenommen. Keine Person, der
ein Exemplar dieses Prospekts ausgehandigt wird, darf diesen Prospekt in Hongkong ausstellen, in
Umlauf bringen oder verteilen oder ein Exemplar dieses Prospekts an eine andere Person ausstellen
oder Ubergeben. Es wird empfohlen, in Bezug auf das Angebot Vorsicht walten zu lassen. Wenn Sie
Fragen zum Inhalt dieses Prospekts haben, sollten Sie unabhéangigen professionellen Rat einholen.

3. Vereinigte Arabische Emirate (im Dubai International Financial Centre)

Dieser Prospekt gehort zu der Gesellschaft, die keiner Form der Regulierung oder Genehmigung
durch die Dubai Financial Services Authority (die ,DFSA®) unterliegt. Die DFSA Ubernimmt keine
Verantwortung fur die Uberpriifung oder Verifizierung dieses Prospekts oder anderer Dokumente im
Zusammenhang mit der Gesellschaft. Dementsprechend hat die DFSA weder diesen Prospekt noch
andere damit zusammenhangende Dokumente gebilligt noch Schritte unternommen, um die in
diesem Prospekt enthaltenen Informationen zu tberprifen, und Ubernimmt keine Verantwortung fir
diese. Die Anteile, auf die sich dieser Verkaufsprospekt bezieht, kdnnen illiquide sein und/oder
Beschrankungen fur ihren Weiterverkauf unterliegen. Potenzielle Kaufer sollten ihre eigene Due-
Diligence-Prifung in Bezug auf die Anteile durchfihren. Die Anteile werden nicht an ,Kleinanleger*"
im Sinne des Conduct of Business Module der DFSA angeboten. Wenn Sie den Inhalt dieses
Prospekts nicht verstehen, sollten Sie sich an einen zugelassenen Finanzberater wenden.



4. Vereinigte Arabische Emirate (Abu Dhabi und Dubai auBerhalb des Dubai International
Financial Centre)

Mit dem Erhalt dieses Prospekts versteht, bestatigt und erklart die Person oder juristische Person, an
die er ausgegeben wurde, dass weder dieser Prospekt noch die Anteile in irgendeiner Weise von der
Zentralbank der Vereinigten Arabischen Emirate (VAE), der UAE Securities and Commodities
Authority (SCA) oder einer anderen Behdrde in den VAE genehmigt, missbilligt oder gepruft wurden
und dass das Unternehmen, das die Platzierung in den VAE durchfiihrt, keine Genehmigung oder
Lizenz von der Zentralbank der VAE, der SCA oder einer anderen Behdrde in den VAE erhalten hat,
um die Aktien innerhalb der VAE zu vermarkten oder zu verkaufen. Die SCA (bernimmt keine
Haftung in Bezug auf das Unternehmen und gibt keine Empfehlung fir eine Anlage in das
Unternehmen ab. Die Gesellschaft hat in den VAE keine Dienstleistungen im Zusammenhang mit den
Anteilen, insbesondere keine Entgegennahme von Antrdgen und/oder Zuteilung oder Ricknahme
dieser Anteile, erbracht und wird dies auch in Zukunft nicht tun. Die in diesem Prospekt enthaltenen
Informationen stellen keine Anlage-, Rechts-, Steuer-, Buchhaltungs- oder sonstige professionelle
Beratung durch die VAE dar. Dieser Prospekt dient ausschlieBlich der Information potenzieller
Anleger, und nichts in diesem Prospekt ist dazu bestimmt, eine bestimmte Vorgehensweise zu
befiirworten oder zu empfehlen. Potenzielle Anleger sollten sich fiir eine spezifische, auf ihre
Situation abgestimmte Beratung an einen geeigneten Fachmann wenden.

5. Taiwan

Die Fonds wurden nicht beim Securities and Futures Bureau, Financial Supervisory Commission in
Taiwan gemal den einschlagigen Wertpapiergesetzen und -vorschriften registriert und kdnnen daher
in Taiwan nicht verkauft oder 6ffentlich angeboten werden. Lazard Asset Management (Hong Kong)
Limited und seine verbundenen Unternehmen haben keine Lizenzen, Genehmigungen oder
Registrierungen in Taiwan. Das Angebot, der Vertrieb und der Weiterverkauf von Anteilen an den
Fonds wurden nicht von der Financial Supervisory Commission in Taiwan genehmigt oder bei ihr
registriert und kénnen daher in Taiwan nicht angeboten, vertrieben, privat platziert oder weiterverkauft
werden.

Zusatzlich zu den oben genannten Punkten und im Allgemeinen sollten sich potenzielle Anleger Uber
folgende Punkte informieren:

(a) die fur den Erwerb von Anteilen geltenden rechtlichen Vorschriften in den Landern, deren
Staatsangehorige bzw. Staatsbirger sie sind oder in denen sie ihren Wohnsitz, ihren
gewdhnlichen Aufenthalt oder Geschéftssitz haben;

(b)  Devisenbeschrankungen oder Devisenkontrollvorschriften im Zusammenhang mit dem
Erwerb oder dem Verkauf der Anteile;

(c) Einkommensteuervorschriften und sonstige Steuerfolgen im Zusammenhang mit dem
Erwerb, dem Besitz, der Rlicknahme, dem Umtausch und der Veraufierung von Anteilen.

Die Gesellschaft ist ein anerkannter Organismus fir gemeinsame Anlagen im Sinne von Teil 17 des
Financial Services and Markets Act 2000 (der ,FSMA®), da sie die Bestimmungen in Section 63 der
Collective Investment Schemes (Amendment etc.) (EU Exit) Regulations 2019 erfillt. Anteile der
Gesellschaft kdénnen im Vereinigten Konigreich von Personen, die zur Auslbung einer regulierten
Tatigkeit im Vereinigten Kodnigreich zugelassen sind, offentlich beworben werden und unterliegen
nicht den Beschrankungen von Section 238 FSMA.

Die Geschéaftstatigkeit der Gesellschaft im Vereinigten Konigreich unterliegt einem begrenzten Schutz
durch das britische Aufsichtssystem. Insbesondere ist es unwahrscheinlich, dass die Anleger im
Rahmen des britischen Regulierungssystems Rechtsmittel einlegen kénnen (d.h., es st
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unwahrscheinlich, dass die Anleger Zugang zum britischen Financial Ombudsman Service haben).
Darliber hinaus konnen die Anleger weder im Vereinigten Konigreich im Rahmen des Financial
Services Compensation Scheme noch im Rahmen eines alternativen Entschadigungssystems in
Irland entschadigt werden, falls entweder die Verwaltungsgesellschaft oder die Verwahrstelle nicht in
der Lage sein sollte, ihren Verpflichtungen gegenlber den Anlegern nachzukommen. Anteilinhaber,
die Zweifel bezuglich der Erfullung dieser Anforderungen haben, sollten sich von unabhangigen
Fachleuten beraten lassen.

Einige der Fonds sind in Osterreich, Belgien, Chile, Danemark, Finnland, Frankreich, Deutschland,
Italien, Liechtenstein, Luxemburg, den Niederlanden, Norwegen, Portugal, Singapur, Spanien,
Schweden, der Schweiz und dem Vereinigten Konigreich zugelassen. Es ist beabsichtigt, die
Zulassung der Anteile der Gesellschaft zum Vertrieb in anderen Landern zu beantragen. Im Falle
einer Zulassung kann oder muss die Gesellschaft in den betreffenden Landern Zahistellen (die
mdglicherweise Konten bereitstellen muissen, Uber die die Zahlung von Zeichnungsbetragen und
Rucknahmeerlosen erfolgen kann), Vertretungen, Vertriebsstellen oder sonstige Beauftragte
bestellen. Fir diese Beauftragten werden die handelstiblichen Gebuhren und Kosten erhoben, die
aus dem Vermogen der Gesellschaft gedeckt werden.

Die Anteile sind nicht nach dem US-Wertpapiergesetz von 1933 (siehe ,Definitionen®) oder den
Wertpapiergesetzen eines Bundesstaates der Vereinigten Staaten oder den Gesetzen eines anderen
Landes registriert und durfen daher weder direkt noch indirekt in den Vereinigten Staaten oder an
oder fur Rechnung oder zugunsten einer US-Person (siehe ,Definitionen) angeboten, weiterverkauft,
weiterveraufBert oder anderweitig Ubertragen werden, es sei denn es liegt eine Befreiung vom
Wertpapiergesetz von 1933 oder den anwendbaren bundesstaatlichen Wertpapiergesetzen vor oder
es handelt sich dabei um Transaktionen, auf die diese Gesetze keine Anwendung finden. Jedes
Angebot zum Weiterverkauf oder zur sonstigen Weitergabe von Anteilen in den USA bzw. an US-
Personen kann einen Verstol gegen die gesetzlichen Vorschriften in den USA darstellen. Die Anteile
wurden weder bei der SEC (siehe ,Definitionen®) noch bei einer bundesstaatlichen US-Wertpapier-
und Borsenaufsicht oder einer anderen Aufsichtsbehdrde eingereicht, registriert, genehmigt oder
abgelehnt, noch hat eine der vorstehenden Behdrden die Vorteile des Angebots der Anteile oder die
Richtigkeit oder Angemessenheit dieses Prospekts (oder eines entsprechenden Nachtrags) oder die
Vorzige einer Anlage in die hiermit angebotenen Anteile geprft oder bestatigt. Jede anderslautende
Darstellung ist eine Straftat. Liegt keine Befreiung bzw. Transaktion wie vorstehend beschrieben vor,
muss jede Person, die einen Zeichnungsantrag flr Anteile stellt, bescheinigen, dass sie weder eine
US-Person ist noch ihre Anlageentscheidung von den Vereinigten Staaten aus trifft.

Der Erwerb von Anteilen der Gesellschaft durch US-Personen ist nur in Sonderféllen mdglich und
bedarf stets der vorherigen Zustimmung des Verwaltungsrats. Kinftige Anleger missen beim Erwerb
von Anteilen erklaren, dass sie keine US-Personen sind, dass sie die Anteile nicht fiir eine US-Person
und nicht mit den Vermdgenswerten aus einer betrieblichen Altersversorgung mit Absicherung uber
den Pensionssicherungsverein in den USA (ERISA-Plan) erwerben (wie nachstehend definiert). Der
Kauf von Anteilen bedarf der vorherigen Zustimmung des Verwaltungsrats. Diese Zustimmung
gewahrt einem Anleger keinen Anspruch auf Erwerb von weiteren Anteilen bei Folgezeichnungen
oder spateren Zeichnungen.

Nicht zuldssig ist der Erwerb oder der Besitz von Anteilen durch eine der folgenden Einrichtungen
oder mit den Vermdgenswerten einer der folgenden Einrichtungen:

(i) ein betrieblicher Altersvorsorgeplan, der unter die Bestimmungen von Title 1 des US-
Gesetzes von 1974 (ber die Sicherung der betrieblichen Altersversorgung in der
jeweiligen Fassung (Employee Retirement Income Security Act — ,ERISA") fallt; oder



(i)  eine private Altersversorgungseinrichtung, die unter die Bestimmungen von Section 4975
des US-Steuergesetzes (Internal Revenue Code) von 1986 in seiner jeweiligen Fassung
fallt;

(gemeinsam die ,ERISA-Plane®).

Wenn der Gesellschaft bekannt wird, dass es sich bei den direkten bzw. wirtschaftlichen Eigentimern
von Anteilen um Personen handelt, die nach den vorstehenden Regelungen vom Anteilbesitz
ausgeschlossen sind, kann die Gesellschaft den betreffenden Inhaber der Anteile anweisen, die
Anteile an eine zum Besitz der Anteile berechtigte Person zu Gbertragen oder bei der Gesellschaft zur
Rucknahme einzureichen. Wenn der Inhaber der Anteile nicht innerhalb einer Frist von 30 Tagen ab
der Aufforderung durch die Gesellschaft eine VerauRerung vornimmt oder eine Riicknahme durch die
Gesellschaft veranlasst, kann die Gesellschaft ihn so behandeln, als hatte er schriftlich die
Ricknahme der Anteile beantragt.

Informationen liber russische und weilRrussische Anleger

Dieses Memorandum stellt weder ein Angebot noch eine Aufforderung zur Abgabe von Angeboten,
zum Verkauf, Kauf, Tausch oder zur Ubertragung von Wertpapieren in der Russischen Féderation an
oder zugunsten einer russischen natirlichen oder juristischen Person dar und ist auch keine Werbung
fur ein Angebot von Wertpapieren in der Russischen Fdderation im Sinne der russischen
Wertpapiergesetze. Die in diesem Memorandum enthaltenen Informationen sind nicht fir Personen in
der Russischen Foderation bestimmt, die keine ,qualifizierten Anleger” im Sinne von Artikel 51.2 des
Féderalen Gesetzes Nr. 39-FZ vom 22. April 1996 ,Uber den Wertpapiermarkt” (in seiner geanderten
Fassung) (,russische qualifizierte Anleger®) sind, und durfen nicht in der Russischen Foderation
verteilt oder in Umlauf gebracht oder in der Russischen Fdderation Personen zuganglich gemacht
werden, die keine russischen qualifizierten Anleger sind, es sei denn, sie sind nach russischem Recht
anderweitig zum Zugang zu solchen Informationen berechtigt.

Gemal den Bestimmungen der EU-Verordnung Nr. 765/2006 (in der jeweils geltenden Fassung) ist
die Zeichnung von Anteilen der Gesellschaft durch (i) weillrussische Staatsangehérige oder
naturliche Personen mit Wohnsitz in Weifdrussland oder (ii) juristische Personen, Organisationen oder
Einrichtungen mit Sitz in WeilRrussland verboten. Angehdrige und Einwohner von Mitgliedstaaten der
Europaischen Union sind vom Geltungsbereich dieses Verbots ausgeschlossen.

Diese Verbote (und alle Anderungen daran) bleiben so lange in Kraft, wie die oben genannten
Verordnungen (in der jeweils glltigen Fassung) in Kraft sind.

Dieser Prospekt, alle Prospektergdnzungen und die wesentlichen
Anlegerinformationen/Basisinformationsblatter kbnnen aus dem Englischen in andere Sprachen
Ubersetzt werden. Ubersetzungen diirfen von den englischen Originalen des Prospekts, der
Prospekterganzungen und der wesentlichen Anlegerinformationen/Basisinformationsblatter inhaltlich
nicht abweichen. Bei Widerspriichen zwischen den englischen Originalen des Prospekts, der
Erganzungen und der wesentlichen Anlegerinformationen / Basisinformationsblatter und den
Fassungen des Prospekts, der Erganzungen und der wesentlichen Anlegerinformationen /
Basisinformationsblatter in einer anderen Sprache sind die englischen Originale des Prospekts, der
Erganzungen und der wesentlichen Anlegerinformationen / Basisinformationsblatter malfgeblich,
ausgenommen soweit in einem Land, in dem die Anteile verkauft werden, gesetzlich vorgeschrieben
ist, dass bei Klagen, deren Gegenstand Angaben in einem Prospekt, einer Prospektergdnzung oder
den wesentlichen Anlegerinformationen sind, die nicht in englischer Sprache abgefasst sind, die
sprachliche Fassung maRgeblich ist, auf die sich die Klage griindet.



Samtliche Streitigkeiten Uber Bestimmungen dieses Prospekts, einer Prospekterganzung oder der
wesentlichen Anlegerinformationen / Basisinformationsblatter unterliegen ungeachtet der Sprache, in
die eine Ubersetzung erfolgt ist, irischem Recht und sind entsprechend auszulegen.

Der Wert von Fondsanlagen und die daraus erzielten Ertrage kénnen sowohl fallen als auch
steigen, und die Anleger erhalten méglicherweise den urspriinglich in einem Fonds
angelegten Betrag nicht zuriick. Aufgrund der jeweils zwischen dem Preis, zu dem die Anteile
gezeichnet werden, und dem Preis, zu dem die Anteile zuriickgegeben werden, bestehenden
Differenz sollte der Anlagehorizont entsprechend mittel- bis langfristig sein.

Anlagen in der Gesellschaft sollten keinen wesentlichen Teil eines Anlageportfolios
ausmachen und sind u. U. nicht fiir alle Anleger gleichermaBen geeignet. Vor dem Erwerb von
Anteilen der Gesellschaft sollten die Anleger die im Abschnitt ,Risikofaktoren“ erlauterten
Risiken sorgfiltig priifen.

Der Verwaltungsrat kann fiir einzelne Anteilklassen des Fonds nach seinem Ermessen eine
Ricknahmegebiihr in H6éhe von maximal 2% des Nettoinventarwertes der
zuriickzunehmenden Anteile erheben. Diese Gebiihr darf nur erhoben werden, wenn der
Verwaltungsrat nach seinem alleinigen Ermessen der Ansicht ist, dass Anteilinhaber
kurzfristige Handelspraktiken verfolgen, die als missbrauchlich bzw. als nicht im Interesse der
Anteilinhaber angesehen werden oder bei denen der Verwaltungsrat nach seinem alleinigen
Ermessen der Ansicht ist, dass ein die Riicknahme beantragender Anteilinhaber
Arbitragegewinne zu erzielen versucht.

Anlegern wird empfohlen, diesen Prospekt, die jeweilige(n) Prospekterganzung(en) und die
jeweilige(n) wesentliche(n) Anlegerinformationen/Basisinformationsblatter insgesamt zu lesen,
bevor sie einen Zeichnungsantrag stellen.
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DEFINITIONEN
,Companies Act‘der Companies Act von 2014 in der jeweils geltenden Fassung.

,Verwaltungsstellenvertrag” der Verwaltungsstellenvertrag vom 29. Juli 2022 zwischen der
Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und der Verwaltungsstelle in der jeweils geltenden
Fassung.

,Verwaltungsstelle*: State Street Fund Services (Ireland) Limited und/oder eine sonstige nach den
Zentralbank-Anforderungen bestellte juristische Person, die Verwaltungsleistungen fur die
Gesellschaft erbringt.

LJAIF Alternative Investmentfonds.

,Zeichnungsantrag” ist der vom Verwaltungsrat fir einen Fonds vorgeschriebene Zeichnungsantrag
fur Anteile.

~Satzung“. die Satzung der Gesellschaft in der jeweils geltenden Fassung.
L~Abschlusspriifer”. PricewaterhouseCoopers, Wirtschaftsprifer, Dublin.
LAustralischer Dollar“und ,AUS$* die gesetzliche Wahrung Australiens.

,Benchmark-Verordnung“: Verordnung (EU) 2016/1011 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 8. Juni 2016 Uber Indizes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als
Referenzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines Investmentfonds verwendet werden, und
zur Anderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der Verordnung (EU) Nr. 596/2014
in der jeweils geanderten, erganzten oder ersetzten Fassung.

.Geschéftstag” im Hinblick auf einen Fonds der bzw. die Tage, die jeweils vom Verwaltungsrat mit
Zustimmung der Verwaltungsstelle als Geschaftstage festgelegt werden (vgl. die jeweilige
Prospekterganzung).

~Zentralbank” die irische Zentralbank (Central Bank of Ireland) bzw. deren Rechtsnachfolger.
~Zentralbank-Anforderungen®. die Anforderungen der irischen Zentralbank gemalt den OGAW-
Vorschriften, den Zentralbank-OGAW-Vorschriften und den fir OGAW malfgeblichen Richtlinien, die
von der Zentralbank jeweils ausgegeben werden.

L,Zentralbank-OGAW-Vorschriften” sind die von der irischen Zentralbank gemafl dem Central Bank
(Supervision and Enforcement) Act 2013 (Section 48(1)) (Undertakings for Collective Investment in
Transferable Securities) erlassenen OGAW-Vorschriften von 2019 in der jeweils geanderten,
erganzten oder ersetzten Fassung.

,Griindungsdokumente” sind die Griindungsurkunde und die Satzung der Gesellschaft.
.Gesellschaft”Lazard Global Active Funds Public Limited Company.

,Wéahrungsmanager” State Street Bank International GmbH, Niederlassung Frankfurt und/oder eine

andere gemal den Zentralbank-Anforderungen mit der Erbringung von
Wahrungsmanagementleistungen fiir alle oder einzelne Fonds beauftragte Stelle.
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,Wahrungsmanagementvertrag“: der Wahrungsmanagementvertrag vom 29. Juli 2022 zwischen der
Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und State Street Bank International GmbH, Niederlassung
Frankfurt in seiner jeweils geltenden Fassung.

,Ddnische Krone”und ,DKK* die gesetzliche Wahrung von Danemark.

-Handelstag® die jeweils vom Verwaltungsrat (mit Zustimmung der Verwahrstelle) festgelegten
Geschaftstage, an denen Transaktionen in den Fondsanteilen getatigt werden, wobei es in jedem
Kalendermonat mindestens zwei Handelstage geben muss (vgl. die jeweilige Prospektergédnzung).

,Verwahrstelle“. State Street Custodial Services (Ireland) Limited oder eine andere mit vorheriger
Zustimmung der Zentralbank als Verwahrstelle der Gesellschaft bestellte juristische Person.

,Verwahrstellenvertrag”. der Verwahrstellenvertrag vom 29. Juli 2022 zwischen der Gesellschaft
und der Verwahrstelle in seiner jeweils geltenden Fassung.

»Richtlinie“: die Richtlinie 2009/65/EG des europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli
2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen
fur gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW), und zwar jeweils in der geltenden erganzten
Fassung bzw. Neufassung.

,Verwaltungsrat®. der Verwaltungsrat der Gesellschaft oder ein ordnungsgemal bevollmachtigter
Ausschuss des Verwaltungsrats der Gesellschaft.

,Vertriebsstelle“ Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH, Lazard Asset Management
Limited, Lazard Asset Management Schweiz AG, Lazard Fréres Gestion, Lazard Asset Management
(Singapore) Pte. Ltd., Lazard Asset Management (Hong Kong) Limited, die Verwaltungsgesellschaft
durch ihre Niederlassungen in Spanien, Belgien, Schweden und den Niederlanden, Lazard Gulf
Limited, Lazard Asset Management LLC und/oder eine sonstige gemall den Zentralbank-
Anforderungen als Vertriebsstelle der Gesellschaft bestellte Gesellschaft der Lazard-Gruppe.

~Steuern und Gebiihrensind bei einem Fonds alle Stempel- und sonstigen Steuern, Abgaben sowie
Makler-, Bank-, Ubertragungs-, Eintragungs- und sonstige Gebiihren und Kosten, die beim Erwerb
von Vermdgenswerten, der Erhéhung des Bestands an Vermdgenswerten des Fonds bzw. der
Auflegung, der Ausgabe, dem Verkauf, dem Umtausch oder der Riicknahme von Anteilen, dem Kauf
bzw. Verkauf von Fondsanlagen oder im Zusammenhang mit Zertifikaten oder anderweitig anfallen,
und die vor, fir oder im Zusammenhang mit Transaktionen oder sonstigem Handel zahlbar sind.
Hierzu kdnnen bei der Berechnung des Anteilpreises auch etwaige Rickstellungen fir Spreads (zur
Berlcksichtigung der Differenz zwischen dem Preis, zu dem die Vermégenswerte zur Ermittlung des
Nettoinventarwerts bewertetet wurden, und dem Preis, zu dem diese Vermogenswerte aufgrund von
Zeichnungen erworben bzw. aufgrund von Ricknahmen veraufiert wurden) zahlen. Nicht als ,Steuern
und Gebuhren® gelten hingegen an Vertreter zu zahlende Verkaufs- oder Kaufprovisionen sowie
Provisionen, Steuern, Abgaben und Kosten, die bei der Ermittlung des Nettoinventarwerts von
Anteilen des betreffenden Fonds berticksichtigt wurden.

LEWR*: der Europaische Wirtschaftsraum.
,EU" die Europaische Union.

L,Euro”, [EUR" und ,€“ die einheitliche europaische Wahrung gemag Verordnung (EG) Nr. 974/98 des
Rates vom 3. Mai 1998 Uber die Einflihrung des Euro.

L,Finanzderivate” sind derivative Finanzinstrumente.
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~Fonds* ein (mit vorheriger Zustimmung der Zentralbank) errichteter Fonds von Vermogenswerten
mit einer oder mehreren Anteilklassen, bei dem die Anlage entsprechend dem Anlageziel fir den
jeweiligen Fonds erfolgt.

Fondsaufstellung®“. eine Prospektergdnzung mit einer Aufstellung der von der Gesellschaft
errichteten Fonds.

,Fondsanlage(n)®. jede nach den OGAW-Vorschriften und der Grindungsurkunde und gemaf der
Satzung zulassige Anlage.

~Anlageverwalter”: ist bzw. sind Lazard Asset Management Limited, Lazard Asset Management LLC,
Lazard Japan Asset Management K.K., Lazard Asset Management Pacific Co., Lazard Asset
Management (Deutschland) GmbH, Lazard Gulf Limited und/oder die juristische(n) Person(en), die
jeweils unter Einhaltung der Vorgaben der Zentralbank mit der Erbringung von
Anlageverwaltungsleistungen fur einen oder mehrere Fonds beauftragt werden.

71

~Japanischen Yen®, ,JPY", ,Yen“oder ¥ die gesetzliche Wahrung Japans.

.Basisinformationsblatter”, die gemal der Delegierten Verordnung (EU) 2017/653 der Kommission
erstellten PRIIP-Basisinformationsblatter.

,Wesentliche Anlegerinformationen” sind die Dokumente mit den wesentlichen Informationen fur
den Anleger (KIIDs).

~,Lazard-Deutschland-Anlageverwaltungsvertrag”. der Anlageverwaltungsvertrag vom 31. Marz
2014 zwischen der Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und Lazard Asset Management
(Deutschland) GmbH in seiner jeweils geltenden Fassung.

,Lazard-Dubai-Anlageverwaltungsvertrag®. der Anlageverwaltungsvertrag vom 1. August 2014
zwischen der Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und Lazard Gulf Limited, geandert durch
Nebenabrede vom 19. Dezember 2017, in seiner jeweils geltenden Fassung.

s,Lazard-Gruppe*“: Lazard Inc und alle ihre Tochtergesellschaften.

~,Lazard-Japan-Anlageverwaltungsvertrag“. der Anlageverwaltungsvertrag vom 1. Dezember 2007
zwischen der Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und Lazard Japan Asset Management K.K.,
geandert durch Nebenabreden vom 30. April 2013 und vom 18. Dezember 2017, in seiner jeweils
geltenden Fassung.

sLazard-Pacific-Anlageverwaltungsvertrag”. der Anlageverwaltungsvertrag vom 21. Dezember
2011 zwischen der Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und Lazard Asset Management Pacific
Co., geandert durch Nebenabreden vom 29. Juni 2015 und vom 18. Dezember 2017, in der jeweils
geltenden Fassung.

s,Lazard-UK-Anlageverwaltungsvertrag“ der Anlageverwaltungsvertrag vom 15. April 1996
zwischen der Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und Lazard Asset Management Limited,
geandert durch die Erganzungsvereinbarung zum Lazard-UK-Anlageverwaltungsvertrag vom
20. Dezember 2006 und die Nebenabreden vom 1. August 2006, 14. Dezember 2012, 21. Marz 2014,
31. Méarz 2014, 1. August 2014 und 21. Dezember 2017, jeweils in ihrer geltenden Fassung.

sLazard-US-Anlageverwaltungsvertrag”. der Anlageverwaltungsvertrag vom 17. September 1996
zwischen der Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und Lazard Asset Management LLC,
erneuert durch Vereinbarung vom 13. Januar 2003, geandert durch die Erganzungsvereinbarung zum
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Lazard-US-Anlageverwaltungsvertrag vom 20. Dezember 2006 und geandert durch die
Nebenabreden vom 1. August 2006, 1. Oktober 2010, 15. November 2011, 6. Dezember 2011, 15.
November 2012, 14. Dezember 2012, 23. Dezember 2013, 21. Marz 2014, 16. Oktober 2015, 23.
Dezember 2015, 19. Dezember 2017, 20. November 2019, 15. Januar 2020, 5. Februar 2021, 23.
Juni 2021 und 7. Februar 2022 jeweils in ihrer geltenden Fassung.

.Verwaltungsvertrag” der Verwaltungsvertrag vom 17. Juli 2020 zwischen der Gesellschaft und der
Verwaltungsgesellschaft in seiner jeweils geltenden Fassung.

,Verwaltungsgesellschaft” Lazard Fund Managers (Ireland) Limited oder eine andere juristische
Person, die jeweils unter Einhaltung der Vorschriften der irischen Zentralbank als
Verwaltungsgesellschaft der Gesellschaft bestellt wird.

,Vertriebsvertrag"” der Vertriebsvertrag vom 17. Oktober 2002 zwischen der
Verwaltungsgesellschaft und Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH, geandert durch die
Erganzungsvereinbarung zum Vertriebsvertrag vom 6. April 2006, in der jeweils geltenden Fassung.

,Griindungsurkunde*. die Griindungsurkunde der Gesellschaft in der jeweils geltenden Fassung.
~-Mitgliedstaat” ein Mitgliedstaat der Europaischen Union.

<Mindestbestand”. der Bestand von Anteilen einer Anteilklasse in einem Gesamtwert, der dem in der
jeweiligen Prospekterganzung beschriebenen oder vom Verwaltungsrat jeweils festgelegten
Mindestbetrag entspricht.

-Mindestriicknahme® bei einer Erst- bzw. Folgericknahme der Mindestwert der
zurickzunehmenden Anteile entsprechend der jeweiligen Prospektergdnzung oder wie vom
Verwaltungsrat jeweils festgelegt.

~Mindestzeichnung®. bei einer Erst- bzw. Folgezeichnung der Mindestwert der zu zeichnenden
Anteile entsprechend der jeweiligen Prospekterganzung oder wie vom Verwaltungsrat jeweils
festgelegt.

,,Geldmarktfondsverordnung“, Verordnung (EU) 2017/1131 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 14. Juni 2017 Uber Geldmarktfonds in der jeweils gednderten, erganzten oder ersetzten
Fassung.

,Nettoinventarwert” bei einem Fonds der gemal} der Satzung ermittelte Nettoinventarwert des
Fonds oder ggf. einer Anteilklasse.

~Nettoinventarwert je Anteil. der Nettoinventarwert geteilt durch die Anzahl der Anteile des
jeweiligen Fonds. Gibt es bei einem Fonds mehr als eine Anteilklasse, entspricht der
Nettoinventarwert je Anteil je Klasse dem auf die einzelne Klasse entfallenden Nettoinventarwert je
Anteil geteilt durch die Anzahl der Anteile der betreffenden Klasse.

-PRIIP*, verpackte Anlageprodukte fiir Kleinanleger und Versicherungsanlageprodukte gemaf der
Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. November
2014 tber PRIIP.

~Promoter- und Vertriebsstellenvereinbarung” die Promoter- und Vertriebsstellenvereinbarung
vom 5. Marz 2009 zwischen der Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und Lazard Asset
Management Limited, gedndert durch Nebenvereinbarung vom 1. Maéarz 2016, in ihrer jeweils
geltenden Fassung.
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~Prospekt‘: das vorliegende Dokument in der jeweils im Einklang mit den Zentralbank-Anforderungen
geanderten Fassung, zusammen mit den betreffenden Prospektergdnzungen und Nachtragen, soweit
der Kontext dies verlangt oder impliziert.

» Qualifizierter Inhaber*: jede naturliche oder juristische Person, bei der es sich nicht (i) um eine US-
Person (ausgenommen qualifizierte US-Personen), (ii) eine natirliche oder juristische Person, die
keine Anteile der Gesellschaft erwerben oder halten kann, ohne damit gegen die fir sie geltenden
gesetzlichen Vorschriften zu verstof3en, oder durch die die Gesellschaft steuerliche oder rechtliche
Nachteile erleiden koénnte, oder (iii) eine Verwahrstelle, einen Nominee oder Treuhander einer in Ziff.
(i) oder (ii) genannten natirlichen oder juristischen Person handelt.

,Qualifizierte US-Person”. eine US-Person, die mit Zustimmung des Verwaltungsrats Anteile der
Gesellschaft erworben hat, wobei die Zahl der qualifizierten US-Personen auf die jeweils vom
Verwaltungsrat festgelegte Hochstzahl zu beschranken ist, um zu vermeiden, dass eine Registrierung
der Gesellschaft als Investmentgesellschaft nach dem Gesetz lber Investmentgesellschaften von
1940 erforderlich wird oder dass die Gesellschaft Berichterstattungs- oder Registrierungspflichten
nach dem Bérsengesetz von 1934 unterworfen wird.

,Geregelte Markte* die in Anlage | zu diesem Prospekt aufgefiihrten Bérsen und/oder geregelten
Markte.

,OGAW-Vorschriften”. die irischen Ausflhrungsverordnungen von 2011 betreffend die Richtlinie der
Européischen Gemeinschaften (Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren) (S.I. Nr. 352
von 2011) in der jeweils geltenden erganzten Fassung und/oder Neufassung.

~SEC*: die US-amerikanische Borsen- und Wertpapieraufsichtsbehdérde (United States Securities and
Exchange Commission).

.Secretary”. Wilton Secretarial Limited und/oder eine andere jeweils als Secretary der Gesellschaft
bestellte Person.

,Wertpapierfinanzierungsgeschéft (,,SFT“) (a) ein Pensionsgeschaft; (b) ein Wertpapier- oder
Warenverleihgeschaft oder ein Wertpapier- oder Warenleihgeschaft; (c) ein ,Buy-sell back“-Geschaft
oder ein ,Sell-buy back“-Geschaft; und/oder (d) ein Lombardgeschaft, wie jeweils gemal SFT-
Verordnung definiert.

,» Offenlegungsverordnung* die Verordnung (EU) 2019/2088 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 27. November 2019 dber nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im
Finanzdienstleistungssektor in der jeweils gultigen Fassung.

»SFT-Verordnung*: die Verordnung (EU) 2015/2365 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 25. November 2015 Uber die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschaften und der
Weiterverwendung zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 in der jeweils geltenden,
erganzten bzw. ersetzten Fassung.

~Anteil(e)”: die nennwertlosen Anteile an der Gesellschaft, die in der Satzung als ,Partizipierende
Anteile” bezeichnet werden.

LAnteilpreis“. der Preis je Anteil, wie gemall der Satzung ermittelt und in der jeweiligen
Prospektergdnzung dargelegt.

LAnteilinhaber*. ein eingetragener Inhaber eines Anteils.

»~Singapur-Dollar”bzw. ,SGD" die gesetzliche Wahrung von Singapur.
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,Griindungsanteile”. die in der Satzung als ,Grindungsanteile® bezeichneten Anteile der
Gesellschaft mit einem Nennwert von jeweils 1 GBP, die zum Zweck der Griindung der Gesellschaft
ausgegeben wurden.

~Prospektergdnzung*. jedes von der Gesellschaft herausgegebene und ausdriicklich als Erganzung
zu diesem Prospekt bezeichnete Dokument, einschlieRlich der Fondsaufstellung.

.Nachhaltigkeitsfaktoren“ bezeichnet gemaly der Offenlegungsverordnung Umwelt-, soziale und
Mitarbeiterbelange, die Achtung der Menschenrechte sowie .

.Nachhaltigkeitsrisiko® bezeichnet gemall der Offenlegungsverordnung Ereignisse oder
Bedingungen im Bereich Umwelt, Soziales oder Unternehmensfiihrung, die bei Eintreten tatsachliche
oder potenzielle wesentliche negative Auswirkungen auf den Wert der Anlage haben.

,Pfund Sterling“, ,GBP“ oder ,£“ die gesetzliche Wahrung des Vereinigten Konigreichs.

~Stock Connect”. Shanghai-Hong Kong Stock Connect und/oder Shenzhen-Hong Kong Stock
Connect.

~Schwedische Krone“bzw. ,SEK" die gesetzliche Wahrung von Schweden.
~Schweizer Franken® und ,CHF": die gesetzliche Wahrung der Schweiz.

»Taxonomie-Verordnung*“. Verordnung (EU) 2020/852 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 18. Juni 2020 Uber die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen
und zur Erganzung von Verordnung (EU) 2019/2088 in der jeweils gliltigen Fassung.

,LOGAW" ein Organismus fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren im Sinne der Richtlinie in ihrer
aktuellen Fassung.

»Vereinigtes Kénigreich” oder ,UK" das Vereinigte Kénigreich von GroRbritannien und Nordirland.

SLUSA® bzw. ,US* die Vereinigten Staaten von Amerika bzw. deren Territorien, Besitzungen und
sonstige Gebiete, die ihrer Rechtshoheit unterstehen, einschlieRlich der Bundesstaaten und des
District of Columbia

,US-Dollar”, ,USD", und ,US$“: die gesetzliche Wahrung der Vereinigten Staaten.

,US-Person“ vorbehaltlich des geltenden Rechts und der Anderungen, die der Verwaltungsrat
Zeichnungsantragstellern oder Ubertragungsempfangern von Anteilen mitteilt, jeder Staatsangehdrige
oder Gebietsansassige der USA (einschlieBlich aller nach dem Recht der USA oder deren
Gebietskorperschaften gegriindeten Kapital- und Personengesellschaften bzw. sonstigen juristischen
Personen), Vermégensmassen oder Treuhandvermdgen mit Ausnahme von Vermdégensmassen oder
Treuhandvermdégen, deren aufderhalb der USA erzielte Einklinfte (die nicht mit einer gewerblichen
Tatigkeit in den USA verbunden sind) nicht den Bruttoeinkinften fir Zwecke der US-
Einkommensteuer auf Bundesebene zugerechnet werden. Nicht als US-Personen gelten
Niederlassungen oder Reprasentanzen von US-Banken und Versicherungsgesellschaften, die
aullerhalb der USA unter der Aufsicht der zustédndigen Behdrden des jeweiligen Landes im Banken-
oder Versicherungsgeschaft tatig sind, und deren Geschéaftszweck nicht ausschliel3lich die Anlage in
Wertpapiere nach dem Wertpapiergesetz von 1933 ist.
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,Bewertungszeitpunkt® der mit Zustimmung der Verwaltungsstelle vom Verwaltungsrat jeweils
festgesetzte Zeitpunkt fir die Bewertung der Vermdgenswerte und Verbindlichkeiten eines Fonds
(vgl. die jeweilige Prospekterganzung).

,Wertpapiergesetz von 1933“ das US-Wertpapiergesetz aus dem Jahr 1933 in seiner jeweiligen
Fassung.

,Borsengesetz von 1934“ das US-Bérsengesetz aus dem Jahr 1934 in seiner jeweiligen Fassung.

,Gesetz liber Investmentgesellschaften von 1940“. das US-Gesetz Uber Investmentgesellschaften
aus dem Jahr 1940 in seiner jeweiligen Fassung.
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Verwaltungsrat

Dem Verwaltungsrat der
Gesellschaft

mit der Geschaftsadresse

6" Floor
2 Grand Canal Square
Dublin 2
D02 A342
Irland
gehdren folgende Personen an:

Andrew Finucane
Deirdre Gormley
Andreas Hubner
Samantha McConnell
Jeremy Taylor

Verwahrstelle

State Street Custodial Services
(Ireland) Limited
78 Sir John Rogerson’s Quay
Dublin 2
D02 HD32
Irland

Wahrungsmanager

State Street Bank International
GmbH, Niederlassung Frankfurt
Solmsstralte 83
60486 Frankfurt am Main
Deutschland

ANSCHRIFTENVERZEICHNIS

Eingetragener Sitz

6" Floor
2 Grand Canal Square
Dublin 2
D02 A342
Irland

Verwaltungsstelle, Register-
und
Transferagent

State Street Fund Services
(Ireland) Limited
78 Sir John Rogerson’s Quay
Dublin 2
D02 HD32
Irland
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Verwaltungsgesellschaft

Adresse des eingetragenen Sitzes:
Lazard Fund Managers (Ireland)
Limited
6th Floor
2 Grand Canal Square
Dublin 2
D02 A342
Irland

Adresse des Hauptsitzes:
Lazard Fund Managers (lreland)
Limited
Fourth Floor
Lumen
Baggot Street Upper
Dublin 4
Irland

Anlageverwalter

Lazard Asset Management Limited
20 Manchester Square
London
wW1U 3PJ
Vereinigtes Konigreich

Lazard Asset Management LLC
30 Rockefeller Plaza
New York
NY 10112-6300
USA

Lazard Japan Asset Management
K.K.

Toranomon Hills Station Tower
28th Floor, 2-6-1, Toranomon
Minato — ku
Tokio
105-5528
Japan

Lazard Asset Management Pacific
Co.
Level 12,
Gateway Building, 1 Macquarie
Place, Sydney, NSW, 2000,
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Australien

Lazard Asset Management
(Deutschland) GmbH
Neue Mainzer Stralte 75
60311 Frankfurt am Main
Deutschland

Lazard Gulf Limited
Gate Village 1
Level 2, Office 206
Dubai International Financial Centre
Dubai
P.O. Box 506644
Vereinigte Arabische Emirate



Abschlusspriifer

PricewaterhouseCoopers
One Spencer Dock
North Wall Quay
Dublin 1
D01 X9R7
Irland

Lazard Asset Management
(Singapore) Pte. Ltd.

1 Raffles Place, #25-01
One Raffles Place Tower 1
Singapur
048616

Lazard Asset Management
(Deutschland) GmbH
Neue Mainzer StralRe 75
60311 Frankfurt am Main
Deutschland

Lazard Fund Managers
(Ireland) Limited,

niederlandische Niederlassung

The Office Operators
Mondriaan Tower
Amstelplein 54
1096 BC Amsterdam

Lazard Fund Managers

(Ireland) Limited, Niederlassung

Schweden
c/o Cecil Coworking AB,
Norrlandsgatan 10
111 43 Stockholm
Schweden

Secretary

Wilton Secretarial Limited
6t Floor
2 Grand Canal Square
Dublin 2
D02 A342
Irland

Vertriebsstellen

Lazard Asset Management
Limited
20 Manchester Square
London
W1U 3PJ
Vereinigtes Konigreich

Lazard Freres Gestion
25 rue de Courcelles
75008 Paris
Frankreich

Lazard Asset Management
Schweiz AG
Uraniastrasse 12
Zurich
CH-8001
Schweiz

Lazard Gulf Limited
Gate Village 1
Level 2, Office 206
Dubai International Financial
Centre
Dubai
P.O. Box 506644
Vereinigte Arabische Emirate
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Rechtsberater der Gesellschaft
irisches Recht:

William Fry LLP
2 Grand Canal Square
Dublin 2
D02 A342
Irland

englisches Recht:

CMS Cameron McKenna Nabarro
Olswang LLP
Cannon Place, 78 Cannon Street
London
EC4N 6AF
Vereinigtes Konigreich

Lazard Asset Management (Hong
Kong) Limited
Level 20
1 Harbour View Street
Central
Hongkong

Lazard Fund Managers (Ireland)
Limited, Niederlassung Spanien
Paseo De La Castellana
140
Piso 10
28046 Madrid
Spanien

Lazard Fund Managers
(Ireland) Limited, belgische
Niederlassung
Avenue Louise 326
1050 Brussel
Belgien

Lazard Asset Management
LLC
30 Rockefeller Plaza
New York
NY 10112-6300
USA



LAZARD GLOBAL ACTIVE FUNDS PUBLIC LIMITED COMPANY
EINLEITUNG

Lazard Global Active Funds Public Limited Company wurde am 10. April 1996 nach irischem Recht
gegrindet und ist eine offene Investmentgesellschaft mit variablem Kapital. Sie wurde von der
Zentralbank als OGAW im Sinne der OGAW-Vorschriften zugelassen; Lazard Asset Management
Limited ist derzeit der Promoter der Gesellschaft.

Die Gesellschaft ist ein in Umbrella-Form strukturierter Fonds, so dass mit der vorherigen
Zustimmung der Zentralbank verschiedene Fonds aufgelegt werden kénnen. Jeder Fonds kann
mehrere Anteilklassen haben, wie im Einzelnen in der jeweils relevanten Prospektergdnzung
ausgefihrt. Die Anteile der verschiedenen Anteilklassen eines Fonds sind in jeder Hinsicht
gleichrangig, mit Ausnahme der nachstehenden Merkmale:

o Wahrung der Anteilklasse

. Ausschattungspolitik

o Gebuhren- und Kostenstruktur; und

. Mindestzeichnung, Mindestbestand und Mindestricknahme.

Die Vermogenswerte der einzelnen Fonds werden getrennt voneinander verwaltet. Die Anlage erfolgt
entsprechend dem Anlageziel und der Anlagestrategie fiir den jeweiligen Fonds.

Die Basiswahrung der einzelnen Fonds wird vom Verwaltungsrat festgelegt und ist in der jeweiligen
Prospekterganzung angegeben.

Die gegenwartig von der Gesellschaft errichteten Fonds sind in der Fondsaufstellung aufgelistet.

Bei Auflegung eines Fonds oder einer neuen Anteilklasse eines bestehenden Fonds werden
diesbezlglich eine Prospekterganzung und wesentliche Anlegerinformationen /
Basisinformationsblatter veréffentlicht. Darliber hinaus enthalten die Jahres- und Halbjahresberichte
der Gesellschaft nahere Angaben zu allen Fonds und ihren Anteilklassen.

Anteilinhaber haften nicht fir die Schulden der Gesellschaft.
Anlageziel und Anlagepolitik
Allgemeines

Das jeweilige Anlageziel und die Anlagepolitik eines Fonds werden bei seiner Errichtung durch den
Verwaltungsrat festgelegt und in der entsprechenden Prospekterganzung veroffentlicht.

Die Boérsen und Markte, an denen ein Fonds anlegen kann, ergeben sich aus Anlage I. Die
Veroffentlichung der Borsen und Markte erfolgt entsprechend den aufsichtsrechtlichen Kriterien im
Sinne der Zentralbank-OGAW-Vorschriften, wobei die Zentralbank kein Verzeichnis der zugelassenen
Bdrsen und Markte herausgibt. Ein Fonds kann in anderen Organismen flr gemeinsame Anlagen,
einschliellich anderer Fonds der Gesellschaft anlegen. Ein Fonds darf nur dann fir Zwecke der
Direktanlage in Finanzderivaten anlegen, wenn diese Absicht in der Anlagepolitik des jeweiligen
Fonds vorgesehen ist.
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Anderungen des Anlageziels oder wesentliche Anderungen der Anlagepolitik eines Fonds bediirfen
der vorherigen schriftlichen Zustimmung aller Anteilinhaber des betreffenden Fonds bzw., bei einer
Hauptversammlung von Anteilinhabern des betreffenden Fonds, der Mehrheit der auf der
Hauptversammlung abgegebenen Stimmen. Die Anteilinhaber werden mit ausreichender Frist vorab
von einer Anderung des Anlageziels oder der Anlagepolitik eines Fonds in Kenntnis gesetzt, die auf
einer Hauptversammlung von den Anteilinhabern mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen
genehmigt wurde, um ihnen die Mdoglichkeit zu geben, ihre Anteile vor der Umsetzung der
Anderungen zur Riicknahme einzureichen.

Anlage in Finanzderivaten

Optimierung des Portfoliomanagements / Direktanlagen

Die Gesellschaft kann bei jedem Fonds unter Beriicksichtigung der von der Zentralbank festgelegten
Bedingungen und Beschrankungen auf Ubertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente
bezogene Techniken und Instrumente, einschliel3lich einer Anlage in Finanzderivaten, einsetzen.
Diese Techniken und Instrumente dirfen zur Optimierung des Portfoliomanagements, zu
Absicherungszwecken (Hedging) oder gegebenenfalls fir Zwecke der Direktanlage eingesetzt
werden. Nahere Einzelheiten zu den Techniken und Instrumenten, zu denen beispielsweise auch
Devisenkontrakte (zur Verringerung des Wechselkursrisikos), Index-Terminkontrakte und Swaps (die
jeweils eingesetzt werden koénnen, um ein kostenglinstigeres und zeiteffizienteres Engagement im
Einklang mit der Anlagepolitik des Fonds zu erreichen, ohne dass eine unmittelbare Anlage in den
Referenzwerten erforderlich ist), Optionsscheine (die passiv, z. B. im Zuge einer KapitalmalRnahme,
erworben werden koénnen) und Pensionsgeschafte (die nur zu Zwecken eines effizienten
Portfoliomanagements eingesetzt werden kénnen) gehoéren, ergeben sich aus Anlage Il. Effizientes
Portfoliomanagement umfasst hierbei alle Anlagetechniken, mit denen Transaktionen verbunden sind,
die flur einen oder mehrere der nachfolgenden spezifischen Zwecke eingesetzt werden:
Risikoverringerung, Kostensenkung, Erwirtschaftung zusatzlichen Kapitals oder zusatzlicher Ertrage
fir einen Fonds. Es konnen neue Techniken und Instrumente konzipiert werden, die fir die
Gesellschaft geeignet sind und von dieser (unter Berilcksichtigung der von der irischen Zentralbank
vorgeschriebenen Bedingungen und Beschrankungen) genutzt werden kénnen, sofern vorab die
Prospekterganzung des betreffenden Fonds aktualisiert wurde und die Anteilinhaber informiert
worden sind. Beabsichtigt die Gesellschaft, diese Instrumente fir Direktanlagezwecke zu nutzen,
werden alle Einzelheiten hierzu in die Anlagepolitik des jeweiligen Fonds aufgenommen. Hat ein
Fonds die Absicht Transaktionen mit Finanzderivaten zu tatigen, setzt die Gesellschaft entsprechend
den Zentralbank-Anforderungen Risikomanagementverfahren ein, die es ihr ermdglichen, die Risiken
aller offenen Positionen in Derivaten und deren Beitrag zum Gesamtrisikoprofii des Fonds
kontinuierlich zu Gberwachen, zu messen und zu verwalten. Die Gesellschaft darf nur diejenigen
Finanzderivate einsetzen, die in dem aktuellen von der irischen Aufsichtsbehérde genehmigten
Risikomanagementverfahren vorgesehen sind.

Anlage- und Kreditaufnahmebeschrankungen

Bei der Anlage der Vermdgenswerte der einzelnen Fonds sind die OGAW-Vorschriften einzuhalten.
Die fir alle Fonds geltenden allgemeinen Anlage- und Kreditaufnahmebeschrankungen ergeben sich
aus Anlage lll. Weitere Beschrankungen kénnen vom Verwaltungsrat flr jeden Fonds festgelegt
werden. Nahere Einzelheiten hierzu ergeben sich aus den jeweiligen Prospekterganzungen.

Darliber hinaus kann der Verwaltungsrat jeweils weitere Anlagebeschrankungen festlegen, die mit
den Interessen der Anteilinhaber vereinbar sind oder den Interessen der Anteilinhaber dienen, um die
in den Landern geltenden gesetzlichen Vorschriften zu erfiillen, in denen die Anteilinhaber ansassig
sind oder in denen die Anteile vertrieben werden.
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Die Gesellschaft erwirbt weder Mehrheitsbeteiligungen noch Ubernimmt sie die unternehmerische
Leitung bei Unternehmen, in denen sie Anlagen tatigt.

Es ist vorgesehen, dass die Gesellschaft vorbehaltlich der vorherigen Zustimmung der Zentralbank
befugt ist, Anderungen der sich aus den OGAW-Vorschriften ergebenden Beschrankungen zu nutzen,
die es ihr ermdéglichen, Anlagen in Wertpapieren, Derivaten oder sonstigen Vermdgenswerten zu
tatigen, die zum Datum dieses Prospekts nicht bzw. nur eingeschrankt zulassig sind. Wesentliche
Anderungen der Beschrankungen, die die Gesellschaft zu nutzen beabsichtigt, teilt die Gesellschaft
den Anteilinhabern mit einer Frist von mindestens zwei Wochen vorab mit.

Angaben in Verbindung mit der Offenlegungsverordnung

Beurteilung der wesentlichen negativen Auswirkungen von Anlageentscheidungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren

Die wichtigsten nachteiligen Nachhaltigkeitsauswirkungen der Gesellschaft

Die Verwaltungsgesellschaft, ein Unternehmen mit weniger als 500 Mitarbeitern, das kein
Mutterunternehmen eines Konzerns mit 500 oder mehr Mitarbeitern ist, ist im Einklang mit der
Offenlegungsverordnung zurzeit nicht verpflichtet, die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen von
Investitionsentscheidungen der Gesellschaft auf Nachhaltigkeitsfaktoren in der Art und Weise zu
berlcksichtigen, die in Artikel 4(1)(a) der Offenlegungsverordnung vorgeschrieben ist. Die
Verwaltungsgesellschaft berlcksichtigt Nachhaltigkeitsrisiken im Rahmen des
Anlageentscheidungsprozesses, der auf die Anlagen der Gesellschaft in der in den Anhéngen
beschriebenen Art und Weise angewendet wird, hat jedoch beschlossen, bis auf Weiteres die
wichtigsten nachteiligen Auswirkungen der Anlageentscheidungen der Gesellschaft nicht (in der in
Artikel 4(1)(a) der Offenlegungsverordnung ausdriicklich vorgesehenen Weise) zu beriicksichtigen,
mit Ausnahme derjenigen, die im nachstehenden Abschnitt ,Die wichtigsten nachteiligen
Nachhaltigkeitsauswirkungen der Fonds® dargelegt sind.

Diese Entscheidung wurde auf der Grundlage getroffen, dass es nach Ansicht der
Verwaltungsgesellschaft derzeit nicht mdglich ist, auf jene Daten zuzugreifen oder jene Daten zu
beschaffen, die fir die Durchfihrung dieser Beurteilung gemall den Anforderungen der
Offenlegungsverordnung erforderlich sind. Die Verwaltungsgesellschaft wird dies weiter beobachten
und durch fortlaufendes Engagement bei den Beteiligungsunternehmen mehr Offenlegungen und
mehr Transparenz fordern. Wenn die Verwaltungsgesellschaft nach der Beseitigung dieser
Unsicherheiten zu der Uberzeugung gelangt, dass eine solche Beurteilung ordnungsgemaR
durchgefiihrt werden kann und im besten Interesse der Anteilinhaber ist, wird sie in Betracht ziehen,
ab diesem Zeitpunkt die nachteiligen Auswirkungen von Anlageentscheidungen des Fonds auf
Nachhaltigkeitsfaktoren zu bericksichtigen, wie in Artikel 4(1)(a) der Offenlegungsverordnung
vorgesehen.

Die wichtigsten nachteiligen Nachhaltigkeitsauswirkungen der Fonds

Die Verwaltungsgesellschaft bericksichtigt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen ihrer
Anlageentscheidungen auf die Nachhaltigkeitsfaktoren in Bezug auf diejenigen Fonds, die gemal der
Fondsaufstellung den Offenlegungsvorschriften geman Artikel 8 oder 9 der Offenlegungsverordnung
unterliegen. Die Art und Weise, in der die Verwaltungsgesellschaft diese wichtigsten nachteiligen
Auswirkungen bericksichtigt, wird in einem Anhang zur Erganzung fiur den betreffenden Fonds
dargelegt, in dem die O©kologischen und/oder sozialen Merkmale oder die nachhaltigen
Investitionsziele des betreffenden Fonds detailliert beschrieben werden.*

Offenlegungen in Verbindung mit der Taxonomie-Verordnung
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Die dem verbleibenden Teil des Lazard Emerging World Fund zugrunde liegenden Investitionen
berticksichtigen nicht die EU-Kriterien fiir 6kologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitaten.

Benchmark-Indizes

Die Wertentwicklung eines Fonds kann gegenuber einem bestimmten Index gemessen werden
und/oder ein Fonds kann einen Index als Benchmark gemaR der Definition von ,eine Benchmark
verwenden® in der Benchmark-Verordnung verwenden (diese werden jeweils als ,Benchmark-Index“
bezeichnet).

Die Gesellschaft verfugt Uber schriftiche Plane, in denen die Malnahmen festgelegt sind, die
ergriffen werden kdnnen, falls sich ein von einem Fonds als Benchmark gemaR der Benchmark-
Verordnung verwendeter Index wesentlich andert oder er nicht mehr bereitgestellt wird. Diese Plane
enthalten gegebenenfalls auch Angaben zu alternativen Indizes, die potenziell von einem Fonds
verwendet werden koénnen, wenn ein von ihm als Benchmark verwendeter Index ersetzt werden
muss.

GemaR diesen Planen behalt sich der Verwaltungsrat das Recht vor, einen entsprechenden
Benchmark-Index mit Zustimmung der Verwahrstelle durch einen anderen Index zu ersetzen, wenn
dies aus seiner Sicht im Interesse der Gesellschaft oder eines Fonds liegt. Dies gilt bei:

(@) Einstellung der Bereitstellung oder wesentlicher Anderung des betreffenden Benchmark-Index
oder der Index-Serie;

(b)  Ersatz des bestehenden Benchmark-Indexes durch einen neuen Index;

(c) der Einfihrung eines neuen Indexes, der flr den jeweiligen Markt als neuer Standardindex fir
Anleger gilt und/oder fir die Anteilinhaber vorteilhafter ist als der alte Benchmark-Index;

(d)  Schwierigkeiten bei der Anlage in im Benchmark-Index enthaltenen Wertpapieren;

(e) der Erhdhung der Gebihren fir den Benchmark-Index durch den Anbieter auf ein Niveau, das
vom Verwaltungsrat als zu hoch erachtet wird;

(f) einer vom Verwaltungsrat festgestellten Verschlechterung der Qualitat des jeweiligen
Benchmark-Indexes (u. a. Richtigkeit und Verfiigbarkeit von Daten);

(g) Ausfall eines liquiden Marktes fir Terminkontrakte, an dem ein Fonds Anlagen tatigt.

Der Verwaltungsrat ist berechtigt, den Namen eines Fonds insbesondere bei einer Anderung des
jeweiligen Benchmark-Indexes des betreffenden Fonds zu andern.

Anderungen eines Benchmark-Indexes und/oder des Fondsnamens werden der Zentralbank und den
Anteilinhabern des jeweiligen Fonds mitgeteilt und nach ihrer Umsetzung im Jahres- bzw.
Halbjahresbericht des betreffenden Fonds veréffentlicht.

Ausschiittungspolitik

Der Verwaltungsrat ist befugt, auf die Anteile aller Klassen der Gesellschaft Ausschittungen zu
erklaren und zu zahlen.

Die Mehrzahl der Fonds zielt auf Kapitalzuwachs und nicht auf hohe Renditen ab, wobei einige Fonds
auch auf die Erzielung von Renditen ausgerichtet sind.
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Sofern  Ausschittungen erklart werden, erfolgt die Zahlung ausschlieBlich aus den
Nettoanlageertrdgen eines Fonds (d. h. Dividenden-, Zins- und sonstige Ertrage abzlglich der
Aufwendungen, die gemal Prifungsvermerk in diesem Zeitraum angefallen sind). Die Termine fir
Ausschiittungszahlungen ergeben sich flir die einzelnen Fonds aus den jeweiligen
Prospekterganzungen. Nicht eingeforderte Ausschittungen werden nicht verzinst und fallen sechs
Jahre nach der Ausschittungserklarung an den betreffenden Fonds zurick.

An die Anteilinhaber ausschittender Anteilklassen zu zahlende Ausschuttungen werden unmittelbar
nach dem Zahlungstermin wieder in neuen Anteilen angelegt, es sei denn, der Anteilinhaber verlangt
ausdriicklich die Uberweisung des Ausschittungsbetrages. Wiinscht ein Anteilinhaber eine
Barliberweisung der Ausschittung, so wird davon ausgegangen, dass diese Entscheidung auch fir
weitere von diesem Anteilinhaber erworbene Anteile gilt, und zwar so lange, bis er die Entscheidung
widerruft. Sofern ein Anteilinhaber die Barliberweisung von Ausschittungen gewahlt hat, die mit der
Uberweisung der Ausschiittung verbundenen Kosten jedoch den auszuzahlenden Betrag
Ubersteigen, kann der Verwaltungsrat nach seinem freien Ermessen die Ausschittungen unmittelbar
nach ihrer Auszahlung durch Zeichnung von weiteren Anteilen in den betreffenden Fonds wieder
anlegen. Die Wiederanlage von Ausschuttungen erfolgt am Zahlungstermin fir die Ausschuttung.
Werden Ausschiittungen eines Anteilinhabers wieder in neuen Anteilen angelegt, so fallt fir die
neuen Anteile keine Ausgabegebuhr an.

Die Gesellschaft beabsichtigt die Einrichtung eines Ausgleichskontos flr jeden Fonds, damit das
Ausschittungsniveau fur alle Anteilinhaber eines Fonds nicht verwassert wird. Entsprechend
beinhaltet die erste Ausschuttung bzw. die erste Thesaurierung nach dem Erwerb von Fondsanteilen
bei einem bestehendem Ausgleichskonto (mit Ausnahme eines Erwerbs am ersten Tag des
Zeitraums, fur den die Ausschittung erfolgt) einen als Ausgleichszahlung bezeichneten
Kapitalerstattungsbetrag, der im  Vereinigten = Kdnigreich  nicht einkommen-  bzw.
korperschaftsteuerpflichtig ist. Der Betrag aus dem Ertragsausgleich muss bei der Berechnung der
zulassigen Kosten dieser Anteile flir Zwecke der UK-Ertragssteuer vom urspriinglichen Kaufpreis der
betreffenden Anteile abgezogen werden.

Fir thesaurierende Anteilklassen werden keine Ausschittungen vorgenommen. Etwaige einer
thesaurierenden Anteilklasse zurechenbare Ertrage und Gewinne werden thesauriert und im Namen
der Anteilinhaber dieser Klasse in den jeweiligen Fonds reinvestiert; auRerdem werden diese Ertrage
und Gewinne im Nettoinventarwert der betreffenden thesaurierenden Anteilklasse reflektiert.

RISIKOFAKTOREN

Die nachstehend dargestellten Risikofaktoren sind keine vollstandige Beschreibung oder Erlauterung
aller Risikofaktoren, die bei einer Anlage in die Gesellschaft zu berlicksichtigen sind. Anleger sollten
auch etwaige in der/den entsprechenden Prospekterganzung(en) beschriebene zusatzliche
Risikofaktoren lesen und bertcksichtigen.

(b) Marktfluktuationen

Klnftige Anleger sollten sich bewusst sein, dass Anlagen den (blichen Marktschwankungen
und sonstigen Risiken unterliegen, die mit einer Anlage in Wertpapieren einhergehen. Es kann
keine Zusicherung dahingehend gegeben werden, dass die Fondsanlagen im Wert steigen
oder das Anlageziel eines Fonds tatsachlich erreicht werden. Der Wert von Fondsanlagen und
die daraus erzielten Ertrdge kdnnen sowohl fallen als auch steigen, und die Anleger erhalten
mdglicherweise den urspriinglich in einem Fonds angelegten Betrag nicht zurtick. Aufgrund der
jeweils zwischen dem Preis, zu dem die Anteile gezeichnet werden, und dem Preis, zu dem die
Anteile zuriickgegeben werden, bestehenden Differenz sollte der Anlagehorizont entsprechend
mittel- bis langfristig sein. Anlagen in den Fonds sollten lediglich von Anlegern getatigt werden,
die in der Lage sind, Verluste hinzunehmen.
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(c)

(d)

(e)

()

(9)

Aussetzungen

Klnftige Anleger werden darauf hingewiesen, dass Anteilriicknahmen unter bestimmten
Umstanden ausgesetzt werden koénnen (vgl. Abschnitt ,Vorlibergehende Aussetzung“ in
diesem Prospekt).

Besteuerung

Potentielle Anleger werden auf die steuerlichen Risiken hingewiesen, die mit einer Anlage in
der Gesellschaft verbunden sind. Nahere Einzelheiten sind im Abschnitt ,Besteuerung“ dieses
Prospekts dargestellt.

Getrennte Haftung

Die Gesellschaft ist als Umbrella-Fonds mit getrennter Haftung fiir die Verbindlichkeiten ihrer
einzelnen Fonds untereinander strukturiert. Nach irischem Recht steht das Vermdgen eines
Fonds nicht zur Deckung von Verbindlichkeiten eines anderen Fonds zur Verfugung. Die
Gesellschaft als eine ungeteilte juristische Person kann jedoch ihr Vermdgen in ihrem Namen
in anderen Rechtsordnungen verwalten oder verwahren lassen oder bezuglich ihres
Vermoégens Ansprichen in anderen Rechtsordnungen unterworfen sein, in denen die getrennte
Haftung fur Verbindlichkeiten der Fonds mdglicherweise nicht anerkannt wird.

Devisentransaktionen

Da die Vermbgenswerte und Verbindlichkeiten eines Fonds ggf. in anderen Wahrungen als der
Basiswahrung eines Fonds denominiert sind, wird der Fonds unter Umstanden positiv oder
negativ von Devisenkontrollbestimmungen oder Veranderungen der Wechselkurse zwischen
der Basiswahrung und anderen Wahrungen beeinflusst. Veranderungen der Wechselkurse
kénnen Auswirkungen auf den Wert der Anteile eines Fonds, die erhaltenen Dividenden oder
Zinsen sowie die realisierten Gewinne oder Verluste haben. Wechselkurse zwischen
Wahrungen werden von Angebot und Nachfrage an den Devisenmarkten, der internationalen
Zahlungsbilanz, staatlichen Interventionen, Spekulation und anderen wirtschaftlichen und
politischen Bedingungen bestimmt.

In Abhangigkeit von der Referenzwahrung des Anlegers kdnnen sich Wahrungsschwankungen
zwischen der Referenzwahrung eines Anlegers und der Basiswahrung des betreffenden Fonds
nachteilig auf den Wert einer Anlage in einem oder mehreren Fonds auswirken.

Wenn die Wahrung, in der ein Wertpapier denominiert ist, gegentiber der Basiswahrung an
Wert gewinnt, steigt der Wert des Wertpapiers. Umgekehrt hatte ein Abfall des Wechselkurses
der Wahrung nachteilige Auswirkungen auf den Wert des Wertpapiers.

Ein Fonds kann zur Absicherung gegen das Wechselkursrisiko Devisentransaktionen
abschlielen, wobei jedoch keine Garantie besteht, dass eine Absicherung oder ein Schutz
erzielt werden kann. Diese Strategie kann auRerdem dazu fiihren, dass der Fonds von der
Wertentwicklung seiner Wertpapiere in geringerem Male profitiert, wenn die Wahrung, in der
die von einem Fonds gehaltenen Wertpapiere denominiert sind, gegenlber der Basiswahrung
des Fonds steigt. Im Fall einer abgesicherten Klasse gilt dieses Risiko gleichermalen.

Zahlungen liber Intermediére

Potentielle Anleger, die daflr optieren oder gemaly den ortlichen Bestimmungen verpflichtet
sind, Zeichnungs- oder Rlcknahmegelder Uber einen Intermediar (z. B. eine Zahlstelle) zu
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zahlen oder zu vereinnahmen, unterliegen einem Kreditrisiko gegenuber dem Intermediar in
Bezug auf:

A. Zeichnungsgelder, solange diese Gelder auf einem Konto bei diesem Finanzmittler
oder auf einem auf den Namen dieses Finanzmittlers laufenden Konto gehalten
werden; und

B. Rucknahmegelder, die von der Gesellschaft an einen solchen Finanzmittler zur

Auszahlung an den betreffenden Anleger gezahlt werden.
Abhéngigkeit von Mitarbeitern in Schliisselpositionen

Die Gesellschaft und die Fonds stitzen sich auf die Dienste des entsprechenden
Anlageverwalters, dessen Leistungserfillung von den Diensten seines Anlageteams abhangt.
Es kann keine Zusicherung gegeben werden, dass der entsprechende Anlageverwalter in der
Lage sein wird, sein derzeitiges Anlageteam zu halten. Das Ausscheiden oder die
Arbeitsunfahigkeit einer dieser Personen kénnte sich negativ auf einen Fonds auswirken.

Bewertungsrisiko

Der Nettoinventarwert eines Fonds wird von der Verwaltungsgesellschaft soweit mdglich auf
Basis von Preisen ermittelt, die von unabhangigen dritten Quellen (einschliellich Bdrsen)
bezogen wurden. Der angemessene Marktwert der Vermogenswerte eines Fonds, fur die kein
Preis von dritten Quellen verfigbar ist, wird auf Basis anderer vom Verwaltungsrat in
Absprache mit der Verwaltungsstelle als verlasslich eingestufter Quellen bewertet. Anleger
sollten berlcksichtigen, dass das Risiko besteht, dass Anteilinhaber, die ihre Anteile zu einem
Zeitpunkt zurlckgeben, zu dem ein Fonds bestimmte Vermdgenswerte halt, ggf. einen hdheren
oder niedrigeren Betrag erhalten, je nachdem, ob der tatsadchliche Wert dieser
Vermdgenswerte hoher oder niedriger als der gegenuber der Verwaltungsstelle angegebene
Wert ist. Darliber hinaus besteht das Risiko, dass eine Zeichnung fir Anteile zu einer
Verwasserung des Basiswertes dieser Vermogenswerte fir die anderen Anteilinhaber fihrt,
wenn der tatsdchliche Wert der Vermodgenswerte hoher ist als der gegenuber der
Verwaltungsstelle angegebene Wert. Es besteht zudem das Risiko, dass ein Fonds hdhere
Anlageverwaltungs- und Performancegebihren (soweit Performancegebihren durch einen
Fonds zahlbar sind) in Bezug auf bestimmte Vermdgenswerte oder Verbindlichkeiten des
Fonds zahlen muss, als dies moglicherweise der Fall gewesen ware, wenn der tatsachliche
Wert dieser Vermdgenswerte oder Verbindlichkeiten niedriger bzw. héher wére als der fur die
Zwecke der Berechnung dieser Gebuhren und Zuweisungen ermittelte Wert. Sofern sich
herausstellt, dass es sich bei einem Preis, der nach sachgerechter Einschatzung als korrekte
Bewertung eines bestimmten Vermdgenswertes eines Fonds eingestuft wurde, nicht um den
angemessenen Preis handelt, unterliegen weder der Verwaltungsrat, noch die Anlageverwalter
oder die Verwaltungsstelle einer diesbezliglichen Haftung oder der Verpflichtung, zu viel
gezahlte Anlageverwaltungs- oder Performancegebihren an einen Fonds oder die
Anteilinhaber zurtickzuerstatten.

Kreditrisiko und Kontrahentenrisiko

Die Fonds unterliegen dem Kreditrisiko der Kontrahenten oder der Makler bzw. Handler und
der Borsen, Uber die sie Abschlisse tatigen und bei denen sie Einschusszahlungen oder
Sicherheiten fur Transaktionen hinterlegen, unabhangig davon, ob es sich um Bdrsengeschéafte
oder aulerborslich getatigte Transaktionen handelt. AuRerdem unterliegen die Fonds bei
Betrug oder Konkurs eines Maklers oder bei Konkurs oder Betrug eines Clearing Brokers, tber
den der Makler Transaktionen fiir den Fonds ausfuhrt und abwickelt, oder bei Konkurs oder
Betrug einer Bodrsen-Clearingstelle ggf. einem Verlustrisiko. Zwar koénnen die Fonds
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MaRnahmen wie die Hinterlegung von Sicherheiten zur Reduzierung des Kontrahentenrisikos
ergreifen, es gibt jedoch keine Garantie daflr, dass ein Kontrahent nicht ausfallen wird und
einem Fonds infolgedessen keine Verluste oder héhere Kosten entstehen.

Kontrahentenrisiko gegeniiber der Verwahrstelle und anderen Verwahrstellen

Die Gesellschaft unterliegt dem Kreditrisiko der Verwahrstelle bzw. einer anderen von der
Verwahrstelle eingesetzten Verwahrstelle, sofern die Verwahrstelle oder andere Verwahrstellen
Barmittel oder andere Vermdgenswerte halten. Barmittel, die von der Verwahrstelle oder
anderen Verwahrstellen gehalten werden, werden in der Praxis nicht separiert, sondern stellen
eine Forderung der Gesellschaft als Einleger gegenliber der Verwahrstelle bzw. den anderen
Verwahrstellen dar. Die Barmittel werden mit Barmitteln anderer Kunden der Verwahrstelle
bzw. der anderen Verwahrstellen zusammengelegt. Bei Insolvenz der Verwahrstelle oder der
anderen Verwahrstellen wird die Gesellschaft bezlglich der Barmitteleinlagen der Fonds als
allgemeiner unbesicherter Glaubiger der Verwahrstelle bzw. der Verwahrstellen behandelt. Die
Gesellschaft kann diese Forderungen maoglicherweise nur unter Schwierigkeiten und/oder mit
Verzoégerungen bzw. nur in Teilen oder gar nicht zuriickerlangen. In diesem Fall wiirde der
betroffene Fonds alle oder einen Teil seiner Barmittel verlieren. Dagegen werden die
Wertpapiere der Fonds von der Verwahrstelle und den von der Verwahrstelle eingesetzten
Unterverwahrstellen auf getrennten Konten verwahrt. Sie sollten somit im Falle der Insolvenz
der Verwahrstelle oder der Unterverwahrstellen geschitzt sein.

Marktstérungsrisiko

Im Falle von Marktunterbrechungen und anderen aufllergewdhnlichen Ereignissen, die die
Markte auf eine Weise beeinflussen konnen, die nicht den historischen Kursbeziehungen
entspricht, kdbnnen einem Fonds erhebliche Verluste entstehen. Das Risiko von Verlusten
aufgrund von Abweichungen von historischen Kursen wird durch die Tatsache erhoht, dass auf
gestorten Markten viele Positionen illiquide werden, was es schwierig oder unmoglich macht,
verlustbringende Positionen glattzustellen. In den Jahren 1994 und 1998 und abermals
wahrend der sogenannten ,Kreditklemme® von 2007-2008 fiihrte eine plotzliche
Kreditknappheit bei den Handlern zu Zwangsliquidationen und grof3en Verlusten fiir diverse
Anlagevehikel. Die ,Kreditklemme*® von 2007-2008 beeintrachtigte insbesondere Anlagevehikel,
die sich auf kreditbezogene Anlagen konzentrierten. Da jedoch Marktunterbrechungen und
Verluste in einem Sektor Auswirkungen auf andere Sektoren haben kdnnen, erlitten wahrend
der ,Kreditklemme“ von 2007-2008 viele Anlagevehikel starke Verluste, obwohl sie nicht
notwendigerweise in groBem Umfang in kreditbezogenen Anlagen investiert waren. AuRerdem
kénnen Marktunterbrechungen, die von unerwarteten politischen, militarischen und
terroristischen Ereignissen verursacht werden, von Zeit zu Zeit dramatische Verluste fir einen
Fonds hervorrufen, und solche Ereignisse kénnen dazu flihren, dass Strategien, die ansonsten
ein historisch niedriges Risiko aufweisen, mit einer noch nie dagewesenen Volatilitdt und einem
ebensolchen Risiko einhergehen. Eine Finanzbdrse kann den Handel von Zeit zu Zeit
aussetzen oder einschranken. Eine solche Aussetzung konnte es einem Fonds schwer oder
unmoglich machen, betroffene Positionen zu liquidieren, was ein Verlustrisiko flir den Fonds
darstellt. Darliber hinaus kann nicht gewahrleistet werden, dass aulRerboérsliche Markte liquide
genug bleiben, damit der betroffene Fonds Positionen glattstellen kann.

Inflationsrisiko

Eine steigende Inflationsrate hat zur Folge, dass sich der relative Wert der von einem Fonds
erzielten Gewinne um den gleichen Betrag verringert.
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Risiko im Zusammenhang mit aktivem Management

Alle Fonds werden aktiv verwaltet. Der Anlageverwalter jedes Fonds identifiziert die
Wertpapiere, in die gemal der jeweils verfolgten Anlagestrategie oder dem jeweils verfolgten
Anlageziel investiert werden soll, und er trifft auf dieser Grundlage eine aktive Titelauswahl.
Aufgrund des Anlagestils und der langfristigeren Ausrichtung des jeweiligen Anlageverwalters
auf den Substanzwert einer zugrunde liegenden Anlage kann sich die Wertentwicklung des
Fonds von der Performance anderer Anlagen und Produkte unterscheiden.

Liquiditétsrisiko

Bei einigen der von einem Fonds gehaltenen Wertpapiere ist es unter Umstanden schwierig
(oder unmdoglich), sie zu dem vom jeweiligen Anlageverwalter angestrebten Zeitpunkt und Preis
zu verkaufen. Ein Fonds ist moglicherweise gezwungen, diese Wertpapiere langer als
gewlnscht zu halten, wodurch ihm unter Umstanden andere Anlagemdglichkeiten entgehen.
Es besteht die Moglichkeit, dass ein Fonds Geld verliert oder an der Erzielung von
Veraulierungsgewinnen gehindert wird, wenn er ein Wertpapier nicht zu dem fir diesen Fonds
gunstigsten Zeitpunkt und Preis verkaufen kann. Fonds, die in privat platzierten Wertpapieren,
bestimmten Titeln von kleineren Unternehmen, hochverzinslichen Anleihen, MBS-Anleihen,
auslandischen Titeln oder Wertpapieren aus Schwellenlandern anlegen, die alle Zeiten von
llliquiditat zu verzeichnen hatten, unterliegen Liquiditatsrisiken.

Konzentrationsrisiko

Sofern bei dem Portfolio eines Fonds eine Konzentration (bezuglich der Anzahl der im Portfolio
gehaltenen unterschiedlichen Wertpapiere) besteht, wird das Risiko erwartungsgemal hoher
sein als bei einem breiter aufgestellten diversifizierteren Portfolio. Beispielsweise kann sich die
Wertentwicklung einer einzelnen Aktie in einem solchen Portfolio starker auf den
Nettoinventarwert je Anteil des jeweiligen Fonds auswirken. Bei einigen Fonds kénnen die
Portfolios zwischen 20 und 40 unterschiedliche Wertpapiere umfassen und unterliegen damit
einem Konzentrationsrisiko. Darlber hinaus konnen einige Fonds eine Konzentration auf
einzelne Lander oder Sektoren aufweisen. Sollte eine dieser Komponenten eine
Underperformance verzeichnen, hatte dies hohere Auswirkungen als im Fall eines starker
diversifizierten Portfolios, in dem das Risiko breiter gestreut ist.

Systemrisiken

Die Gesellschaft und die Fonds sind davon abhangig, dass der entsprechende Anlageverwalter
und andere aufBenstehende Dienstleister geeignete Systeme fur die Fondsaktivitdten
entwickeln und implementieren. Die betriebliche Infrastruktur um die Gesellschaft und die
Fonds ist in hohem Malie von Computerprogrammen und -systemen flr unterschiedliche
Zwecke abhangig (und stitzt sich in Zukunft moglicherweise auf neue Systeme und
Technologien), insbesondere im Zusammenhang mit dem Handel, dem Clearing und der
Abwicklung von Transaktionen, der Auswertung bestimmter Finanzinstrumente, der
Uberwachung ihres Portfolios und des Nettokapitals sowie der Erstellung von
Risikomanagement- und sonstigen Berichten, die fiir die Beaufsichtigung der Fondsaktivitaten
von entscheidender Bedeutung sind. Einige der betrieblichen Schnittstellen der Beauftragten
eines Fonds und der Gesellschaft werden von Systemen abhangig sein, die durch Dritte, die
Verwahrstelle, die Verwaltungsstelle, Marktkontrahenten und deren Unterverwahrstellen und
sonstige Dienstleister betrieben werden, und der entsprechende Anlageverwalter ist unter
Umstanden nicht in der Lage, die Risiken oder die Zuverlassigkeit dieser externen Systeme zu
Uberprifen. Diese Programme oder Systeme kénnen bestimmten Beschrankungen unterliegen,
insbesondere aufgrund von Computerviren und Stromausfallen. Samtliche Arbeitsprozesse
sind in hohem MaRe von diesen Systemen abhangig und der erfolgreiche Betrieb dieser
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Systeme liegt haufig aulRerhalb der Kontrolle des Fonds oder des jeweiligen Beauftragten. Der
Ausfall einer oder mehrerer Systeme oder unzureichende Kapazitdten dieser Systeme im
Hinblick auf das wachsende Geschaftsvolumen der Fonds kdonnten negative Auswirkungen auf
die Fonds haben. Beispielsweise kdnnten Systemausfalle zu Ausfallen bei der Abwicklung von
Handelsabschlissen und einer falschen Buchung, Eintragung oder Verarbeitung dieser
Abschlisse fuhren und eine Verfalschung von Berichten verursachen, was die Fahigkeit eines
Fonds zur Uberwachung seines Anlageportfolios und der Anlagerisiken beeintrachtigen kann.

Netzsicherheitsrisiko

Die Gesellschaft und ihre Dienstleister unterliegen dem Betriebs- und IT-Sicherheitsrisiko und
damit verbundenen Risiken im Zusammenhang mit Netzsicherheitsverletzungen. Grundsatzlich
konnen Netzsicherheitsverletzungen das Ergebnis geplanter Angriffe oder unbeabsichtigter
Vorfalle sein. Zu den Netzsicherheitsverletzungen gehodren der nicht-autorisierte Zugriff auf
digitale Systeme (z. B. durch ,Hacken® oder Schadsoftware-Kodierung) mit dem Ziel der
widerrechtlichen Aneignung von Vermodgenswerten oder sensiblen Informationen sowie der
Zerstérung von Daten oder der Verursachung betrieblicher Stérungen. Netzangriffe kénnen
auch durchgefiihrt werden, ohne dass ein nicht-autorisierter Zugriff erforderlich ist. Dazu gehort
zum Beispiel das Herbeiflihren von Denial-of-Service-Angriffen auf Internetseiten (also der
Versuch, Dienste flr den vorgesehenen User zu blockieren). Netzsicherheitsverletzungen, die
sich auf die Anlageverwalter, die Verwaltungsstelle, die Verwahrstelle oder andere Dienstleister
auswirken, kénnen Stdérungen verursachen und den Geschéftsbetrieb beeintrachtigen, was
unter anderem dann zu Verlusten fuhren kann, wenn der Nettoinventarwert eines Fonds nicht
mehr bestimmt werden kann, der Handel der Portfolios eines Fonds verhindert wird, die
Anteilinhaber keine Geschéafte mit der Gesellschaft tatigen kdnnen oder Personlichkeitsrechte,
Datenschutzbestimmungen oder andere Gesetze verletzt werden (und der Gesellschaft
infolgedessen BuRgelder und Strafen auferlegt werden, ihr ein Reputationsschaden oder
sonstige Verbindlichkeiten in Form von Entschadigungszahlungen oder Zahlungen fiir
Schadenersatz oder Schadensbehebung, Rechtsanwaltskosten oder zusatzliche Compliance-
Kosten entstehen). Ahnliche nachteilige Folgen kénnen aus Netzsicherheitsverletzungen
entstehen, die sich auf Emittenten von Wertpapieren, in denen ein Fonds anlegt, auf
Kontrahenten, mit denen die Gesellschaft Geschéafte tatigt, oder auf Regierungs- und andere
Aufsichtsbehdrden, Bdrsen- und Finanzmarktgeschafte, Banken, Broker, Handler,
Versicherungen und andere Finanzinstitute und sonstige Personen auswirken. Zwar wurden
Risikomanagementsysteme im Informationsbereich und Geschéaftsfortfihrungsplane entwickelt,
die die mit Netzsicherheit verbundenen Risiken verringern sollen, diese
Risikomanagementsysteme und Geschaftsfortfiihrungsplane haben jedoch naturgeman
Grenzen, einschliellich der Maoglichkeit, dass bestimmte Risiken nicht als solche
wahrgenommen wurden.

Risiken im Zusammenhang mit der europdischen Datenschutz-Grundverordnung

Die Datenschutz-Grundverordnung (,DSGVOQO®) der EU ist am 25. Mai 2018 in samtlichen
Mitgliedstaaten in Kraft getreten. Sie gilt dann, wenn sich die Verarbeitungsaktivitaten eines fir
die Datenverarbeitung Verantwortlichen auf die Erbringung von Dienstleistungen an Personen
innerhalb der EU beziehen. Mit der DSGVO wurden erhebliche neue Verpflichtungen fir
Datenverantwortliche eingefiihrt, darunter Anforderungen hinsichtlich der Rechenschaftspflicht
und Transparenz, eine Formalisierung der Verarbeitungstatigkeit ihrer Beauftragten, die
Beantwortung zusétzlicher Anfragen von Betroffenen bezlglich ihrer Rechte innerhalb kurzerer
Fristen, die Meldung von Verletzungen personenbezogener Daten an Datenschutzbehdrden
oder die Betroffenen, die Berlcksichtigung von Datenschutz im Rahmen der Entwicklung neuer
Dienstleistungen und eine Begrenzung der Menge der erfassten, verarbeiteten und
gespeicherten personenbezogenen Daten.
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Mit der DSGVO wurde zudem ein sehr viel umfassenderes Regulierungssystem eingefiihrt, das
sich unter anderem dadurch auszeichnet, dass Verwaltungsstrafen fiur die Verletzungen der
DSGVO bis zu 20 Mio. EUR bzw. 4 % des jahrlichen Umsatzes eines Unternehmens (oder
einer Unternehmensgruppe) (je nachdem, welcher Betrag héher ist) betragen kénnen.

Die Umsetzung der DSGVO erfordert erhebliche Anderungen an den mit Datenschutz
verbundenen Richtlinien und Verfahren der Gesellschaft. Diese Anderungen kénnen die von
der Gesellschaft getragenen Betriebs- und Compliance-Kosten erhéhen. Sollten die
Anforderungen der DSGVO nicht erflllt werden, kdnnte die Gesellschaft betrdchtlichen
administrativen und finanziellen Sanktionen sowie Reputationsschaden ausgesetzt sein, die
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf ihre Geschaftstatigkeit, ihre Finanzlage und ihre
Aussichten haben konnten. Diese Risiken konnen im gleichen MaRe fir bestimmte
Unternehmen gelten, in die die Fonds gegebenenfalls investieren.

Politisches Risiko

Ein Fonds kann in Wahrungen und Wertpapieren anlegen, die an verschiedenen Markten
Uberall in der Welt gehandelt werden, was Schwellen- oder Entwicklungslander einschliet, von
denen einige einer starken staatlichen Kontrolle unterliegen. Solche Anlagen erfordern die
Beachtung bestimmter Risiken, die mit einer Anlage in Wahrungen oder Wertpapieren von
Industrielandern normalerweise nicht verbunden sind. Zu diesen Risiken gehéren u. a.
Handelsbilanzen und deren Ungleichgewicht sowie damit verbundene wirtschaftspolitische
Malnahmen, ungunstige Wechselkursschwankungen, die Einfihrung von
Devisenkontrollvorschriften durch  Staatsregierungen, Quellensteuern, Beschrankungen
hinsichtlich der Entnahme bzw. Ausfuhr von Geldern oder sonstigen Vermdgenswerten, die
Staatspolitik im Hinblick auf eine mégliche Verstaatlichung von Industrien sowie politische
Probleme, darunter die Enteignung von Vermdgenswerten, eine enteignungsgleiche
Besteuerung und soziale, wirtschaftliche oder politische Instabilitét in anderen Landern. Diese
Faktoren kénnen sich auf das Niveau und die Volatilitat der Wertpapierpreise und die Liquiditat
der in diesen Regionen getatigten Anlagen auswirken. Unerwartete Preisvolatilitaten oder
llliquiditat kénnen zu einer geringeren Profitabilitdt eines Fonds oder zu Verlusten flihren.

Die Volkswirtschaften von Landern, in denen ein Fonds investiert, kdnnen sich unter
Umstanden unterscheiden, was das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts, die Inflationsrate,
die Wahrungsabwertung, die Wiederanlage von Vermdgen, die Autarkie von Ressourcen und
die Handelsbilanz anbelangt. Einige Volkswirtschaften sind dariber hinaus stark vom
internationalen Handel abhangig und wurden daher in der Vergangenheit von
Handelsschranken, Devisenkontrollen, MaRnahmen zur Anpassung des relativen Werts von
Wahrungen und anderen protektionistischen MaRnahmen, die von den Landern, mit denen sie
Handel betreiben, auferlegt oder ausgehandelt wurden, getroffen, und dies ist moglicherweise
auch in der Zukunft der Fall. Die Volkswirtschaften einiger Lander, in die ein Fonds investieren
darf, basieren unter Umstanden Uberwiegend auf einigen wenigen Industriezweigen und
kénnen anfallig auf Veranderungen der Handelsbedingungen reagieren und eine hdhere
Verschuldung oder Inflation aufweisen.

Schwellenlédnder
Fonds, die unmittelbar in Wertpapieren aus Schwellenlandern anlegen oder ein sonstiges
Engagement in diesen Wertpapieren halten, kdnnen den folgenden zusatzlichen Risiken

unterliegen:

Politische und wirtschaftliche Faktoren
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In einigen Schwellenldandern ist das Risiko von Verstaatlichung, Enteignung oder einer
enteignungsgleichen Besteuerung hoher als dies normalerweise der Fall ist; jeder dieser
Faktoren kann sich negativ auf den Wert von Fondsanlagen in diesen Landern auswirken.
Schwellenlander kénnen auflerdem hoheren Risiken politischer Veranderungen, staatlicher
Regulierung, sozialer Instabilitdt oder diplomatischer Entwicklungen (einschlief3lich Krieg)
ausgesetzt sein, welche die Volkswirtschaften der betreffenden Lander und damit den Wert der
Anlagen in diesen Landern beeintrachtigen kénnten.

Die Volkswirtschaften vieler Schwellenlédnder sind stark vom internationalen Handel abhangig,
sodass sie in der Vergangenheit von Handelsschranken, Mallnahmen zur Anpassung des
relativen Werts von Devisen und anderen protektionistischen Mallnahmen, die von den
Landern, mit denen sie Handel betreiben, auferlegt oder ausgehandelt werden, sowie von
internationalen wirtschaftlichen Entwicklungen im Allgemeinen getroffen wurden und
moglicherweise auch in der Zukunft getroffen werden.

In diesem Zusammenhang besteht bei Anlagen in Schwellenlandern ggf. das Risiko restriktiver
Devisenkontrollvorschriften und kiinstlich an aktuelle Marktwerte angepasster Wechselkurse.
Die Wechselkurse an Schwellenmarkten koénnen erheblichen kurzfristigen Schwankungen
ausgesetzt sein.

Kontrahentenrisiko und Liquiditdtsfaktoren

Es kann keine Zusicherung gegeben werden, dass es einen Markt fir die von dem Fonds
erworbenen Fondsanlagen geben wird, bzw., sofern es einen lokalen Markt geben sollte, dass
eine sichere Methode fur die Lieferung gegen Zahlung existiert, die im Falle eines Verkaufs
oder Kaufs seitens oder im Namen des Fonds das Kontrahentenrisiko in Bezug auf den Kaufer
oder Verkaufer eliminiert. Selbst wenn ein Markt fiir diese Fondsanlagen besteht, ist er unter
Umstanden in hohem Male illiquide. Dieser Mangel an Liquiditdt kann den Wert dieser
Fondsanlagen beeintrachtigen oder ihren Verkauf erschweren. Es besteht das Risiko, dass
Kontrahenten ihren Verpflichtungen nicht nachkommen und Transaktionen nicht abgewickelt
werden.

Rechtliche Faktoren

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen in Schwellenlandern fir den Kauf und Verkauf von
Anlagen und in Bezug auf wirtschaftliche Beteiligungen an diesen Anlagen sind unter
Umstanden relativ neu und unerprobt und es ist nicht sicher, wie die Gerichte oder Behérden
von Schwellenlandern auf in diesen Landern bezlglich der Anlage des Fonds aufkommende
Fragen und diesbeziiglich vorgesehene Vereinbarungen reagieren werden.

Es gibt keine Garantie dafir, dass etwaige Ubereinkiinfte oder abgeschlossene
Vereinbarungen zwischen der Verwahrstelle und einer Korrespondenzbank (d.h. einem
Beauftragten, einer Unterverwahrstelle oder einem Bevollmachtigten) von einem Gericht eines
Schwellenlandes bestatigt werden wirden, oder dass ein von der Verwahrstelle oder der
Gesellschaft gegen eine solche Korrespondenzstelle vor einem Gericht einer bestimmten
Rechtsordnung erzieltes Urteil von einem Gericht in einem Schwellenland vollstreckt werden
wirde.

Unternehmen in Schwellenlandern unterliegen mdoglicherweise nicht demselben Mall an
staatlicher Beaufsichtigung und Regulierung von Boérsen, wie sie in Landern mit starker
entwickelten Wertpapiermarkten erwartet werden kann. Dementsprechend bieten bestimmte
Schwellenlander moglicherweise nicht dasselbe Mall an Anlegerschutz, das in weiter
entwickelten Rechtsgebieten gelten wirde. Es konnte Beschrankungen bezlglich
auslandischer Anlagen in bestimmte Wertpapiere durch bestimmte Fonds und infolgedessen
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beschrankte Anlagechancen fiir einen Fonds geben. Erhebliche staatliche Eingriffe in die
Wirtschaft bzw. Malinahmen zur Beeinflussung der Wirtschaft kdnnen sich auf den Wert von
Wertpapieren in bestimmten Schwellenlandern auswirken.

Berichts- und Bewertungsfaktoren

Es kann keine Garantie gegeben werden, dass die in Schwellenlandern verfugbaren
Informationen in Bezug auf Fondsanlagen korrekt sind, was sich wiederum nachteilig auf die
Richtigkeit des Wertes der Anteile an einem Fonds auswirken kdnnte. Die Buchfihrungspraxis
ist in vielerlei Hinsicht weniger streng als in entwickelteren Markten. Ahnlich verhalt es sich mit
der Quantitdt und der Qualitdt der fir die Rechnungslegung von Unternehmen in
Schwellenlandern erforderlichen Informationen, die in der Regel geringer sind als in
entwickelteren Markten.

Devisenkontrolle und Kapitalriickfiihrung

Unter Umstanden ist ein Fonds nicht in der Lage, Kapital, Ausschittungen, Zinsen und
sonstige Ertrage aus Schwellenlandern zurlickzufihren oder muss staatliche Genehmigungen
fir eine solche Kapitalriickfihrung einholen. Einem Fonds konnten durch die Einfihrung
solcher Genehmigungspflichten bzw. einer etwaigen Verzdgerung oder Ablehnung von
Genehmigungen zur Ruckfihrung von Geldern oder durch ein behdrdliches Eingreifen bei der
Abwicklung von Transaktionen erhebliche Nachteile entstehen. Wirtschaftliche oder politische
Bedingungen kénnen zu einem Widerruf oder einer Anderung einer zuvor in Bezug auf eine in
einem bestimmten Land getatigte Anlage erteilte Genehmigung oder zu einer Auferlegung
neuer Beschrankungen fuhren.

Abwicklung

Es gibt keine Garantie beziiglich der Funktionsfahigkeit oder der Erfiillung der Abwicklung, des
Clearings und der Registrierung von Transaktionen in Schwellenlandern oder beziiglich der
Zahlungsfahigkeit eines Wertpapiersystems oder der ordnungsgemaflen Registrierung der
Verwahrstelle oder der Gesellschaft als Inhaber von Wertpapieren durch ein solches
Wertpapiersystem. Sofern organisierte Wertpapiermarkte und Bank- und
Telekommunikationssysteme unterentwickelt sind, bestehen unweigerlich Bedenken in Bezug
auf die Abwicklung, das Clearing und die Registrierung von Transaktionen in Wertpapieren, die
nicht als Direktanlagen erworben werden. Des Weiteren kann aufgrund der Struktur des
inlandischen Post- und Bankwesens in vielen Schwellenlandern keine Gewahr dafir
Ubernommen werden, dass die Rechte, die mit den von einem Fonds erworbenen notierten und
im Freiverkehr gehandelten Wertpapieren verbunden sind, auch ausgeubt werden kénnen.

In einigen Schwellenméarkten ist es zurzeit vorgeschrieben, dass Gelder fur die Abwicklung von
einem Broker vor Ort einige Tage vor der Abwicklung eingehen missen und Vermdgenswerte
erst einige Tage nach der Abwicklung tbertragen werden. Die fraglichen Vermbdgenswerte sind
dadurch in diesem Zeitraum Risiken aufgrund von Handlungen, Unterlassungen und der
Zahlungsfahigkeit des Brokers und dem Kontrahentenrisiko ausgesetzt.

Die Zuverlassigkeit der Handels- und Abwicklungssysteme in einigen Schwellenlandern ist
mdglicherweise nicht gleich hoch wie in starker entwickelten Markten, was zu Verzégerungen
bei der Realisierung von Anlagen fiihren konnte.

Wéhrungsfaktoren
Die Volkswirtschaften von Schwellenlandern sind in der Regel stark vom internationalen

Handel abhangig und wurden daher in der Vergangenheit von Handelsschranken,
32



Devisenkontrollen, MalRnahmen zur Anpassung des relativen Werts von Devisen und anderen
protektionistischen Maflinahmen, die von den Landern, mit denen sie Handel betreiben,
auferlegt oder ausgehandelt werden, getroffen, und dies ist moglicherweise auch in der Zukunft
der Fall. Die Volkswirtschaften einiger Lander, in die ein Fonds investieren darf, basieren unter
Umstanden Uberwiegend auf einigen wenigen Industriezweigen und koénnen anfallig auf
Veranderungen der Handelsbedingungen reagieren und eine hoéhere Verschuldung oder
Inflation aufweisen.

Verwahrung

Die Verwahrdienste vor Ort sind in vielen Schwellenlandern weiterhin unterentwickelt und es
besteht bei Handelsgeschaften an diesen Markten ein erhebliches Transaktions- und
Verwabhrrisiko. In manchen Fallen ist ein Fonds mdglicherweise nicht in der Lage, einige seiner
Vermdgenswerte zurlickzuerhalten. Zu diesen Fallen gehdéren u.a. Handlungen oder
Unterlassungen oder die Auflésung, der Konkurs oder die Insolvenz einer Unterverwahrstelle,
die rickwirkende Anwendung von Gesetzen sowie Betrug oder die unvorschriftsmaRige
Registrierung von Eigentumsanspriichen. Die einem Fonds im Zusammenhang mit dem
Erwerb und dem Halten von Fondsanlagen an diesen Markten entstehenden Kosten werden in
der Regel hoher sein als an organisierten Wertpapiermarkten.

Ausfallrisiko

Zu den Fondsanlagen eines Fonds gehdren unter Umstanden Wertpapiere, die von
Unternehmen oder sonstigen nicht-staatlichen Stellen begeben werden, die ihren Sitz in
Schwellenlandern haben oder dort ihre Geschaftstatigkeit ausiben, sowie staatliche
Schuldverschreibungen von Schwellenlandern. Es besteht das Risiko, dass der Emittent in
Verzug gerat oder einen anderen Termin fur die Erflllung seiner Verpflichtung zur Rickzahlung
von Kapital und Zinsen festlegt, und ein Fonds hat mdglicherweise nur begrenzt
Ruckgriffsmdglichkeiten gegeniiber dem Emittenten.

Unternehmensschuldtitel an Schwellenmérkten

Ein Fonds kann in festverzinslichen, von Unternehmen ausgegebenen Wertpapieren anlegen,
die in der ortlichen Wahrung des Emittenten oder einer anderen Wahrung denominiert sein
kénnen. Der Marktwert dieser Wertpapiere ist anfallig gegentber individuellen
Unternehmensentwicklungen und Veranderungen der wirtschaftlichen Bedingungen.
Emittenten in Schwellenlandern sind unter Umstanden in hohem Male fremdfinanziert und
ihnen stehen mdoglicherweise keine traditionelleren Finanzierungsmethoden zur Verfugung.
Daher kann ihre Fahigkeit zur Bedienung ihrer Verbindlichkeiten aus Schuldtitein wahrend
eines wirtschaftlichen Abschwungs oder wahrend anhaltender Perioden steigender Zinssatze
beeintrachtigt sein, was zu einem hdheren Ausfallrisiko fihrt.

Staatliche Schuldtitel an Schwellenmérkten

Ein Fonds kann in Schuldtiteln staatlicher Emittenten anlegen, die auf die 6rtliche Wahrung des
Emittenten lauten. Eine Anlage in Schuldtiteln staatlicher Emittenten wird den betreffenden
Fonds den direkten oder indirekten Folgen politischer, sozialer oder wirtschaftlicher
Veranderungen in den die Wertpapiere ausgebenden Schwellenlandern aussetzen. Die
Fahigkeit oder Bereitschaft von staatlichen Emittenten in Schwellenlandern oder den die
Rickzahlung ihrer Schulden verwaltenden Regierungsbehérden, Kapitalriickzahlungen und
Zinszahlungen punktlich zu leisten, hangt unter Umstdnden von den allgemeinen
wirtschaftlichen und politischen Bedingungen innerhalb des betreffenden Landes ab. Die
Lander, in denen ein Fonds anzulegen beabsichtigt, haben in der Vergangenheit hohe
Inflationsraten, hohe Zinssatze, Wechselkursschwankungen, Handelsschwierigkeiten und
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extreme Armut und Arbeitslosigkeit erfahren und dies wird sich moglicherweise in der Zukunft
weiter fortsetzen. Viele dieser Lander sind aulRerdem von politischer Unsicherheit oder
Instabilitat gekennzeichnet.

Daher besteht die Moglichkeit, dass ein staatlicher Emittent seinen Zahlungsverpflichtungen
nicht nachkommt. In einem solchen Fall stehen dem betreffenden Fonds mdglicherweise nur in
begrenztem Umfang Rechtsmittel gegen den Emittenten und/oder den Garantiegeber zur
Verfugung. In manchen Fallen werden Rechtsmittel bei den Gerichten der saumigen Partei
selbst eingelegt, sodass die Mdoglichkeiten eines Inhabers von auslandischen
Staatsschuldtiteln, seine Anspriiche erfolgreich durchzusetzen, dann moglicherweise auch von
dem politischen Klima in dem betreffenden Land abhangen.

Staatliche Emittenten in Schwellenlandern zahlten in der Vergangenheit zu den weltweit
groBten Schuldnern von Geschaftsbanken, anderen Regierungen, internationalen
Finanzorganisationen und sonstigen Finanzinstituten. Diese Emittenten sahen sich in der
Vergangenheit erheblichen Schwierigkeiten bei der Bedienung ihrer externen Verbindlichkeiten
gegeniber, die zu Ausfallen bei bestimmten Schuldverschreibungen und der Restrukturierung
einiger Schulden gefiihrt haben. Inhaber auslandischer staatlicher Schuldtitel werden
moglicherweise aufgefordert, bei der Umschuldung der Verbindlichkeiten mitzuwirken oder
weitere Darlehen an deren Emittenten auszureichen.

Risiken im Zusammenhang mit Anlagen in Russland

Bei Fonds, die Anlagen in Russland tatigen, sollten sich Anleger dartber im Klaren sein, dass
die Gesetze in Bezug auf Wertpapieranlagen und Regulierung in Russland mit Blick auf die
gegenwartige Situation entworfen wurden und in der Regel nicht mit Marktentwicklungen Schritt
halten. Dies kann zu unterschiedlichen Interpretationen und einer uneinheitlichen und
willkirlichen Anwendung dieser Vorschriften filhren. Darlber hinaus sollten Anleger
bertiicksichtigen, dass die Uberwachung und Durchsetzung von anwendbaren Bestimmungen
nur rudimentar erfolgt.

Aktien in Russland werden nicht in effektiven Stlicken begeben und der einzige rechtliche
Eigentumsnachweis ist die Eintragung des Namens des Aktionars im Aktienregister des
Emittenten. Das Konzept der Treuepflichten ist nicht gut etabliert, sodass Anteilinhaber unter
Umstanden eine Verwasserung oder einen Verlust von Anlagen aufgrund von Handlungen der
Geschéftsfuhrung hinnehmen mussen, ohne dass ihnen geeignete Rechtsmittel zur Verfigung
stehen.

Vorschriften zur Regelung der Unternehmensfihrung (Corporate Governance) bestehen
entweder Uberhaupt nicht oder sind unterentwickelt und bieten Minderheitsaktionaren wenig
Schutz.

Risiko im Zusammenhang mit der MENA-Region

Zusatzlich zu den allgemeinen mit Schwellenlandern verbundenen Risiken ist der Handel in der
»,MENA“-Region (Naher Osten und Nordafrika) mit besonderen Risiken verbunden.

Die Volkswirtschaften und Finanzmarkte der MENA-Region kénnen voneinander abhangig sein
und unter Umstanden alle gleichzeitig einen Riickgang erleiden. Folglich kénnten Fonds mit
erheblichem Engagement in der MENA-Region allgemein mehr Risiken ausgesetzt sein als
Fonds mit einer hdheren geografischen Diversifizierung.

Eine Instabilitat in MENA-Landern kann durch Faktoren wie dem Eingreifen der Regierung oder
des Militdrs in Entscheidungsprozesse, Terrorismus, Birgerunruhen, Extremismus oder
Feindseligkeiten zwischen Nachbarldndern entstehen. Ein Ausbruch von Feindseligkeiten
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konnte fir einen Fonds mit erheblichem Engagement in der MENA-Region zu erheblichen
Verlusten fihren. In bestimmten Landern werden traditionell Anlagen auslandischer Investoren
madglicherweise abgelehnt. Wenn sich diese Haltung in einem Land verstarkt, kdnnte dies eine
destabilisierende Wirkung auf die Anlagetatigkeiten eines Fonds haben.

Qualitat, zeitliche Koordinierung und Zuverlassigkeit offizieller von der Regierung und von
Regierungsbehorden einiger MENA-Lander verdffentlichter Daten entsprechen unter
Umstanden nicht immer denen starker entwickelter Lander.

In MENA-Landern halten die Markte moglicherweise mehrere Tage lang Feiertage ein,
wahrend derer keine Zeichnungs- und/oder Ricknahmeantrdge bearbeitet werden. Darlber
hinaus sind die genauen Daten von MarktschlieBungen unter Umstanden erst sehr kurzfristig
im Voraus bekannt. Unter diesen Umstanden kann es erforderlich werden, den Handel in
einem Fonds mit erheblichem Engagement in der MENA-Region und die Berechnung des
Nettoinventarwerts eines solchen Fonds im Einklang mit den Bedingungen des Prospekts
auszusetzen, bis die betreffenden Markte wieder gedffnet sind.

In bestimmten MENA-Landern ist die Marktreife von bdrsennotierten Aktien aufgrund der
eingeschrankten Offnungszeiten der Boérsen, einer engen Bandbreite von Anlegern und der
Konzentration eines relativ hohen Anteils des Marktwerts in den Handen einer relativ geringen
Anzahl an Aktionaren begrenzt. Das Handelsvolumen ist im Allgemeinen niedriger als an den
entwickelteren Bdrsenmarkten und Aktienwerte sind in der Regel weniger liquide. Die
Infrastruktur fur das Clearing, die Abwicklung, Registrierung und Verwahrstellendienste an den
Primar- und Sekundarmarkten von MENA-Landern ist in manchen Fallen weniger weit
entwickelt als an bestimmten anderen Markten und unter bestimmten Umstanden kann dies zu
Verzogerungen bei der Abwicklung und/oder Registrierung von Transaktionen an den Markten
fuhren, in denen der Fonds anlegt, insbesondere wenn das Wachstum von auslandischen und
inlandischen Investitionen in MENA-Landern eine unangemessene Belastung fir diese
Anlageinfrastruktur darstellt.

MENA-Lander haben moglicherweise weniger weit entwickelte gesellschaftsrechtliche Gesetze
in Bezug auf Treuhandpflichten von Organmitgliedern oder Verwaltungsratsmitgliedern und auf
den Anlegerschutz.

Ein Fonds darf in Unternehmen mit Sitz in MENA-Landern anlegen, die Aktiensperrung
praktizieren. Eine Aktiensperrung zwingt Anleger, die bei Hauptversammlungen der
betreffenden Unternehmen abstimmen, das Verfugungsrecht Uber ihre Anteile fir einen
bestimmten Zeitraum aufzugeben. Anlagen in diesen Unternehmen kénnen die Fahigkeit eines
Fonds zur Liquidation oder zum Erwerb von Vermdgenswerten wahrend eines bestimmten
Zeitraums zum Nachteil der Anleger einschrénken oder den Anlageverwalter eines Fonds an
der Auslibung von Stimmrechten flr einen Fonds hindern. Zu den Landern, die Aktiensperrung
praktizieren, gehéren Agypten, Marokko, Oman und Katar.

Betrigerische Handlungen von Maklern sowie etwaige Verzégerungen und Fehler bei der
Abwicklung (unabhangig von der anweisenden Partei) kdnnen sich negativ auf einen Fonds,
der in der MENA-Region anlegt, auswirken; insbesondere kann die Auferlegung von
Strafzuschlagen und Bu3geldern zu einem Wertrlickgang eines Fonds flihren.

Risiken im Zusammenhang mit Anlagen in Kuwait

Die Funktionsweise des Marktes in Kuwait ist einzigartig. Zusatzlich zu den allgemeinen mit der
Anlage in Schwellenmarkten verbundenen Risiken bestehen zahlreiche Abwicklungsrisiken im
Zusammenhang mit dem Handel in Kuwait (insbesondere Ausfalle bei der Abwicklung aufgrund
von Verzdgerungen und Fehlern bei Handelsanweisungen, ein fehlendes Pre-matching der
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Anweisungen durch die Depotbank und fehlende Ausgewogenheit bei der Vorablberpriifung
der Verfugbarkeit von Wertpapieren durch den Makler vor Ort). Verzdégerungen oder Ausfalle
bei der Abwicklung kénnen zu der Auferlegung von Strafzuschlagen durch die Clearingstelle
vor Ort fUhren.

Steuern in Kuwait: Die Position zu verschiedenen Arten der Besteuerung auf den Besitz von
kuwaitischen Wertpapieren befindet sich derzeit im Entwicklungsstadium und es bestehen
keine endgultigen Vorschriften oder Marktpraktiken beziglich der Anwendung dieser Steuern,
beispielsweise zu der Frage, ob die kuwaitische Regierung von einem Fonds Steuern auf nicht
ausgeschuttete Gewinne aus den Anlagen eines Fonds in Kuwait verlangen wird. Daher ist es
moglich, dass die von einem Fonds, der in Kuwait investiert, zahlbaren Steuern erst zu einem
spateren Zeitpunkt genau beziffert werden kdnnen oder endgiiltig feststehen. Die zahlbaren
Steuern konnen folglich héher oder niedriger sein als der etwaige von einem solchen Fonds
geschatzte Betrag und die von ihm hierflir gebildeten Riickstellungen. Wenngleich der bzw. die
Anlageverwalter Schritte zur Kontrolle und Steuerung dieser Unsicherheit unternehmen wird
bzw. werden, besteht das Risiko, dass von einem Fonds, der in Kuwait investiert, zahlbare
Steuern den bestehenden und zum Zeitpunkt der Steuererhebung steuerpflichtigen
Anteilinhabern des betreffenden Fonds zugewiesen und sich im Nettoinventarwert
widerspiegeln werden.

Risiken in Verbindung mit dem Wertpapierhandel in China iiber Stock Connect

Bestimmte Fonds kdnnen tber Shanghai-Hong Kong Stock Connect und/oder Shenzhen-Hong
Kong Stock Connect (gemeinsam: ,Stock Connect®) anlegen und haben dadurch direkten
Zugang zu bestimmten zulassigen chinesischen A-Aktien. Stock Connect ist ein mit dem
Handel und dem Clearing von Wertpapieren verbundenes Programm, das von Hong Kong
Exchanges and Clearing Limited, der Shanghai Stock Exchange, der Shenzhen Stock
Exchange und China Securities Depository and Clearing Corporation Limited mit dem Ziel
entwickelt wurde, einen gegenseitigen Aktienmarktzugang zwischen der Volksrepublik China
und Hongkong zu schaffen. Eine Anlage in der Volksrepublik China Uber Stock Connect
umgeht die Anforderung, einen RQFII-Status zu erlangen, der fiir den direkten Zugang zur
Shanghai Stock Exchange oder zur Shenzhen Stock Exchange erforderlich ist.

Im Rahmen von Stock Connect ist es auslandischen Anlegern (einschlieflich der Fonds, die in
chinesische A-Aktien investieren) moglicherweise gestattet, vorbehaltlich der von Zeit zu Zeit
erlassenen/geanderten Regeln und Vorschriften mit bestimmten an entweder der Shanghai
Stock Exchange oder der Shenzhen Stock Exchange notierten chinesischen A-Aktien zu
handeln.

Far Stock Connect gelten bestimmten Quotenbeschréankungen, die die Gesamtkdufe und -
verkaufe von Wertpapieren Uber Stock Connect messen. Fir die Berechnung der Quote
werden Kauf- und Verkaufsauftrage gegeneinander aufgerechnet. Wenn beispielsweise die
tagliche Quote uberschritten ist, werden Kaufauftrage bis zum néchsten Handelstag abgelehnt.
Die Quote gilt nicht fiir einen bestimmten Fonds oder Anlageverwalter, sie gilt fir den Markt
insgesamt. Dies kann die Fahigkeit eines Fonds zur termingerechten Durchfiihrung von
Handelsgeschaften Gber Stock Connect einschranken und kann die Fahigkeit dieses Fonds zur
effektiven Umsetzung seiner Anlagestrategie beeintrachtigen.

Anleger werden ferner darauf hingewiesen, dass ein Wertpapier aus dem Universum von Stock
Connect gestrichen werden kann. Dies kann die Fahigkeit eines Fonds zur Erreichung seines
Anlageziels beeintrachtigen, beispielsweise, wenn er ein Wertpapier kaufen mdchte, das aus
dem Universum von Stock Connect gestrichen wurde. Sollte darlber hinaus ein Wertpapier aus
dem Universum von Stock Connect gestrichen werden, besteht ein Risiko, dass ein Fonds den
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Wert des Wertpapiers teilweise oder ganzlich verliert, wenn keine ausreichenden Mittel
vorhanden sind, um alle Teilnehmer an Stock Connect zu bezahlen.

Die genaue Stellung und die Rechte eines Fonds als wirtschaftlicher Eigentimer von
chinesischen A-Aktien Uber das Stock Connect-Programm sind nicht ausreichend definiert,
weshalb die Durchsetzung von Rechten gemaR den chinesischen Gesetzen ungewiss ist.

Im Rahmen von Stock Connect unterliegen mit chinesischen A-Aktien notierte Unternehmen
und der Handel mit chinesischen A-Aktien den Marktregeln und Offenlegungsanforderungen
des Marktes fir chinesische A-Aktien. Anderungen der Gesetze, Verordnungen und Richtlinien
des Marktes flr chinesische A-Aktien oder der Regeln in Zusammenhang mit Stock Connect
kénnen sich auf die Anteilpreise auswirken. Beschrankungen fir den auslandischen
Anteilbesitz und Offenlegungspflichten gelten auch fiir chinesische A-Aktien.

Um es Anlegern, deren an entweder der Shanghai oder der Shenzhen Stock Exchange notierte
chinesische A-Aktien bei Verwahrstellen aufbewahrt werden, zu ermdglichen, diese
Wertpapiere zu verkaufen, ohne diese im Voraus von ihren Verwahrstellen an ihre
ausflihrenden Broker Ubermitteln zu muissen, wurde ein erweitertes Modell zur Prifung im
Vorfeld von Transaktionen (das sogenannte ,SPSA-Modell“) eingefiihrt.

Im Rahmen des SPSA-Modells kann ein Anleger, dessen chinesische A-Aktien bei einer
Verwahrstelle hinterlegt sind, die fir die Teilnahme am von Hong Kong Securities Clearing
Company Limited (,CCASS®) betriebenen Central Clearing and Settlement System registriert
und zugelassen sind, die Erdffnung eines speziellen Sonderkontos (,SPSA®) durch seine
Verwahrstelle bei CCASS beantragen, um dort seine Bestdnde an diesen Wertpapieren zu
halten. Jedem SPSA wird von CCASS eine eigene Anleger-Identifikationsnummer zugewiesen.
Der Anleger kann bis zu 20 ausfihrende Broker bestimmen, die seine eindeutige
Identifikationsnummer verwenden kénnen, um Auftrdge fir diese Wertpapiere in seinem
Namen auszufiihren. Das SPSA-Modell ermdglicht die Durchfiihrung von Prifungen im Vorfeld
von Transaktionen, ohne dass der Anleger seine chinesischen A-Aktien vor Markteréffnung am
Verkaufstag von seiner Verwahrstelle an seinen ausfiihrenden Broker Ubertragen muss. Im
Rahmen des SPSA-Modells braucht ein Anleger chinesische A-Aktien erst nach Ausfiihrung
und nicht vor Platzierung des Verkaufsauftrags von seinem SPSA an das Konto seines
ausflihrenden Brokers zu Uibertragen.

Wenn das SPSA-Modell fur einen Fonds zu irgendeinem Zeitpunkt aus jedwedem Grund nicht
mehr zur Verfiigung steht, kann dies die Fahigkeit eines Fonds, sein Anlageziel zu erreichen
oder chinesische A-Aktien zeitnah zu kaufen oder zu verkaufen, beeintrachtigen.

Aktienmarktrisiko

Der Wert von Aktienwerten ist Schwankungen in Reaktion auf zahlreiche Faktoren unterworfen,
darunter die Aktivitaten, Geschaftsergebnisse und Finanzlage einzelner Emittenten, der
Geschaftsmarkt, in dem einzelne Unternehmen konkurrieren, die Marktbedingungen in der
Branche, Zinssatze und das allgemeine wirtschaftliche Umfeld (BIP, Inflation, Fiskal- und
Geldpolitik). Dartiber hinaus kénnen Ereignisse wie inlandische und internationale politische
Instabilitat, Terrorismus und Naturkatastrophen unvorhersehbar sein und zur Marktvolatilitat in
einer Weise beitragen, die negative Auswirkungen auf von einem Fonds getatigte Anlagen in
Aktienwerten und auf Aktien bezogenen Wertpapieren hat.

Aktienstil-Risiko

Dies ist das Risiko, das sich aus der Tendenz eines Anlageverwalters ergeben kann,
Unternehmen zu bevorzugen, die bestimmte Stilmerkmale aufweisen (z. B. Wachstum, Wert,
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Qualitat, Defensivitat). Es kann Phasen geben, in denen einer dieser Stile bei den anderen
Marktteilnehmern besonders beliebt (oder unbeliebt) ist, was die Performance beeinflussen
kann. Wenn der Stil, der im Mittelpunkt der Anlagestrategie des Fonds steht, wahrend einer
bestimmten Phase nicht mehr bevorzugt wird, besteht eine héhere Wahrscheinlichkeit, dass
die Wertentwicklung des Fonds negativ beeinflusst wird.

Mit Schuldtiteln und anderen festverzinslichen Wertpapieren verbundene Risiken
Kreditrisiko

Die tatsachliche oder wahrgenommene Verschlechterung der Bonitdt von Emittenten von
SchuldtiteIn wird in der Regel den Wert ihrer Schuldtitel beeintréachtigen. Das Kreditrisiko
bezeichnet das Risiko, dass der Emittent oder Garantiegeber eines Schuldtitels oder der
Kontrahent von Anlagen des Fonds nicht in der Lage oder nicht bereit ist, Kapitalrickzahlungen
bzw. Zinszahlungen piinktlich zu leisten oder anderweitig seinen finanziellen Verpflichtungen
nachzukommen. Ein Fonds kann dem Kreditrisiko insoweit unterliegen, als er in Schuldtiteln
anlegt oder Transaktionen abschlie3t (z. B. Wertpapierleih- oder Pensionsgeschéfte), die ein
Versprechen eines Dritten zur Erflllung einer Verpflichtung gegeniiber dem jeweiligen Fonds
beinhalten. Es besteht insbesondere dann ein erhebliches Kreditrisiko, wenn ein Fonds einen
wesentlichen Teil seiner Vermdgenswerte in ,Junk Bonds“ oder Wertpapieren mit einem
niedrigeren Rating anlegt.

Zinsrisiko

Der Preis einer Anleihe oder eines festverzinslichen Wertpapiers hangt von den Zinssatzen ab.
Daher werden der Anteilpreis und die Gesamtrendite eines Fonds, der einen wesentlichen Teil
seiner Vermodgenswerte in Anleihen oder festverzinslichen Wertpapieren anlegt, bei
Veranderungen der Zinssatze schwanken. Ein Anstieg der Zinssatze fihrt zu einer
Wertminderung einer Anleihe und umgekehrt. Es besteht die Moéglichkeit, dass der Wert der
Anlage eines Fonds in Anleihen und festverzinslichen Wertpapieren sinkt, weil Anleihen und
festverzinsliche Wertpapiere im Allgemeinen einen Wertverlust erleiden, wenn die Zinssatze
steigen. Je langer die Laufzeit einer Anleihe oder eines festverzinslichen Instruments ist, desto
anfélliger sind diese fiir Wertschwankungen aufgrund von Anderungen der Zinssatze.
Anderungen der Zinssatze kénnen erhebliche Auswirkungen auf einen Fonds haben.

Wiederanlagerisiko

Es kann gegebenenfalls unmoglich sein, die Cashflows aus festverzinslichen Wertpapieren
(Kupons, Tilgungszahlungen) zu einer Rendite zu investieren, die mit der aktuellen Rendite des
Fonds, der diese Wertpapiere halt, insgesamt bzw. mit der Rendite des jeweiligen Wertpapiers
vergleichbar ist. Dies kann die fur Anteilinhaber eines Fonds verfugbare potenzielle Rendite
reduzieren.

Risiko einer Herabstufung und Risiko niedriger bewerteter Wertpapiere

Bestimmte Fonds koénnen in festverzinsliche Wertpapiere oder Anleihen mit einem Rating
unterhalb von Investment Grade investieren. Anlagen in festverzinslichen Wertpapieren oder
Anleihen sind dem Risiko ausgesetzt, dass ein Emittent in Verzug gerat oder nicht in der Lage
ist, Tilgungs- oder Zinszahlungen zu leisten. Wenn eine Rating-Agentur wie etwa S&P oder
Moody'‘s eine Anleihe nach dem Datum des erstmaligen Kaufs dieses Wertpapiers durch einen
Fonds auf ein Niveau unterhalb von Investment Grade herabstuft, kann der entsprechende
Fonds das herabgestufte Wertpapier auch weiterhin halten, um einen Notverkauf zu
vermeiden, sofern dies nicht gemall den Bestimmungen der Anlagepolitik des betreffenden
Fonds untersagt ist. Bei Anleihen mit einem Rating unterhalb von Investment Grade ist die
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Wahrscheinlichkeit, dass sie auf Entwicklungen mit Auswirkungen auf den Markt und das
Kreditrisiko reagieren, hoher als bei héher bewerteten Anleihen. Wenn die Fonds Anleihen mit
einem Rating unter Investment Grade halten, erhéht sich das mit Riickzahlungen verbundene
Ausfallrisiko, was Auswirkungen auf den Kapitalwert eines solchen Fonds haben kann.

Anleihen mit einem Rating unterhalb Investment Grade sind spekulativ, mit einem gréfieren
Ausfallrisiko des Emittenten verbunden und kdénnen starkeren Marktschwankungen unterliegen
als festverzinsliche Wertpapiere mit einem hdheren Rating. Sie werden normalerweise von
Unternehmen ohne lange Erfolgs- und Erfahrungsgeschichte in den Bereichen Umsatz und
Ertrag oder von Unternehmen mit fraglicher Bonitat begeben. Der Sekundarmarkt far
Privatanleger fiir Anleihen mit einem Rating unterhalb von Investment Grade bzw. ,Junk
Bonds*“ ist unter Umstanden weniger liquide als der Markt fiir Wertpapiere mit einem hdheren
Rating, und nachteilige Umstande konnten zeitweise einen Verkauf bestimmter Wertpapiere
erschweren oder zu geringeren Preisen fiihren als die zur Ermittlung des Nettoinventarwerts
des Fonds verwendeten Preise. Ein Fonds, der in ,Junk Bonds* anlegt, ist mdglicherweise auch
einem hoheren Kreditrisiko ausgesetzt, da er in Schuldtiteln anlegen kann, die im
Zusammenhang mit einer Unternehmensumstrukturierung von in  hohem Male
fremdfinanzierten Emittenten begeben wurden oder in Schuldtiteln, bei denen die Zahlung von
Zinsen oder Kapital mit Verzogerung erfolgt oder in Verzug ist. ,Junk Bonds®* kdénnen
Bestimmungen hinsichtlich der Ricknahme oder der Kiindigung enthalten. Wenn ein Emittent
diese Bestimmungen in Zeiten sinkender Zinsen in Anspruch nimmt, misste ein Fonds das
Wertpapier durch ein Wertpapier mit niedrigeren Ertrdgen ersetzen, was zu einer verminderten
Rendite fuhren wirde. Umgekehrt kommt es in Zeiten steigender Zinsen zu einer
Wertminderung des Junk Bonds wie auch der betreffenden Vermdgenswerte des Fonds.
Sofern ein Fonds unerwartete Nettorlicknahmen verzeichnet, kann er gezwungen sein, seine
Junk Bonds ohne Berlicksichtigung ihrer Vorteile als Kapitalanlage zu verkaufen, wodurch sich
die Vermdgensbasis, auf der sich die Ausgaben eines Fonds verteilen, und moéglicherweise die
Rendite eines Fonds verringern.

Asset-Backed Securities (ABS-Anleihen)

ABS-Anleihen verbriefen Beteiligungen an Pools aus Konsumentendarlehen (z.B.
Forderungen aus Kreditkarten, Kfz-Darlehen und -Leasingvertrdge, Forderungen aus
Leasingvertragen uber Betriebsmittel wie Computer sowie andere Finanzinstrumente) und
unterliegen gewissen zusatzlichen Risiken. Steigende Zinssatze fuhren in der Regel zu einer
Verlangerung der Laufzeit von ABS-Anleihen, wodurch sie empfindlicher auf Anderungen der
Zinssatze reagieren. Folglich kann ein Fonds in Zeiten steigender Zinssatze zusatzlichen
Schwankungen unterliegen. In Zeiten steigender Zinssatze bzw. hoherer Arbeitslosigkeit
besteht ein gréReres Ausfallrisiko von Schuldnern. Dariiber hinaus kann das Kapital auf ABS-
Anleihen jederzeit zuriickgezahlt werden, was zu einer Verminderung der Rendite und des
Marktwerts fihrt. Bei sinkenden Zinssatzen erfolgen normalerweise mehr vorzeitige
Darlehensrickzahlungen, da die Darlehensnehmer eine héhere Motivation zur Tilgung von
Schulden und zur Refinanzierung zu niedrigeren Zinssatzen haben, wodurch sich die
Lebensdauer dieser Wertpapiere verringert. Die Wiederanlage von Barmitteln aus vorzeitigen
Ruckzahlungen erfolgt daher in der Regel zu einem niedrigeren Zinssatz als die urspriingliche
Anlage, was zu einer geringeren Rendite eines Fonds flihrt. Vorzeitige Rulckzahlungen
unterliegen auflerdem Schwankungen u.a. aufgrund von allgemeinen wirtschaftlichen
Bedingungen und anderen demografischen Umstanden.

Wenn ein Fonds ABS-Anleihen erwirbt, die anderen Beteiligungen am selben Vermdgenspool
»untergeordnet® sind, erhalt dieser Fonds als Inhaber der Wertpapiere moglicherweise erst
dann Zahlungen, nachdem die Verpflichtungen des Pools gegenlber anderen Anlegern erfillt
sind. Darlber hinaus kann die Instabilitdt an den Markten flir ABS-Anleihen die Liquiditat dieser
Wertpapiere beeintrachtigen, d. h. der Fonds ist unter Umstanden nicht in der Lage, die
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Wertpapiere zu einem glinstigen Zeitpunkt und Preis zu verkaufen. Folglich kann der Wert
dieser Wertpapiere sinken, und der Fonds kann grofere Verluste beim Verkauf dieser
Wertpapiere erleiden, als dies unter stabileren Marktbedingungen der Fall gewesen ware.
AuRerdem kann Instabilitat und llliquiditat am Markt fir ABS-Anleihen mit niedrigerem Rating
Auswirkungen auf den Gesamtmarkt flir diese Wertpapiere haben und so auch die Liquiditat
und den Wert von Wertpapieren mit einem héheren Rating beeintrachtigen.

Mortgage Backed Securities (MBS)

Das Kapital aus MBS-Anleihen kann jederzeit vorzeitig zurlickgezahlt werden, was zu einer
Verminderung der Rendite und des Marktwerts fuhrt. Bei sinkenden Zinssatzen erfolgen
normalerweise mehr vorzeitige Ruckzahlungen, da die Darlehensnehmer eine hdhere
Motivation zur Tilgung von Schulden und zur Refinanzierung zu niedrigeren Zinssatzen haben.
Steigende Zinssatze fihren in der Regel zu einer Verlangerung der Laufzeit von MBS-
Anleihen, wodurch sie empfindlicher auf Anderungen der Zinssétze reagieren. Folglich kann ein
Fonds, der MBS-Anleihen halt, in Zeiten steigender Zinssatze zusatzlichen Schwankungen
unterliegen. Dies wird als Extension Risk (Risiko einer verlangerten Laufzeit) bezeichnet.
Daruber hinaus besteht in Zeiten steigender Zinssatze bzw. hdherer Arbeitslosigkeit ein
gréReres Ausfallrisiko von Schuldnern. Die vorzeitige Tilgung von bestimmten Klassen oder
Serien eines von einem Fonds gehaltenen besicherten Hypothekendarlehens (CMO) hatte die
gleichen Auswirkungen wie die vorzeitige Rickzahlung von Hypotheken, die anderen MBS-
Anleihen zu Grunde liegen.

Wenn ein Fonds MBS-Anleihen erwirbt, die anderen Beteiligungen am selben Hypothekenpool
»untergeordnet® sind, erhalt dieser Fonds als Inhaber der Anleihen mdglicherweise erst dann
Zahlungen, nachdem die Verpflichtungen des Pools gegenlber anderen Anlegern erfullt sind.
Beispielsweise kann eine unerwartet hohe Ausfallquote bei den in einem Hypothekenpool
gehaltenen Hypotheken die Fahigkeit des Pools zur Leistung von Kapital- oder Zinszahlungen
an den Fonds als Inhaber dieser untergeordneten Anleihen erheblich einschrénken, so dass
der Wert dieser Anleihen vermindert wird oder in manchen Fallen sogar ein vollstandiger
Wertverlust eintritt. Einige MBS-Anleihen umfassen moglicherweise von einem Pool von
Hypothekendarlehen besicherte Wertpapiere, die an ,Subprime®-Darlehensnehmer oder
Darlehensnehmer mit einer mangelhaften Bonitat ausgereicht wurden; das Ausfallrisiko ist bei
Hypothekenpools im Allgemeinen hoher, wenn sie diese Subprime-Hypotheken beinhalten. Die
Kreditqualitatsregeln (underwriting standards) fiir Subprime-Darlehen sind flexibler als die
Standards, die normalerweise von Banken fur Darlehensnehmer mit einwandfreier Bonitat in
Bezug auf deren Kreditwlrdigkeit und Rickzahlungsfahigkeit ausgereicht werden. Subprime-
Darlehensnehmer haben in der Regel eine schlechtere Kreditvergangenheit; hierzu kdnnen
u. a. schwerwiegende nachteilige Kreditfaktoren wie ausstehende Urteile oder vorangegangene
Insolvenzen zahlen. Dariber hinaus stehen diesen Darlehensnehmern mdglicherweise nicht
die Nachweise zur Verfiigung, die sie fur die Gewahrung eines standardmafigen
Hypothekendarlehens vorlegen miissten. Daher besteht eine grofiere Wahrscheinlichkeit, dass
bei den Hypothekendarlehen in dem Hypothekenpool ein héherer Anteil von Zahlungsverzug,
Zwangsvollstreckung und Insolvenz betroffen sein wird, und dass dieser Anteil auch erheblich
Uber den entsprechenden Zahlen bei Hypothekendarlehen, die in einer eher traditionellen
Weise garantiert wurden, liegt. AuRerdem koénnen sich Veranderungen des Wertes der
hypothekarisch belasteten Grundstiicke sowie Anderungen der Zinssatze starker auf den Anteil
an von Zahlungsverzug, Zwangsvollstreckung, Insolvenz und Ausfall betroffenen
Hypothekendarlehen in dem Hypothekenpool auswirken als auf Hypothekendarlehen
herkdmmlicher Art. DarGber hinaus kann Instabilitdt an den Markten fir MBS-Anleihen die
Liquiditat dieser Wertpapiere beeintrachtigen, d. h. ein Fonds ist unter Umstanden nicht in der
Lage, die Wertpapiere zu einem glnstigen Zeitpunkt und Preis zu verkaufen. Folglich kann der
Wert dieser Wertpapiere sinken, und ein Fonds kann grofiere Verluste beim Verkauf dieser
Wertpapiere erleiden, als dies unter stabileren Marktbedingungen der Fall gewesen ware.
AuRerdem kann Instabilitat und llliquiditat am Markt fir MBS-Anleihen mit niedrigerem Rating
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Auswirkungen auf den Gesamtmarkt fiir diese Wertpapiere haben und so auch die Liquiditat
und den Wert von Wertpapieren mit einem hdheren Rating beeintrachtigen.

Schuldtitel von Unternehmen

Ein Fonds kann in festverzinslichen, von Unternehmen ausgegebenen Wertpapieren anlegen,
die in der ortlichen Wahrung des Emittenten oder einer anderen Wahrung denominiert sein
kénnen. Der Marktwert dieser Wertpapiere ist anféllig gegenliber individuellen
Unternehmensentwicklungen und Veradnderungen der wirtschaftlichen Bedingungen. Die
Fahigkeit von Unternehmen zur Bedienung ihrer Verbindlichkeiten aus Schuldtiteln kann
wahrend eines wirtschaftlichen Abschwungs oder wahrend anhaltender Perioden steigender
Zinssatze beeintrachtigt sein, was zu einem hoéheren Ausfallrisiko fuhrt.

Schuldtitel staatlicher Emittenten

Eine Anlage in Schuldtiteln staatlicher Emittenten wird einen Fonds den direkten oder
indirekten Folgen politischer, sozialer oder wirtschaftlicher Veranderungen in den die
Wertpapiere ausgebenden Landern aussetzen. Die Fahigkeit oder Bereitschaft von staatlichen
Emittenten oder den die Rickzahlung ihrer Schulden verwaltenden Regierungsbehoérden,
Kapitalrlickzahlungen und Zinszahlungen piinktlich zu leisten, hangt unter Umstanden von den
allgemeinen wirtschaftlichen und politischen Bedingungen innerhalb des betreffenden Landes
ab.

Daher besteht die Moglichkeit, dass ein staatlicher Emittent seinen Zahlungsverpflichtungen
nicht nachkommt. In einem solchen Fall stehen einem Fonds, der Wertpapiere dieses
staatlichen Emittenten halt, moglicherweise nur in begrenztem Umfang Rechtsmittel gegen den
Emittenten und/oder den Garantiegeber zur Verfugung. In manchen Faéllen werden
Rechtsmittel bei den Gerichten der sdumigen Partei selbst eingelegt, sodass die Mdglichkeiten
eines Inhabers von ausléndischen Staatsschuldtiteln, seine Anspriche erfolgreich
durchzusetzen, dann mdglicherweise auch von dem politischen Klima in dem betreffenden
Land abhangen.

Risiken von Put-Anleihen

Ein Fonds kann in Put-Anleihen investieren, die es dem Fonds ermdglichen, die Anleihen vor
Falligkeit zu einem vorab festgelegten Preis an den Emittenten zuriickzuverkaufen. Diese
Anleihen bieten Flexibilitdt, kénnen jedoch im Vergleich zu anderen Arten von Anleihen
niedrigere Renditen bieten und unterliegen im Allgemeinen hdheren Liquiditats- und
Ausfallrisiken. Wenn viele Anleiheglaubiger ihre Put-Optionen gleichzeitig ausiben, kann es flr
den Emittenten schwierig sein, seinen Rlckzahlungsverpflichtungen nachzukommen, was zu
finanziellen Schwierigkeiten oder Zahlungsausfallen fihren kann. In extremen Faéllen, wie
beispielsweise bei einem Konkurs des Emittenten, riskieren Anleiheinhaber, ihre gesamte
Anlage zu verlieren, was sich negativ auf die Wertentwicklung des Fonds auswirken kénnte.

Risiken von Sicherungsfondsanleihen

Ein Fonds kann in Sicherungsfondsanleihen investieren, bei denen der Emittent regelmafig
Teile des Kapitals der Anleihe ausscheiden muss. Dies fihrt zu einem Risiko der vorzeitigen
Rickzahlung, da der Fonds die Tilgungen friher als erwartet erhalten kann. Diese
Rickzahlungen kénnen zu unglinstigen Zeitpunkten erfolgen, wodurch der Fonds gezwungen
ist, die Erlése in niedriger rentierliche Wertpapiere zu reinvestieren, oder unter ungunstigen
Marktbedingungen. Die Unvorhersehbarkeit von Sicherungsfondsanleihen in Verbindung mit
Markteinflissen kann die Renditen des Fonds negativ beeinflussen.
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Mit wandelbaren Wertpapieren verbundene Risiken

Zu den wandelbaren Wertpapieren gehoéren Unternehmensanleihen, Schuldscheine,
Vorzugsaktien oder Schuldtitel von Emittenten, die zu einem festen Kurs oder Satz in
Stammaktien oder andere Eigenkapitalbeteiligungen gewandelt (d. h. getauscht) werden
kénnen. Wandelbare Wertpapiere umfassen auch andere Wertpapiere, wie Optionsscheine, die
die Méglichkeit einer Eigenkapitalbeteiligung bieten. Da wandelbare Wertpapiere in Aktienwerte
umgewandelt werden kdnnen, bewegt sich ihr Wert meist dhnlich dem der zugrunde liegenden
Aktienwerte. Durch die Wandlungsoption bieten wandelbare Wertpapiere in der Regel eine
geringere Rendite als nicht wandelbare festverzinsliche Wertpapiere mit vergleichbarer
Kreditqualitat und Laufzeit. Zu den Anlagen in wandelbaren Wertpapieren eines Fonds kdnnen
zu jeder Zeit sowohl Wertpapiere mit einer Wandelpflicht gehdren, d. h. dass die Wertpapiere
automatisch an einem bestimmten Termin und in einem festgelegten Wandelverhaltnis in
Stammaktien gewandelt werden, als auch Wertpapiere, bei denen eine Wandlung im Ermessen
des Emittenten liegt. Sofern die Wandlung nicht in das Ermessen des Inhabers des
Wertpapiers gestellt ist, ist ein Fonds unter Umstanden zu einer Wandlung in die zugrunde
liegende Stammaktie verpflichtet, und zwar auch dann, wenn die zugrunde liegende
Stammaktie einen erheblichen Wertverlust verzeichnet.

Mit Finanzderivaten verbundene Risikofaktoren
Allgemeines

Ein Fonds kann vorbehaltlich der in Anlage Il aufgefihrten Anlagebeschrankungen und -
bedingungen Finanzderivate einsetzen. Diese Derivatepositionen kdnnen entweder an einer
organisierten Borse oder im Freiverkehr (over-the-counter - ,OTC") ausgefiihrt werden, wobei
Finanzderivate erfahrungsgemaf einer héheren Volatilitdt unterliegen als die Wertpapiere, die
ihnen zugrunde liegen. Dementsprechend sind sie mit einem héheren Risiko behaftet. Die
hauptsachlichen mit dem Einsatz von Finanzderivaten verbundenen Risiken sind (i) die
Unfahigkeit, die Richtung der Marktbewegungen genau vorherzusagen, (ii) Marktrisiken, z. B.
ein Mangel an Liquiditdt oder Korrelation der Wertdnderung des Basiswertes mit der
Wertanderung der Derivate eines Fonds, und (iii) Betriebsrisiken, z. B. das Risiko direkter oder
indirekter Verluste aufgrund von Unzulanglichkeiten oder Ausfallen bei Prozessen, Mitarbeitern
oder Systemen oder aufgrund von externen Ereignissen. Diese Techniken sind unter
Umstanden nicht immer einsetzbar oder nicht wirksam bei der Steigerung der Renditen oder
der Risikominderung. Die Anlage eines Fonds in OTC-Derivaten unterliegt dem Risiko des
Ausfalls des Kontrahenten. Darlber hinaus ist ein Fonds unter Umstdnden gezwungen,
Transaktionen mit Kontrahenten zu Standardbedingungen abzuschlieffen, die er nicht
verhandeln kann, und er tragt moéglicherweise ein Verlustrisiko, wenn ein Kontrahent nicht die
notige Geschaftsfahigkeit fir den Abschluss einer Transaktion besitzt oder die Transaktion
aufgrund von mafgeblichen Gesetzen und Bestimmungen nicht mehr durchfiihrbar ist. Soweit
ein Fonds in Finanzderivaten anlegt, ist er in Bezug auf seine Handelspartner moglicherweise
einem Kreditrisiko ausgesetzt, und tragt dariiber hinaus ein Abwicklungsausfallrisiko. Jeder
Einsatz von Finanzderivaten erfolgt im Einklang mit den Zentralbank-Anforderungen und dem
Risikomanagementverfahren der Gesellschaft.

Risiken in Bezug auf OTC-Transaktionen

Im Allgemeinen unterliegen Transaktionen an den OTC-Markten (an denen Wahrungen,
Termingeschafte, Kassa- und Optionskontrakte, Credit Default Swaps, Total Return Swaps und
bestimmte Optionen auf Wahrungen normalerweise gehandelt werden) in geringerem Umfang
einer staatlichen Regulierung und Aufsicht als Transaktionen an organisierten Borsen. Daruber
hinaus stehen viele der Schutzmechanismen, die Teilnehmern an einigen organisierten Borsen
gewahrt werden, wie die Leistungsgarantie durch ein Clearinghaus einer Boérse, im
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Zusammenhang mit OTC-Transaktionen mit Finanzderivaten maoglicherweise nicht zur
Verfligung. Daher unterliegt ein Fonds, der OTC-Transaktionen abschliefl3t, dem Risiko, dass
sein direkter Kontrahent seinen Verpflichtungen aus der Transaktion nicht nachkommt und er
dadurch Verluste erleidet. Die Gesellschaft wird Transaktionen nur mit Kontrahenten
abschlieen, die sie als kreditwirdig erachtet; durch den Einsatz von Akkreditiven und
Sicherheiten von bestimmten Kontrahenten kann die Gesellschaft auflerdem das im
Zusammenhang mit diesen Transaktionen bestehende Risiko verringern. Unabhangig von den
MaBnahmen, welche die Gesellschaft zur Reduzierung des Kreditrisikos der Kontrahenten
umsetzt, kann jedoch keine Zusicherung gegeben werden, dass es nicht zu einem
Kontrahentenausfall kommt oder dass ein Fonds aufgrund dessen keine Verluste erleidet, was
sich letztendlich auch auf die Performance eines Fonds und die potenziellen Ertrage der
Anleger auswirken kann.

Es kann zeitweise der Fall sein, dass Kontrahenten, mit denen die Gesellschaft Transaktionen
durchfiihrt, in Bezug auf bestimmte Instrumente keinen Markt mehr bereitstellen bzw. keine
Kurse mehr stellen. In solchen Fallen ist es der Gesellschaft unter Umstanden nicht mdglich,
eine gewlnschte Transaktion im Zusammenhang mit Wahrungen, Credit Default Swaps oder
Total Return Swaps bzw. eine entsprechende Glattstellungstransaktion in Bezug auf eine
offene Position einzugehen, was sich nachteilig auf ihre Wertentwicklung auswirken kann. Des
Weiteren bieten Devisentermin-, Devisenkassa- und Devisenoptionsgeschéfte im Gegensatz
zu borsengehandelten Instrumenten den Anlageverwaltern nicht die Mdoglichkeit, die
Verbindlichkeiten der Gesellschaft durch ein entsprechendes Gegengeschaft glattzustellen.
Daher ist die Gesellschaft bei Abschluss von Termin-, Kassa- oder Optionsgeschaften ggf.
verpflichtet (und sie muss in der Lage sein), ihren Verpflichtungen gemafl den Kontrakten
nachzukommen.

Terminengagements

Ein Fonds kann Kontrakte zum Kauf von Wahrungen zu einem festgelegten Preis und zu einem
vorab bestimmten kinftigen Datum auferhalb der Ublichen Abwicklungsfristen abschliefen
(, Terminengagements®), da neue Emissionen von Wertpapieren Anlegern, wie z. B. einem der
Fonds, haufig auf dieser Basis angeboten werden. Terminengagements sind mit einem
Verlustrisiko verbunden, falls der Wert des zu erwerbenden Wertpapiers vor dem
Abwicklungsdatum sinkt. Dieses Risiko besteht zusatzlich zu dem Risiko der Wertminderung
der anderen Vermogenswerte eines Fonds. Auch wenn ein Fonds diese Kontrakte mit der
Absicht des Erwerbs der Wertpapiere abschlieRen wird, kann ein Fonds ein
Terminengagement vor dem Abwicklungsdatum verkaufen, wenn der entsprechende
Anlageverwalter dies fur sinnvoll halt. Ein Fonds kann bei dem Verkauf von
Terminengagements kurzfristige Gewinne oder Verluste realisieren.

Termingeschéfte

Devisentermingeschafte und Optionen darauf werden anders als Terminkontrakte (Futures)
nicht an Borsen gehandelt und sind nicht standardisiert; vielmehr fungieren Banken und
Handler an diesen Markten als Eigenhandler, die jedes Geschaft einzeln aushandeln.
Termingeschafte und Cash Trading sind im Wesentlichen nicht reguliert; es bestehen keine
Beschrankungen fir tagliche Kursschwankungen oder spekulative Positionen. Beispielsweise
bestehen keine Vorgaben hinsichtlich der Aufbewahrung von Aufzeichnungen, der finanziellen
Verantwortung oder der Trennung von Kundengeldern oder -positionen. Im Gegensatz zu
bérsengehandelten Futures stitzen sich zwischen Banken gehandelte Instrumente darauf,
dass der Handler oder der Kontrahent seinen Kontrakt erflllt. Folglich unterliegt der Handel von
Devisenkontrakten am Interbankenmarkt unter Umstanden mehr Risiken als der Futures- oder
Optionshandel an geregelten Boérsen, insbesondere dem Ausfallrisiko aufgrund der
Nichterfillung eines Kontrahenten, mit dem der Fonds ein Devisentermingeschaft
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abgeschlossen hat. Auch wenn alle Fonds den Handel mit verantwortungsvollen Kontrahenten
anstreben, kénnte der betreffende Fonds unerwartete Verluste erleiden, wenn ein Kontrahent
seinen vertraglichen Verpflichtungen nicht nachkommt. Die an den Terminmarkten tatigen
Eigenhandler sind nicht verpflichtet, weiterhin einen Markt in den von ihnen gehandelten
Wahrungen oder Waren zu unterhalten, und diese Markte kdnnen zuweilen Uber einen
erheblichen Zeitraum illiquide sein. In manchen Zeiten haben bestimmte Teilnehmer an diesen
Markten Preise mit einem ungewdhnlich weiten Spread zwischen dem Preis, zu dem sie kaufen
wollten, und dem Preis, zu dem sie verkaufen wollten, angegeben. An jedem Devisenmarkt, auf
dem ein Fonds Handel treibt, kbnnen Marktstérungen aufgrund von ungewdhnlich hohen oder
niedrigen Handelsvolumina, politischen Interventionen oder sonstigen Faktoren entstehen. Die
Auferlegung von Kontrollen durch Regierungsbehdérden koénnte den Handel mit
Termingeschaften ebenfalls auf ein geringeres Mal® beschranken, als es der entsprechende
Anlageverwalter andernfalls erfahren wirde, und dies konnte fir einen Fonds von Nachteil
sein. Die llliquiditat eines Marktes oder eine Marktstérung kénnte zu erheblichen Verlusten fiir
einen Fonds fuhren.

Swapgeschéfte

Ein Fonds kann Swaps und Optionen auf Swaps vereinbaren (,Swaptions®). Diese
Vereinbarungen konnen individuell verhandelt und so strukturiert werden, dass ein
Engagement an einer Vielzahl verschiedener Arten von Anlagen, Vermdgensklassen oder
Marktfaktoren ermoglicht wird. Ein Fonds kann beispielsweise Swapgeschéfte in Bezug auf
Zinssatze, Kreditausfalle, Wahrungen, Wertpapiere, Wertpapierindizes und sonstige Anlagen
oder sonstige Risiko- oder RenditemalRnahmen abschlief3en. Je nach ihrer Struktur kénnen
Swapgeschafte das Engagement eines Fonds beispielsweise in Bezug auf Aktienwerte, lang-
oder kurzfristige Zinssatze, den Wert von Devisen, Kredit-Spreads und sonstige Faktoren
erhdhen oder verringern. Swapgeschéafte konnen in vielen verschiedenen Formen
abgeschlossen werden und ganz unterschiedliche Bezeichnungen tragen. Ein Fonds ist nicht
auf eine bestimmte Form eines Swapgeschafts beschrankt, sofern die Einhaltung des
Anlageziels des betreffenden Fonds gewahrt bleibt.

Ob der Einsatz von Swapgeschaften oder Swaptions durch einen Fonds erfolgreich ist, hangt
von der Fahigkeit des Anlageverwalters zur Auswahl geeigneter Transaktionen fir den
jeweiligen Fonds ab. Ein Fonds tragt dariber hinaus im Falle des Ausfalls oder der Insolvenz
seines Kontrahenten das Verlustrisiko in Hohe des Betrages, den er nach dem Swapgeschéaft
erhalten sollte. AulRerdem tragt ein Fonds das Verlustrisiko in Bezug auf Swapgeschéafte
beispielsweise fir Verstdfle gegen diese Vereinbarungen oder das Unterlassen eines Fonds,
die erforderlichen Sicherheiten zu stellen oder aufrechtzuerhalten. Viele Swapmarkte sind
relativ neu und befinden sich noch in der Entwicklung. Es ist mdglich, dass Entwicklungen an
den Swapmarkten, einschliellich einer etwaigen staatlichen Regulierung, die Fahigkeit eines
Fonds zur Kiindigung bestehender Swapgeschéafte oder zur Realisierung von ihm zustehenden
Betragen aus diesen Geschaften beeintrachtigen kénnen.

Call-Optionen

Ein Fonds geht unter Umstanden Risiken im Zusammenhang mit dem Verkauf und Kauf von
Call-Optionen ein. Der Verkaufer einer gedeckten Call-Option (d. h. der Verkaufer halt den
Basiswert) geht das Risiko eines Abfalls des Marktpreises des Basiswertes unter den Kaufpreis
des Basiswertes abzlglich der erhaltenen Pramie ein, und verzichtet damit auf die Méglichkeit,
von einem Anstieg des Basiswertes tber den AuslUbungspreis der Option zu profitieren. Der
Verkaufer einer ungedeckten Call-Option geht das Risiko ein, dass der Marktpreis des
Basiswertes theoretisch unbegrenzt Gber den Austibungspreis der Option steigen kann. Die fur
die Auslbung einer ungedeckten Call-Option erforderlichen Wertpapiere sind unter Umstanden
nur zu viel héheren Preisen zum Kauf verfiigbar, so dass der Wert der Pramie reduziert wird
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oder vollstandig wegfallt. Der Kauf von Wertpapieren zur Deckung der Auslbung einer
ungedeckten Call-Option kann zu einem Anstieg des Preises der Wertpapiere und somit zu
héheren Verlusten fiihren. Der Kaufer einer Call-Option geht das Risiko ein, seine gesamte
Pramie in der Call-Option zu verlieren.

Put-Optionen

Ein Fonds geht unter Umstédnden Risiken im Zusammenhang mit dem Verkauf und Kauf von
Put-Optionen ein. Der Verkdufer einer gedeckten Put-Option (d. h. der Verkdufer halt eine
Short-Position in dem Basiswert) geht (bei Eingehen der Short-Position) das Risiko eines
Anstiegs des Marktpreises des Basiswertes Uiber den Verkaufspreis des Basiswertes zuziglich
der erhaltenen Pramie ein, und verzichtet damit auf die Mdglichkeit, von einem Absinken des
Marktpreises unter den Ausibungspreis der Option zu profitieren. Der Verkdufer einer
ungedeckten Put-Option geht das Risiko ein, dass der Marktpreis des Basiswertes unter den
Auslibungspreis der Option sinkt. Der Kaufer einer Put-Option geht das Risiko ein, seine
gesamte Anlage in der Put-Option zu verlieren.

Optionsscheine

Optionsscheine sind Optionen insofern ahnlich, als sie dem Inhaber das Recht verleihen,
Aktien zu einem kiinftigen Zeitpunkt zu einem bestimmten Preis zu kaufen oder zu verkaufen,
ohne dass hierzu eine Verpflichtung besteht. Ein Optionsschein garantiert dem Inhaber das
Recht zum Kauf (oder Verkauf) einer bestimmten Anzahl an Aktien zu einem bestimmten Preis
(dem Austbungspreis) innerhalb eines festgelegten Zeitraums. Anders als Optionen auf
bdérsennotierte und -gehandelte Aktienwerte werden Optionsscheine in aller Regel von
Unternehmen Uber Privatplatzierungen ausgegeben und Ublicherweise auflierborslich (OTC)
gehandelt. Die allgemeinen Bewegungen an den Aktienmarkten, die vorherrschenden und
erwarteten und allgemeinen wirtschaftlichen Bedingungen, Zinsbewegungen, das Strike Level
und die bis zum Ablauf verbleibende Zeit konnten den Wert eines Optionsscheins beeinflussen.
Der Kaufer eines Optionsscheins geht das Risiko ein, seine gesamte Anlage in dem
Optionsschein zu verlieren.

Genussscheine

Anlagen in Genussscheinen kénnen mit einer auRerbdrslichen Transaktion mit einem Dritten
verbunden sein. Eine Anlage in Genussscheinen setzt einen Fonds mdglicherweise nicht nur
Wertschwankungen des Basiswerts aus, sondern auch einem Kontrahentenausfallrisiko, das
bei einem Kontrahentenausfall zu einem Verlust des gesamten Marktwertes der Aktie fiihren
kann.

Terminkontrakte (Futures)

Transaktionen mit Terminkontrakten beinhalten die Verpflichtung zur Lieferung oder zum Erhalt
des Basiswertes des Kontrakts in der Zukunft oder in manchen Fallen zur Begleichung der
Position mit Barmitteln. Sie sind mit einem hohen Risiko verbunden. Die niedrigen
Einschusszahlungen, die normalerweise bei Terminkontrakten erforderlich sind, sorgen fiir eine
grol’e Hebelwirkung (leverage). Daher kann eine relativ geringe Schwankung des Preises
eines Terminkontrakts zu einem Gewinn oder Verlust flhren, der im Verhaltnis zu dem Betrag
der effektiv als Einschuss platzierten Mittel hoch ist, sowie zu einem nicht zu quantifizierenden
weiteren Verlust, der die hinterlegte Einschusszahlung Ubersteigt. Der Handel mit vielen
Terminkontrakten an Terminkontraktbérsen (jedoch in der Regel nicht in Wahrungen) unterliegt
Beschrankungen hinsichtlich der taglichen Preisschwankungen, die allgemein als
Tagesgrenzen (daily limits) bezeichnet werden und die die Ausflhrung von
Handelstransaktionen mit Terminkontrakten Uber eine vorgeschriebene Preisspanne, die auf
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den Schlusskursen des Vortags basiert, an dem jeweiligen Tag verbietet. Tagesgrenzen
beschranken nicht die letztendlichen Verluste, kdnnen aber dazu fuhren, dass es fur den
jeweiligen Anlageverwalter kostspielig oder unmdglich ist, einen zum Markt gegenlaufigen
Terminkontrakt glattzustellen. Eine Reihe von ,Grenzbewegungen® (limit moves), bei denen der
Marktpreis die Tagesgrenze verschiebt, wobei nur wenig oder gar kein Handel stattfindet,
kdnnte fur den Fonds zu hohen Verlusten fuhren.

Sonstige Instrumente

Ein Fonds darf Anlagemoglichkeiten in Bezug auf bestimmte andere Instrumente nutzen, die
zum Datum dieses Prospekts nicht vorgesehen oder verflgbar sind, die jedoch noch entwickelt
werden koénnen, soweit diese Mdoglichkeiten mit der Anlagepolitik eines Fonds und dem
Risikomanagementverfahren der Gesellschaft im Einklang und rechtlich zuldssig sind. Mit
Instrumenten, in die ein Fonds in Zukunft anlegen wird, kénnen spezielle Risiken verbunden
sein, die zum jetzigen Zeitpunkt oder bis zur Entwicklung dieser Instrumente oder der Anlage
durch einen Fonds nicht bestimmt werden kénnen.

Risiken im Zusammenhang mit Anlagen in bérsengehandelten Fonds (,,ETF*)

ein Fonds kann in ETF und in Finanzderivate investieren, die ein Engagement in ETF bieten.
ETF zielen darauf ab, die Performance und die Dividendenrendite spezifischer Indizes oder
Unternehmen in verbundenen Branchen nachzubilden. Diese Indizes kdnnen entweder breit
angelegt, sektorbezogen oder international sein. Die Anteilinhaber von ETFs unterliegen im
Allgemeinen demselben Risiko wie die Inhaber der zugrunde liegenden Wertpapiere, die sie
nachbilden sollen. ETF unterliegen darlber hinaus bestimmten zuséatzlichen Risiken,
insbesondere dem Risiko, dass ihre Preise mdglicherweise nicht perfekt mit Anderungen der
Preise der zugrunde liegenden Wertpapiere korrelieren, die sie nachbilden sollen, und dem
Risiko der Unterbrechung des Handels in einem ETF aufgrund von Marktbedingungen oder
anderen Griinden, basierend auf den Richtlinien der Borse, an der der ETF gehandelt wird.
AuRerdem kann ein Fonds zusammen mit anderen direkten Inhabern eines ETF seinen
anteiligen Betrag der Ausgaben des ETF, einschlieRlich Verwaltungsgebihren, tragen.

Hebelrisiko (Leverage)

Wenn ein Fonds Fremdmittel aufnimmt oder seine Bestdnde anderweitig hebelt, wie
beispielsweise beim Einsatz von Finanzderivaten, fuhrt dies zu erhdhter Volatilitdt des Werts
einer Anlage in dem Fonds und tendenziell zu einer Kumulierung aller anderen Risiken.

Volatilititsrisiko

Das Anlageprogramm eines Fonds kann den Kauf und Verkauf relativ volatiler Instrumente wie
Finanzderivate umfassen, die haufig auf der Grundlage der impliziten Volatilitdt solcher
Finanzderivate im Vergleich zur historischen Volatilitdt des zugrunde liegenden
Finanzinstruments bewertet werden. Schwankungen oder anhaltende Anderungen der
Volatilitdt solcher Instrumente kénnen den Wert von Anlagen des Fonds beeintrachtigen.
Darilber hinaus sind viele Finanzmarkte, auf denen die Fonds Anlagen oder Handelsgeschéafte
tatigen dirfen, weniger entwickelt oder effizient als beispielsweise die US-amerikanischen
Finanzmarkte, und in der Folge kann die Kursvolatilitdt der Anlagen, die der betreffende Fonds
auf solchen Markten handelt, hoch sein.

Anlage in einem Fonds entspricht nicht einer Einlage
Ein Fonds kann einen erheblichen Teil seines Nettoinventarwerts in Einlagen und/oder

Geldmarktinstrumenten anlegen, eine Anlage in einen solchen Fonds sollte jedoch von
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Anlegern nicht als eine Alternative zu Anlagen in Termineinlagen angesehen werden. Anleger
sollten beachten, dass eine Anlage in einen Fonds den mit Anlagen in Organismen fir
gemeinsame Anlagen verbundenen Risiken unterliegt, insbesondere dem Risiko, dass der
angelegte Kapitalbetrag bei Schwankungen des Nettoinventarwerts des jeweiligen Fonds
ebenfalls schwanken kann.

Rohstoffrisiko

Die Anlage(n) eines Fonds in rohstoffbezogenen Finanzderivaten und Aktien rohstoffbezogener
Unternehmen kdénnen den betreffenden Fonds einer hdheren Volatilitdt aussetzen als Anlagen
in herkdmmlichen Wertpapieren. Die Rohstoffmarkte kénnen aufgrund einer Vielzahl von
Faktoren stark schwanken. Die Bewegung der Kurse von Aktien rohstoffbezogener
Unternehmen sowie von rohstoffbezogenen Finanzderivaten entzieht sich der Kontrolle durch
einen Fonds und wird gegebenenfalls von den jeweiligen Anlageverwaltern nicht
vorhergesehen. Die Rohstoffmarkie haben Phasen extremer Volatilitat erlebt. Der Wert von
rohstoffbezogenen Finanzderivaten und Aktien rohstoffoezogener Unternehmen kann durch
Anderungen der allgemeinen Marktbewegungen, die Volatilitit von Rohstoffindizes,
Anderungen der Zinsen oder anderen Faktoren, die Einfluss auf eine bestimmte Branche oder
einen bestimmten Rohstoff haben, wie z.B. Veranderungen der Klimaverhaltnisse, Dirre,
Uberschwemmungen, Wetter, Tierseuchen, Embargos, Zolle sowie internationale
wirtschaftliche, politische und aufsichtsrechtliche Entwicklungen, beeinflusst werden.

Risiko im Zusammenhang mit Infrastruktur-Unternehmen

Bestimmte Fonds dirfen weltweit in notierten Aktienwerten und aktienbezogenen
Anlageinstrumenten von Infrastruktur-Unternehmen anlegen. Diese Fonds sind unter
Umstanden weniger diversifiziert als andere Fonds, die in einem breiteren Industriespektrum
anlegen. Wertpapiere und Anlageinstrumente von Infrastruktur-Unternehmen reagieren unter
Umstanden empfindlicher auf nachteilige wirtschaftliche, politische oder aufsichtsrechtliche
Ereignisse, die ihre Industriezweige betreffen. Infrastruktur-Unternehmen kénnen dem Einfluss
verschiedener Faktoren unterliegen, die sich mdglicherweise nachteilig auf ihr Geschaft oder
ihre Aktivitaten auswirken; dazu zahlen strukturelle Katastrophen, zusatzliche Kosten,
Wettbewerb, aufsichtsrechtliche Aspekte sowie bestimmte andere Faktoren.

Risiko der Anlage in kleineren Unternehmen
Die Anlage in kleineren Unternehmen kann mit gréReren Risiken verbunden sein als die Anlage
in groBeren Unternehmen, da der Markt fur die Aktien dieser Unternehmen starker begrenzt ist

und die Kurse dieser Aktien starker steigen oder fallen und eine geringere Liquiditat aufweisen
kdnnen als die Aktienkurse groerer Unternehmen.
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Risiko quantitativer Modelle

Der Erfolg der Anlagestrategie eines Fonds kann von der Wirksamkeit des quantitativen
Modells eines Anlageverwalters abhangen. Ein quantitatives Modell, wie z. B. das Risikomodell
und andere vom Anlageverwalter bzw. von den Anlageverwaltern verwendete Modelle,
erfordert die Einhaltung eines systematischen, disziplinierten Prozesses. Die Fahigkeit der
Anlageverwalter, ihre quantitativen Modelle zu Gberwachen und gegebenenfalls anzupassen,
kénnte durch verschiedene Faktoren wie falsche oder veraltete Markt- und andere Daten
beeintrachtigt werden. Faktoren, die den Wert von Wertpapieren beeinflussen, kénnen sich im
Laufe der Zeit andern, und diese Anderungen werden méglicherweise nicht im quantitativen
Modell bericksichtigt, das in Bezug auf einen Fonds, der in solche Wertpapiere investiert,
verwendet wird. DarUber hinaus kénnen Faktoren, die in der quantitativen Analyse verwendet
werden, und das Gewicht, das diesen Faktoren zugewiesen wird, mdglicherweise nicht den
Wert eines Wertpapiers voraussagen.

(mm) Risiken im Zusammenhang mit Wahrungsabsicherungsgeschdften

Soweit dies gemaly seiner Anlagepolitik zulassig ist, kann ein Fonds Finanzinstrumente wie
Devisenterminkontrakte, Wahrungsoptionen, Aktienindex-Futures und -optionen sowie
Zinsswaps, Caps und Floors sowohl zu Anlagezwecken als auch in dem Bestreben verwenden,
eine Absicherung gegen Schwankungen des relativen Werts von Wertpapieren oder
Positionen, die im Portfolio des betreffenden Fonds gehalten werden, infolge von Anderungen
der Wechselkurse, Marktzinssatze und Wertpapierpreise vorzunehmen. Die Absicherung
gegen den Wertverlust einer Portfolioposition verhindert weder deren Wertschwankungen noch
Verluste im Fall des Ruckgangs der entsprechenden Position, sondern bedeutet, dass andere
Positionen aufgebaut werden, die von diesen Entwicklungen profitieren sollen, um den
Rickgang des Werts der Portfoliopositionen abzumildern. Solche Absicherungsgeschafte
schranken aulerdem die moglichen Gewinne im Fall des Wertanstiegs der Portfolioposition
ein. Ferner kann ein Fonds Wechselkurs-, Zins- oder Aktienkursschwankungen moglicherweise
nicht absichern, die allgemein vom Markt erwartet werden, sodass ein Fonds nicht in der Lage
ist, ein Absicherungsgeschaft zu einem Preis einzugehen, der ausreicht, um einen Fonds
gegen den aufgrund der Schwankung erwarteten Wertriickgang der Portfolioposition
abzusichern.

Obwohl die Absicht bei einer Absicherung darin besteht, Schwankungen des Werts eines
Portfolios in seiner Gesamtheit zu verringern, kdénnen Absicherungsaktivitdten unter
bestimmten Umstanden, insbesondere wenn die Markte extremen Ereignissen ausgesetzt sind,
zur Volatilitdt eines Portfolios beitragen. Dies kann eintreten, wenn zuvor beobachtete
Korrelationen auf den Markten zusammenbrechen. AuRerdem gibt es eine Reihe an Griinden,
weshalb der jeweilige Anlageverwalter moglicherweise keine perfekte Korrelation zwischen
solchen Absicherungsinstrumenten und den abzusichernden Anlagen im Bestand eines
Teilfonds anstrebt. Eine solche unzulangliche Korrelation kann verhindern, dass ein Fonds die
beabsichtigte Absicherung verwirklicht, oder den Fonds einem Verlustrisiko aussetzen. Des
Weiteren nimmt ein Anlageverwalter mdglicherweise keine Absicherung gegen bestimmte
Risiken aufgrund seiner Anlagestrategie vor oder weil er das Eintreten solcher Risiken nicht
vorhersieht oder weil er glaubt, dass das Eintreten zu unwahrscheinlich ist, um die Kosten einer
Absicherung zu rechtfertigen. Die erfolgreiche Verwendung von Transaktionen zu Zwecken der
Absicherung oder der Risikosteuerung erfordert neben den Fahigkeiten, die bei der Auswahl
der Anlagen eines Fonds erforderlich sind, weitere Kompetenzen.
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Leerverkiufe

Den Fonds ist der Abschluss von ,physischen Leerverkaufen® nicht gestattet. Ein Fonds kann
jedoch — im Hinblick auf die Umsetzung seines Anlageziels und im Einklang mit den OGAW-
Vorschriften, sofern dies ausdriicklich in der Anlagepolitik des jeweiligen Fonds vorgesehen
und angegeben ist — Uber Derivate Short-Positionen in Bezug auf zugrunde liegende
Vermdgenswerte einnehmen. Grundsatzlich werden bei Leerverkaufen Wertpapiere verkauft,
die nicht im Besitz des Verkdufers sind und bei denen er sinkende Kurse erwartet, und die
gleichen Wertpapiere zur Lieferung an den Kaufer ausgeliechen, mit der Verpflichtung, zu einem
spateren Zeitpunkt Wertpapiere zurick zu liefern, die den ausgeliehenen Wertpapieren
entsprechen. Leerverkdufe ermdglichen es einem Anleger, von einem Kursriickgang bei einem
bestimmten Wertpapier zu profitieren, soweit dieser Rickgang die Transaktionskosten sowie
die Kosten der Wertpapierleihe Ubersteigt. Ein Leerverkauf birgt insoweit ein unbegrenztes
Verlustrisiko, als der Kurs der zugrunde liegenden Wertpapiere theoretisch unbegrenzt steigen
kann, wodurch sich die mit dem Kauf dieser Wertpapiere zur Deckung der Short-Position
verbundenen Kosten eines Fonds erhdhen.

Es kann nicht gewahrleistet werden, dass die fir die Deckung einer Short-Position bendtigten
Wertpapiere zum Kauf verfugbar sein werden. Der Kauf von Wertpapieren zur Glattstellung
einer Short-Position kann selbst dazu fiihren, dass der Preis der Wertpapiere weiter steigt,
wodurch sich der Verlust zusatzlich erhoht.

Bei der Ubernahme von Short-Positionen durch den Einsatz von Derivaten strebt ein Fonds
das gleiche finanzielle Ergebnis an — und unterliegt den gleichen Marktrisiken — wie beim
Abschluss eines physischen Leerverkaufs. Die Einnahme von Short-Positionen tber Derivate
ist mit kreditfinanziertem Handel verbunden, und die Hebelung, die mit den kreditfinanzierten
Positionen erzielt wird, birgt entsprechend ein grof3eres Risiko als dies bei Anlagen, die auf
physischen Leerverkdufen basieren, der Fall ist.

Infolge gesetzgeberischer und aufsichtsrechtlicher MalRnahmen, die seitens der Regierungen
und Aufsichtsbehdrden weltweit ergriffen wurden, sind Leerverkdufe in bestimmten
Vermdgenswerten eingeschrankt worden. Der Umfang der Beschrankungen ist je nach
Rechtsordnung unterschiedlich und unterliegt kurz- bis mittelfristigen Anderungen. Diese
Beschrankungen machen es manchen Marktteilnehmern schwer und in einigen Fallen sogar
unmdglich, ihre Anlagestrategien weiter zu verfolgen bzw. die Risiken ihrer ausstehenden
Positionen zu steuern. Daher ist es einem Anlageverwalter unter Umsténden nicht mdglich, den
Handel so zu flhren, dass er von seinem negativen Ausblick fur bestimmte Vermdgenswerte,
Unternehmen oder Sektoren in vollem Umfang profitieren kénnte, was die Fahigkeit des
betreffenden Anlageverwalters zur Erreichung des Anlageziels eines Fonds ggf. entsprechend
beeintrachtigt.
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Risiko von Pensions-/Repogeschiften

Die Anlagerendite eines Fonds aus Pensionsgeschaften hangt neben den gezahlten Zinsen
von der Fahigkeit des Kontrahenten ab, seinen Verpflichtungen aus dem Pensionsgeschaft
nachzukommen. Das Kontrahentenrisiko wird durch die Ubertragung oder Verpfandung von
Sicherheiten zu Gunsten eines Fonds gemindert. In einigen Fallen kann dies zum weiteren
Schutz des Fonds uberbesichert sein. Wenn der Kontrahent eines Fonds seinen
Verpflichtungen nicht nachkommt und ein Fonds die Sicherheiten verspatet oder gar nicht
zurtckerhalt oder wenn sich der Nennwert der Sicherheiten aus irgendeinem Grund verandert
hat, kann ein Fonds einen Verlust erleiden. Wenn die dem Pensionsgeschaft zugrunde
liegende Vereinbarung eine Laufzeit von mehr als 1 Tag hat, kann fir den Fonds aufgrund der
vertraglichen Verpflichtungen der jeweiligen Vereinbarung ein zusatzliches Liquiditatsrisiko
bestehen.

Risiken in Verbindung mit der Sicherheitenverwaltung

Wenn im Namen eines Fonds OTC-Finanzderivate und/oder  effiziente
Portfoliomanagementtechniken eingesetzt werden, kdnnen Sicherheiten eingesetzt werden, um
das Kontrahentenrisiko zu reduzieren. Sicherheiten werden gemal der Besicherungsrichtlinie
der Gesellschaft behandelt, wie in Anhang Il dargelegt. Der Austausch von Sicherheiten ist mit
bestimmten Risiken verbunden, darunter das operative Risiko im Zusammenhang mit dem
tatsachlichen Austausch, der Ubertragung und der Buchung von Sicherheiten. Die Sicherheiten
kénnen von einer Drittverwahrstelle hinterlegt werden, die einer ordentlichen Aufsicht unterliegt
und die in keiner Verbindung zum Herausgeber der Sicherheit steht. Der Einsatz solcher
Drittverwahrstellen kann zusatzliche Betriebs-, Clearing- und Abwicklungsrisiken mit sich
bringen. Erhaltene Sicherheiten bestehen entweder aus Barmitteln oder Ubertragbaren
Wertpapieren, die die in der Besicherungsrichtlinie der Gesellschaft dargelegten Kriterien
erfullen. Als Sicherheit erhaltene Ubertragbare Wertpapiere unterliegen dem Marktrisiko. Unter
unglnstigen Marktbedingungen kann der Markt fiir bestimmte Arten von Ubertragbaren
Wertpapieren einer verringerten Liquiditat unterliegen. Unbare Sicherheiten sind daher mit
einem gewissen Mal an Liquiditats- und Kreditrisiko verbunden. Darlber hinaus tragt ein
Fonds mdoglicherweise das Verlustrisiko, weil ein Kontrahent rechtlich nicht befahigt ist, ein
Geschéaft abzuschlieRen, oder weil das Geschaft aufgrund der einschlagigen Gesetze und
Vorschriften nicht durchsetzbar ist.

Risiko bei umfangreichen Riicknahmen

Umfangreiche Ricknahmen von Anteilen eines Fonds kdnnen dazu flhren, dass ein Fonds
gezwungen ist, Vermdgenswerte zu einem Zeitpunkt und Preis zu verkaufen, zu dem der
entsprechende Anlageverwalter diese Vermdgenswerte normalerweise nicht verdul3ert hatte,
und dass entsprechend ein geringerer Preis fir diese Vermdgenswerte erzielt wird. Der
Anlageverwalter konnte infolgedessen nur noch eingeschrankt in der Lage sein, die
Anlagestrategie des Fonds umzusetzen, was sich nachteilig auf den Wert sowohl der
zuriickgenommenen als auch der weiterhin in Umlauf befindlichen Anteile auswirken
kénnte. Darliber hinaus ist der Fonds nach Erhalt eines Riicknahmeantrages moglicherweise
gezwungen, Vermogenswerte im Vorfeld des maRgeblichen Handelstages zu liquidieren, was
zu erhdhten Barbestanden oder hochliquiden Anlagen des Fonds bis zu dem Handelstag
fuhren kann. In einem solchen Zeitraum kann der Anlageverwalter eines Fonds in seinen
Méglichkeiten zur erfolgreichen Umsetzung der Anlagestrategie eines Fonds eingeschrankt
sein, was sich nachteilig auf die Ertrdge des Fonds auswirken kann.

50



(r)

Risiken im Zusammenhang mit der Fiihrung von Zahlungsabwicklungskonten

Fir jede der Wahrungen, in denen die Anteilklassen der Fonds denominiert sind, wurde auf
Umbrella-Ebene ein Zahlungsabwicklungskonto auf den Namen der Gesellschaft eingerichtet
(das ,Umbrella-Barabwicklungskonto®).

Zeichnungsgelder, die fir einen Fonds vor Ausgabe von Anteilen eingehen, werden auf dem
Umbrella-Barabwicklungskonto gehalten. Anleger werden in Bezug auf von ihnen gezeichnete
und von der Gesellschaft auf dem Umbrella-Barabwicklungskonto gehaltene Barbetrdge als
unbesicherte Glaubiger des betreffenden Fonds behandelt, bis die gezeichneten Anteile
ausgegeben werden. Die Anleger profitieren daher bis zur Ausgabe der betreffenden Anteile
nicht von einer etwaigen Erhéhung des Nettoinventarwertes des betreffenden Fonds, fiir den
der Zeichnungsantrag gestellt wurde, oder von anderen Anteilinhaberrechten (einschlief3lich
Ausschiittungen). Im Fall der Insolvenz des Fonds, fir den der Zeichnungsantrag gestellt
wurde, oder der Insolvenz der Gesellschaft gibt es keine Garantie dafir, dass der Fonds oder
die Gesellschaft Gber ausreichende Mittel verfligt, um die unbesicherten Glaubiger in voller
Hohe zu befriedigen.

Die Zahlung von Riicknahmeerlésen und Ausschittungen durch einen Fonds hangt davon ab,
dass die Verwaltungsstelle Zeichnungsunterlagen im Original erhalten hat und alle Verfahren
nach dem Geldwaschegesetz eingehalten wurden. Entsprechend kann die Zahlung von
Ricknahmeerlésen und Ausschittungen an die berechtigten Anteilinhaber so lange geblockt
werden, bis die vorstehenden Anforderungen zur Zufriedenheit der Verwaltungsstelle erfillt
wurden. Rucknahme- und Ausschittungsbetrage, einschliellich geblockter Ricknahme- oder
Ausschittungsbetrage, werden bis zur Auszahlung an den betreffenden Anleger oder
Anteilinhaber auf dem Umbrella-Barabwicklungskonto gehalten. Solange sich diese Betrage
auf dem Umbrella-Barabwicklungskonto befinden, gelten die zu diesen Zahlungen des Fonds
berechtigten Anleger/Anteilinhaber bezlglich dieser Betrage als unbesicherte Glaubiger der
Gesellschaft, und sie profitieren bezlglich und in Hohe ihrer jeweiligen Anspriiche auf diese
Betrage nicht von einer etwaigen Erhéhung des Nettoinventarwertes des betreffenden Fonds
oder von anderen Anteilinhaberrechten (einschlieBlich weiterer Ausschuttungsanspriche).
Anteilinhaber, die Anteile zurtickgeben, sind ab dem jeweiligen Riicknahmedatum nicht langer
Anteilinhaber der zuriickgenommenen Anteile. Im Fall der Insolvenz des betreffenden Fonds
oder der Gesellschaft gibt es keine Garantie daflrr, dass der Fonds oder die Gesellschaft Uber
ausreichende Mittel verflgt, um die unbesicherten Glaubiger in voller Héhe zu befriedigen.
Anteilinhaber, die ihre Anteile zurickgeben, und Anteilinhaber mit Anspruch auf
Ausschiittungen sollten daher sicherstellen, dass etwaige noch fehlende Unterlagen und/oder
Informationen, die fir die Auszahlung dieser Betrage auf ihr Konto erforderlich sind,
unverziglich der Verwaltungsstelle Gbermittelt werden. Jedes diesbezlgliche Versdumnis geht
zu Lasten des jeweiligen Anteilinhabers.

Im Falle der Insolvenz eines Fonds unterliegt die Rickflihrung etwaiger von anderen Fonds
geschuldeten Betragen, die im Rahmen der Fihrung des Umbrella-Barabwicklungskontos an
den insolventen Fonds uberwiesen wurden, den Grundsatzen des irischen Treuhandrechts und
den Bedingungen im Zusammenhang mit der Fiihrung des Umbrella-Barabwicklungskontos. Es
kann bei der Ruckfiuihrung dieser Betrage zu Verzdgerungen und/oder Streitigkeiten kommen,
und der insolvente Fonds hat moglicherweise keine ausreichenden Mittel, um die den anderen
Fonds geschuldeten Betrage zuriickzuzahlen. Entsprechend gibt es keine Garantie dafir, dass
einer der anderen Fonds oder die Gesellschaft diese Betrage zurlickerhalt oder dass diese
anderen Fonds oder die Gesellschaft unter diesen Umstanden Uber ausreichende Mittel
verfiigen, um die unbesicherten Glaubiger in voller Hoéhe zu befriedigen.
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Korrelationsrisiko

Das Ausmall der Korrelation zwischen den Vermdgenswerten eines Fonds und den
Bestandteilen seines Referenzindex schwankt in der Regel im Laufe der Zeit und wird in Zeiten
von Marktstress oft héher sein. In Zeiten von Marktstress ist wahrscheinlich ein héheres Maf3
an Korrelation zwischen dem Portfolio eines Fonds und den Bestandteilen seines
Referenzindex zu erwarten.

Risiko der Eurozone

Infolge der Schuldenkrise von 2008 in Europa hat die Europadische Kommission die
Europaische Finanzstabilisierungsfazilitat (,LEFSF*) und den Europaischen
Finanzstabilisierungsmechanismus (,EFSM*) geschaffen, um Mittel fir Lander der Eurozone
zur Verfigung zu stellen, die sich in finanziellen Schwierigkeiten befinden und um
Unterstltzung ersuchen. Im Marz 2011 einigte sich der Europaische Rat auf die Notwendigkeit,
einen permanenten Stabilititsmechanismus fiir die Lander der Eurozone einzurichten, den
Europaischen Stabilitdtsmechanismus (der ,ESM®), der einvernehmlich aktiviert wurde und ab
Juni 2013 die Rolle der EFSF und des EFSM bei der Bereitstellung externer Finanzhilfe fir die
Lander der Eurozone ubernahm. Trotz dieser MafRnahmen bestehen weiterhin Bedenken
hinsichtlich des wachsenden Risikos, dass — neben dem Risiko, dass einige Lander die
Eurozone verlassen kénnten (entweder freiwillig oder unfreiwillig) —bestimmte Lander der
Eurozone einem Anstieg der Kreditkosten ausgesetzt sein kdnnten und eine Wirtschaftskrise
droht. Anhaltende Sorge bezlglich der Risiken im Zusammenhang mit der Staatsverschuldung
bestimmter Lander innerhalb der Eurozone kénnte dazu fihren, dass die Anlagen eines Fonds
in dieser Region einem hdheren Volatilitdts-, Liquiditats-, Wahrungs- und Ausfallrisiko
unterliegen. Nachteilige Ereignisse, wie die Herabstufung der Kreditwirdigkeit eines Landes
oder der Austritt von EU-Mitgliedern aus der Eurozone, koénnten schwerwiegende
Auswirkungen auf Europa und das globale Finanzsystem haben, die sich negativ auf den Markt
und den Wert eines Fonds auswirken kénnten.

Pandemierisiko

Ereignisse wie der Ausbruch von COVID-19 und andere Pandemien oder Krankheitsausbriiche
kénnen zu erhdhter kurzfristiger Marktvolatilitat fUhren und negative langfristige Auswirkungen
auf die Weltwirtschaft und Markte im Allgemeinen haben.

Der Ausbruch solcher Epidemien und damit einhergehende Reisebeschrankungen oder
Quarantanen kénnen sich negativ auf die Wirtschaft und die Geschéaftstatigkeit in den Landern,
in denen ein Fonds investieren kann, und auf die weltweite Handelsaktivitat im Allgemeinen
auswirken und dadurch die Performance der Anlagen eines Fonds beeintrachtigen. Pandemien
und ahnliche Ereignisse kdnnen auch akute Auswirkungen auf einzelne Emittenten oder
miteinander verbundene Gruppen von Emittenten haben, und sie kdnnten sich nachteilig auf
Wertpapiermarkte, Zinssatze, Auktionen, den Sekundarhandel, Bonitatsbewertungen,
Kreditrisiken, Inflation, Deflation und andere Faktoren auswirken, die mit den Anlagen eines
Fonds oder der Geschaftstatigkeit des entsprechenden Anlageverwalters und der
Geschaftstatigkeit der Dienstleister des entsprechenden Anlageverwalters und des Fonds
zusammenhangen.

Darliber hinaus sind die Risiken aufgrund der Ungewissheit dariiber, ob eine Pandemie oder
deren Folgen als héhere Gewalt eingestuft werden, erhéht. Wenn festgestellt wird, dass ein
Ereignis héherer Gewalt eingetreten ist, kann eine Gegenpartei eines Fonds oder einer Anlage
eines Teilfonds von ihren Verpflichtungen im Rahmen bestimmter Kontrakte, an denen er
beteiligt ist, befreit werden. Falls keine héhere Gewalt vorliegt, missen ein Fonds und seine
Anlagen mdglicherweise trotz potenzieller Einschrankungen seiner Geschaftstatigkeit und/oder
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finanziellen Stabilitat seinen vertraglichen Verpflichtungen nachkommen. Beide Ergebnisse
konnten sich nachteilig auf die Anlagen und die Wertentwicklung eines Fonds auswirken.

UNTERNEHMENSLEITUNG UND VERWALTUNG

Die Gesellschaft wird vom Verwaltungsrat geleitet, der fur die Gesamtanlagepolitik verantwortlich ist
und die entsprechenden Vorgaben jeweils an die Verwaltungsgesellschaft weitergibt. Die
Verwaltungsgesellschaft hat bestimmte Aufgaben an die Anlageverwalter und die Verwaltungsstelle
delegiert.

Verwaltungsrat

Der Verwaltungsrat, dessen Mitglieder nachstehend vorgestellt werden, leitet die Gesellschaft und
Uberwacht ihre Geschaftstatigkeit. Alle Verwaltungsratsmitglieder sind nicht geschaftsfihrende
Verwaltungsratsmitglieder der Gesellschaft.

Andrew Finucane (Ire). Andrew Finucane ist Head of Operations von Lazard Fund Managers (Ireland)
Limited. Er ist aulerdem seit April 2025 CEO von Lazard Fund Managers (Ireland) Limited. Andrew
Finucane ist seit 1995 im Investmentbereich tatig. Bevor er im Februar 2014 zu Lazard wechselte,
hatte Andrew Finucane die Position des Geschéaftsfiihrers bei BNY Mellon inne. Er ist ein Mitglied der
Association of Chartered Certified Accountants.

Deirdre Gormley (Irin). Deirdre Gormley ist unabhéngiges Verwaltungsratsmitglied von
Investmentfonds mit Uber 30 Jahren Erfahrung in der Vermoégensverwaltungs- und
Investmentfondsbranche und hatte leitende Positionen und Vorstandsposten in grof3en
internationalen Organisationen inne. In ihren friiheren Flhrungspositionen war Deirdre Gormley fiir
ein  breites Spektrum von Aktivitdten in den Bereichen Investmentmanagement,
Geschaftsentwicklung, Governance und Regulierung verantwortlich. Sie war am Produktmanagement
fur irische, luxemburgische und niederlandische Anlageprodukte beteiligt. Deirdre Gormley war
CEO/Head of Management Company von Northern Trust Asset Management in Dublin, Irland. In
dieser Funktion war sie fur die Verwaltung von OGAW- und IPM-Geschaften zustandig, die
Geldmarkt-, Aktien-, Renten- und ETF-Produkte umfassten. Sie war fur die Niederlassungen von
Northern Trust Fund Managers Ireland in Europa und die Beaufsichtigung der beauftragten
Dienstleister zustandig. Vor dieser Tatigkeit war Deirdre Gormley 12 Jahre lang bei Pioneer
Investment Limited (jetzt Amundi Ireland Limited) als Head of Product and Marketing Services tatig.
Vor ihrer Tatigkeit bei Pioneer Investment Limited hatte Deirdre Gormley verschiedene leitende
Positionen bei JP Morgan in Dublin und New York inne, wo sie eine Reihe von Aufgaben in den
Bereichen Betrieb und Kundenbeziehungen Ubernahm. Deirdre Gormley hat einen Bachelor of
Science-Abschluss in Finanzwesen vom Marist College in Poughkeepsie, New York.

Andreas Hiibner (Deutscher) Andreas Hibner ist Senior Managing Director der Lazard Asset
Management Gruppe und Chief Executive Officer der Lazard Asset Management (Deutschland)
GmbH, Frankfurt am Main. Er ist auRerdem Vorsitzender der Lazard Asset Management Schweiz AG
und verantwortlich fiir die Buros in Frankfurt, Hamburg und Wien. Er wechselte 1999 von Schréder
Minchmeyer Hengst & Co, wo er Mitglied des Vorstands und persénlich haftender Gesellschafter
war, zu Lazard. Darlber hinaus hatte Andreas Hulbner verschiedene leitende Positionen in
verbundenen Unternehmen von Schréder Minchmeyer Hengst & Co inne. Zuvor war Andreas
Hubner fur die DG Bank in New York und Frankfurt am Main tatig. Andreas Hubner lebt in Frankfurt
am Main.

Samantha McConnell (Irin). Samantha McConnell verfiigt Gber mehr als 30 Jahre Erfahrung in der
Investment- und Rentenbranche in den Bereichen Verwaltung, Investmentdienstleistungen,
Anderungs- und Integrationsmanagement. Heute ist sie in Vollzeit als unabhangiges, nicht
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geschaftsfihrendes Verwaltungsratsmitglied in verschiedenen Verwaltungsraten tatig, darunter von
Fondsgesellschaften sowie MiFID-, AIFIM- und SuperManCo-Gesellschaften in Irland und Europa.
Sie ist Vorsitzende einer Reihe von Gesellschaften, unter anderem von einer SuperManCo- und einer
MIFID-Gesellschaft. Samantha McConnell war zuvor nicht geschaftsfihrendes
Verwaltungsratsmitglied von CFA Ireland sowie geschéaftsfiihrendes Verwaltungsratsmitglied von
Willis Human Capital & Benefits (Uber MiFID reguliertes Unternehmen von Willis Towers Watson in
Irland). Samantha McConnell hat einen Abschluss mit Auszeichnung (First Class Honours) in
Commerce des University College Dublin und machte in Irland ihren ACCA-Abschluss als
Jahrgangsbeste. Sie ist als CFA zugelassen, Inhaberin des Institute of Directors Diploma in Company
Direction, das sie als Erste im Vereinigten Kdnigreich und in Irland erworben hat, und wurde mit dem
Graduate of Merit Award des Institute of Directors sowie mit der LIA Pension Trustee Practitioner
Gold Medal ausgezeichnet.

Jeremy Taylor (Brite). Jeremy Taylor ist Managing Director und CEO von Lazard Asset Management
Limited und leitet die Geschaftsaktivitditen in den Regionen Grof3britannien, Irland, Benelux,
Skandinavien und Naher Osten. Jeremy Taylor ist Mitglied des Executive Leadership Teams von
Lazard und Co-Vorsitzender der Sales & Marketing Management Group. Bevor er zum CEO ernannt
wurde, war Jeremy Taylor Co-Director of Research und befasste sich als Research Analyst in erster
Linie mit dem Telekommunikationssektor. Er ist seit 1996 im Investmentbereich tatig. Bevor er 2003
zu Lazard kam, war Jeremy Taylor Director und Research Analyst bei UBS Warburg. Er halt einen
MSc in Ingenieurwesen, Wirtschaft und Management vom St. Peter‘s College der Oxford University.

Promoter
Lazard Asset Management Limited ist der Promoter der Gesellschaft.

Lazard Asset Management Limited wurde am 12. Oktober 1953 nach englischem und walisischem
Recht gegriindet. Lazard Asset Management Limited wurde von der Financial Conduct Authority zur
Durchfiihrung ihrer aufsichtspflichtigen Geschafte im Vereinigten Konigreich zugelassen. Jeremy
Taylor, der Verwaltungsratsmitglied der Gesellschaft ist, ist auch Verwaltungsratsmitglied (Director)
des Promoters. Lazard Asset Management Limited ist der in London ansassige, fur Investment
Services, Kundendienste und Marketingdienstleistungen zustandige Zweig der Lazard Asset
Management Gruppe und erbringt Dienstleistungen fiir institutionelle Kunden, Vertriebsdienste fur
Dritte und Privatkundendienstleistungen im Vereinigten Konigreich, in Nordeuropa und im Nahen
Osten.

Verwaltungsgesellschaft

Nach MaRgabe des Verwaltungsvertrages hat die Gesellschaft Lazard Fund Managers (Ireland)
Limited als Verwaltungsgesellschaft bestellt. Nach den Bestimmungen des Verwaltungsvertrages ist
die Verwaltungsgesellschaft fir die Fihrung und Verwaltung der Geschafte der Gesellschaft und den
Vertrieb der Anteile unter der Gesamtaufsicht und -kontrolle des Verwaltungsrats zustandig.

Die Verwaltungsgesellschaft hat die Anlageverwaltungsaufgaben fir die Fonds an die
Anlageverwalter an die beauftragte Verwaltungsstelle delegiert. Die Verwaltungsgesellschaft hat
zudem die Ausfihrung der Verwaltungsaufgaben an die Verwaltungsstelle delegiert. Die
Verwaltungsgesellschaft flhrt Gber ihre Niederlassungen in Spanien, Belgien, Schweden und den
Niederlanden und mehrere Vertreter der Verwaltungsgesellschaft Vertriebsaktivitdten im Namen der
Fonds durch.

Bei der Verwaltungsgesellschaft handelt es sich um eine am 1. Februar 1996 in Irland gegriindete
Gesellschaft mit Haftungsbeschrankung nach irischem Recht. Das ausgegebene und eingezahlte
Aktienkapital der Verwaltungsgesellschaft betragt 150.000 EUR. Sie gehort der Lazard-Gruppe an
und ist eine indirekte Tochtergesellschaft der Lazard Inc. Die Hauptgeschaftstatigkeit der
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Verwaltungsgesellschaft  besteht in  der Erbringung von  Fondsmanagement- und
Fondsverwaltungsleistungen, zusammen mit der Erbringung von Vertriebsdienstleistungen tber ihre
spanischen, belgischen, schwedischen und niederlandischen Niederlassungen, fir Programme bzw.
Organismen fir gemeinsame Anlagen wie die Gesellschaft. Die Mitglieder des Verwaltungsrates der
Gesellschaft sind gleichzeitig Mitglieder des Verwaltungsrates der Verwaltungsgesellschaft. Es gibt
zwei weitere Mitglieder des Verwaltungsrates der Verwaltungsgesellschaft, die keine
Verwaltungsratsmitglieder der Gesellschaft sind — Denis Faller und Nathan Paul, zu denen
nachstehend weitere Angaben gemacht werden.

Denis Faller (Franzose) Denis Faller war von Januar 2022 bis April 2025 Managing Partner von
Lazard Fréres Gestion und Managing Director von Lazard Fund Managers (Ireland) Limited. Er war
von Januar 2022 bis April 2025 CEO von Lazard Fund Managers (Ireland) Limited. Von 2015 bis
Dezember 2021 war Denis Faller Chief Operating Officer von Lazard Freres Gestion. Er begann seine
finanzielle Laufbahn 1987 bei der Banque de Gestion Privée SIB und wechselte 1991 zur Banque
Worms. 1994 kam er als Head of Institutional Investment Management zu Rothschild & Cie Banque
und wurde 2000 zum Chief Operating Officer von Rothschild & Cie Gestion mit Verantwortung fur die
Bereiche Multimanagement und Support ernannt. Im Jahr 2011 wurde er Managing Partner. Denis
Faller absolvierte sein Studium am Télécom ParisTech Institute, Frankreich.

Nathan A. Paul (Amerikaner). Nathan Paul ist Vice Chair und Chief Operating Officer (,COQ") des
Vermdgensverwaltungsgeschafts von Lazard und Mitglied des Executive Leadership Teams sowie
der Strategic Growth Management Group der Gesellschaft. Als COO leitet er die tagliche Verwaltung
der Geschaftsaktivitdten der Gesellschaft weltweit und arbeitet mit den Managementgruppen der
Gesellschaft zusammen, um sicherzustellen, dass diese global koordiniert und auf die Prioritaten der
Gesellschaft abgestimmt sind. Dariiber hinaus ist Paul aktiv an der Produktentwicklung beteiligt und
leitet verschiedene strategische Initiativen in der gesamten Gesellschaft. Er ist President und Director
von The Lazard Funds, Inc. und Mitglied anderer wichtiger Ausschiisse auf Unternehmensebene. Vor
seiner derzeitigen Funktion als COO war Paul Uber 5 Jahre lang Chief Business Officer, wo er fiir die
weltweite Leitung von Initiativen zur Geschaftsentwicklung verantwortlich war. Darlber hinaus war
Paul Uber 15 Jahre lang als General Counsel von Lazard Asset Management LLC tatig. Er begann
seine Tatigkeit im Investmentbereich im Jahr 2000, als er zu Lazard kam. Davor war Nathan Paul als
Partner bei Schulte Roth and Zabel LLP im Bereich Investment Management tatig. Er hat einen JD-
Abschluss von der Cardozo Law School und einen BA-Abschluss von der Yeshiva University. Nathan
Paul ist Mitglied der New York und der New Jersey State Bar Association.

Der Secretary der Gesellschaft ist auch der Secretary der Verwaltungsgesellschaft. Die
Verwaltungsgesellschaft erbringt auch Managementleistungen fir eine andere in Irland ansassige
Investmentgesellschaft, deren Sponsor die Lazard-Gruppe ist, und zwar fir die Lazard Global
Investment Funds plc. Sie ist darlber hinaus die Verwaltungsgesellschaft von Lazard Global
Investment Management CCF, einem in Irland zugelassenen und regulierten Common Contractual
Fund (gemeinsamer Vertragsfonds).

Die Verwaltungsgesellschaft hat Vergltungsrichtlinien verabschiedet und umgesetzt (die
Lvergutungsrichtlinien), die der Vergutungspraxis der Lazard Asset Management
Unternehmensgruppe entsprechen. Die Vergutungsrichtlinien vereinen die Interessen der Mitarbeiter
und die langfristigen Interessen der Kunden, des Unternehmens, der Anteilinhaber und anderer
Beteiligter. Der Schwerpunkt der Richtlinie ist eine leistungsabhangige Bezahlung, wobei als zweites
wesentliches Kriterium sicherzustellen ist, dass die Leistung nicht durch Risiken erzielt wird, die die
Verwaltungsgesellschaft nicht bereit ist zu tragen. Die Vergutungsrichtlinien sind nach Auffassung der
Verwaltungsgesellschaft verhaltnismaRig und stehen im Einklang mit einem stabilen und effektiven
Risikomanagement gemafl den mafgeblichen OGAW-Anforderungen. Einzelheiten zu den aktuellen
Vergutungsrichtlinien der Verwaltungsgesellschaft, einschlieRlich einer Erlauterung der Berechnung
von Vergiutungen und Leistungen sowie der Angabe der fir die Zuteilung dieser
Vergltung/Leistungen zustandigen Personen, koénnen unter der folgenden Webseite abgerufen
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werden: www.lazardassetmanagement.com. Eine gedruckte Fassung der Richtlinien ist auf’erdem
auf Anfrage kostenlos bei der Verwaltungsgesellschaft erhaltlich.

Wéhrungsmanager

Die Verwaltungsgesellschaft hat State Street Bank International GmbH bestellt, um nicht-
diskretionare Dienstleistungen im Bereich der Wahrungsabsicherung fur die Verwaltungsgesellschaft
in Bezug auf die Gesellschaft zu erbringen.

State Street Bank International GmbH ist eine nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland
gegriindete Gesellschaft mit beschrankter Haftung mit Hauptsitz in Boston. Sie ist beim Amtsgericht
Minchen unter der Nummer HRB 42872 registriert.

Anlageverwalter

Die Verwaltungsgesellschaft hat ihre Zustandigkeit fir die Anlage und Wiederanlage der
Vermdgenswerte der einzelnen Fonds wie folgt delegiert:

(a) Lazard European Equity Fund (fiir weitere Anteilzeichnungen geschlossen),
Lazard Pan European Equity Fund (fiir weitere Anteilzeichnungen geschlossen),
Lazard UK Omega Equity Fund (fiir weitere Anteilzeichnungen geschlossen)
Lazard Global Strategic Equity Fund (fiir weitere Anteilzeichnungen geschlossen)

an Lazard Asset Management Limited,;

- Lazard Global Sustainable Equity Fund;
Lazard Global Equity Income Fund (fiir weitere Anteilzeichnungen geschlossen),
Lazard Global Managed Volatility Fund (fiir weitere Anteilzeichnungen geschlossen),
Lazard Global Thematic Fund (fiir weitere Anteilzeichnungen geschlossen);
Lazard Global Thematic Focus Fund;
Lazard Global Small Cap Fund;
Lazard Automation and Robotics Fund;
Lazard Digital Health Fund,;
Lazard Pan-European Small Cap Fund;
Lazard US Equity Concentrated Fund;
Lazard Emerging World Fund; (fiir weitere Anteilzeichnungen geschlossen)
Lazard Emerging Markets Equity Fund;
Lazard Emerging Markets Core Equity Fund; (fir weitere Anteilzeichnungen
geschlossen)
Lazard Emerging Markets Equity Advantage Fund;
Lazard Emerging Markets Managed Volatility Fund;
Lazard Developing Markets Equity Fund (fiir weitere Anteilzeichnungen geschlossen),
Lazard Global Sustainable Fixed Income Fund (fiir weitere Anteilzeichnungen
geschlossen),
Lazard US Small Cap Equity Fund;
Lazard Listed Private Markets Fund;
Lazard Global Equity Advantage Fund;
Lazard Global Bond Fund und
Lazard Baylight US Large Cap Fund.

an Lazard Asset Management LLC;

- Lazard Japanese Strategic Equity Fund an Lazard Japan Asset Management K.K;
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- Lazard Global Listed Infrastructure Equity Fund und Lazard Global Equity Franchise Fund an
Lazard Asset Management Pacific Co.;

- Lazard Sterling High Quality Bond Fund (fiir weitere Anteilzeichnungen geschlossen) an
Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH; und

- Lazard MENA Fund (fiir weitere Anteilzeichnungen geschlossen) an Lazard Gulf Limited

Die beauftragten Anlageverwalter sind fiir die Verwaltung der Vermogenswerte und der Anlagen der
einzelnen Fonds der Gesellschaft entsprechend dem in den jeweiligen Prospekterganzungen
beschriebenen Anlageziel, der Anlagepolitik und der Anlagestrategie unter der standigen Aufsicht und
Anleitung des Verwaltungsrats und der Verwaltungsgesellschaft zustandig.

Lazard Asset Management Limited ist eine indirekte Tochtergesellschaft von Lazard Inc und wurde
am 12. Oktober 1953 in England und Wales gegriindet. Lazard Asset Management Limited wurde von
der Financial Conduct Authority zur Durchfihrung ihrer aufsichtspflichtigen Geschéafte im Vereinigten
Konigreich zugelassen. Lazard Asset Management Limited ist derzeit der Promoter der Gesellschaft.

Lazard Asset Management LLC wurde in Delaware, USA, am 20. August 2002 gegrindet. Lazard
Asset Management LLC erbringt Anlageverwaltungs- und -beratungsdienste fir institutionelle
Kunden, Finanzmittler, Privatkunden und Anlagevehikel weltweit. Zu diesen Kunden gehdren
institutionelle Kunden (Unternehmen, Gewerkschaften, staatliche Rentenkassen, Versicherungen und
Banken; sowie Uber Unterberatungsfunktionen Sponsoren von Publikumsfonds, Broker-Dealer und
registrierte Berater) und Privatkunden (insbesondere sog. Family Offices und sehr vermégende
Privatkunden).

Lazard Japan Asset Management K.K. ist eine indirekte Tochtergesellschaft der Lazard Inc., wurde im
Jahr 1987 in Japan als Aktiengesellschaft zur Erbringung von Anlageverwaltungsleistungen an
japanische Kunden gegrindet und untersteht der Aufsicht der  japanischen
Finanzdienstleistungsaufsicht.

Lazard Asset Management Pacific Co., ansassig in Sydney, Australien, ist eine urspringlich 1994
gegrundete Gesellschaft ohne Haftungsbeschrankung. Lazard Asset Management Pacific Co. verfligt
Uber eine australische Lizenz fur Finanzdienstleistungen (Australian Financial Services Licence)
(Nummer 238432) der australischen Wertpapieraufsicht (Australian Securities and Investment
Commission) und ist eine 100%ige Tochtergesellschaft von Lazard Asset Management, LLC.

Die Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH wurde als Gesellschaft mit beschrankter
Haftung nach deutschem Recht am 12. Marz 1999 errichtet. Die Lazard Asset Management
(Deutschland) GmbH ist eine indirekte 100%ige Tochtergesellschaft von Lazard Inc, der obersten
Holdinggesellschaft der Lazard-Gruppe. Die Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH wird
durch die Bundesanstalt flr Finanzdienstleistungsaufsicht reguliert und unterliegt deren Vorschriften.

Lazard Gulf Limited wurde am 13. September 2007 in Dubai als Gesellschaft mit beschrankter
Haftung (Limited Liability Company) errichtet. Lazard Gulf Limited erbringt Anlageverwaltungs- und
Beratungsleistungen gegeniber institutionellen Kunden, Finanzintermediaren und Anlagevehikeln
weltweit. Lazard Gulf Limited ist eine mittelbare 100%ige Tochtergesellschaft der Lazard-Gruppe und
wird durch die Finanzaufsichtsbehérde Dubai Financial Services Authority reguliert.

Die Tatigkeit der Anlageverwalter ist durch die von Lazard Asset Management LLC fir die Lazard-
Gruppe geschlossene Berufshaftpflichtversicherung abgedeckt. Die Berufshaftpflichtversicherung von
Lazard Asset Management LLC deckt Fehler und Versaumnisse (errors and omissions) im
Zusammenhang mit Fondsmanagementmandaten ab, die ihre Tochtergesellschaften (einschliellich
samtlicher Anlageverwalter) ibernommen haben.
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Die Anlageverwalter kénnen Aufgaben an Unteranlageverwalter/-berater oder andere Beauftragte
delegieren; Informationen Uber die jeweiligen Beauftragten werden den Anteilinhabern auf Anfrage zur
Verfligung gestellt und in den periodischen Berichten veroffentlicht. Die Gebihren und Kosten eines
Unteranlageverwalters/-beraters oder anderen Beauftragten werden vom  betreffenden
Anlageverwalter aus den an ihn gezahlten Geblhren oder, sofern mit der Gesellschaft vereinbart und
im Prospekt und/oder der jeweiligen Prospektergdnzung angegeben, direkt aus dem Vermoégen des
betreffenden Fonds gezahlt.

Jeremy Taylor, der Verwaltungsratsmitglied der Gesellschaft ist, ist auch Verwaltungsratsmitglied
(Director) von Lazard Asset Management Limited.

Nathan Paul, der Verwaltungsratsmitglied der Verwaltungsgesellschaft ist, ist auch
Verwaltungsratsmitglied von Lazard Asset Management Limited und Lazard Asset Management
(Deutschland) GmbH sowie Secretary von Lazard Asset Management LLC.

Andreas Hubner, der Mitglied des Verwaltungsrats der Gesellschaft ist, ist gleichzeitig Chief
Executive Officer der Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH.

Mr Andrew Finucane, Verwaltungsratsmitglied der Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft, ist
auch der CEO der Verwaltungsgesellschaft.

Vertriebsstellen

Nach MalRgabe des Vertriebsvertrages bzw. der Vertriebsstellenvereinbarung hat die
Verwaltungsgesellschaft Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH als Vertriebsstelle in
Deutschland, Osterreich und Italien bzw. Lazard Asset Management Schweiz AG als Vertriebsstelle
in der Schweiz bestellt. AuRerdem wurde Lazard Asset Management Limited gemafd der Promoter-
und Vertriebsstellenvereinbarung von der Verwaltungsgesellschaft als Vertriebsstelle fir die Anteile
der Gesellschaft bestellt. Gemal einer Vertriebsstellenvereinbarung wurde Lazard Fréres Gestion als
Vertriebsstelle in Frankreich bestellt. Gemal einer Vertriebsstellenvereinbarung wurde Lazard Asset
Management (Singapore) Pte. Ltd. als Vertriebsstelle fur die Anteile der Gesellschaft in Singapur,
Malaysia, Thailand, Brunei, Indonesien, Hongkong, Macau und den Philippinen gemal einer
Vertriebsstellenvereinbarung bestellt. Lazard Asset Management (Hong Kong) Limited wurde geman
einer Vertriebsstellenvereinbarung zur Vertriebsstelle fur die Anteile der Gesellschaft in Hongkong,
Taiwan, Macau und Brunei Dbestellt. Lazard Gulf Limited wurde gemall einer
Vertriebsstellenvereinbarung zur Vertriebsstelle der Gesellschaft in den Vereinigten Arabischen
Emiraten bestellt. Lazard Asset Management LLC wurde gemaR einer Vertriebsstellenvereinbarung
zur Vertriebsstelle der Gesellschaft in den USA bestellt.

Dariber hinaus erbringt die Verwaltungsgesellschaft selbst Vertriebsdienstleistungen fir bestimmte
Fonds uber ihre Niederlassungen in Spanien, Belgien, Schweden und den Niederlanden.

Die Vertriebsstellen sind fir Vertrieb und Vermarktung der Anteile der Gesellschaft zustandig. Die
Vertriebsstellen kénnen zudem Vertriebsbeauftragte und -unterbeauftragte bestellen, wobei die
Vertriebsstellen weiterhin fir die Handlungen und Unterlassungen dieser Vertriebsbeauftragten und -
unterbeauftragten haften.

Verwaltungsstelle, Register- und Transferagent und Verwahrstelle
Verwaltungsstelle, Register- und Transferstelle

Die Verwaltungsgesellschaft hat ihre Aufgaben als Verwaltungsstelle, Registerfiihrer und
Transferstelle an State Street Fund Services (Ireland) Limited (die ,Verwaltungsstelle) gemal dem
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Verwaltungsstellenvertrag delegiert. Die Verwaltungsstelle ist, unter der Gesamtaufsicht der
Verwaltungsgesellschaft und des Verwaltungsrates, fiir die Abwicklung des Tagesgeschafts und der
taglichen Geschaftsangelegenheiten der Gesellschaft zustandig, einschlieRlich der Abwicklung von
Zeichnungen und Ricknahmen, der Ermittlung des Nettoinventarwertes, der Fihrung von
Geschaftsblichern und -unterlagen, der Auszahlung von Geldern, der Errichtung und Fihrung der
Konten flr die Gesellschaft sowie aller sonstigen gewdhnlich bei einem Investmentfonds anfallenden
administrativen Angelegenheiten. Die Verwaltungsstelle Gbernimmt aulRerdem die Buchfuhrung der
Gesellschaft im Einklang mit FRS 102. Des Weiteren obliegt der Verwaltungsstelle die Fihrung des
Anteilregisters.

Bei der Verwaltungsstelle handelt es sich um eine Gesellschaft mit Haftungsbeschrankung, die am
23. Marz 1992 nach irischem Recht gegriindet wurde. Die Verwaltungsstelle ist eine 100%ige
Tochtergesellschaft der State Street Corporation. Das genehmigte Kapital der Verwaltungsstelle
belauft sich auf 5.000.000 GBP mit einem ausgegebenen und eingezahlten Kapital von 350.000 GBP.

Die State Street Corporation ist weltweit fiihrend in der Erbringung von Anlagediensten und
Anlageverwaltung fur erfahrene globale Anleger. Der Hauptgeschaftssitz der State Street Corporation
befindet sich in Boston, Massachusetts, USA; ihre Aktien werden an der New York Stock Exchange
unter dem Symbol ,STT* gehandelt.

Verwahrstelle

State Street Custodial Services (lreland) Limited wurde als Verwahrstelle der Gesellschaft bestellt.
Die Hauptgeschaftstatigkeit der Verwahrstelle ist die Tatigkeit als Verwahrstelle und Treuhander fur
Vermogenswerte von Organismen fir gemeinsame Anlagen. Die Verwahrstelle wird durch die irische
Zentralbank reguliert.

Die Verwahrstelle ist eine in Irland am 22. Mai 1991 gegriindete private Gesellschaft mit beschrankter
Haftung (private limited liability company). Die oberste Holdinggesellschaft der Verwahrstelle ist die
State Street Corporation. lhr genehmigtes Anteilskapital betragt 5.000.000 GBP und ihr
ausgegebenes und eingezahltes Kapital betragt 200.000 GBP.

Die State Street Corporation ist weltweit fihrend in der Erbringung von Anlagediensten und
Anlageverwaltung fur erfahrene globale Anleger. Die Zentrale von State Street liegt in Boston,
Massachusetts, USA, und sie wird an der New Yorker Borse unter dem Symbol ,STT* gehandelt.

Nach dem Verwahrstellenvertrag wird die Verwahrstelle die Verwahrung der Vermdgenswerte des
Unternehmens im Einklang mit den OGAW-Anforderungen Ubernehmen. Dariiber hinaus hat die
Verwahrstelle die folgenden wesentlichen Aufgaben, die nicht delegiert werden durfen:

- Sicherstellung, dass der Verkauf, die Ausgabe, der Rickkauf, die Ricknahme und die
Entwertung von Anteilen im Einklang mit den OGAW-Vorschriften und der Satzung erfolgt;

- Sicherstellung, dass der Wert der Anteile im Einklang mit den OGAW-Vorschriften und der
Satzung ermittelt wird;

- Ausfihrung der Anweisungen der Verwaltungsgesellschaft, es sei denn, diese Anweisungen
kollidieren mit den OGAW-Vorschriften oder der Satzung;

- Sicherstellung, dass Zahlungen im Zusammenhang mit Geschaften mit den Vermbgenswerten

der Gesellschaft oder eines Fonds fir den/die betreffenden Fonds innerhalb der Ublichen
Fristen Uberwiesen werden;

59



- Sicherstellung, dass die Einkiinfte der Gesellschaft oder eines oder mehrerer Fonds im
Einklang mit den OGAW-Vorschriften und der Satzung verwendet werden;

- Untersuchung des Verhaltens der Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft (in ihrem
Handeln fir die Gesellschaft) in jeder Rechnungsperiode und diesbezligliche Berichterstattung
an die Anteilinhaber; und

- Sicherstellung, dass der Cashflow der Gesellschaft ordnungsgemafl im Einklang mit den
OGAW-Vorschriften Uberwacht wird.

Gemall den malgeblichen OGAW-Anforderungen haftet die Verwahrstelle gegeniber der
Gesellschaft und den Anteilinhabern (i) fir das Abhandenkommen von durch die Verwahrstelle (oder
durch einen Dritten, dem die Verwahrung von Finanzinstrumenten Ubertragen wurde) in Verwahrung
gehaltenen Finanzinstrumenten, es sei denn, die Verwahrstelle kann nachweisen, dass das
Abhandenkommen auf auRere Umstande auflerhalb ihrer verniinftigen Kontrolle zuriickzufiihren ist,
deren Konsequenzen trotz aller angemessenen Gegenmalinahmen unabwendbar waren, und (ii) fir
alle anderen Verluste, die aufgrund der fahrlassig oder vorsatzlich verursachten Nichterfillung ihrer
Verpflichtungen aus der Richtlinie seitens der Verwahrstelle verursacht wurden.

Interessenkonflikte

Interessenkonflikte kénnen fir die Verwahrstelle und/oder ihre Beauftragten jeweils insbesondere
dann auftreten, wenn die Verwahrstelle und/oder einer ihrer Beauftragten

1. wahrscheinlich zu Lasten der Gesellschaft oder ihrer Anteilinhaber einen finanziellen Vorteil
erzielen oder einen Verlust vermeiden wird,

2. am Ergebnis einer flr die Gesellschaft erbrachten Dienstleistung oder Tatigkeit bzw. eines fir
die Gesellschaft getatigten Geschafts ein Interesse hat, das nicht mit dem Interesse der
Gesellschaft an diesem Ergebnis tbereinstimmt,

3. einen finanziellen oder sonstigen Anreiz hat, die Interessen eines anderen Kunden oder einer
anderen Kundengruppe Uber die Interessen der Gesellschaft zu stellen,
4. dieselben Aktivitaten fir die Gesellschaft wie auch fir andere Kunden ausfiihrt, und sich dies

negativ auf die Gesellschaft auswirkt; oder

5. fir diese Dienstleistung neben den Ublichen Provisionen oder Vergitungen Anreize in Form
von Geldern, Gutern oder Leistungen erhalt.

Nach der Richtlinie darf die Verwahrstelle keine Aktivitaten in Bezug auf die Gesellschaft oder die fir
die Gesellschaft handelnde Verwaltungsgesellschaft ausfihren, die Interessenkonflikte zwischen der
Verwahrstelle und (i) der Gesellschaft, (i) den Anteilinhabern und/oder (iii) der
Verwaltungsgesellschaft schaffen kdnnten, es sei denn, die Ausfihrung ihrer Verwahraufgaben sind
im Einklang mit der Richtlinie von anderen potentiell kollidierenden Aufgaben getrennt und die
potentiellen Konflikte werden ermittelt, gesteuert, beobachtet und gegeniber den Anteilinhabern
offengelegt. Siehe auch den Abschnitt ,Interessenkonflikte” in diesem Prospekt.

Ubertragung von Aufgaben

Die Verwahrstelle darf ihre Verwahrpflichten ausschlieBlich im Einklang mit den OGAW-Vorschriften
und unter den folgenden Voraussetzungen ubertragen: (i) die Aufgaben werden nicht in der Absicht
Ubertragen, die Anforderungen der OGAW-Vorschriften zu umgehen, (ii) die Verwahrstelle kann
belegen, dass es einen objektiven Grund fiir die Ubertragung gibt, und (iii) die Verwahrstelle ist bei
der Auswahl und Bestellung eines Dritten, dem sie Teile ihrer Aufgaben (bertragen hat, mit der
gebotenen Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit vorgegangen und geht weiterhin bei der
laufenden Kontrolle und regelmaRigen Uberpriifung von diesen Dritten und von Vereinbarungen
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dieses Dritten hinsichtlich der ihm Ubertragenen Aufgaben mit der gebotenen Sachkenntnis, Sorgfalt
und Gewissenhaftigkeit vor. Ein Dritter, auf den die Verwahrstelle ihre Verwahraufgaben gemaf den
OGAW-Vorschriften Ubertragen hat, darf diese Funktionen seinerseits nur nach MaRgabe derselben
Anforderungen, wie sie fir die direkte Ubertragung durch die Verwahrstelle gelten, tbertragen. Die
Haftung der Verwahrstelle wird durch eine solche Ubertragung ihrer Verwahraufgaben nicht beriihrt.

Die Verwahrstelle darf die Verwahrung von Vermdgenswerten der Gesellschaft auf die State Street
Bank and Trust Company (,SSBTC"), ihre weltweit tatige Unterverwahrstelle, Ubertragen, tUber die sie
auf das globale Netzwerk von Unterverwahrstellen der SSBTC zugreifen kann (das ,Globale
Verwahrstellennetzwerk”). Das Globale Verwahrstellennetzwerk von SSBTC deckt mehr als 100
Markte weltweit ab. Die Unternehmen, auf die die Verwahrung von Vermdgenswerten der
Gesellschaft weiterverlagert werden darf, sind in Anlage IV dieses Prospekts angegeben.

Aktuelle Informationen zu den Aufgaben der Verwahrstelle sowie zu etwaig auftretenden
Interessenkonflikten und Ubertragungsvereinbarungen der Verwahrstelle werden den Anlegern auf
Anfrage von der Gesellschaft zur Verfliigung gestellt.

Weitere Informationen zum Verwahrstellenvertrag entnehmen Sie bitte dem Abschnitt ,Wesentliche
Vertrage“ in diesem Prospekt.

Secretary

Wilton Secretarial Limited wurde sowohl von der Gesellschaft als auch von der
Verwaltungsgesellschaft als Secretary bestellt.

Interessenkonflikte

Die Verwaltungsgesellschaft, die Anlageverwalter und andere Unternehmen der Lazard-Gruppe
sowie deren verbundene Unternehmen, Flhrungskrafte, Aktionare bzw. Gesellschafter
(gemeinschaftlich als ,Parteien” und einzeln als ,Partei“ bezeichnet) sind in anderen Bereichen der
Finanzanlage und -wirtschaft tatig oder kdnnen in solchen anderen Bereichen tatig sein, wodurch sich
in Einzelfallen Interessenkonflikte im Hinblick auf die Verwaltung der Gesellschaft ergeben kénnen.
Diese Tatigkeiten beinhalten Verwaltungsleistungen fir andere Fonds, Wertpapierkdufe und -
verkaufe, Beratungsleistungen im Hinblick auf Anlagen und Anlagenmanagement, Maklerleistungen
sowie die Ubernahme der Funktion eines Verwaltungsratsmitglieds, eines Mitglieds der
Geschaftsfihrung, eines Beraters oder Vertreters bei anderen Fonds oder Gesellschaften, darunter
auch Unternehmen, in denen die Gesellschaft anlegt. Insbesondere ist vorgesehen, dass die
Verwaltungsgesellschaft und die Anlageverwalter andere Investmentfonds mit ahnlichen oder zum
Teil identischen Anlagezielen wie die Gesellschaft beraten kénnen. Jede Partei wird sicherstellen,
dass die Erflllung ihrer jeweiligen Aufgaben nicht durch derartige anderweitige Tatigkeiten
beeintrachtigt und eine ausgewogene Losung fir eventuell entstehende Interessenkonflikte gefunden
wird. Wirden Vermogenswerte der Gesellschaft in einem der oben erwahnten Investmentfonds
angelegt, so verzichtet die Partei, die die betreffenden Management- oder Beratungsleistungen
erbringt, auf sdmtliche Ausgabegebiihren oder sonstige bei Erstausgabe fallige Gebiihren, auf die sie
ansonsten einen Anspruch hatte. Falls von einem Unternehmen der Lazard-Gruppe auf Grund einer
Anlage von Vermdgenswerten der Gesellschaft in einen solchen Investmentfonds Provisionen oder
Gebuhren vereinnahmt werden oder wirden, so sind diese an die Gesellschaft fur deren eigene
Rechnung zu zahlen.

Interessenkonflikte  kdnnen auch durch die breit gefacherte Geschaftstatigkeit der
Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle, etwaiger Beauftragter und Unterbeauftragter der
Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle (auer von der Verwahrstelle beauftragte
Unterverwahrstellen, die nicht zum Konzern gehdren) sowie verbundener Unternehmen oder
Konzerngesellschaften der Vorstehenden und deren jeweiligen Holdinggesellschaften,
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Tochtergesellschaften und verbundenen Unternehmen (jeweils eine ,verbundene Person®) entstehen.
Eine verbundene Person kann Fondsanlagen erwerben oder veraufiern, obgleich sich vergleichbare
oder gleiche Fondsanlagen im Besitz der Gesellschaft befinden bzw. fir Rechnung der Gesellschaft
gehalten werden oder anderweitig mit ihr in Verbindung stehen. Ferner kann eine verbundene Person
Fondsanlagen erwerben, halten oder verdufern, obwohl diese Fondsanlagen von bzw. fur die
Gesellschaft im Rahmen einer Transaktion erworben oder veraufRert wurden, in die die verbundene
Person involviert war, sofern der Erwerb der Anlagen durch die verbundene Person zu marktiblichen
Konditionen und im Interesse der Anteilinhaber erfolgt. Eine verbundene Person kann jeweils auch
als Auftraggeber oder Vertreter Geschéfte mit der Gesellschaft tatigen, sofern diese Geschafte (zum
Datum der Transaktion) im Interesse der Anteilinhaber sind und zu marktiblichen Konditionen
erfolgen, d. h., dass

0] der Wert des Geschafts von einer Person bestatigt wird, die von der Verwahrstelle (oder von
der Gesellschaft, sofern die Verwahrstelle oder ein verbundenes Unternehmen der
Verwahrstelle an dem Geschaft beteiligt ist) als unabhangig und sachverstandig genehmigt
wurde; oder

(i)  die Ausfihrung zu bestmdglichen Bedingungen an einer organisierten Investmentbérse im
Einklang mit deren Vorschriften erfolgt; oder

(i)  sofern (i) oder (ii) nicht durchfihrbar sind, die Ausfihrung zu Bedingungen erfolgt, bei denen
sich die Verwahrstelle (bzw. die Gesellschaft, sofern die Verwahrstelle oder ein verbundenes
Unternehmen der Verwahrstelle an dem Geschéft beteiligt sind) vergewissert hat, dass sie den
Anforderungen hinsichtlich marktiblicher Konditionen und dem besten Interesse der
Anteilinhaber zum Datum der Transaktion entsprechen.

Bei mit einer verbundenen Person fir die Gesellschaft oder in ihrem Auftrag bzw. fir einen Fonds
oder in seinem Auftrag abgeschlossenen Geschaften wird die Verwahrstelle (bzw. die Gesellschaft,
sofern die Verwahrstelle oder ein verbundenes Unternehmen der Verwahrstelle an dem Geschaft
beteiligt sind) jeweils die Art und Weise dokumentieren, in der die in (i) bis (iii) beschriebenen
Grundsatze jeweils eingehalten wurden, und bei Geschaften gemal vorstehend (iii) wird die
Verwahrstelle (bzw. die Gesellschaft, sofern die Verwahrstelle oder ein verbundenes Unternehmen
der Verwahrstelle an dem Geschéft beteiligt sind) die Aspekte dokumentieren, aufgrund derer sie zu
der Auffassung gelangt ist, dass die Geschafte zum jeweiligen Datum zu markttblichen Konditionen
und im Interesse der Anteilinhaber abgeschlossen wurden.

Bei einem tatsachlich auftretenden Interessenkonflikt wird sich der Verwaltungsrat im Rahmen seiner
Méglichkeiten bemuhen, eine ausgewogene Lésung zu finden.

Dariber hinaus obliegt es moglicherweise einem oder mehreren Anlageverwaltern und/oder der
Verwaltungsgesellschaft, einen angemessenen Marktwert (fair value price) fur Vermdgenswerte
festzusetzen, fir die keine verlassliche Preisermittlung moglich ist oder deren verfligbarer Preis nicht
ihrem Wert entspricht. Dies kann zu einem potenziellen Interessenkonflikt flhren, da sich die
zahlbaren Gebiihren bei einem Anstieg des Nettoinventarwerts eines Fonds ggf. ebenfalls erhéhen.

Sofern ein  Interessenkonflikt  auftrit, werden der  Anlageverwalter und/oder die
Verwaltungsgesellschaft zu jedem Zeitpunkt ihrer Verpflichtung, im besten Interesse der Gesellschaft
zu handeln, nachkommen; die Verwaltungsgesellschaft wird sich, soweit ihr dies im angemessenen
Rahmen mdglich ist, um eine sachgerechte und faire Lésung des Interessenkonflikts bemihen.

Hauptversammlungen

Die Anteilinhaber der Gesellschaft sind berechtigt, an Hauptversammlungen der Gesellschaft und den
dort durchgefiihrten Abstimmungen teilzunehmen. Die Jahreshauptversammlung findet im Regelfall
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innerhalb der ersten sechs Monate nach Ablauf des Geschaftsjahres in Irland statt. Einladungen zu
den Jahreshauptversammlungen werden den Anteilinhabern mindestens 21 Tage vor dem Termin der
Jahreshauptversammlung zugeschickt, und bis zu diesem Zeitpunkt werden den Anteilinhabern auch
der Jahresabschluss und die Berichte zur Verfligung gestellit.

Abschliisse und Informationen
Der Berichtszeitraum der Gesellschaft endet am 31. Marz eines jeden Jahres.

Die Gesellschaft erstellt einen Jahresbericht und einen gepriiften Jahresabschluss, die innerhalb von
vier Monaten nach Ablauf des jeweiligen Bezugszeitraums veroffentlicht werden. Die Gesellschaft
wird auRerdem einen Halbjahresbericht und einen ungepriften Halbjahresabschluss (der sich auf den
Halbjahreszeitraum bis zum 30. September eines jeden Jahres bezieht) erstellen, die innerhalb von
zwei Monaten nach Ende des Halbjahres, auf das sie sich beziehen, veréffentlicht werden. Beide
Berichte werden den Anteilinhabern auf www.lazardassetmanagement.com zur Verfigung gestellt.

Exemplare dieses Prospekts, der Prospektergdnzungen sowie der Jahres- und Halbjahresberichte
kénnen Uber die Verwaltungsstelle unter der im Abschnitt ,Adressen” angegebenen Adresse
angefordert werden.

WERTERMITTLUNG, ZEICHNUNG UND RUCKNAHME
Ermittlung des Nettoinventarwerts

Der Nettoinventarwert jedes Fonds wird in seiner Basiswahrung angegeben. Die Ermittlung des
Nettoinventarwerts der einzelnen Fonds und ihrer jeweiligen Anteilklassen erfolgt durch die
Verwaltungsstelle entsprechend den Bestimmungen der Satzung. Nahere Einzelheiten sind im
nachstehenden Abschnitt ,Gesetzlich vorgeschriebene und sonstige Informationen“ dargestellt.
Soweit die Ermittlung des Nettoinventarwerts eines Fonds nicht unter den im nachstehenden
Abschnitt ,Voriibergehende Aussetzung“ dargestellten Umstanden ausgesetzt oder aufgeschoben ist,
erfolgt die Ermittlung des Nettoinventarwerts der einzelnen Fonds, des Nettoinventarwerts pro Anteil
(und - bei Fonds mit mehreren Anteilklassen - die Ermittlung des Nettoinventarwerts fur die einzelnen
Klassen sowie des Nettoinventarwerts pro Anteil je Klasse) flr jeden Bewertungstermin. Die
Nettoinventarwerte stehen den Anteilinhabern auf Anfrage zur Verfligung. Der Nettoinventarwert je
Anteil wird aulRerdem zu den Ublichen Geschaftszeiten in den Geschaftsstellen des Promoters und
der Verwaltungsstelle bekannt gemacht und auf der Website des Promoters unter
www.lazardassetmanagement.com (die auf aktuellem Stand zu halten ist) veroffentlicht.

Der auf die einzelnen Anteilklassen eines Fonds entfallende Nettoinventarwert wird durch Bildung der
Differenz der auf die Klasse entfallenden Vermdgenswerte und Verbindlichkeiten des Fonds ermittelt.
Der Nettoinventarwert pro Anteil je Klasse entspricht dem auf die Klasse entfallenden
Nettoinventarwert geteilt durch die Zahl der Anteile dieser Klasse und Rundung des Ergebnisses auf
die vom Verwaltungsrat als angemessen erachteten Dezimalstellen.

Die Kosten und Verbindlichkeiten bzw. Vorteile im Zusammenhang mit Anlageinstrumenten, die fur
Zwecke der Absicherung von Wahrungsrisiken zugunsten einer bestimmten Anteilklasse des Fonds
eingesetzt werden, werden ausschliellich dieser Anteilklasse zugerechnet. Wenn ein Fonds mehrere
Anteilklassen hat, ist in der entsprechenden Prospektergdnzung anzugeben, ob eine
Risikoabsicherung fir Anteilklassen des jeweiligen Fonds vorgenommen wird. Die jeweilige
Prospekterganzung enthalt diesbezlglich weitere Einzelheiten.

Fiihren von Zeichnungs- und Riicknahmekonten
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Fir jede der Wahrungen, in denen die Anteilklassen der Fonds denominiert sind, wurde auf Umbrella-
Ebene ein Zahlungsabwicklungskonto auf den Namen der Gesellschaft eingerichtet (das ,Umbrella-
Barabwicklungskonto®). Alle Zeichnungen und Ricknahmen der Fonds sowie alle von diesen
geschuldeten Ausschittungen werden auf das Umbrella-Barabwicklungskonto eingezahlt.

Bis zur Ausgabe von Anteilen bzw. Zahlung der Zeichnungsbetrdge auf ein auf den Namen des
betreffenden Fonds lautendes Konto und bis zur Zahlung der Ricknahmeerldse oder Dividenden ist
der betreffende Anleger in Bezug auf die von diesem Anleger gezahlten oder diesem zustehenden
Betrage ein unbesicherter Glaubiger des betreffenden Fonds.

Alle Zeichnungen (einschliellich vor Ausgabe von Anteilen erhaltene Zeichnungen), die einem Fonds
zuzuordnen sind, und alle von einem Fonds zu zahlenden Ricknahmen werden Uber das Umbrella-
Barabwicklungskonto geleitet und gesteuert. Auf das Umbrella-Barabwicklungskonto eingezahlte
Zeichnungsbetrage werden am vertraglichen Abwicklungstag auf ein auf den Namen des
betreffenden Fonds lautendes Konto eingezahlt. Gehen Zeichnungsgelder auf dem Umbrella-
Barabwicklungskonto ein, bei denen sich der jeweilige Anleger oder der betroffene Fonds nicht aus
der Dokumentation ergibt, werden diese Zeichnungsgelder innerhalb von finf (5) Geschaftstagen
dem betreffenden Anleger auf das Konto erstattet, von dem die Gelder erhalten wurden, und zwar
jeweils entsprechend den geltenden Verfahrensregelungen fir den Betrieb des Umbrella-
Barabwicklungskontos.

Ruicknahmen, einschliefl3lich geblockter Riicknahmen, werden bis zum Falligkeitstag (bzw. bis zu dem
Tag, an dem geblockte Zahlungen erfolgen dirfen) auf dem Umbrella-Barabwicklungskonto gehalten
und dann dem betreffenden bzw. die Ricknahme beantragenden Anteilinhaber/Anleger ausgezahit.

Versaumnisse hinsichtlich der Vorlage einer vollstdndigen und korrekten Dokumentation fir
Zeichnungen, Ricknahmen und Ausschittungen bzw. fir Zahlungen auf das Umbrella-
Barabwicklungskonto oder das zutreffende Umbrella-Barabwicklungskonto gehen auf Risiko des
Anlegers.

Die Verwahrstelle ist fiir die Uberwachung der aller auf dem Umbrella-Barabwicklungskonto im
Einklang mit ihren Pflichten gemaR der Richtlinie gehaltenen Gelder verantwortlich.

Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle haben betriebliche Ablaufe fur das Umbrella-
Barabwicklungskonto vereinbart, die die Verfahren und Protokolle festlegen, die bei der Uberweisung
von Geldern vom Umbrella-Barabwicklungskonto, bei den t&glichen Abgleichprozessen und bei
Fehlbetragen in Bezug auf einen Fonds aufgrund verspateter Zahlungen fur Zeichnungen bzw. bei
Uberweisungen an einen Fonds von einem anderen Fonds zuzuordnenden Geldern aufgrund von
sog. ,Timing Differences” zu befolgen sind.

zeichnungs-

Vom Verwaltungsrat kénnen fir jeden Fonds Anteile jeder Klasse zu von ihm jeweils festgelegten
Konditionen ausgegeben werden. Die Ausgabebedingungen fir die Anteile der einzelnen
Anteilklassen sowie die Zeichnungs- und Zahlungsregelungen ergeben sich aus den entsprechenden
Prospekterganzungen. Anteile werden zum Nettoinventarwert pro Anteil zuzlglich der in der
jeweiligen Prospekterganzung genannten Gebihren ausgegeben. Alle Anteile werden als
Namensanteile eingetragen; dieser Eintrag im Anteilregister der Gesellschaft gilt entsprechend als
Nachweis Uber den Anteilbesitz. Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jeder Anteilinhaber
erhalt eine schriftliche Bestatigung der Transaktion, in der das Eigentum an den Anteilen bestatigt
wird.

Nach der Satzung hat der Verwaltungsrat die Befugnis, Anteile nach freiem Ermessen auszugeben
und Zeichnungsantrage fiir Anteile ganz oder teilweise anzunehmen oder ohne Angabe von Griinden
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abzulehnen. Der Verwaltungsrat ist berechtigt, die Beschrankungen festzulegen, die von ihm fir
erforderlich gehalten werden, um sicherzustellen, dass keine Anteile von Personen erworben werden,
bei denen die Gefahr besteht, dass das rechtliche und/oder wirtschaftliche Eigentum auf Personen
Ubergeht, die keine qualifizierten Inhaber sind, oder dass dies flir die Gesellschaft zu nachteiligen
steuerlichen oder aufsichtsrechtlichen Konsequenzen fihrt.

Wenn ein Antrag abgelehnt wird, wird der fuir die Zeichnung erhaltene Betrag (ohne Zinsen,
Kostenerstattung oder Entschadigung) abzuglich aller entstehenden Bearbeitungskosten so bald als
mdglich durch telegrafische Bankiberweisung an den Antragsteller zuriickgeschickt.

Wahrend einer Aussetzung der Ermittlung des Nettoinventarwerts eines Fonds werden keine Anteile
an diesem Fonds ausgegeben oder zugeteilt.

Riicknahme

Die Anteilinhaber koénnen ihre Anteile an jedem Handelstag auf die in der jeweiligen
Prospekterganzung beschriebene Weise zu dem gemal der Prospekterganzung ermittelten Preis zur
Rucknahme einreichen.

Anteilpreis

Die Ausgabe und Riicknahme der Anteile erfolgt zum Einheitspreis, d. h. dem Nettoinventarwert je
Anteil der betreffenden Klasse. Dieser kann gegebenenfalls angepasst werden, wie im nachsten
Abschnitt ,Verwasserung und Swing Pricing” beschrieben.

Verwasserung und Swing Pricing

Wenn ein Fonds Portfolio-Vermégenswerte kaufen oder verkaufen muss, um Zeichnungs- oder
Ricknahmeantrage fiir seine Anteile zu erfillen, fallen Ublicherweise bestimmte Kosten an. Wenn
solche Kosten fir den Fonds anfallen, kann dies dazu fuhren, dass der Wert des Fonds verringert
oder ,verwassert® wird, was sich nachteilig auf die Interessen der Anteilinhaber eines Fonds
auswirken kann, wenn keine Gegenmalnahmen ergriffen werden. Um die Auswirkungen der
Verwasserung auszugleichen — soweit dies im Interesse der Anteilinhaber als angemessen erachtet
wird —, kann der Verwaltungsrat nach eigenem Ermessen beschlieRen, den Nettoinventarwert je
Anteil bei der Berechnung des Anteilpreises an einem bestimmten Handelstag anzupassen (,Swing").

Durch das Swing Pricing, sofern es angewandt wird, soll gewahrleistet werden, dass die Kosten fiir
den Handel mit den Anteilen eines Fonds von den Anlegern getragen werden, die diese
Anteilgeschafte tatsachlich an einem bestimmten Handelstag beantragen, und nicht von den
Anteilinhabern des Fonds, die an dem betreffenden Handelstag nicht mit den Fondsanteilen handeln.
Auf diese Weise zielt die Swing-Pricing-Methode darauf ab, die nachteiligen Auswirkungen einer
Verwasserung des Fondsvermogens abzumildern und den Wert der Beteiligungen zu erhalten und zu
schutzen.

Bruchteile

Zeichnungsbetrage, deren Hohe unter dem Anteilpreis liegt, werden nicht an den Antragsteller
zuriickgezahlt. Vielmehr werden fiir jeden Teil der Zeichnungsbetrage, der unter dem Anteilpreis fiir
einen ganzen Anteil liegt, Bruchteile von Anteilen ausgegeben, die jedoch nicht kleiner als ein
Tausendstel eines Anteils sein durfen.

Zeichnungsbetrage, deren Hohe weniger als einem Tausendstel eines Anteils entspricht, werden dem
Antragsteller nicht zurtickgezahlt, sondern von der Gesellschaft zur Deckung von Verwaltungskosten
einbehalten.
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Gibt ein Anteilinhaber nicht seine gesamten Anteile an einem Fonds zurlick, so

(a)

(b)

werden in dem Fall, dass ein Teilbetrag des Ricknahmeerléses niedriger ist als der
Anteilpreis flur einen Anteil, Bruchteile von Anteilen ausgegeben, die jedoch jeweils
mindestens einem Tausendstel eines Anteils entsprechen missen;

werden Rlcknahmeerlése, deren Héhe weniger als einem Tausendstel eines Anteils
entspricht, dem Anteilinhaber nicht zurlckgezahlt, sondern zur Deckung von
Verwaltungskosten vom Fonds einbehalten.

Zeichnung/Riicknahme gegen Sachleistungen

Zeichnung gegen Sachleistung

Der Verwaltungsrat kann Anteile eines Fonds unter folgenden Voraussetzungen gegen Fondsanlagen
ausgeben:

(c)

(d)

(e)

1. bei einer Person, die noch nicht Anteilinhaber ist, dirfen Anteile erst ausgegeben
werden, wenn die Person einen Zeichnungsantrag entsprechend den Anforderungen
dieses Prospekts (oder anderen jeweils geltenden Anforderungen) ausgefillt und bei
der Verwaltungsstelle eingereicht hat und/oder alle sonstigen Anforderungen des
Verwaltungsrates und der Verwaltungsgesellschaft an ihren Antrag erfiillt hat;

Die auf einen Fonds Ubertragenen Anlagen missen die Voraussetzungen einer Fondsanlage
des betreffenden Fonds erfilllen, d. h. mit dem Anlageziel, der Anlagepolitik und den
Anlagebeschrankungen dieses Fonds im Einklang stehen;

Anteile durfen erst ausgegeben werden, wenn die Anlagen in fir die Verwahrstelle
zufriedenstellender Weise in den Besitz der Verwahrstelle oder einer Unterverwahrstelle
Ubergegangen sind und sich die Verwahrstelle davon Uberzeugt hat, dass sich die
Bedingungen dieser Abwicklung nicht nachteilig auf die bestehenden Anteilinhaber des Fonds
auswirken werden;

die Ausgabe gegen Sachleistung von Anlagen hat unter bestimmten Bedingungen zu
erfolgen, einschliellich der Bedingung, dass alle mit dem Austausch verbundenen Kosten
und etwaige Ausgabegebuhren, die bei einer Barzahlung zu leisten waren, gezahlt werden,
und dass die Zahl der ausgegebenen Anteile nicht die Zahl der Anteile Uberschreitet, die bei
einer Ausgabe gegen Zahlung eines Barbetrages in Hohe des Wertes der eingebrachten
Fondsanlagen ausgegeben worden ware, wobei der Wert der Fondsanlagen nach dem
Verfahren fir die Bewertung der Vermdgenswerte der Gesellschaft berechnet wird. Diesem
Betrag kann ein Betrag flr Steuern und Gebihren hinzugerechnet werden, der nach Ansicht
des Verwaltungsrats bei Barerwerb der Fondsanlagen durch den Fonds zu tragen gewesen
waren; analog dazu kann ein Betrag fir Steuern und Gebuhren abgezogen werden, der nach
Ansicht des Verwaltungsrats bei Barerwerb der Fondsanlagen durch den Fonds an diesen zu
zahlen gewesen waren.

Ricknahme gegen Sachleistungen

Mit der Zustimmung eines Anteilinhabers, der seine Anteile an einem Fonds zur Ricknahme

eingereicht hat, kann die Verwaltungsgesellschaft unter der Voraussetzung, dass sie sich

davon Uberzeugt hat, dass die Bedingungen einer Rlicknahme gegen Sachleistungen nicht

zu Nachteilen fur die anderen Anteilinhaber des Fonds flhren, entscheiden, dass die

Rucknahme nicht gegen Barzahlung, sondern gegen Sachleistung in Form einer
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Ubertragung von Anlagen auf den betreffenden Anteilinhaber erfolgt, wobei der Wert der zu
Ubertragenden Fondsanlagen nicht den Betrag Uberschreiten darf, der bei einer Riicknahme
gegen Barzahlung zu zahlen gewesen ware. Eine eventuelle Differenz zwischen dem Wert
der im Rahmen der Ricknahme gegen Sachleistungen Ubertragenen Fondsanlagen und
dem bei einer Ricknahme gegen Barzahlung fallig werdenden Betrag ist in bar
auszugleichen.

b. Sofern die Verwaltungsgesellschaft ihre vorstehend unter (a) beschriebene Befugnis ausubt,
wird sie die Verwahrstelle hiervon in Kenntnis setzen und ihr ndhere Einzelheiten zu den zu
Ubertragenden Fondsanlagen und zu der an den Anteilinhaber zu leistenden Barzahlung
Ubermitteln. Die Zuteilung von Fondsanlagen im Rahmen einer Rlicknahme gegen
Sachleistung bedarf der Genehmigung der Verwahrstelle. Alle bei einer solchen
Ubertragung anfallenden Stempelsteuern, Ubertragungs- und Registergebiihren gehen zu
Lasten des Anteilinhabers.

C. Beantragt ein Anteilinhaber die Ricknahme von Anteilen im Wert von 5 % oder mehr des
Nettoinventarwertes eines Fonds, kann die Verwaltungsgesellschaft die Anteile nach ihrem
eigenen Ermessen gegen Zuteilung von Fondsanlagen zurlicknehmen; in diesem Fall wird
die Verwaltungsgesellschaft auf Verlangen des die Ricknahme beantragenden
Anteilinhabers die betreffenden Fondsanlagen fir den Anteilinhaber verauf3ern. Die damit
verbundenen Kosten gehen zu Lasten des Anteilinhabers.

Zahlungswahrung und Devisengeschéfte

Sofern Der Handel und die Abrechnung erfolgen nur in der Wahrung, auf die die jeweilige
Anteilklasse lautet. In Ausnahmeféllen kénnen Zahlungen beim Erwerb oder der Ricknahme von
Anteilen in einer anderen Wahrung als der jeweiligen Wahrung der betreffenden Anteilklasse
angeboten oder verlangt werden. In diesen Fallen werden eventuell erforderliche Devisengeschafte,
vorbehaltlich der Zustimmung durch die Verwaltungsgesellschaft,auf Kosten und Gefahr des
betreffenden Anlegers von der Verwaltungsstelle auf der Grundlage des am Handelstag geltenden
Wechselkurses, sofern verfugbar, veranlasst.

Die Dividendenzahlungen erfolgen nur in der Wahrung, auf die die betreffende Anteilklasse lautet.

Zwangsricknahme
Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, Anteile zum Anteilpreis zwangsweise einzuziehen oder die
Ubertragung von Anteilen auf einen qualifizierten Inhaber zu verlangen, wenn nach ihrer
Einschatzung (i) die Anteile nicht im Besitz eines qualifizierten Inhabers sind oder (ii) sich durch die
Ricknahme bzw. Ubertragung die Gefahr steuerlicher oder aufsichtsrechtlicher Nachteile fiir die
Gesellschaft oder die Anteilinhaber ausschlief3en oder verringern lasst.
Riicknahme aller Anteile
Die Riicknahme samtlicher Anteile der Gesellschaft oder eines Fonds ist wie folgt moglich:

(@) nach dem Ermessen des Verwaltungsrates durch entsprechende schriftliche Mitteilung an alle
betroffenen Anteilinhaber mit einer Frist von mindestens 30 Tagen, oder

(b)  durch einen entsprechenden auf3erordentlichen Beschluss der Anteilinhaber der Gesellschaft
oder des betreffenden Fonds.

Umtausch zwischen Anteilklassen und Fonds
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Nach dem Ermessen des Verwaltungsrates ist den Anteilinhabern einer Anteilklasse eines Fonds der
Umtausch ihrer Anteile in Anteile einer anderen Klasse desselben oder anderer Fonds im Einklang
mit den nachstehenden Bestimmungen gestattet.

Sofern in der betreffenden Erganzung nicht anders angegeben, kénnen die Inhaber von Anteilen
einer Klasse eines Fonds ihre Anteile in Anteile der entsprechenden Anteilklassen (soweit vorhanden)
des betreffenden Fonds oder eines der anderen Fonds umtauschen. Bei der Errichtung eines neuen
Fonds (oder einer neuen Anteilklasse eines Fonds) legt der Verwaltungsrat die Umtauschrechte fir
den neuen Fonds (oder die neue Anteilklasse) fest, sofern diese Rechte von den nachstehend in
diesem Abschnitt beschriebenen Rechten abweichen.

Ein Umtausch erfolgt durch Antrag an die Verwaltungsstelle unter Verwendung des vom
Verwaltungsrat vorgegebenen Antragsformulars. Nach Annahme durch die Verwaltungsstelle ist ein
Umtauschantrag fir Anteile unwiderruflich.

Wenn ein Umtausch von einer Anteilklasse eines Fonds (der ,Urspriinglichen Klasse®) in eine andere
Anteilklasse desselben oder eines anderen Fonds (die ,Neue Klasse*) dazu flihren wirde, dass der
Bestand der Anteile eines Anteilinhabers an der Urspriinglichen Klasse unter den Mindestbestand
absinkt, kann die Gesellschaft (oder die Verwaltungsstelle fir die Gesellschaft) nach ihrem Ermessen
den gesamten Bestand des Antragstellers an Anteilen der Urspriinglichen Klasse umtauschen, um
einen Konflikt zu verhindern und den geltenden Mindestbestand (soweit méglich) zu erreichen, oder
einen Umtausch generell ablehnen. Ein Umtausch erfolgt nicht, solange das Recht der Anteilinhaber
auf Ricknahme ihrer Anteile ausgesetzt ist. Die allgemeinen Vorschriften Uber Ricknahmen
(einschlieR3lich der Vorschriften Gber Riicknahmegebuhren) gelten auch fur Umtauschtransaktionen.

Die Zahl der Anteile einer Neuen Klasse, die auszugeben sind, wird nach folgender Formel
berechnet:

A= Bx(CxDxF)
E

Es bedeuten:

A = Zahl der zuzuteilenden Anteile der Neuen Klasse
B = Zahl der umzutauschenden Anteile der Urspringlichen Klasse

C=  Nettoinventarwert pro Anteil der Urspringlichen Klasse in Bezug auf den Bewertungstermin an
dem betreffenden Handelstag

D= bei unterschiedlichen Basiswahrungen der Urspringlichen Klasse und der Neuen Klasse von
der Verwaltungsstelle festgelegter Wahrungsumrechnungsfaktor entsprechend dem geltenden
Wechselkurs fiir den Umtausch zwischen den betreffenden Anteilklassen an dem betreffenden
Handelstag. Wenn die jeweiligen Anteilklassen dieselbe Basiswahrung haben, ist D=1;

E= Nettoinventarwert je Anteil der Neuen Klasse in Bezug auf den Bewertungstermin an dem
betreffenden Handelstag, zuzlglich der jeweiligen Umtauschgebiihr (von bis zu 1% des
Nettoinventarwerts fiir die Anteile der Urspriinglichen Klasse); und

F = Umtauschfaktor bei einem Umtausch zwischen Anteilklassen mit unterschiedlichen
Abwicklungsterminen. Dieser Faktor wird von der Verwaltungsstelle auf der Basis der
Kreditzinsen (fur Privatkunden oder Unternehmen in Abhangigkeit vom Volumen des
Umtauschs) festgelegt, wenn der Abwicklungstermin fir Anteile der Neuen Klasse vor dem
Abwicklungstermin fir Anteile der Urspringlichen Klasse liegt. Unter diesen Umstanden schafft
dieser Faktor bei der Neuen Klasse einen Ausgleich fur die spatere Abwicklung. In allen
anderen Fallen, unter anderem auch wenn die betreffenden Anteilklassen denselben
Abwicklungstermin haben, ist F=1.
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Verhinderung von Geldwéasche

MafRnahmen zur Verhinderung von Geldwasche erfordern ggf. einen detaillierten Identitatsnachweis
der bestehenden Anteilinhaber, der Antragsteller und der potentiellen Erwerber von Anteilen. Je nach
den Umstanden jedes einzelnen Falls kann auf einen detaillierten Nachweis verzichtet werden, wenn
(i) der Zeichner die Zahlung von einem Konto vornimmt, das auf den Namen des Antragstellers bei
einem anerkannten Finanzinstitut gehalten wird, oder (ii) der Zeichnungsantrag uber einen
anerkannten Finanzmittler gestellt wird. Dies gilt nur dann, wenn sich das Finanzinstitut oder der o.g.
Finanzmittler in einem Land befinden, das in Irland als ein Land anerkannt ist, in dem entsprechende
Gesetze zur Verhinderung von Geldwasche gelten.

Beispielsweise kann eine Person dazu aufgefordert werden, eine von offizieller Stelle beglaubigte
Kopie ihres Passes oder Personalausweises zusammen mit einem Nachweis ihrer Adresse (in Form
von entweder (a) zwei unterschiedlichen Verbrauchsabrechnungen oder (b) einer
Verbrauchsabrechnung und eines Kontoauszuges, und zwar jeweils im Original oder in beglaubigter
Kopie und nicht alter als drei Monate) und des Geburtsdatums vorzulegen. Bei juristischen Personen
mussen ggf. eine beglaubigte Kopie der Grindungsurkunde (sowie etwaiger Namensanderungen),
der Satzung (oder eines entsprechenden Dokuments), die Namen, Berufsbezeichnungen,
Geburtsdaten und Wohn- und Geschaftsadressen aller Mitglieder des Verwaltungsrats (Directors)
dieser juristischen Person, die Abschlisse und Dokumente Uber das wirtschaftliche Eigentum
vorgelegt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwaltungsstelle behalten sich das Recht vor, die notwendigen
Informationen zum Identitdtsnachweis eines Zeichners anzufordern. Falls der Zeichner die
erforderlichen Informationen zum Identitatsnachweis mit Verzégerung oder gar nicht zur Verfligung
stellt, ist die Verwaltungsgesellschaft berechtigt, nach eigenem Ermessen MalRnahmen zu ergreifen,
einschliellich der Ablehnung des Zeichnungsantrags und der Gelder zur Zeichnung, und, falls bereits
Anteile ausgegeben wurden, der zwangsweisen Ricknahme dieser Anteile. Sie ist ebenfalls
berechtigt, Riicknahmeerlése einzubehalten und ihre Zustimmung zu einer Ubertragung der Anteile
zurickzuhalten, falls die Umstande dies rechtfertigen.

Jeder Antragsteller bestatigt, dass die Gesellschaft, die Verwaltungsgesellschaft, der jeweilige
Anlageverwalter und die Verwaltungsstelle von allen Verlusten freigestellt werden, die aufgrund der
Nichtabwicklung eines Antrages zur Zeichnung oder Ricknahme von Anteilen entstehen, sofern die
vorstehenden ordnungsgemal® von der Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft, der
Verwaltungsstelle oder dem jeweiligen Anlageverwalter angeforderten Informationen und Unterlagen
nicht vom Antragsteller vorgelegt wurden. Darlber hinaus werden bei Ablehnung eines Antrages
Zeichnungsgelder nur dann zuriickgezahlt, wenn dies nach den irischen Geldwaschebestimmungen
zulassig ist.

Ubertragung von Anteilen

Soweit nachstehend keine anderweitige Regelung getroffen wird und vorbehaltlich zusatzlicher
Bestimmungen in der entsprechenden Prospekterganzung, sind Anteile frei Ubertragbar und kénnen
schriftlich in einer vom Verwaltungsrat genehmigten Form Ubertragen werden. Vor der Eintragung
einer Ubertragung in die Biicher der Gesellschaft muss der Erwerber ein Zeichnungsformular
ausfullen und alle sonstigen Informationen (z. B. hinsichtlich seiner Identitat) beibringen, die von der
Gesellschaft oder ihren Vertretern im angemessenen Rahmen verlangt werden. Der Verwaltungsrat
kann die Eintragung einer Ubertragung von Anteilen ablehnen, wenn

(@) er weiR oder der Uberzeugung ist, dass die Ubertragung dazu filhren wiirde, dass das
rechtliche oder wirtschaftliche Eigentum an den Anteilen auf eine Person (bergehen
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(b)

wirde, die kein qualifizierter Inhaber ist, oder die Gesellschaft steuerliche oder
aufsichtsrechtliche Nachteile erleiden wiirde; oder

bei einer Ub_grtragung auf eine Person, die noch nicht Anteilinhaber ist, der Erwerber
nach dieser Ubertragung den Mindestbestand nicht erreichen wiirde.

Voriibergehende Aussetzung

Die Gesellschaft kann in den folgenden Fallen die Ermittlung des Nettoinventarwerts eines Fonds
sowie die Ausgabe und Ricknahme von Anteilen einer oder mehrerer Anteilklassen eines Fonds
vorubergehend aussetzen:

(a)

(e)

Eine Aussetzung ist flir den gesamten Zeitraum oder den Teil eines Zeitraums mdglich,
in dem ein wichtiger Markt, an dem ein wesentlicher Teil der jeweiligen Fondsanlagen
des betreffenden Fonds notiert ist oder gehandelt wird, (aulRer an Wochenenden und den
Ublichen Feiertagen) geschlossen ist, der Handel mit diesen Wertpapieren eingeschrankt
oder ausgesetzt ist oder der Handel an einer/m fir die Gesellschaft relevanten
Terminborse/Terminmarkt eingeschrankt oder ausgesetzt ist.

Eine Aussetzung ist fir den gesamten Zeitraum oder den Teil eines Zeitraums mdglich,
in dem eine Veraulerung oder Wertermittlung fir die Fondsanlagen des betreffenden
Fonds nach Uberzeugung des Verwaltungsrates auf Grund von politischen,
wirtschaftlichen, militdrischen oder wahrungspolitischen Entwicklungen oder anderen
Umstanden (auBerhalb der Kontrolle, der Verantwortung und der Einflussnahme durch
den Verwaltungsrat) nicht moglich ist, ohne dass hierdurch den Inhabern der Anteile
insgesamt oder der Anteile an einem betroffenen Fonds Nachteile oder Schaden
entstehen, oder wenn nach Ansicht des Verwaltungsrates der Nettoinventarwert nicht
sachgerecht ermittelt werden kann.

Eine Aussetzung ist fur den gesamten Zeitraum oder den Teil eines Zeitraumes mdglich,
in dem die normalerweise fir die Ermittlung des Werts der Fondsanlagen der
Gesellschaft eingesetzten Kommunikationsmittel ausfallen oder der Wert der
Fondsanlagen oder sonstigen Vermdégensgegenstéande eines Fonds aus einem anderen
Grund nicht sachgerecht oder in angemessener Weise ermittelt werden kann.

Eine Aussetzung ist fur den gesamten Zeitraum oder den Teil eines Zeitraums mdglich,
in dem fir die Gesellschaft eine Rulckfuhrung von Mitteln, die sie fur
Rucknahmezahlungen bendtigt, unmoglich ist oder derartige Zahlungen nach
Uberzeugung des Verwaltungsrates nicht zu normalen Preisen oder Wechselkursen
abgewickelt werden kénnen oder Schwierigkeiten bei der Uberweisung von Betragen flr
Zeichnungen, Rucknahmen oder den Handel bestehen oder zu erwarten sind.

Eine Aussetzung ist auch bei Veroffentlichung einer Einberufungsmitteilung fir eine
Hauptversammlung maoglich, in der Uber die Aufldésung der Gesellschaft beschlossen
werden soll.

Eine Aussetzung ist auch in denjenigen Zeitrdumen moglich, in denen die
Verwaltungsgesellschaft oder der Verwaltungsrat es als im besten Interesse der
Anteilinhaber ansieht, den Handel in den betreffenden Fonds oder Anteilklassen
auszusetzen.

Die Gesellschaft ergreift, soweit mdglich, alle MalRnahmen zur mdéglichst baldigen Beendigung der

Aussetzung.
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Wenn an einem Handelstag bei einem Fonds die Gesamtzahl der Ricknahmeauftrage und/oder der
Umtauschauftrage 10 % des Nettoinventarwerts des Fonds ubersteigt, kénnen nach freiem Ermessen
des Verwaltungsrats die einzelnen Ricknahme- oder Umtauschauftrage proportional so reduziert
werden, dass der Gesamtwert aller an dem Handelstag insgesamt zurickgenommenen oder
umgetauschten Anteile im Wert 10 % des Nettoinventarwerts des betreffenden Fonds oder einen
héheren Prozentsatz, den der Verwaltungsrat festlegen kann, nicht Gberschreitet. Die reduzierten
Rucknahme- oder Umtauschauftrage sind auf den nachsten Handelstag bzw., sofern erforderlich, auf
die nachfolgenden Handelstage zu verschieben und im Einklang mit der Satzung an diesem (oder
den spéateren) Handelstag(en) abzuwickeln, bis alle Anteile, auf die sich der urspriingliche Auftrag
bezog, zuriickgenommen bzw. umgetauscht worden sind. Von einer solchen Verschiebung von
Ricknahme- und Umtauschauftragen sind die betroffenen Anteilinhaber unverziglich in Kenntnis zu
setzen.

Eine solche Aussetzung ist von der Gesellschaft sofort (unverziglich) der Zentralbank und auch
unverziglich allen anderen zustandigen Stellen in Staaten, in denen die Anteile vertrieben werden,
mitzuteilen. Betroffene Anteilinhaber sind ebenfalls spatestens bis zu dem Geschéftstag, der auf die
Erklarung der Aussetzung folgt, in der vom Verwaltungsrat festgelegten Art und Weise Uber diese
Aussetzung in Kenntnis zu setzen.

Die Gesellschaft hat die Zentralbank au3erdem unmittelbar nach Aufhebung einer voriibergehenden
Aussetzung zu informieren, und in Fallen, in denen eine voribergehende Aussetzung nicht innerhalb
von 21 Werktagen nach dem entsprechenden Antrag aufgehoben wurde, hat sie der Zentralbank
nach Ablauf dieses Zeitraums von 21 Werktagen sowie nach Ablauf jedes weiteren darauffolgenden
Zeitraums von 21 Werktagen, in dem die Aussetzung weiterhin gilt, aktuelle Informationen zum Status
der Aussetzung bereitzustellen.
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GEBUHREN UND KOSTEN
Allgemeines

Der Preis bestimmter Fonds wird gemafl einem Swing-Pricing-Mechanismus berechnet, wie in der
entsprechenden Prospektergdnzung dargelegt. Alle auf dem Nettoinventarwert basierenden
Gebihren und Aufwendungen, die aus dem Vermogen eines Fonds zu zahlen sind, auf den der
Swing-Pricing-Mechanismus angewendet wird, werden unter Bezugnahme auf den unbereinigten
Nettoinventarwert berechnet (siehe entsprechende Prospekterganzung).

Mehrwertsteuer, die auf von der Gesellschaft zu zahlende Gebihren anfallt, wird ggf. von der
Gesellschaft Gbernommen.

Verwaltungsgebiihren

Die Verwaltungsgeblhren, die den Anteilklassen der einzelnen Fonds von der
Verwaltungsgesellschaft in Rechnung gestellt werden, ergeben sich aus der jeweiligen
Prospekterganzung. Die Verwaltungsgesellschaft zahlt die Gebihren des jeweiligen
Anlageverwalters, des Promoters und der Vertriebsstellen aus ihrer Gebuhr.

Die Verwaltungsgesellschaft kann nach ihrem Ermessen einen Teil ihrer Verwaltungsgeblhr an die
Anteilinhaber (als rechtmalig eingetragene Anteilinhaber) und/oder wirtschaftlichen Eigentiimer
erstatten. Erstattungen von Verwaltungsgebiihren erfolgen, sofern sie gewahrt werden, auf Basis
objektiver Kriterien, wie beispielsweise der Folgenden:

e das Anlagevolumen eines Anteilinhabers und/oder wirtschaftlichen Eigentimers bzw. das
Gesamtanlagevolumen an der Gesellschaft oder ggf. an der Produktpalette des Promoters;

e die Hohe der von dem Anteilinhaber und/oder wirtschaftlichen Eigentimer generierten Gebuhren
und/oder Erlose;

e das vom Anteilsinhaber und/oder wirtschaftlichen Eigentiimer gezeigte Anlageverhalten; und

o die Bereitschaft des Anteilinhabers und/oder wirtschaftlichen Eigentimers, die Anlaufphase eines
Fonds zu unterstitzen.

Wenn die Verwaltungsgesellschaft beschlie3t, Erstattungen zu zahlen, werden diese Erstattungen als
Prozentsatz der Managementgebiihren basierend auf dem Wert der jeweiligen Bestande berechnet
und entweder bar ausgezahlt oder wieder angelegt.

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass jeder Anteilinhaber seinen Anteil an den Kosten tragt,
unabhangig davon, ob die Verwaltungsgesellschaft in ihrem Ermessen beschlie3t, eine Erstattung zu
zahlen oder nicht.

Auf Antrag des Anteilinhabers muss die Verwaltungsgesellschaft im Namen der Gesellschaft den
jeweiligen Umfang der Erstattungen in Verbindung mit einem Anteilsbestand kostenlos mitteilen.

Gebiihren des Wahrungsmanagers

Die Gesellschaft zahlt dem Wahrungsmanager eine jahrliche Gebuihr in Bezug auf die Fonds, fir die
der Wahrungsmanager bestellt wurde. Die Geblhr wird taggenau berechnet und erhoben und ist
vierteljahrlich nachtraglich zahlbar; diese Gebuhr darf 0,03 % p.a. des Nettoinventarwerts der
jeweiligen ausgegebenen abgesicherten Anteilklasse des betreffenden Fonds nicht Ubersteigen;
diese Gebuhr wird ausschlieBlich der besicherten Anteilklasse zugerechnet, fur die sie angefallen ist.
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Sonstige Aufwendungen

Vorbehaltlich einer etwaigen geltenden und in der Prospekterganzung flir den jeweiligen Fonds
angegebenen Hochstgrenze fir Aufwendungen ist die Gesellschaft aulerdem fiir jeden Fonds fiir die
nachstehenden Verbindlichkeiten verantwortlich:

Verglitung der Mitglieder des Verwaltungsrats

Die Mitglieder des Verwaltungsrats haben fir ihre Tatigkeit Anspruch auf eine Vergiitung, deren Héhe
vom Verwaltungsrat festgesetzt wird. Die Mitglieder des Verwaltungsrats, die Fihrungspositionen
innerhalb der Lazard-Gruppe einnehmen, erhalten fiir ihre Tatigkeit fir die Gesellschaft keine solche
Vergutung. Den Mitgliedern des Verwaltungsrates konnen unter anderem auch Reise- und
Ubernachtungskosten sowie sonstige im Zusammenhang mit der Teilnahme an Sitzungen des
Verwaltungsrates oder ihrer Tatigkeit fur die Gesellschaft anfallende Auslagen in angemessener
Hohe erstattet werden.

Betriebliche Kosten
Folgende Kosten der Gesellschaft gehen zu Lasten der einzelnen Fonds:
(a) Verwaltungs- und Verwahrstellengebuhren und -aufwendungen;

(b) Kosten der Veroffentlichung des Nettoinventarwerts (sowie der Preisverdffentlichung), des
Nettoinventarwerts je Anteil und des Nettoinventarwerts je Anteil jeder Anteilklasse;

(c) Stempelsteuern;

(d) Branchenfinanzierungsabgabe (industry funding levy) der Zentralbank;
(e) Steuern;

f) Honorar des Secretary der Gesellschaft;

(9) (etwaige) Rating-Kosten;

(h) Maklerprovisionen und sonstige Kosten im Zusammenhang mit dem Kauf und der
Verdulerung von Fondsanlagen;

(i) Honorare und Kosten fir Abschlusspriifung, Steuerberatung, Rechtsberatung und sonstige
Beratung der Gesellschaft;

() Gebiihren im Zusammenhang mit der Notierung der Anteile an Borsen;

(k) Gebuhren und Kosten im Zusammenhang mit dem Vertrieb der Anteile und Kosten der
Registrierung und Vertretung der Gesellschaft au3erhalb von Irland (zu den handelstblichen
Satzen);

h Kosten der Erstellung, des Drucks und der Verteilung dieses Prospekts, der

Prospekterganzungen, wesentlicher Anlegerinformationen, der Geschaftsberichte, der
Abschliusse und erlduternder Unterlagen;

(m) anfallende Ubersetzungskosten;
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(n) Kosten der regelmafRligen Aktualisierung des Prospekts, der Prospekterganzungen und der
wesentlichen Anlegerinformationen sowie Kosten in Verbindung mit der Anderung von
gesetzlichen Vorschriften oder der Einfihrung neuer Gesetze (einschliellich Kosten in
Verbindung mit der Einhaltung von einschldgigen Normen, unabhangig davon, ob sie
Gesetzeskraft haben);

(o) fur jedes Geschéftsjahr der Gesellschaft, fur das Aufwendungen ermittelt werden, der ggf. auf
das jeweilige Geschaftsjahr entfallende Teil der Abschreibung der Griindungskosten;

(p) die Kosten im Zusammenhang mit der Abwicklung der Gesellschaft und/oder eines Fonds;
und
(q) sonstige Gebihren und Kosten, die mit der Fihrung und Verwaltung der Gesellschaft

zusammenhangen oder den Anlagen der Gesellschaft zuzurechnen sind.

Die vorstehenden Kosten werden entsprechend den (von der Verwahrstelle genehmigten und vom
Verwaltungsrat als sachgerecht angesehenen) Vorgaben auf die einzelnen Fonds und Anteilklassen
verteilt.

Alle Aufwendungen und Kosten, Steuern und Geblhren werden dem Fonds (und gegebenenfalls
der/den Anteilklasse(n)) belastet, fur den (bzw. die) sie entstanden sind. Soweit Aufwendungen und
Kosten entsprechend den Festlegungen des Verwaltungsrates keinem spezifischen Fonds (bzw.
einer spezifischen Anteilklasse) zugeordnet werden kdnnen, werden sie in der Regel auf alle Fonds
anteilig auf der Basis der jeweiligen Nettoinventarwerte verteilt. Kosten, die unmittelbar einer
Anteilklasse oder bestimmten Anteilklassen zugeordnet werden kdnnen, gehen zu Lasten der zur
Verteilung an die Inhaber von Anteilen dieser Klasse fiur Ausschiittungen zur Verfligung stehenden
Ertrage, sofern nicht in der Prospektergénzung fiir den entsprechenden Fonds etwas anderes
angegeben ist.

Bei regelmallig zu zahlenden Honoraren und Kosten wie zum Beispiel den Vergltungen fiir den

Abschlusspriifer kann der Verwaltungsrat den Aufwand auf jahrlicher oder sonstiger Basis im Voraus
schatzen und gleichmaRig auf die Periode verteilen.
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ZUORDNUNG VON VERMOGENSWERTEN UND VERBINDLICHKEITEN
Die Satzung enthalt die folgenden Regelungen fir den Betrieb eines Fonds:

— Die Buicher und Konten jedes Fonds sind getrennt in der Basiswahrung des betreffenden Fonds
zu fuhren.

— Die Verbindlichkeiten eines bestimmten Fonds sind ausschlieflich diesem Fonds zuzuordnen.

—Die Vermoégenswerte eines bestimmten Fonds stehen ausschlielRlich diesem Fonds zu, sind in
den Buchern der Verwahrstelle von den Vermdgenswerten anderer Fonds zu trennen, und
werden (soweit nicht im Companies Act abweichend vorgesehen) weder unmittelbar noch
mittelbar zur Erfillung von Verbindlichkeiten anderer Fonds oder Anspriichen gegen einen
Fonds verwendet und stehen fir diesen Zweck nicht zur Verfligung.

— Der Erlés aus der Ausgabe von Anteilen einer Klasse ist dem aus den betreffenden Anteilklassen
gebildeten Fonds zuzuschreiben und die diesem Fonds zuzurechnenden Vermégenswerte und
Verbindlichkeiten sowie Ertrdage und Aufwendungen sind nach MalRgabe der
Satzungsbestimmungen flr diesen Fonds zu verbuchen.

—Soweit ein Vermogenswert aus einem anderen Vermdgenswert abgeleitet ist, ist dieser
Vermdgenswert demselben Fonds zuzurechnen wie der urspringliche Vermdgenswert, und bei
jeder Neubewertung eines Vermogenswerts werden Werterhdhungen oder Wertminderungen
des Vermdgenswerts dem betreffenden Fonds zugerechnet.

— Soweit ein Vermdgenswert oder eine Verbindlichkeit der Gesellschaft keinem bestimmten Fonds
zugeordnet werden kann, kann der Verwaltungsrat mit Zustimmung des Abschlusspriifers die
Basis festlegen, auf der dieser Vermdgenswert bzw. die Verbindlichkeit auf die einzelnen
Fonds verteilt wird. Der Verwaltungsrat ist jederzeit mit Zustimmung des Abschlussprifers
berechtigt, diese Basis zu dndern. Eine Zustimmung des Abschlussprifers ist nicht erforderlich,
soweit die Verteilung des Vermdgenswertes oder der Verbindlichkeit auf samtliche anteilig
Fonds im Verhaltnis der Nettoinventarwerte erfolgt.
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BESTEUERUNG
Allgemeines

Die Informationen in diesem Teil des Prospekts sind nicht umfassend und sollten nicht als
Rechts- oder Steuerberatung angesehen werden. Interessierte Anleger sollen sich bei ihren
sachkundigen Beratern iiber die Konsequenzen der Zeichnung, des Kaufs, des Besitzes, des
Umtauschs und der VerduBerung von Anteilen nach dem Recht des Landes, in dem sie
steuerpflichtig sind, informieren.

Nachstehend wird zusammenfassend auf bestimmte Aspekie des Steuerrechts Irlands und des
Vereinigten Kdnigreichs und der dortigen steuerlichen Praxis im Zusammenhang mit den in diesem
Prospekt behandelten Transaktionen eingegangen. Grundlage sind die zurzeit geltenden gesetzlichen
Vorschriften, die derzeitige Anwendungspraxis und offizielle Auslegung, welche jeweils Anderungen
unterliegen kdnnen.

Auf (eventuelle) Dividenden, Zinsen und Kapitalertrage, die die Gesellschaft aus ihren Fondsanlagen
vereinnahmt, kdnnen (aul’er bei den Wertpapieren irischer Emittenten) Steuern einschliellich
Quellensteuern in den Sitzstaaten der Emittenten anfallen. Es ist davon auszugehen, dass die
Gesellschaft keinen Anspruch auf reduzierte Quellensteuersatze nach den
Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Irland und diesen Landern hat. Falls sich diese Rechtslage
andert und die Anwendung eines reduzierten Steuersatzes zu Steuererstattungen an die Gesellschaft
fuhrt, werden die Nettoinventarwerte nicht rickwirkend gedndert. Vielmehr wird die Erstattung anteilig
auf die zum Zeitpunkt der Erstattung bestehenden Anteilinhaber verteilt.

Potenzielle Anleger und Anteilinhaber sollten beachten, dass die nachstehenden Aussagen zur
Besteuerung auf Empfehlungen beruhen, die der Verwaltungsrat hinsichtlich der derzeit geltenden
gesetzlichen Vorschriften und Praktiken in der jeweiligen Rechtsordnung zum Zeitpunkt der
Veroffentlichung des Prospekts erhalten hat. Wie bei jeder Kapitalanlage kann nicht garantiert
werden, dass die zum Zeitpunkt der getatigten Investition in die Gesellschaft bestehende oder
vorgesehene steuerliche Lage unverandert fortbestehen wird.

Besteuerung in Irland
Nach den Informationen, die dem Verwaltungsrat vorliegen und unter der Voraussetzung, dass die
Gesellschaft ihren Steuersitz in Irland hat, stellt sich die steuerliche Situation der Gesellschaft und der
Anteilinhaber wie nachstehend aufgefiihrt dar.
Definitionen
Fir die nachstehenden steuerlichen Betrachtungen gelten die folgenden Definitionen:

»Gerichtsdienst“ (Courts Service)

ist zustandig fur die Verwaltung von Geldern, die sich unter gerichtlicher Kontrolle befinden oder die
Gegenstand gerichtlicher Anordnungen sind.

»Gleichwertige MaBnahmen“ (Equivalent Measures)
gelten fir einen Anlageorganismus, wenn die irische Steuerbehdrde (Irish Revenue Commissioners)

dem Anlageorganismus eine Genehmigung gemaf Section 739D (7B) des Steuergesetzes erteilt
und diese nicht widerrufen hat.
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»Steuerbegiinstigter irischer Anleger*

bedeutet:

ein nach Section 774 des Steuergesetzes zugelassener steuerbeglnstigter Altersvorsorgeplan
bzw. ein Rentenplan oder Rentenfonds im Sinne von Section 784 bzw. 785 des Steuergesetzes;
ein Teilnehmer im Sinne des Automatic Enrolment Retirement Savings Scheme Act 2024, die
Anteile werden von der Behorde im Sinne dieses Gesetzes im Namen des Teilnehmers gehalten;
Unternehmen der Lebensversicherungsbranche im Sinne von Section 706 des Steuergesetzes;
ein Anlageorganismus im Sinne von Section 739B(1) des Steuergesetzes;

eine Investment-Kommanditgesellschaft im Sinne von Section 739J des Steuergesetzes;

ein spezielles Anlageprogramm im Sinne von Section 737 des Steuergesetzes;

ein Unit Trust im Sinne von Section 731(5)(a) des Steuergesetzes;

eine gemeinnitzige Einrichtung nach Section 739D(6)(f)(i) des Steuergesetzes;

eine qualifizierte Verwaltungsgesellschaft (qualifying management company) im Sinne von
Section 739D(6)(g) des Steuergesetzes;

eine spezifische Gesellschaft (specified company) im Sinne von Section 734(1) des
Steuergesetzes;

Personen mit Anspruch auf Befreiung von der Einkommen- und Kapitalertragsteuer aufgrund von
Section 784A(2) oder Section 848E des Steuergesetzes, soweit es sich bei den Anteilen um
Vermogenswerte eines zugelassenen Altersvorsorgefonds, eines zugelassenen
Mindestaltersvorsorgefonds oder eines Sondersparverginstigungskontos handelt;

Personen, die gemal Section 7871 des Steuergesetzes Anspruch auf Befreiung von der
Einkommen- und Kapitalertragsteuer haben, und sofern die gehaltenen Anteile Bestandteil eines
PRSA sind;

ein Kreditinstitut (credit union) im Sinne von Section 2 des Credit Union Act, 1997;

ein in Irland ansassiges Unternehmen, das in Geldmarktfonds anlegt, bei dem es sich um eine
Person gemaf Section 739D(6)(k) des Steuergesetzes handelt;

die National Treasury Management Agency oder ein Fondsanlagevehikel (im Sinne von
Section 37 des National Treasury Management Agency (Amendment) Act von 2014), dessen
alleiniger wirtschaftlicher Eigentimer das Finanzministerium (Minister for Finance) ist, bzw. der
Uber die National Treasury Management Agency handelnde Staat;

ein in Irland ansassiges Unternehmen, das der Korperschaftsteuer nach Section 110 des
Steuergesetzes unterliegt und bei dem es sich um eine Person gemafR Section 739D(6)(m) des
Steuergesetzes handelt;

eine Person, die nach Section 787AC des Steuergesetzes Anspruch auf Befreiung von der
Einkommen- und Kapitalertragsteuer hat, sofern die gehaltenen Anteile Vermdgenswerte eines
PEEP im Sinne von Part 30, Chapter 2D des Steuergesetzes sind;

die National Asset Management Agency, bei der es sich um eine Person gemal
Section 739D(6)(ka) des Steuergesetzes handelt;

der Gerichtsdienst;

das Motor Insurers' Bureau of Ireland in Bezug auf eine von ihm getatigte Anlage von Geldern,
die an den Motor Insurers' Insolvency Compensation Fund gezahlt wurden; oder

jede sonstige in Irland ansassige Person bzw. Person mit gewdhnlichem Aufenthalt in Irland, die
nach der Steuergesetzgebung oder im Rahmen der (schriftlich niedergelegten) Verwaltungspraxis
oder aufgrund Genehmigung der irischen Steuerbehdrde Anteile halten kann, ohne dass die
Gesellschaft steuerlich belastet oder die Steuerbefreiung der Gesellschaft gefahrdet wird;

sofern diese Personen die erforderliche MaRgebliche Erklarung abgegeben haben.

»Steuerauslander
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Ein Steuerauslander ist eine Person, die im Sinne der Steuergesetzgebung weder eine in Irland
ansassige Person noch eine Person mit gewohnlichem Aufenthalt in Irland ist, die bei der
Gesellschaft die Maligebliche Erklarung gemal Schedule 2B des Steuergesetzes eingereicht hat und
Uber die der Gesellschaft keine Informationen vorliegen, die nach verninftigen Malstaben darauf
hinweisen, dass die MalRgebliche Erklarung nicht zutreffend ist oder dies zu irgendeinem Zeitpunkt
nicht war.

,Finanzmittler*
Ein Finanzmittler ist eine Person,

e die eine geschaftliche Tatigkeit ausiibt, die ganz oder teilweise darin besteht, Zahlungen eines
Anlageorganismus fiir Dritte entgegenzunehmen oder

¢ die Anteile an einem Anlageorganismus fur Dritte halt.

LHlrland“

Unter Irland ist die Republik Irland/der Staat zu verstehen.

»Personen mit gewohnlichem Aufenthalt in Irland“

o Als Person mit gewohnlichem Aufenthalt in Irland gilt: bei natirlichen Personen eine Person, die
steuerlich als Person mit gewdhnlichem Aufenthalt in Irland gilt, und

e bei Trusts ein Trust, der steuerlich als Trust mit gewdhnlichem Sitz in Irland gilt.

Fir den gewodhnlichen Aufenthalt von natirlichen Personen ist von der irischen Steuerbehérde
die nachstehende Definition herausgegeben worden:

Der Begriff ,gewohnlicher Aufenthalt” unterscheidet sich von dem Begriff des ,Wohnsitzes*
insofern, als er sich auf die gewohnlichen Lebensumstande einer natirlichen Person bezieht
und ein gewisses Mal} an Kontinuitat beziglich des Aufenthaltes an einem Ort ausdriickt.

Bei einer naturlichen Person, die fir drei aufeinander folgende Steuerjahre ihren Wohnsitz in
Irland gehabt hat, wird mit Beginn des vierten Steuerjahres ein gewdhnlicher Aufenthalt
unterstellt.

Der gewdhnliche Aufenthalt einer natirlichen Person wird als nicht mehr gegeben angesehen,
wenn die natlrliche Person am Ende des dritten aufeinander folgenden Steuerjahres ihren
Wohnsitz nicht mehr in Irland unterhalt.

»In Irland ansassige Person“
¢ Als in Irland ansassige Person gilt: bei nattirlichen Personen eine steuerlich in Irland ansassige
Person,

¢ bei Trusts ein steuerlich in Irland anséassiger Trust und
¢ bei Unternehmen ein steuerlich in Irland ansassiges Unternehmen.

Wohnsitz — Natiirliche Personen

Eine natlrliche Person gilt fur ein bestimmtes zwolfmonatiges Steuerjahr als in Irland ansassig, wenn:

i. sie sich in dem zwolfmonatigen Steuerjahr 183 Tage oder langer in Irland aufhalt oder
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ii. sie sich in dem zwdlfmonatigen Steuerjahr und dem vorherigen zwodlfmonatigen
Steuerjahr insgesamt 280 Tage in Irland aufhalt, wobei bei dem 2-Jahres-Kriterium
eine Anwesenheit von bis zu 30 Tagen in einem zwdlfmonatigen Steuerjahr
unbericksichtigt bleibt. Eine Anwesenheit in Irland von einem Tag bedeutet, dass die
naturliche Person persénlich zu jedem Zeitpunkt an diesem Tag anwesend sein
muss.

Sitz — Trust

Die Bestimmung des Sitzes eines Trusts kann kompliziert sein. Ein Trust gilt in der Regel steuerlich
als in Irland ansassig, wenn die Mehrzahl seiner Trustees steuerlich in Irland ansassig sind. Sofern
einige, aber nicht alle Trustees in Irland ansassig sind, hangt der Sitz des Trusts davon ab, wo die
allgemeine Verwaltung des Trusts gefiuhrt wird. AuBerdem sind ggf. die Bestimmungen etwaig
anwendbarer Doppelbesteuerungsabkommen zu berlicksichtigen. Entsprechend ist jeder Trust
individuell zu beurteilen.

Sitz — Gesellschaft

Es ist darauf hinzuweisen, dass die Entscheidung, ob eine Gesellschaft in Irland steuerlich ansé&ssig
ist, in bestimmten Fallen komplex sein kann. Es wird in diesem Zusammenhang auf die spezifischen
Bestimmungen in Section 23A des Steuergesetzes verwiesen.

Eine in Irland gegrindete Gesellschaft gilt automatisch als steuerlich in Irfland ansassig, sofern sie
nicht als in einem Staat ansassig gilt, mit dem Irland ein Doppelbesteuerungsabkommen
abgeschlossen hat. Eine in einer auslandischen Jurisdiktion gegriindete Gesellschaft, deren zentrale
Verwaltung und Kontrolle in Irland liegt, wird steuerlich als in Irland ansassig behandelt, es sei denn,
die Gesellschaft ist gemal einem Doppelbesteuerungsabkommen an einem anderen Ort ansassig.

»Anlageorganismus mit persoénlich beeinflussbarem Portfolio“ (Personal Portfolio Investment
Undertaking) oder ,,PPIU“

Darunter ist ein Anlageorganismus zu verstehen, dessen Vermodgenswerte im Rahmen der
Anlagebedingungen insgesamt oder teilweise von dem Anleger, einer von dem Anleger beauftragten
oder mit ihm verbundenen Person, einer mit einem Beauftragten des Anlegers, dem Anleger und
einer mit ihm verbundenen Person oder einer sowohl vom Anleger als auch von einer mit dem
Anleger verbundenen Person beauftragten Person ausgewahlt werden kann oder ausgewahlt wurde
oder diese Person Einfluss auf die Auswahl aller oder einiger der Vermdgenswerte nehmen kann
oder konnte.

Ein Anlageorganismus ist kein PPIU, wenn das einzige Vermdgen, das ausgewahlt werden kann oder
ausgewahlt worden ist, zu dem Zeitpunkt, an dem es zur Auswahl durch einen Anleger verfligbar ist,
fir die Offentlichkeit verfiigbar war und in den Marketing- oder anderen Werbematerialien des
Anlageorganismus klar identifiziert ist. AuRerdem muss der Anlageorganismus alle Anleger in nicht
diskriminierender Weise behandeln. Im Falle von Anlagen, deren Wert zu mindestens 50 % auf
Grundsticken beruht, sind alle von Einzelpersonen getatigten Anlagen auf 1 % des erforderlichen
Gesamtkapitals beschrankt.

»MaRgebliche Erklarung*

Unter der Mallgeblichen Erklarung ist eine Erklarung des Anteilinhabers im Sinne von Schedule 2B
zum Steuergesetz zu verstehen. Die Maligebliche Erklarung von Anlegern, die keine in Irland
ansassigen Personen oder Personen mit gewohnlichem Aufenthalt in Irland (oder Finanzmittler fir
diese Personen) sind, ist in dem der jeweiligen Erganzung zu diesem Prospekt beigeflugten
Antragsformular enthalten.
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,Relevanter Zeitraum*

Bezeichnet einen Zeitraum von 8 Jahren ab dem Erwerb der Anteile durch einen Anteilinhaber und
jeden nachfolgenden Zeitraum von 8 Jahren, der unmittelbar nach dem vorausgehenden relevanten
Zeitraum beginnt.

»Irischer Steuerinlander®

Irische Steuerinléander sind alle Personen mit Ausnahme von

(i) Steuerauslandern; oder
(iii) steuerbeglinstigten irischen Anlegern.

»Steuergesetz‘

Steuergesetz bezeichnet das irische Steuerkonsolidierungsgesetz von 1997 (The Taxes
Consolidation Act 1997) in seiner jeweiligen Fassung.

Die Gesellschaft

Die Gesellschaft gilt als steuerlich in Irland ansassig, da sie in Irland gegriindet wurde und nicht
gemall einem Doppelbesteuerungsabkommen an einem anderen Ort ansassig ist. Der
Verwaltungsrat beabsichtigt, die Geschafte der Gesellschaft so zu fuhren, dass die Gesellschaft als
steuerlich in Irland anséssig gilt.

Nach den dem Verwaltungsrat vorliegenden Informationen gilt die Gesellschaft als Anlageorganismus
im Sinne von Section 739B des Steuergesetzes. Nach den zurzeit in Irland geltenden gesetzlichen
Vorschriften und der anwendbaren Praxis unterliegt die Gesellschaft damit in Bezug auf ihre
Einkiinfte und ihre Gewinne in Irland keiner Steuerpflicht.

Eine Steuerpflicht kann jedoch bei einem ,steuerpflichtigen Vorgang“ auf Ebene der Gesellschaft
entstehen. Als steuerpflichtige Vorgange gelten unter anderem Ausschiittungen an Anteilinhaber
sowie die Einldsung, Riicknahme, Entwertung oder Ubertragung von Anteilen oder die Zuteilung bzw.
Entwertung von Anteilen eines Anteilinhabers durch die Gesellschaft zur Begleichung einer
Steuerschuld fiir aus einer Ubertragung des Anspruchs auf einen Anteil erzielte Gewinne. Ein
steuerpflichtiger Vorgang tritt auch mit Ablauf eines jeden Relevanten Zeitraums ein. Keine
Steuerpflicht der Gesellschaft fallt bei steuerpflichtigen Vorgédngen an, wenn der Anteilinhaber zum
Zeitpunkt des steuerpflichtigen Vorgangs weder in Irland ansassig ist noch seinen gewdhnlichen
Aufenthalt in Irland hat, die Malgebliche Erklarung erfolgt ist und der Gesellschaft keine
Informationen vorliegen, die begriindeten Anlass zu der Vermutung geben, dass die in dieser
Erklarung enthaltenen Angaben nicht langer den Tatsachen entsprechen. Falls die Malfgebliche
Erklarung nicht vorliegt, wird unterstellt, dass der Anleger in Irland ansassig ist oder seinen
gewohnlichen Aufenthalt in Irland hat.

Ein steuerpflichtiger Vorgang wird nicht ausgeldst, wenn zu dem Zeitpunkt des steuerpflichtigen
Vorgangs eine offizielle Vereinbarung tber Gleichwertige Maflnahmen mit der irischen Steuerbehdrde
besteht und die diesbezlgliche Genehmigung nicht widerrufen wurde und es keine Anzeichen fur
eine irische Steueransassigkeit in Bezug auf einen bestimmten Anleger gibt. Sofern keine
MaRgebliche Erklarung vorliegt und keine Gleichwertigen Mallnahmen vereinbart sind, gilt die
Annahme, dass der Anleger in Irland ansassig ist oder dort seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat.

Die folgenden Vorgange sind keine steuerpflichtigen Vorgange:
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e Umtausch durch einen Anteilinhaber von Anteilen der Gesellschaft gegen andere Anteile der
Gesellschaft zu marktiblichen Bedingungen (arm's length-Prinzip);

e Anteiltransaktionen (die ansonsten als steuerpflichtiger Vorgang angesehen wirden) in Bezug
auf Anteile, die in einem von der irischen Steuerbehdérde durch Verfligung anerkannten
Clearingsystem gehalten werden;

e unter bestimmten Voraussetzungen die Ubertragung des Eigentums an einem Anteil durch den
Inhaber auf seinen Ehepartner, friheren Ehepartner, eingetragenen Lebenspartner oder friiheren
eingetragenen Lebenspartner;

e Tausch von Anteilen bei einer Verschmelzung oder Neustrukturierung der Gesellschaft (im Sinne
von Section 739H des Steuergesetzes) (qualifying amalgamation/ reconstruction) mit einem
anderen Anlageorganismus;

e bei einer Transaktion in Verbindung mit oder in Bezug auf entsprechende Anteile (im Sinne von
Section 739B(2A)(a)) der Gesellschaft, die lediglich infolge eines Wechsels des gerichtlichen
Fondsverwalters (Court Funds Manager) fur die Gesellschaft durchgefihrt wird.

Wenn die Gesellschaft auf Grund eines steuerpflichtigen Vorgangs steuerpflichtig wird, ist die
Gesellschaft berechtigt, von der entsprechenden Zahlung einen Betrag in Hbhe der Steuer
einzubehalten und/oder gegebenenfalls eine der Steuer entsprechende Zahl von Anteilen des
Anteilinhabers oder des wirtschaftlichen Eigentiimers einzuziehen oder zu entwerten. Der betreffende
Anteilinhaber ist verpflichtet, die Gesellschaft von Schaden frei zu stellen, die ihr durch eine
Steuerpflicht bei einem steuerpflichtigen Vorgang entstehen, wenn der Schaden nicht durch eine
Einbehaltung von Zahlungen oder einen Einzug bzw. eine Entwertung von Anteilen ausgeglichen
wird.

Sofern nach dem Ablauf eines Relevanten Zeitraums eine Steuer anfallt, erhalt die Gesellschaft die
Méglichkeit, die Anteile an zwei Terminen im Jahr (d. h. am 30. Juni oder am 31. Dezember) zu
bewerten, anstatt jeweils zum Ende des Relevanten Zeitraums. Somit kann die Gesellschaft
unwiderruflich dafir optieren, dass die Bewertung der Anteile im Rahmen der Berechnung der
Gewinne im Zusammenhang mit einer angenommenen Verfigung (,fiktive VeraulRerung®) in Bezug
auf irische Steuerinlander zum 30. Juni oder, sofern spater, zum 31. Dezember, erfolgt, d. h. vor dem
Stichtag am Ende des 8-Jahres-Zeitraums.

Sofern weniger als 10 % des Nettoinventarwerts der Anteile der Gesellschaft von irischen
Steuerinlandern gehalten wird, kann die Gesellschaft die Entscheidung treffen, dass bei einer fiktiven
VerauRerung der Anteile der Gesellschaft kein Quellensteuerabzug vorgenommen wird; die
Gesellschaft informiert die irische Steuerbehdrde in diesem Fall (ber diese Entscheidung.
Anteilinhaber, die irische Steuerinlander sind, sind daher in einem solchen Fall verpflichtet, in Bezug
auf eine fiktive VeraulRerung der Anteile direkt bei der irischen Steuerbehoérde Uber alle Gewinne eine
Steuererklarung auf Selbstveranlagungsbasis abzugeben und entsprechende Steuern an diese
abzuflihren. Anteilinhabern wird empfohlen, sich bei der Gesellschaft zu erkundigen, ob sie sich flr
diese Vorgehensweise entschieden hat und ob sie verpflichtet sind, Steuern an die irische
Steuerbehdrde abzufihren.

Sofern nach dem Ablauf eines Relevanten Zeitraums eine Steuer anfallt, kann diese Steuer auf fur
die nachfolgende Einlésung, Riicknahme, Entwertung oder Ubertragung der betreffenden Anteile
zahlbare Steuern angerechnet werden. Sofern jedoch weniger als 15 % des Nettoinventarwerts der
Anteile der Gesellschaft von irischen Steuerinlandern gehalten werden, kann die Gesellschaft die
Entscheidung treffen, etwaig zu viel gezahlte Steuern nicht an die Anteilinhaber zuriickzuerstatten;
stattdessen missen die betroffenen Anteilinhaber die Erstattung direkt bei der irischen Steuerbehdérde
beantragen. Anteilinhabern wird empfohlen, sich bei der Gesellschaft zu erkundigen, ob sie sich fur
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diese Vorgehensweise entschieden hat, um festzustellen, ob sie selbst die Erstattung zu viel
gezahlter Steuern direkt bei der irischen Steuerbehdrde beantragen missen.

MafRnahmen zur Verhinderung von Steuerumgehung finden bei bestimmten von natirlichen Personen
getatigten Anlagen in Anlageorganismen (wie der Gesellschaft) Anwendung. Wenn der
Anlageorganismus als Anlageorganismus mit personlich beeinflussbarem Portfolio (,Personal
Portfolio Investment Undertaking“ oder ,PPIU*) angesehen wird, dann wird jede Zahlung an einen
solchen Anteilinhaber mit 60 % besteuert. Es hangt von den Umstédnden ab, ob der Anteilsinhaber
oder eine verbundene Person das Auswahlrecht besitzt, wie es in die Regelung zur Verhinderung der
Steuervermeidung vorgesehen ist. Weitere Strafbesteuerungen kénnen Anwendung finden, soweit
von einem Anteilinhaber eingereichte Steuererklarungen in Bezug auf Ausschittungen eines PPIU
unzutreffend sind.

Von der Gesellschaft vereinnahmte Dividenden aus Anlagen in irischen Aktien unterliegen
moglicherweise der irischen Quellensteuer zu einem Einkommensteuersatz von 25 %. Die
Gesellschaft kann aber gegeniiber dem dividendenpflichtigen Unternehmen die Erklarung abgeben,
dass sie ein Anlageorganismus (im Sinne von Section 739B des Steuergesetzes) mit einem
Dividendenanspruch als wirtschaftlicher Eigentimer ist, nach der die Gesellschaft dann Anspruch auf
Ausschiittung der Dividende ohne Abzug der Quellensteuern hat.

Nachfolgend ist im Abschnitt ,Anteilinhaber® dargestellt, welche steuerlichen Folgen sich fir die
Gesellschaft und die Anteilinhaber bei einem steuerpflichtigen Vorgang in Bezug auf -

¢ Anteilinhaber, die weder in Irland ansassig sind noch ihren gewoéhnlichen Aufenthalt in Irland
haben;

¢ Anteilinhaber, die in Irland ansassig sind oder ihren gewdhnlichen Aufenthalt in Irland haben;
und

e vom irischen Gerichtsdienst gehaltene Anteile.

Anteilinhaber

(i) Anteilinhaber, die weder in Irland ansassig sind noch ihren gewohnlichen Aufenthalt in
Irland haben

Die Gesellschaft ist bei einem steuerpflichtigen Vorgang bei einem Anteilinhaber nicht zum
Abzug von Steuern verpflichtet, wenn (a) der Anteilinhaber weder in Irfland anséssig ist noch
seinen gewohnlichen Aufenthalt in Irland hat, (b) eine MaRgebliche Erklarung des
Anteilinhabers vorliegt und (c) der Gesellschaft keine Informationen vorliegen, die begriindeten
Anlass zu der Vermutung geben, dass die in dieser Erklarung enthaltenen Angaben nicht
langer den Tatsachen entsprechen. Alternativ muss keine Steuer abgezogen werden, wenn fiir
die Gesellschaft Gleichwertige MalRnahmen gelten und es keine Anzeichen fir eine irische
Steueransassigkeit in Bezug auf den jeweiligen Anteilinhaber gibt. Wenn keine Maligebliche
Erklarung oder die vorstehend genannte Genehmigung der irischen Steuerbehoérde vorliegt,
entsteht bei einem steuerpflichtigen Vorgang bei der Gesellschaft auch dann eine Steuerpflicht,
wenn der Anteilinhaber weder in Irland ansassig ist noch seinen gewodhnlichen Aufenthalt in
Irland hat. Der entsprechende Steuerabzug ergibt sich aus der unten stehenden Ziff. (ii).

Soweit ein Anteilinhaber als Finanzmittler fur eine Person tatig ist, die weder in Irfland ansé&ssig
ist noch ihren gewodhnlichen Aufenthalt in Irland hat, wird von Seiten der Gesellschaft kein
Steuerabzug bei Eintritt eines steuerpflichtigen Vorganges vorgenommen, wenn der
Finanzmittler eine Mal3gebliche Erklarung abgibt, nach der er fir eine Person handelt, die
weder in Irland ansassig ist noch ihren gewdhnlichen Aufenthalt in Irland hat, und der
Gesellschaft keine Informationen vorliegen, die begriindeten Anlass zu der Vermutung geben,
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dass die in dieser Erklarung enthaltenen Angaben im Wesentlichen nicht Ianger den Tatsachen
entsprechen.

Fir Anteilinhaber, die weder in Irland ansassig sind noch ihren gewoéhnlichen Aufenthalt in
Irland haben, und die Malgeblichen Erklarungen abgegeben haben (und sofern der
Gesellschaft in Bezug auf diese Anteilinhaber keine Informationen vorliegen, die begrindeten
Anlass zu der Vermutung geben, dass die in dieser Erklarung enthaltenen Angaben im
wesentlichen nicht bzw. nicht ldnger den Tatsachen entsprechen), fallt auf Einkinfte aus den
Anteilen oder Kapitalertrage aus der VeraulRerung der Anteile keine irische Steuer an. Eine
Gesellschaft, die zwar nicht in Irfland ansassig ist, die Anteile aber unmittelbar oder mittelbar
Uber oder fir eine Niederlassung oder Vertretung in Irland halt, ist jedoch fur die Einklinfte aus
den Anteilen und Kapitalertrage aus der VerauRerung der Anteile in Irland steuerpflichtig.

Wenn von der Gesellschaft Steuern einbehalten werden, weil vom Anteilinhaber gegeniber der
Gesellschaft keine Malfigebliche Erklarung abgegeben worden ist, ist nach der irischen
Gesetzgebung keine Steuerriickerstattung moglich, aufier unter folgenden Umstanden:

o Die jeweilige Steuer wurde von der Gesellschaft ordnungsgemafl® abgefihrt und die
Gesellschaft kann innerhalb eines Jahres nach Abgabe der Steuererklarung zur
Zufriedenheit der irischen Finanzbehdrden nachweisen, dass die Ruckzahlung der
gezahlten Steuer an die Gesellschaft gerechtfertigt und angemessen ist.

o Sofern die Riickerstattung von irischen Steuern nach den Sections 189, 189A, 192 und
205A des Steuergesetzes (Entlastungsbestimmungen fir nicht geschaftsfahige Personen,
Treuhandvermoégen flir diese Personen, Personen, deren Behinderung auf die Einnahme
von Thalidomid-haltigen Medikamenten zurlickzufihren ist, und Magdalen Laundry-
Zahlungen) beantragt wird, werden die erhaltenen Ertrage als Nettoertrage behandelt, die
nach Case lll, Schedule D [des Steuergesetzes] zu versteuern sind und von denen
Steuern abgezogen worden sind.

o Wenn ein Anteilinhaber, der eine in Irland ansassige juristische Person ist, mit einer
relevanten Zahlung von der Gesellschaft einer Steuerpflicht unterliegt und die Gesellschaft
von dieser Zahlung Steuern einbehalten hat, kdnnen diese Steuern auf die irische
Koérperschaftsteuer, zu der dieser Anteilinhaber veranlagt wird, angerechnet und zu viel
gezahlte Steuern zurtickgefordert werden.

6. Anteilinhaber, die in Irland anséassig sind oder ihren gewohnlichen Aufenthalt in Irland
haben

Soweit es sich bei einem Anteilinhaber nicht um einen steuerbegiinstigten irischen Anleger
handelt, der eine MaRgebliche Erklarung abgibt und der Gesellschaft keine Informationen
vorliegen, die begriindeten Anlass zu der Vermutung geben, dass die in dieser Erklarung
enthaltenen Angaben im Wesentlichen nicht bzw. nicht Ianger den Tatsachen entsprechen, und
die Anteile auch vom Gerichtsdienst gehalten werden, sind von der Gesellschaft bei
Anteilinhabern, die in Irland ansassig sind oder ihren gewdhnlichen Aufenthalt in Irland haben,
anlasslich von Ausschlttungen oder der Verwirklichung anderer Steuertatbestdnde Steuern in
Hohe von 41 % einzubehalten. Bei Ausschittungen und der Verwirklichung anderer
Steuertatbestande in Bezug auf Anteilinhaber, bei denen es sich um eine Gesellschaft handelt,
die die erforderliche Erklarung abgegeben hat, hat die Gesellschaft einen Steuerabzug in Héhe
von 25 % vorzunehmen.

Eine Reihe von Personen, die in Irland ansassig sind oder ihren gewohnlichen Aufenthalt in
Iland haben, ist von den vorstehend beschriebenen Regelungen befreit, wenn die
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MaRgeblichen Erklarungen vorliegen. Der Personenkreis wird als steuerbegiinstigte irische
Anleger bezeichnet.

Anteilinhaber, die in Irland ansassige Unternehmen sind und die Ausschittungen erhalten, von
denen Steuern einbehalten worden sind, werden als Empfanger einer steuerpflichtigen
jahrlichen Leistung entsprechend Case IV in Schedule D des Steuergesetzes behandelt, bei
der die Steuer in Hohe eines Steuersatzes von 25 % in Abzug gebracht wurde. Bei diesen
Anteilinhabern fallen grundsatzlich keine weiteren irischen Steuern auf Zahlungen auf ihre
Anteile an, von denen Steuern einbehalten worden sind. Bei einem in Irland ansassigen
Unternehmen, das Anteile im Rahmen seiner gewerblichen Tatigkeit halt, sind alle Einkinfte
und Gewinne im Rahmen der gewerblichen Tatigkeit steuerpflichtig, wobei von der Gesellschaft
in Abzug gebrachte Steuern auf die von diesen Gesellschaften zu entrichtende
Korperschaftsteuer angerechnet werden kénnen. Handelt es sich bei den Anteilinhabern um
natirliche Personen, die in Irland ansassig sind oder ihren gewoéhnlichen Aufenthalt in Irland
haben, fallen grundsatzlich bei Abzug der Steuern durch die Gesellschaft keine weiteren
irischen Steuern auf Einklnfte aus den Anteilen oder Gewinne aus der VeraufRerung von
Anteilen an. Soweit sich bei der VerauRerung von Anteilen Wechselkursgewinne fir den
Anteilinhaber ergeben, kann allerdings flir das Steuerjahr, in dem die Anteile verauf3ert werden,
eine Kapitalertragsteuer zu zahlen sein.

Anteilinhaber, die in Irland ansassig sind oder ihren gewodhnlichen Aufenthalt in Irland haben
und eine Ausschittung erhalten oder bei denen bei Einldsung, Riicknahme, Entwertung oder
Ubertragung eines Anteils ein Gewinn anféllt, von dem durch die Gesellschaft keine Steuer
einbehalten  worden  ist, kdénnen mit diesem  Gewinn  einkommen-  oder
korperschaftsteuerpflichtig sein.

Die Gesellschatft ist verpflichtet, den irischen Finanzbehorden jahrlich Angaben zu bestimmten
Anteilinhabern und zum Wert ihrer Anlagen in der Gesellschaft zu machen. Diese Pflicht
besteht nur im Hinblick auf Anteilinhaber, die entweder in Irland ansassig sind oder ihren
gewodhnlichen Aufenthalt in Irland haben (und keine steuerbegtinstigten irischen Anleger sind).

Irischer Gerichtsdienst

Bei Anteilen, die vom Gerichtsdienst gehalten werden, unterliegen Zahlungen an den
Gerichtsdienst keinem Steuerabzug durch die Gesellschaft. Sofern fiir den Erwerb von Anteilen
der Gesellschaft Gelder verwendet werden, die sich unter der Kontrolle des Gerichtsdienstes
befinden oder die Gegenstand einer Anordnung des Gerichtsdienstes sind, geht der
Gerichtsdienst davon aus, dass die Verantwortlichkeiten in Bezug auf diese Anteile hinsichtlich
Steuerabziigen fiir steuerpflichtige Vorgange, Steuererklarungen und Steuereinzug etc. bei der
Gesellschaft liegen.

Aulerdem muss der Gerichtsdienst fir jedes Steuerjahr bis zum 28. Februar des folgenden
Jahres eine Steuererklarung bei der irischen Steuerbehdrde mit den folgenden Angaben
einreichen:

der Gesamtbetrag der Gewinne des Anlageorganismus, die den erworbenen Anteilen
zuzurechnen sind; und

(b)  flr jede Person, die wirtschaftlich an den betreffenden Anteilen beteiligt ist oder war:

(@) den Namen und die Adresse, sofern verflgbar,

(b) die Summe der Gewinne, zu denen die betreffende Person wirtschaftlich berechtigt
ist, und

(c) alle sonstigen von der irischen Steuerbehdérde ggf. geforderten Angaben.
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Kapitalerwerbssteuer

Die Verfigung uber einen Anteil unterliegt nicht der irischen Schenkungs- oder Erbschaftsteuer
(Kapitalerwerbssteuer), solange die Gesellschaft ein Anlageorganismus im Sinne von Section 739B
des Steuergesetzes ist und sofern (a) der Beglinstigte der Schenkung oder der Erbe zum Zeitpunkt
der Schenkung oder Erbschaft weder in Irland ansassig ist noch seinen gewdhnlichen Aufenthalt in
Irland hat, (b) der Verfligende zum Zeitpunkt der Verfligung weder in Irland ansassig ist noch seinen
gewohnlichen Aufenthalt in Irland hat und (c) die Anteile zum Zeitpunkt der Schenkung oder der
Erbschaft und zum Zeitpunkt der Bewertung Teil der Schenkung bzw. Erbschaft sind.

Stempelsteuern

Grundsétzlich fallen in Irland auf die Ausgabe, die Ubertragung, den Riickkauf oder die Riicknahme
von Anteilen der Gesellschaft keine Stempelsteuern an. Wenn Anteile gegen Ubertragung irischer
Wertpapiere oder anderer irischer Vermogensgegenstande gezeichnet oder zuriickgenommen
werden, kénnte die Ubertragung dieser Wertpapiere oder Vermogensgegenstande der Stempelsteuer
unterliegen.

Keine irische Stempelsteuer ist von der Gesellschaft auf die Ubertragung von Aktien oder
marktfahigen Wertpapieren zu zahlen, wenn die Aktien oder marktfahigen Wertpapiere nicht von einer
in Irland eingetragenen Gesellschaft begeben sind, bzw. wenn die Ubertragung nicht im
Zusammenhang mit einem in Irland gelegenen Grundstlck, grundstiicksgleichen Rechten oder
Beteiligungen bzw. Aktien oder marktfahigen Wertpapieren einer in Irland eingetragenen Gesellschaft
(auBer einem Anlageorganismus im Sinne von Section 739B des Steuergesetzes) steht.

Fir Umstrukturierungen oder Verschmelzungen von Anlageorganismen sind gemaly Section 739H
des Steuergesetzes keine Stempelsteuern zu zahlen; dies gilt mit der MalRgabe, dass die
Umstrukturierungen oder Verschmelzungen in gutem Glauben zu geschaftlichen Zwecken und nicht
mit der Absicht einer Steuerumgehung erfolgen.

Foreign Account Tax Compliance Act (,,FATCA*)

Der Hiring Incentives to Restore Employment Act wurde am 18. Marz 2010 in den Vereinigten
Staaten erlassen. Er enthalt Regelungen zum Quellensteuerabzug, die allgemein als FATCA-
Regelungen bekannt sind. Mit diesen Regelungen soll dafiir gesorgt werden, dass Finanzinstitute
Angaben Uber US-amerikanische Anleger, die Vermdgenswerte aulerhalb der Vereinigten Staaten
halten, an die amerikanische Steuerbehédrde (IRS) weitergeben, um so eine Umgehung der US-
amerikanischen Steuern zu verhindern. Um nicht-US-amerikanische Finanzinstitute davon
abzuhalten, sich diesen Regelungen zu entziehen, sehen die FATCA-Regelungen vor, dass alle US-
amerikanischen Wertpapiere, die von einem Finanzinstitut gehalten werden, das sich nicht diesen
Regelungen unterwirft und diese befolgt, einer US-amerikanischen Quellensteuer in Hohe von 30 %
auf Einklinfte unterliegen. Diese Regelungen gelten seit dem 1. Juli 2014; seit diesem Datum kann
ein Quellensteuerabzug erfolgen. Nach den grundlegenden FATCA-Regelungen wird die Gesellschaft
offenbar als "Finanzinstitut" angesehen, sodass die Gesellschaft zur Einhaltung der Regelungen alle
Anteilinhaber verpflichten kann, ihr gegeniber schriftlich ihren Steuerwohnsitz nachzuweisen.

Die USA binden bei der Umsetzung der FATCA-Regelungen auch andere Staaten ein. Daher haben
die Regierungen von Irland und den USA am 21. Dezember 2012 ein zwischenstaatliches Abkommen
(Intergovernmental Agreement, das ,irische IGA) geschlossen.

Durch das irische IGA soll die Belastung der irischen Finanzinstitute im Rahmen der Einhaltung der
FATCA-Regelungen verringert werden, indem der Einhaltungsprozess vereinfacht wird und die
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Risiken eines Quellensteuerabzugs minimiert werden. GemafR dem irischen IGA wird jedes irische
Finanzinstitut (das nicht von der Einhaltung der FATCA-Regelungen befreit ist) jahrlich Informationen
Uber betroffene US-amerikanische Anleger direkt an die irische Steuerbehdrde tbermitteln, die diese
dann an die IRS weiterleiten.

Daher kann die Gesellschaft zur Einhaltung ihrer Verpflichtungen gemal den FATCA-Regelungen
von Anlegern verlangen, ihr die aufgrund anwendbarem Rechts vorgeschriebenen Informationen und
Unterlagen sowie zumutbarerweise von der Gesellschaft verlangte zusatzliche Unterlagen zur
Verfugung zu stellen. Interessierte Anleger sollten sich hinsichtlich der Anforderungen der FATCA-
Regelungen in Bezug auf ihre persdnliche steuerliche Situation an ihre eigenen Steuerberater
wenden.

Die Gesellschaft wird zwar alle wirtschaftlich zumutbaren Anstrengungen unternehmen, um allen
Anforderungen zu entsprechen, damit ein Quellensteuerabzug gemaf den FATCA-Regelungen auf
an die Gesellschaft geleistete Zahlungen vermieden wird, es kann aber nicht gewahrleistet werden,
dass es der Gesellschaft moglich sein wird, alle Vorgaben zu erfiillen. Sollten der Gesellschaft
aufgrund der FATCA-Regelungen Quellensteuern auferlegt werden, kann dies wesentliche
nachteilige Auswirkungen auf die Ertrage aller Anleger haben.

Interessierte Anleger sollten mit ihren Steuerberatern die méglichen Auswirkungen von FATCA auf
ihre Anlagen in der Gesellschaft besprechen.

Jeder Anleger erklart sich einverstanden, der Gesellschaft gesetzlich vorgeschriebene Informationen
und Dokumente und zusatzlich von der Gesellschaft angemessenerweise geforderte Dokumente zur
Verfigung zu stellen, die gegebenenfalls von der Gesellschaft zur Erfullung ihrer Pflichten im
Rahmen von FATCA benétigt werden.

Der Gemeinsame Meldestandard (Common Reporting Standard — ,,CRS*)

Der CRS ist ein einheitlicher globaler Standard fiir den automatischen Austausch von Informationen
(,Automatic Exchange Of Information, ,AEOI“). Der CRS wurde im Februar 2014 von der
Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (,OECD*) genehmigt und baut auf
frheren Projekten der OECD und der EU, globalen Geldwéaschestandards und insbesondere dem
zwischenstaatlichen FATCA-Abkommen (Model FATCA Intergovernmental Agreement) auf. Die
teilnehmenden Jurisdiktionen sind im Rahmen des CRS verpflichtet, bestimmte im Besitz der
Finanzinstitute befindliche Informationen Uber deren nicht im Inland ansassige Anleger
auszutauschen. Die Gesellschaft ist verpflichtet, der irischen Steuerbehérde bestimmte Informationen
Uber nicht in Irland ansassige Anteilinhaber zur Verfligung zu stellen (die diese Informationen
wiederum an die zustdndigen Steuerbehdrden weitergibt). Es wird auRerdem darauf hingewiesen,
dass der CRS die EU-Zinsrichtlinie ersetzt.

Datenschutzhinweis — Erfassung und Austausch von Informationen im Rahmen des CRS

Fir die Zwecke der Einhaltung ihrer Verpflichtungen im Rahmen des CRS gemaR der Umsetzung in
irisches Recht und zur Vermeidung der Auferlegung von Geldstrafen in dessen Rahmen muss die
Gesellschaft méglicherweise bestimmte Informationen im Hinblick auf jeden nicht in Irland ansassigen
Anteilinhaber (und ggf. die direkten und indirekten einzelnen wirtschaftlichen Eigentumer der Anteile)
sammeln und diese Informationen in dem gemal dem CRS erforderlichen Umfang jahrlich an die
irische Finanzbehorde melden.

Solche Informationen umfassen den Namen, die Adresse, den Ansassigkeitsstaat, die
Steueridentifikationsnummer (TIN), das Geburtsdatum und den Geburtsort (wie jeweils zutreffend)
des nicht in Irland ansassigen Anteilinhabers und (sofern relevant) der direkten oder indirekten
wirtschaftlichen Eigentiimer der Anteile; die ,Kontonummer® und den ,Kontostand“ oder Wert am
Ende jeden Kalenderjahres; und den Nettobetrag, der wahrend des Kalenderjahres an den
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Anteilinhaber gezahlt oder diesem gutgeschrieben wurde (einschlieBlich der gesamten
Ricknahmezahlungen).

Diese Informationen in Bezug auf alle nicht in Irland ansassigen Anteilinhaber werden wiederum auf
sichere Weise von der irischen Finanzbehtérde mit den Steuerbehdrden anderer relevanter
teiinehmender Rechtsordnungen im Rahmen des CRS gemall den Anforderungen (und
ausschlieBlich zu den Zwecken der Einhaltung) des CRS ausgetauscht.

Jeder Anleger erklart sich einverstanden, der Gesellschaft gesetzlich vorgeschriebene Informationen
und Dokumente und zusatzlich von der Gesellschaft angemessenerweise geforderte Dokumente zur
Verfiigung zu stellen, die gegebenenfalls von der Gesellschaft zur Erfillung ihrer Pflichten im
Rahmen des CRS bendtigt werden.

Weitere Informationen in Bezug auf den CRS sind auf der AEOI-Webseite (,Automatic Exchange of
Information®, automatischer Informationsaustausch) unter www.revenue.ie zu finden.

Besteuerung im Vereinigten Kénigreich
DIE GESELLSCHAFT
Allgemeines

Die Besteuerung von Einklnften und Veraufierungsgewinnen der Gesellschaft und der Anteilinhaber
unterliegt den in Irland geltenden Steuergesetzen und der dortigen Praxis sowie den Gesetzen in den
Rechtsordnungen, in denen die Gesellschaft anlegt und in denen Anteilinhaber ansassig oder
anderweitig steuerpflichtig sind.

Die nachstehende Zusammenfassung soll einen kurzen und allgemeinen Uberblick tber die
wesentlichen flr den Besitz und die VerauRerung von Anteilen der Gesellschaft mafigeblichen
Aspekte des derzeit im Vereinigten Kdnigreich (UK) gultigen Steuerrechts und der Verwaltungspraxis
der britischen Finanzbehérden (HM Revenue & Customs (,HMRC®)) (die sich gegebenenfalls andern
koénnen) bieten. Diese Zusammenfassung ist keine spezifische Steuerberatung und sollte nicht als
Grundlage fiir die Vornahme oder die Unterlassung bestimmter Handlungen herangezogen werden.
Die Beschreibung ist nicht erschopfend und enthalt grundsatzlich keine Ausfihrungen zu
Steuerbefreiungen oder Steuerverglinstigungen. Interessierte Anleger, die Fragen im Hinblick auf die
Anlage in Anteile, den Besitz oder die Verauflerung von Anteilen und die Vereinnahmung von
Ausschiittungen auf Anteile (sei es bei Riicknahme oder anderweitig) nach dem Recht der Lander, in
denen sie steuerpflichtig sind, haben, sollten sich mit ihrem in Fragen des britischen Steuerrechts
sachkundigen Berater in Verbindung setzen.

Die Zusammenfassung richtet sich an gewohnliche Anleger, deren als Anlage gehaltene Anteile sich
in ihrem alleinigen wirtschaftlichen Eigentum befinden; fir besondere Klassen von Anteilinhabern wie
etwa Finanzinstitute ist die Zusammenfassung dagegen nicht gedacht. Die Anwendbarkeit wird daher
von den speziellen Umstadnden des jeweiligen Anteilinhabers abhangen. Bestimmte Klassen von
Anlegern unterliegen auflerdem im Vereinigten Konigreich speziellen Vorschriften, deren
Konsequenzen hier nicht im Einzelnen behandelt werden. Auch die steuerliche Position von im
Vereinigten Kdnigreich anséssigen Anteilinhabern (UK-Anteilinhaber), die von der Steuer befreit sind
oder flr die spezielle Steuervorschriften gelten, ist nicht Gegenstand dieser Zusammenfassung.

Diese Zusammenfassung basiert auf dem zum Datum dieses Prospekts im Vereinigten Konigreich
geltenden und angewendeten Steuerrecht. Interessierte Anleger sollten bedenken, dass sich die
jeweiligen Steuervorschriften und die jeweilige Steuerpraxis bzw. deren Auslegung nach diesem
Datum &ndern kénnen.

Besteuerung der Gesellschaft
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Der Verwaltungsrat beabsichtigt, die Geschafte der Gesellschaft méglichst so zu fuhren, dass die
Gesellschaft im Vereinigten Konigreich kein Steuerinlander wird. Entsprechend wird die Gesellschaft,
sofern ihre Tatigkeit steuerlich keine gewerbliche Tatigkeit tber eine Betriebsstatte im Vereinigten
Konigreich darstellt, im Vereinigten Koénigreich mit ihren Einklinften und VeraulRerungsgewinnen nicht
der Korperschaftsteuer unterliegen. Es gibt jedoch keine Garantie dafiir, dass diese Absicht auch
tatsachlich umgesetzt werden kann. Weder die Gesellschaft noch der Verwaltungsrat haften fur
etwaige Steuern, die von der Gesellschaft oder einem Anteilinhaber aufgrund der Tatsache zu zahlen
sind, dass die Gesellschaft im Vereinigten Kdnigreich gebietsansassig ist oder ihre Tatigkeit aus
irgendeinem Grund eine gewerbliche Tatigkeit im Vereinigten Konigreich darstellt.

Von der Gesellschaft vereinnahmte Ertrdge und Gewinne in Bezug auf einen Fonds unterliegen
moglicherweise Quellen- oder ahnlichen Steuern, die von dem Land erhoben werden, in dem diese
Renditen entstehen.

DIE ANTEILINHABER
Einkommensteuer

Die Anteile der Gesellschaft werden auf breiter Basis zur Verfugung gestellt. Der Verwaltungsrat
bestatigt, dass die vorgesehenen Gruppen von Anlegern nicht ,beschrankt® im Sinne der britischen
Verordnung Uber die Besteuerung von Offshore-Funds (Offshore Fund (Tax) Regulation) von 2009
sind. Es ist beabsichtigt, den Vertrieb und das Angebot der Anteile ausreichend weit zu fassen und in
der erforderlichen Form vorzunehmen, um die vorgesehene Zielgruppe von Anlegern zu erreichen.

In Abhangigkeit von den persénlichen Umstanden werden die steuerlich im Vereinigten Kénigreich
ansassigen Anteilinhaber in Bezug auf Dividenden und sonstige Ertragsausschittungen der
Gesellschaft (unabhangig davon, ob diese wieder angelegt werden) sowie in Bezug auf
ausgewiesene Ertrage (,ausgewiesene Ertrage*“ sind nachstehend unter der Uberschrift ,Besteuerung
von VerauBerungsgewinnen“ naher erlautert), sofern diese etwaig erhaltene Ausschittungen
Ubersteigen, der Einkommen- bzw. Korperschaftsteuer im Vereinigten Konigreich unterliegen.
Daruber hinaus kann eine Einkommen- oder Kérperschaftsteuerpflicht im Vereinigten Konigreich fiir
zugeflossene Ertragsausgleichszahlungen anfallen, bei denen es sich um aufgelaufene Ertrage
handelt und die Teil der Ricknahmeerlése sind. Die Gesellschaft beabsichtigt,
Ertragsausgleichsverfahren einzusetzen. Daher enthalt die erste Ausschittung oder Thesaurierung
von Ertrdgen nach Ausgabe der Anteile ggf. einen Betrag, der im Ausgabepreis enthaltene
aufgelaufene Ertrage reprasentiert. Dieser Betrag wird nach britischem Steuerrecht als Kapitalertrag
angesehen, der normalerweise nicht einkommensteuerpflichtig ware. Der Betrag aus dem
Ertragsausgleich muss bei der Berechnung der zuldssigen Kosten dieser Anteile fir Zwecke der UK-
Ertragssteuer vom urspringlichen Kaufpreis der betreffenden Anteile abgezogen werden.

Britische Anteilinhaber, die natirliche Personen sind, erhalten derzeit einen Dividendenfreibetrag auf
Steuergutschriften in Bezug auf Ausschuttungen in Héhe von 500 GBP, der mit einem Satz von 0 %
besteuert wird. Ausschittungen im Betrag von mehr als 500 GBP unterliegen der Einkommensteuer
auf auslandische Ausschuttungen zu einem Steuersatz von 8,75 % fur Steuerpflichtige mit
Basissteuersatz (basic rate), 33,75 % Steuerpflichtige mit hdherem Steuersatz (higher rate) und
39,35 % fur Steuerpflichtige mit zusatzlichem Steuersatz (additional rate). Fur im Vereinigten
Koénigreich gebietsansassige Anteilinhaber, die natlrliche Personen ohne Wohnsitz im Vereinigten
Kénigreich sind, gelten andere Regelungen, die in dieser Zusammenfassung nicht erlautert werden.

Bei UK-Anteilinhabern, die juristische Personen und im Vereinigten  Konigreich
kérperschaftsteuerpflichtig sind, werden die von der Gesellschaft erhaltenen Ausschittungen
voraussichtlich unter eine der Regelungen zur Kérperschaftsteuerbefreiung im Vereinigten Konigreich
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fallen. Die Befreiung von der Korperschaftsteuer im Vereinigten Konigreich sollte ebenfalls fiir
Ausschiittungen an nicht im Vereinigten Konigreich ansassige Unternehmen gelten, die im
Vereinigten Koénigreich ein Gewerbe (ber eine stindige Betriebsstatte betreiben, soweit die von
diesem Unternehmen gehaltenen Anteile von dieser standigen Betriebsstatte genutzt oder fiir diese
gehalten werden. Fur ausgewiesene Ertrage gilt in diesem Zusammenhang das Gleiche wie flr
Dividendenausschittungen. Sofern keine der Befreiungen zutrifft, unterliegen die Ausschittungen
dem Standardsatz der Kdrperschaftsteuer, der zurzeit 25 % betragt.

Rentenfonds — natlirliche Personen

Sofern ein Fonds wahrend eines Ausschuttungszeitraums mehr als 60 % seines Vermdgens (am
Marktwert gemessen) in verzinslicher (oder ©6konomisch ahnlicher) Form halt, werden alle
Ausschittungen und ausgewiesenen Ertrage als auf Ebene eines im Vereinigten Konigreich
einkommensteuerpflichtigen Anteilinhabers vereinnahmte Zinsen behandelt. Ein solcher Fonds wird
gemeinhin als Rentenfonds bezeichnet (wobei dies kein Ausdruck im steuerrechtlichen Sinne ist).
Das bedeutet, dass die flir Zinsen geltenden Steuersatze Anwendung finden. Steuerzahler im
Vereinigten Konigreich, bei denen es sich um natirliche Personen handelt, konnen daher Anspruch
auf einen Steuerfreibetrag von 1.000 GBP pro Jahr (basic rate tax payers) oder 500 GBP pro Jahr
(higher rate tax payers) haben. Additional rate tax payers haben keinen Anspruch auf einen
Steuerfreibetrag auf Zinsertrage. Darlber hinaus werden Zinsen, die von steuerpflichtigen naturlichen
Personen im Vereinigten Koénigreich vereinnahmt werden, zu 20 % (basic rate tax payers), 40 %
(higher rate tax payers) bzw. 45 % (additional rate tax payers) besteuert. Fir Anteilinhaber von
Rentenfonds gelten spezielle Regelungen im Rahmen der Koérperschaftsteuer, wie nachfolgend
erlautert.

Rentenfonds — juristische Personen

Sofern zu einem Zeitpunkt innerhalb eines Rechnungslegungszeitraums eine im Vereinigten
Konigreich korperschaftsteuerpflichtige Person eine Beteiligung an einem Offshore-Fonds im Sinne
der maRgeblichen Bestimmungen nach dem Recht des Vereinigten Konigreiches halt und der Fonds
zu einem Zeitpunkt innerhalb dieses Zeitraums die Anforderungen des ,qualifying investment test*
nicht erfullt, wird das Halten von Anteilen des Fonds als ein Schuldverhaltnis im Sinne des britischen
Korperschaftsteuergesetzes behandelt. Ein Fonds erfllt dann nicht die Anforderungen des ,qualifying
investment test, wenn die Gesellschaft mehr als 60 % ihres Vermdgens (am Marktwert gemessen) in
bestimmten Wertpapieren oder als Bareinlagen oder in bestimmten Derivatekontrakten oder in
anderen Organismen fir gemeinsame Anlagen, die als nicht qualifiziert (non-qualifying) gelten,
anlegt. Der Test wird auf die Gesellschaft insgesamt angewendet und nicht auf einzelne Fonds.
Sofern Anteile als im Rahmen eines Schuldverhaltnisses begeben gelten, erfolgt die Besteuerung
bzw. Steuerbefreiung aller Ertrdge aus den Anteilen fir den Rechnungslegungszeitraum des
betreffenden Anteilinhabers (einschliellich VerauRerungsgewinnen, Gewinnen und Verlusten) ,zum
angemessenen Marktwert“ (Fair Value) der jeweiligen Einkinfte oder Aufwendungen. Entsprechend
kann ein Anteilinhaber in Abhangigkeit von seinen individuellen Umstéanden der Korperschaftsteuer
auf nicht realisierte Wertzuwachse seines Anteilbestandes unterliegen (bzw. analog dazu Abzlige bei
der Korperschaftsteuer aufgrund von nicht realisierten Wertverlusten seines Anteilbestands geltend
machen).

Besteuerung von VerauBerungsgewinnen
Im Hinblick auf die Gesellschaft wird davon ausgegangen, dass sie als offener Investmentfonds in
Form einer Korperschaft aullerhalb des Vereinigten Koénigreichs im Sinne der im Vereinigten

Kénigreich anwendbaren Regelungen zu ,Offshore-Fonds® errichtet ist. Jeder Fonds und jede
Anteilklasse der Gesellschaft wird fur diese Zwecke als separater Offshore-Fonds angesehen.
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Gewinne aus der VerauRerung oder fiktiven VerauRerung (einschlieBlich im Zusammenhang mit
einem Wechsel zwischen Teilfonds) und aus Riicknahmen einer Beteiligung an einem Organismus
fir gemeinsame Anlagen, bei dem es sich um einen Offshore-Fonds handelt, werden grundsatzlich
wie Einklnfte (und nicht wie VerauRerungsgewinne) besteuert, es sei denn, der Fonds gilt als
soerichtender Fonds“ und hat diesen Status als berichtender Fonds zu allen relevanten Zeitpunkten
inne (d. h. der Fonds muss in allen Zeitrdumen, in denen Beteiligungen von UK-Anteilinhabern
gehalten werden, die Voraussetzungen eines berichtenden Fonds erflllen). Bestdnde an Anteilen der
Gesellschaft gelten als eine Beteiligung an einem Offshore-Fonds im Sinne der Vorschriften fur
Offshore-Fonds. Wurde ein Offshore-Fonds als ,reporting fund®, d.h. als berichtender Fonds,
zertifiziert, unterliegen Anteilinhaber, die steuerlich im Vereinigten Kénigreich ansassig sind (mit
Ausnahme von Personen, die mit den Anteilen handeln und fiir die andere Vorschriften gelten) (UK-
Anteilinhaber), grundsatzlich — sofern sie nicht aus anderen Griinden von der Steuer befreit sind — im
Vereinigten Konigreich der Kapitalertragsteuer auf Gewinne aus der Veraulerung oder fiktiven
Veraullerung bzw. der Ricknahme ihrer Anteile, es sei denn, die Gesellschaft besteht nicht den
»qualifying investments test".

Ein berichtender Fonds (reporting fund) ist generell gesagt ein Offshore-Fonds, der bestimmte Vorab-
und Jahresberichtspflichten gegeniber HMRC und seinen Anteilinhabern erfiillt. Nach den
Vorschriften fur berichtende Fonds erhalten die betreffenden Anteilklassen den Status als berichtende
Fonds im Wege eines einmaligen Vorab-Genehmigungsverfahrens, im Rahmen dessen sie sich
verpflichten, den betreffenden Anlegern eine jahrliche Aufstellung der Fondsertrage zukommen zu
lassen. Diese jahrliche Berichtspflicht umfasst die Berechnung und Ausweisung von Ertragen fur
jeden Anteil des Offshore-Fonds flr jeden Berichtszeitraum (wie im britischen Steuerrecht definiert)
an alle betroffenen Anteilinhaber (wie ebenfalls dort definiert). UK-Anteilinhaber, die Beteiligungen am
Ende des Berichtszeitraums halten, auf den sich die ausgewiesenen Einklinfte beziehen, unterliegen
der Einkommen- bzw. Koérperschaftsteuer in Bezug auf geleistete Barausschittungen bzw., sofern
hoher, in Bezug auf den vollen ausgewiesenen Betrag. Der ausgewiesene Ertrag gilt an dem Datum
der Ausgabe des Berichts durch den Verwaltungsrat des Offshore-Fonds als den UK-Anteilinhabern
zugeflossen, sofern der Bericht innerhalb von 6 Monaten nach dem Ende des Geschaftsjahres des
Fonds ausgegeben wird. Ein den jeweiligen Anteilklassen einmal durch HMRC gewahrter Status als
berichtende Fonds bleibt dauerhaft bestehen, sofern die jahrlichen Anforderungen erfiillt werden.

Der Verwaltungsrat beabsichtigt, bei der HMRC fiir bestimmte, jedoch nicht fiir alle
Anteilklassen oder Fonds (je nach Sachlage) die Anerkennung als berichtender Fonds
(reporting fund) zu beantragen. Der derzeitige Status bestehender Fonds und Anteilklassen
hinsichtlich der Zertifizierung als berichtender Fonds kann unter www.lazardassetmanagement.com
eingesehen werden.

Selbst wenn der Verwaltungsrat beschlie3t, fir eine bestimmte Anteilklasse oder einen bestimmten
Fonds den Status eines berichtenden Fonds zu beantragen, kann nicht garantiert werden, dass der
Status eines berichtenden Fonds fir einen Fonds oder eine Anteilklasse, fir den bzw. die ein Antrag
gestellt wird, erlangt oder aufrechterhalten wird. Sollte ein solcher Antrag nicht erfolgreich sein oder
ein solcher Status spater wieder entzogen werden, werden Gewinne, die im Vereinigten Kdnigreich
ansassigen Anteilinhabern aus einer VerauRerung oder angenommenen Veraullerung oder
Ruckgabe von Anteilen zugutekommen, als Einkommen und nicht als Kapitalgewinn besteuert.

Wenn ein Offshore-Fonds nicht mehr berichtender Fonds ist und zu einem nicht berichtenden Fonds
wird und ein britischer Anteilinhaber ein Anleger dieses bestimmten Offshore-Fonds ist, kann der
betreffende britische Anteilinhaber moglicherweise eine Wahl treffen. Eine solche giltige Wahl des
betreffenden britischen Anteilinhabers hat zur Folge, dass der britische Anteilinhaber (a) am Ende des
letzten Rechnungszeitraums dieses Fonds bzw. dieser Anteilklasse als berichtender Fonds als eine
Beteiligung an dem berichtenden Fonds bzw. der berichtenden Anteilklasse verauflernd und (b) zu
Beginn des ersten Rechnungszeitraums dieses nicht berichtenden Fonds bzw. dieser Anteilklasse als
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eine Beteiligung an dem (nun) nicht berichtenden Fonds bzw. der nicht berichtenden Anteilklasse
erwerbend angesehen wird.

Gewinne oder Verluste aus der angenommenen VeraulRerung unterliegen den normalen Regeln, die
fur die britische Kapitalertragsteuer (oder die britische Korperschaftsteuer auf steuerpflichtige
Gewinne) gelten. Jede nachfolgende Verauferung der Beteiligung an dem nun nicht berichtenden
Fonds oder der nicht berichtenden Anteilklasse unterliegt flr diesen britischen Anteilinhaber einer
Einkommensteuer auf alle weiteren Gewinne, die ab dem angenommenen Datum der VerdufRerung
und des Wiedererwerbs anfallen. Diese Wahl muss innerhalb vorgegebener Fristen erfolgen.
Anteilinhaber sollten sich fir weitere Informationen an ihren Steuerberater wenden. Steuerpflichtige
Gewinne, die aus der VerauRerung von Kapitalanlagen durch im Vereinigten Konigreich
gebietsansassige natirliche Personen entstehen, sind steuerfrei, wenn sie unter den jahrlichen
Freibetrag fir VerauRerungsgewinne der betreffenden Person fallen. Entsprechend sind im
Steuerjahr 2024/25 die ersten 3.000 GBP der steuerpflichtigen Veraulerungsgewinne einer
natirlichen Person (d. h. nach Abzug von abzugsfahigen Verlusten) unabhangig von der Quelle von
der Besteuerung von VerauRerungsgewinnen befreit. Darliber hinaus gehende Gewinne unterliegen
der Besteuerung von Verauflerungsgewinnen zum Satz von 10 % (dem Eingangssatz fir
Steuerzahler) bzw. von 20 %, soweit der Gesamtbetrag der steuerpflichtigen Einkiinfte und Gewinne

des Steuerzahlers die Hochstgrenze fiir den Eingangssatz (derzeit 37.700 GBP fiir das Steuerjahr
2024/25) Uberschreitet.

Anteilinhaber, die juristische Personen sind, unterliegen hinsichtlich ihrer steuerpflichtigen Gewinne
der Kdrperschaftsteuer. Der Kérperschaftsteuersatz betragt momentan 25 %.

Erbschaftsteuer

Eine Schenkung von Anteilen oder der Tod eines Inhabers von Anteilen kann zu einer
Erbschaftsteuerpflicht im Vereinigten Konigreich fiihren. Hierbei kann eine Ubertragung von
Vermdgensgegenstanden unterhalb des vollen Marktwerts als Schenkung behandelt werden. Eine
nattrliche Person, die keinen Wohnsitz im Vereinigten Kdnigreich hat und die auch auf Grund von
Sonderregelungen zum langeren Aufenthalt oder zu frilheren Aufenthalten im Vereinigten Kénigreich
nicht im Vereinigten Konigreich ansassig ist, unterliegt jedoch normalerweise bei Vermdgenswerten,
die sich aulerhalb des Vereinigten Konigreichs befinden, nicht der britischen Erbschaftsteuer. Anteile
der Gesellschaft durften im Sinne des Erbschaftsteuergesetzes als Vermdgenswerte gelten, die sich
aufderhalb des Vereinigten Konigreichs befinden.

Stempelsteuer (Stamp Duty Reserve Tax — ,,SDRT*)

Fur die Gesellschaft wird bei Erwerb von Anteilen an im Vereinigten Konigreich gegriindeten
Unternehmen oder an Unternehmen, die fir Folgezeichnungen von Anteilen ein Anteilregister im
Vereinigten Koénigreich unterhalten, eine Stempelsteuer oder -abgabe (SDRT oder stamp duty) in
Hohe von 0,5 % (aufgerundet auf die nachsten 5 GBP) fallig; diese Stempelsteuer oder -abgabe kann
auch bei einer Ubertragung dieser Fondsanlagen an Anteilinhaber bei nicht-anteiliger Riicknahme
von Anteilen gegen Sachwerte féllig werden.

Da die Gesellschaft nicht im Vereinigten Konigreich eingetragen ist und ihr Anteilinhaberregister
auflerhalb des Vereinigten Konigreichs gefihrt wird, wird — auf3er in den vorgenannten Féllen - keine
Stempelsteuer bei der Ubertragung, der Zeichnung oder der Riicknahme von Anteilen fallig. Die
Stempelsteuerpflicht wird nicht entstehen, wenn alle schriftlichen Ubertragungsinstrumente fiir Anteile
zu jeder Zeit auRerhalb des Vereinigten Konigreichs ausgefertigt und aufbewahrt werden.

Regelungen zur Verhinderung von Steuerhinterziehung
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Naturliche Personen, die im Vereinigten Kdnigreich gebietsansassig sind, haben die Bestimmungen
in Chapter 2 (Ubertragung von Vermoégenswerten im Ausland) von Teil 13 des britischen
Einkommensteuergesetzes von 2007 (Income Tax Act 2007) zu berlcksichtigen. Ziel dieser
Bestimmungen ist die Verhinderung der Umgehung britischer Einkommensteuer durch Transaktionen
(zu denen der Erwerb von Anteilen der Gesellschaft gehéren kénnte), die zu einer Ubertragung von
Vermdgenswerten oder Einkinften an Personen (einschlieBlich Unternehmen) mit Wohnsitz (oder
Sitz) aullerhalb des Vereinigten Koénigreichs fihren. Aus diesen Bestimmungen kann den
betreffenden Personen eine jahrliche Einkommensteuerpflicht im Vereinigten Konigreich auf nicht
ausgeschuttete Ertrage und Gewinne der Gesellschaft entstehen. Zweck dieser Vorschrift ist nicht die
Besteuerung von VeraufRerungsgewinnen.

Anteilinhaber, die im Vereinigten Koénigreich gebietsansassig sind, sollten auch Section 3 des
britischen Gesetzes zur Besteuerung von Kapitalertragen (Taxation of Chargeable Gains Act) von
1992 bertcksichtigen. Diese Bestimmungen konnen fiir Personen wichtig werden, deren anteilige
Beteiligung an der Gesellschaft (als Anteilinhaber oder anderweitig als ,Beteiligter* (participator) im
Sinne des britischen Steuerrechts) zusammen mit den Beteiligungen von mit dieser Person
verbundenen Personen 25 % betragt, sofern die Gesellschaft zum gleichen Zeitpunkt selbst in einem
Beherrschungsverhaltnis steht, mit dem sie steuerlich als ,close company“ (d. h. eine von wenigen
Anteilinhabern kontrollierte Gesellschaft) eingestuft wiirde, ware sie steuerlich im Vereinigten
Koénigreich ansassig. Sofern angewendet werden diese Regelungen dazu flhren, dass Anteilinhaber,
die natirliche Personen sind, fir einen Teil der der Gesellschaft zuflieRenden VerauRerungsgewinne
der britischen Kapitalertragsteuer (bzw. bei Anteilinhabern, die Gesellschaften sind, der
Kdrperschaftsteuer auf nach dem Kérperschaftsteuerrecht zu versteuernde Gewinne) unterliegen, so
als wéren diese Verdullerungsgewinne dem betreffenden Anteilinhaber direkt zugeflossen. Diese
Regelungen sollten nur gelten, wenn entweder der Besitz oder die Verduferung des Vermdgenswerts
Teil eines Konstrukts war, dessen Hauptzweck u.a. in der Vermeidung einer Besteuerung von
VerauRerungsgewinnen oder Kérperschaftsteuer bestand.

Durch die Bestimmungen uber kontrollierte ausléandische Unternehmen (,CFCs®) in Teil 9A des
Taxation (International and Other Provisions) Act 2010 wird auf steuerpflichtige Gewinne eine Steuer
erhoben, der jedes im Vereinigten Konigreich ansassige Unternehmen mit einer Beteiligung von
mindestens 25 % (einschliellich der Beteiligungen von verbundenen oder nahestehenden Personen)
an den Gewinnen eines nicht im Vereinigten Konigreich ansassigen Unternehmens unterliegt, sofern
keine gesetzliche Ausnahmeregelung Anwendung findet. Sofern die Gewinne eines kontrollierten
auslandischen Unternehmens unter bestimmte sogenannte ,Gateway“-Bestimmungen fallen (und
nicht durch eine sonstige Ausnahmeregelung ausgeschlossen sind), werden sie auf die im
Vereinigten Kdnigreich ansassigen Beteiligten umgelegt. Diese Steuerlast kann durch Anrechnung
einer fur die betreffenden Gewinne geltenden auslandischen Steuer und von im Vereinigten
Konigreich geltenden ErmaRigungen reduziert werden. Im Vereinigten Konigreich ansassigen
Unternehmen, die (direkt oder indirekt) in Hohe von mindestens 25 % am Gewinn der Gesellschaft
beteiligt sind, wird geraten, sich Uber die spezifische Anwendung dieser Vorschriften und deren
Auswirkungen auf ihre beabsichtigte Anlage in der Gesellschaft professionell beraten zu lassen.
Zweck dieser Vorschrift ist nicht die Besteuerung von Verauflerungsgewinnen.

Besteuerung in Deutschland

Die Informationen in diesem Abschnitt gelten nur fir deutsche Anteilinhaber, die in Deutschland
unbeschrankt steuerpflichtig sind. Diese Informationen sind nicht umfassend und sollten nicht als
Rechts- oder Steuerberatung angesehen werden. Die in diesem Abschnitt zur Verfligung gestellten
Informationen stellen keine vollstdndige Analyse aller steuerlichen Erwagungen dar und sind auf
bestimmte Aspekte des aktuellen deutschen Steuerrechts und der aktuellen deutschen Steuerpraxis
beschrankt, die fir bestimmte Klassen von Anteilinhabern mdglicherweise nicht gelten.
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Alle Fonds werden als Investmentfonds im Sinne von Kapitel 2 des ab 1. Januar 2018 geltenden
deutschen Investmentsteuergesetzes (,INVSTG") behandelt.

Besteuerung in Deutschland auf der Ebene der Fonds

Die Fonds unterliegen mit deutschen Dividendeneinkinften und bestimmten anderen deutschen
Einklnften im Sinne von § 6 InvStG der deutschen Korperschaftsteuer. Kapitalgewinne aus der
Verauflerung von Aktien an Kapitalgesellschaften sind in Deutschland grundsatzlich nicht auf Ebene
der Fonds steuerpflichtig (fir Kapitalgewinne aus der Verauf3erung von Anteilen an einer deutschen
oder nicht-deutschen Immobiliengesellschaft (d. h. eine Gesellschaft, deren Anteile zu irgendeinem
Zeitpunkt innerhalb eines Zeitraums von 365 Tagen vor der Verauferung zu mehr als 50 % aus
deutschem Immobilienvermdgen stammen) gilt eine Ausnahme, wenn ein Fonds zu irgendeinem
Zeitpunkt innerhalb der letzten fiinf Jahre vor der Veraulierung direkter oder indirekter Eigentiimer
von mindestens 1 % des Aktienkapitals war).

Im Falle von deutschen Dividendenertragen werden endglltige deutsche Steuern an der Quelle
einbehalten. Der deutsche Quellensteuersatz betragt in der Regel 26,375 % (einschlieRlich 5,5 %
Solidaritatszuschlag). Fur Investmentfonds, die im Besitz einer glltigen Fondsstatusbescheinigung
sind und diese der Abzugsstelle vorgelegt haben, gilt ein Quellensteuersatz von 15,0 %
(einschlieBlich eines Solidaritdtszuschlags von 5,5 %). Diese Fonds mit einem Engagement in
deutschen Vermdgenswerten werden das Fondsstatuszertifikat beantragen.

Fir Ertrédge aus deutschen Quellen, die nicht dem deutschen Steuerabzug an der Quelle unterliegen,
betragt der deutsche Korperschaftsteuersatz 15,825 % (einschlieRlich 5,5 % Solidaritatszuschlag).
Die deutsche Steuer wird im Rahmen einer jahrlichen Steuerveranlagung mit einer Pflicht zur
Steuererklarung fur den jeweiligen Fonds erhoben.

Ein Investmentfonds ist grundsatzlich von der deutschen Gewerbesteuer befreit, es sei denn und
insoweit in dem er seine Vermdgenswerte aktiv und unternehmerisch durch eine deutsche
Betriebsstatte verwaltet (vorbehaltlich einer Bagatellgrenze). Es wird nicht erwartet, dass die Fonds
der deutschen Gewerbesteuer unterliegen.

Besteuerung in Deutschland auf der Ebene deutscher Anteilsinhaber
Ubergangsregeln

Hinsichtlich der deutschen Anteilinhaber eines Investmentfonds sieht das InvStG fir Zwecke des
Ubergangs auf das seit dem 1. Januar 2018 geltende InvStG eine ,fiktive“ VerauRerung der Anteile
an dem Investmentfonds zum 31. Dezember 2017 und deren Wiedererwerb zum 1. Januar 2018 vor.
Die Besteuerung von Kapitalertragen aus dieser fiktiven VerauRerung wird zinsfrei aufgeschoben, bis
die Anteile letztlich zuriickgegeben oder anderweitig verauf3ert werden. Diese Kapitalgewinne werden
auf der Grundlage der am 31. Dezember 2017 geltenden Besteuerungsgrundsatze berechnet, jedoch
mit den zum Zeitpunkt der tatsachlichen Veraulierung geltenden Steuersatzen und gemafl den
geltenden Steuerverfahren besteuert. Ein etwaiger Wertzuwachs der betreffenden Fondsanteile ab
dem 1. Januar 2018 bis zum Zeitpunkt ihrer tatsachlichen Veraulerung unterliegt ebenfalls der
Besteuerung nach den ab dem 1. Januar 2018 geltenden Regeln des InvStG fiur deutsche
Anteilinhaber.

Kapitalertrdge aus der vorgenannten ,fiktiven“ Verduf3erung von Fondsanteilen, die vor dem 1. Januar
2009 erworben wurden und die seit ihrem Erwerb von Privatanlegern (d. h. natlrlichen Personen) im
Privatvermdgen gehalten werden (,Anteile mit Bestandsschutz®):

(f) unterliegen nicht der Steuerpflicht, soweit diese Kapitalertrage aus Wertzuwachsen der
Anteile mit Bestandsschutz stammen, die bis zum 31. Dezember 2017 generiert wurden, und
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(9) unterliegen nur der Steuerpflicht auf den Betrag, der 100.000 EUR Ubersteigt, soweit
diese Kapitalertrage aus Wertzuwachsen der Fondsanteile stammen, die ab dem 1. Januar
2018 generiert wurden.

Zu versteuerndes Einkommen

Gemall dem InvStG unterliegen deutsche Anteilinhaber eines Fonds grundsatzlich einer
.intransparenten Besteuerung®“. Deutsche Anteilinhaber, die die folgenden Ertrage aus einem Fonds
(sog. ,Kapitalertrage) erzielen, sind steuerpflichtig:

() Ausschittungen, einschlielllich Dividenden und Rulckzahlungen von eingebrachtem
Kapital aus einem Fonds,

(g) die sogenannte ,Vorabpauschale® (siehe unten fir weitere Details), und

(h) Kapitalgewinne aus der VerauRerung (d. h. Ricknahme oder Verkauf) von Anteilen
eines Fonds.

Die Vorabpauschale wird deutschen Anteilinhabern am ersten Geschaftstag des Kalenderjahres als
zu versteuerndes Einkommen in Bezug auf das vorhergehende Kalenderjahr angerechnet. Die
Vorabpauschale wird wie folgt berechnet: Rucknahmepreis (oder alternativ Bdrsenkurs oder
Marktkurs) je Fondsanteil zu Beginn des Kalenderjahres multipliziert mit 70 % des Basiszinses, wie
vom Bundesministerium der Finanzen verdffentlicht (fir die Vorabpauschale in Bezug auf das
Kalenderjahr 2024, die am 2. Januar 2025 zugerechnet wird: 2,29 %). Die Vorabpauschale wird um
die tatsachlichen Ausschittungen des jeweiligen Kalenderjahres reduziert. Die Vorabpauschale wird
zusatzlich durch den tatsachlichen Anstieg des Rlcknahmepreises (bzw. des Bdrsen- oder
Marktkurses) des Fondsanteils wahrend des Kalenderjahres begrenzt.

Die Kapitalertrdge unterliegen in der Regel:

1. der deutschen Einkommensteuer in Hohe des Pauschalsteuersatzes von 25 % (zuzuglich
Solidaritatszuschlag und ggf. Kirchensteuer) bei deutschen Anteilinhabern, die Fondsanteile
im Privatvermdgen halten (,Privatanleger®),

2. der deutschen Einkommensteuer in Ho6he des persdnlichen  progressiven
Einkommensteuersatzes (bis zu 45 % zuzlglich Solidaritatszuschlag und ggf. Kirchensteuer)
sowie der deutschen Gewerbesteuer in Héhe des jeweiligen oértlichen Gewerbesteuersatzes
bei deutschen Anteilinhabern, die Fondsanteile im Betriebsvermdgen halten (,Betriebliche
Anleger®), und

3. der deutschen Korperschaftsteuer in Héhe von 15 % (zuziiglich Solidaritatszuschlag) und der
deutschen Gewerbesteuer in Hohe des jeweiligen ortlichen Gewerbesteuersatzes bei
deutschen Anteilinhabern, die der Kérperschaftsteuer unterliegen (,Gewerbliche Anleger*).

Teilfreistellungen

Anteilinhaber der Fonds kdnnen eine Teilfreistellung auf alle Anlageertrage (d. h. Ausschittungen, die
Vorabpauschale und Kapitalertrage aus der VerauRerung/Rickgabe der Fondsanteile) erhalten, wenn
der betreffende Fonds die Voraussetzungen fir einen ,Aktienfonds” oder einen ,Mischfonds“ gemaf
Artikel 2 Absatz 6 und 7 InvStG erfillt (siehe unten). Die derzeitigen Satze fir die Teilfreistellung sind
in der folgenden Tabelle aufgefihrt:

94



Privatanleger

Betriebliche Anleger

Gewerbliche Anleger

Aktienfonds

30 %

60 %

80 %

Mischfonds

15 %

30 %

40 %

Die (erhohten) Teilfreistellungen fiir Betriebliche Anleger und Gewerbliche Anleger gelten nicht (i) fur
Lebens- und Krankenversicherungsgesellschaften, wenn die Fondsanteile ihren Kapitalanlagen
zuzurechnen sind, (ii) fur Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitute oder Finanzunternehmen, wenn
die Fondsanteile ihrem Handelsbestand zuzurechnen sind, und (iii) Finanzunternehmen, die zu Uber
50 % direkt oder indirekt im Eigentum von Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstituten stehen, wenn
die Fondsanteile zum Zeitpunkt des Erwerbs dem Umlaufvermégen zuzurechnen sind. In diesen
Fallen qilt die Teilfreistellung fur private Anleger (d. h. 30 %).

Fir deutsche Gewerbesteuerzwecke gilt lediglich die Halfte der vorgenannten Teilfreistellungen.
Aktienfonds”/ ,Mischfonds*“

Die Klassifizierung eines Fonds als ,Aktienfonds“ oder ,Mischfonds“ gemaR dem InvStG hangt davon
ab, ob der Fonds bestimmte Schwellenwerte fiir ,Eigenkapitalbeteiligungen® erreicht.

+Aktienfonds” sind definiert als Investmentfonds, die gemal den Anlagebedingungen fortlaufend mehr
als 50 % ihres Nettoinventarwerts in ,Kapitalbeteiligungen® im Sinne von Artikel 2 Abs. 8 InvStG (§ 2
Abs. 6, Abs. 9b Satz 2 InvStG) anlegen. Fur die Berechnung der mehr als 50 % Mindestgrenze muss
der Wert der ,Beteiligungsquote* um die Darlehen, die der Investmentfonds aufgenommen hat,
proportional zum prozentualen Anteil des Werts der ,Beteiligungsquote® am gesamten
Bruttovermdgen des Investmentfonds reduziert werden (§ 2 Absatz 9b Satz 3 InvStG).

,Mischfonds“ sind definiert als Investmentfonds, die gemal® den Anlagebedingungen fortlaufend
mindestens 25 % ihres Nettoinventarwerts in ,Kapitalbeteiligungen® im Sinne von Artikel 2 Abs. 8
InvStG (§ 2 Abs. 7, Abs. 9b Satz 2 InvStG) anlegen. Fir die Berechnung der 25 % Mindestgrenze
muss der Wert der ,Beteiligungsquote um die Darlehen, die der Investmentfonds aufgenommen hat,
proportional zum prozentualen Anteil des Werts der ,Beteiligungsquote® am gesamten
Bruttovermdgen des Investmentfonds reduziert werden (§ 2 Absatz 9b Satz 3 InvStG).

Gemal den in der jeweiligen Erganzung enthaltenen Anlagebedingungen gelten die folgenden Fonds
derzeit als ,Aktienfonds®/,Mischfonds®:

,Aktienfonds* ,Mischfonds*
. Lazard UK Omega Equity Fund*; 1. k. A.
Lazard Japanese Strategic Equity Fund;

Lazard European Equity Fund*;

Lazard Pan European Equity Fund*;

Lazard Pan-European Small Cap Fund;

Lazard Global Strategic Equity Fund*;

Lazard Global Managed Volatility Fund*;

Lazard Global Listed Infrastructure Equity Fund;
Lazard Global Equity Franchise Fund;

10. Lazard Global Sustainable Equity Fund;

11. Lazard Global Equity Income Fund*;

12. Lazard Global Small Cap Fund;

13. Lazard Automation and Robotics Fund;

14. Lazard Digital Health Fund;

15. Lazard US Equity Concentrated Fund;

CoNooO,WN =

95



16. Lazard Global Thematic Fund*;

17. Lazard Emerging Markets Equity Fund;

18. Lazard Emerging Markets Core Equity Fund*;

19. Lazard Developing Markets Equity Fund*;

20. Lazard MENA Fund*;

21. Lazard Emerging Markets Equity Advantage Fund;
22. Lazard Global Thematic Focus Fund;

23. Lazard Emerging Markets Managed Volatility Fund;
24, Lazard Climate Action Fund*;

25. Lazard US Small Cap Equity Fund;

26. Lazard Global Equity Advantage.

*wegen Einreichung eines Antrags auf Widerruf der Zulassung bei der Zentralbank fiir weitere
Zeichnungen geschlossen.

Einzelheiten zur ,Mindestkapitalbeteiligungsquote® der zuvor aufgefihrten Fonds sowie die jeweilige
tagliche ,Kapitalbeteiligungsquote® werden WM Datenservice zur Verfigung gestellt.

Jedoch wird in dem Fall, dass ein anderer Fonds in Zukunft beabsichtigt, die Voraussetzungen fir
den Status als ,Aktienfonds® oder ,Mischfonds® gemal dem InvStG =zu erfillen, die
Prospekterganzung flir diesen Fonds entsprechend aktualisiert, und Einzelheiten zur
,Mindestkapitalbeteiligungsquote“ (wie in der entsprechenden Prospektergdnzung enthalten) sowie
der taglichen ,Kapitalbeteiligungsquote“ werden an WM Datenservice gemeldet.

In Fallen, in denen die Prospekterganzung fir einen Fonds nicht die spezifischen Offenlegungen
(insbesondere die ,Mindestkapitalbeteiligungsquote®) enthalt, die erforderlich sind, um diesen Fonds
als ,Aktienfonds® oder ,Mischfonds® gemafl dem InvStG zu identifizieren, kénnen die deutschen
Anteilinhaber dennoch — auf Antrag — von der Teilfreistellung profitieren, wenn sie gegenlber den
deutschen Steuerbehérden im Rahmen der jahrlichen Steuerveranlagung riickwirkend nachweisen
koénnen, dass der jeweilige Fonds in seiner Anlagepraxis die fir ,Aktienfonds® bzw. ,Mischfonds*
geltende geforderte ,Mindestkapitalbeteiligungsquote® wahrend des Geschéaftsjahres tatsachlich
durchgehend eingehalten hat (§ 20 Absatz 4 InvStG). Zum Zwecke dieses Nachweises wird nach
Ende des Geschéftsjahres des Fonds eine rickwirkende Bestatigung der Einstufung des jeweiligen
Fonds als ,Aktienfonds" bzw. ,Mischfonds“  zusammen mit  den realisierten
.Kapitalbeteiligungsquoten® fir jeden Geschaftstag des Geschéaftsjahres des Fonds auf der Website
www.lazardassetmanagement.com bereitgestellt. Ab dem 1.Januar 2025 wird aufgrund der
Anderung von § 20 Abs. 4 InvStG durch das Jahressteuergesetz 2024 der vorgenannte Nachweis fiir
das Kalenderjahr (nicht fir das Geschéftsjahr eines Fonds) erbracht. Eine auf diese Weise
rickwirkend bestatigte Fondsklassifizierung kann jedoch nicht als Indikator daflir angesehen werden,
dass der Fonds in Zukunft die Anforderungen fir den Status als ,Aktienfonds” bzw. ,Mischfonds*
erfullen wird. Darlber hinaus sollten deutsche Anteilinhaber beachten, dass sie ab dem 1. Januar
2025 verpflichtet sind, die vorgenannten Nachweise fir die gesamte Haltedauer der Fondsanteile
zusammen mit den Ricknahmepreisen zum Ende des jeweiligen Kalenderjahres und den in § 20
Abs. 4 InvStG genannten Steuerbescheinigungen in der ab dem 1. Januar 2025 geltenden Fassung
vorzulegen, wenn sie aus der Veraufierung (d. h. Riickgabe oder Verkauf) von Anteilen an einem
Fonds Verluste von mehr als 500 Euro realisieren oder fur Anteile an einem Fonds, fur die bisher die
vorgenannten Nachweise vorgelegt wurden, eine Abschreibung fir deutsche Steuerzwecke geltend
machen.

Die deutsche Depotbank des jeweiligen Anteilinhabers ist flr die korrekte Einbehaltung der vom
Anteilinhaber zu entrichtenden Steuern verantwortlich. Zum Zwecke der Besteuerung der
Anteilinhaber beabsichtigt der Manager, wirtschaftlich angemessene Anstrengungen zu unternehmen,
um alle relevanten Informationen fir die Besteuerung der Anteilinhaber im Rahmen des InvStG ber
die Meldung an WM Datenservice bereitzustellen. Um die Einreichung relevanter Steuererklarungen
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durch Anteilinhaber zu ermdglichen, die ihre Anteile nicht an einer deutschen Depotbank halten,
beabsichtigt die Verwaltungsgesellschaft, wirtschaftich angemessene Anstrengungen zu
unternehmen, um alle relevanten Informationen fiir die Zwecke der Besteuerung von Anteilinhabern
im Rahmen des InvStG Gber www.lazardassetmanagement.com bereitzustellen.

Steuerrisiko

Die rechtliche und steuerliche Behandlung der Fonds durch die deutschen Steuerbehdrden kann sich
in unvorhersehbarer Weise und jenseits der zumutbaren Kontrolle der Gesellschaft andern.

Wenn beispielsweise die deutschen Steuerbehdrden AuRenkontrollen im Hinblick auf die Fonds
durchfiihren, kann dies zu einer Neuklassifizierung des bzw. der betreffenden Fonds fir die Zwecke
des InvStG flhren, die sich unglinstig auf die historische und zukinftige Besteuerung der
Anteilinhaber dieser Fonds auswirken kénnte. AuBerdem kénnten Anderungen der Anlagepolitik eines
Fonds oder erhebliche VerstolRe gegen die Mindestquote fiir die ,Kapitalbeteiligung® in der
Anlagepraxis eines Fonds eine solche Neuklassifizierung zur Folge haben.

Eine solche Neuklassifizierung wirde zu einer fiktiven“ Verauferung der Anteile des bzw. der
betreffenden Fonds und zum Neuerwerb der Anteile des bzw. der Fonds am darauf folgenden Tag
fuhren. Die ,fiktive* Veraullerung wirde an dem Tag erfolgen, an dem die Anlagepolitik des/der
Fonds geédndert wird oder die Anlagen des/der Fonds unter die fur ,Aktienfonds® bzw. ,Mischfonds®
geltende ,Mindestbeteiligungsquote“ fallen, oder, wenn der deutsche Anteilinhaber den Nachweis
gemall §20 Absatz4 InvStG nur flir den vorangegangenen, nicht aber fir den laufenden
Veranlagungszeitraum erbringt, am Ende des vorangegangenen Veranlagungszeitraums (das
.Verletzungsereignis®). (Eventuelle) Kapitalertrage aus der vorgenannten ,fiktiven* VerauRerung
werden jedoch erst zu dem Zeitpunkt besteuert, zu dem die Anteile an dem/den Fonds tatsachlich
verauRert werden. Die Steuerstundung ist zinslos. Die Kapitalertrage aus der ,fiktiven“ VerauRerung
unterliegen der Teilfreistellung, die vor Eintritt des Verletzungsereignisses flir den jeweiligen Fonds
galt. Eventuelle Kapitalertrage aus Wertzuwachsen der neu erworbenen Anteile, die nach der
Jiktiven“ Verauferung anfallen, unterliegen der Teilfreistellung, die vor der (gegebenenfalls erfolgten)
Neuklassifizierung fir den bzw. die Fonds galt.
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GESETZLICH VORGESCHRIEBENE UND SONSTIGE INFORMATIONEN
Griindung, Sitz und Kapital

Die Gesellschaft wurde in Irland mit der urspriinglichen Firma Lazard Brothers Global Equity
Fund plc am 10. April 1996 als Investmentgesellschaft mit variablem Kapital gegriindet. Die
Gesellschaft ist unter der Nummer 247292 im Handelsregister eingetragen. Die Firma wurde
am 16. November 2001 in Lazard Global Active Funds plc geandert.

(a) Der Sitz der Gesellschaft ist zurzeit 6" Floor, 2 Grand Canal Square, Dublin 2, D02
A342, Irland.

(b)  Bei der Eintragung der Gesellschaft lag das genehmigte Anteilkapital der Gesellschaft
bei 40.000 GBP und war in 40.000 Griindungsanteile mit einem Nennwert von jeweils
1GBP und 500.000.000.000 Beteiligungsanteilen eingeteilt. = Die  40.000
Grindungsanteile, die sich im Eigentum der Verwaltungsgesellschaft und von ihr
benannten Personen befanden, sind zwischenzeitlich zurlickgenommen worden. Die
Anzahl der ausgegebenen Aktien darf nicht weniger als die gesetzlich vorgeschriebene
Anzahl (derzeit zwei) und nicht mehr als 40.000 Zeichnungsanteilen und
500.000.000.000 Beteiligungsanteilen betragen.

(c)  Mit den Anteilen der Gesellschaft sind keine Vorkaufsrechte verbunden.

Mit den Anteilen verbundene Rechte
Die Anteile gewahren

(@) bei Abstimmungen durch Handzeichen eine Stimme pro Inhaber und bei schriftlichen
Abstimmungen eine Stimme pro ganzem Anteil,

(b)  einen Anspruch auf Ausschittungen in der jeweils vom Verwaltungsrat erklarten Héhe
sowie

haben im Falle einer Abwicklung oder Auflésung der Gesellschaft die nachstehend unter
,Verteilung der Vermogenswerte im Falle der Liquidation® aufgefihrten Anspriiche.

Stimmrechte

Dies wird im Rahmen der oben unter Punkt 2 erwahnten mit den Anteilen verbundenen Rechte
behandelt. Anteilinhaber, die nattirliche Personen sind, kbnnen an Hauptversammlungen und
Abstimmungen personlich oder durch einen Vertreter teilnehmen. Anteilinhaber, die juristische
Personen sind, kénnen an Hauptversammlungen und Abstimmungen Uber einen beauftragten
Vertreter oder Bevollméachtigten teilnehmen.

Vorbehaltlich besonderer Bedingungen zum Stimmrecht, unter denen Anteile unter Umstanden
ausgegeben oder zum jeweiligen Zeitpunkt gehalten werden, hat jeder Anteilinhaber bei
Abstimmungen auf Hauptversammlungen durch Handzeichen bei personlicher Anwesenheit,
wenn es sich um eine natirliche Person handelt, oder bei Anwesenheit eines ordnungsgemafn
bevollmachtigten Vertreters, wenn es sich um eine juristische Person handelt, eine Stimme. Bei
schriftlichen Abstimmungen hat jeder anwesende oder vertretene Anteilinhaber eine Stimme fiir
jeden von ihm gehaltenen Anteil.

98



Ordentliche Beschlisse einer Hauptversammlung der Gesellschaft bedirfen der einfachen
Mehrheit der von den anwesenden und vertretenen Anteilinhabern auf der Hauptversammlung,
auf der Uber einen Beschlussvorschlag abgestimmt wird, guiltig abgegebenen Stimmen.

AulRerordentliche Beschlisse bedirfen einer Mehrheit von 75 % der glltig abgegebenen
Stimmen von personlich auf der Hauptversammlung anwesenden oder vertretenen
Anteilinhabern. Dazu gehdren insbesondere Beschliisse (i) zur Aufhebung, Anderung oder
Ergadnzung von Satzungsbestimmungen, zur Einfugung neuer Satzungsbestimmungen sowie
(ii) zur Auflésung der Gesellschaft.

Griindungsurkunde

Die Grindungsurkunde der Gesellschaft nennt als einzigen Zweck der Gesellschaft die
gemeinsame Anlage ihres vom Publikum bereitgestellten Kapitals in Ubertragbaren
Wertpapieren und/oder anderen liquiden Vermogenswerten gemafl den OGAW-Vorschriften im
Rahmen ihrer nach dem Grundsatz der Risikostreuung und nach Mallgabe der OGAW-
Vorschriften ausgelibten Geschaftstatigkeit. Der Zweck der Gesellschaft ist umfassend in Ziff. 3
der Grundungsurkunde dargestellt, die am Sitz der Gesellschaft zur Einsichtnahme verfigbar
ist.

Satzung

Wesentliche Bestimmungen der Satzung, die in diesem Prospekt bisher noch nicht
angesprochen wurden, werden nachstehend kurz dargestellt.

Anderung des Anteilkapitals

Die Gesellschaft kann durch ordentlichen Beschluss der Hauptversammlung ihr Kapital
erhdhen, ihre Anteile ganz oder teilweise konsolidieren und in Anteile von gré3eren Betragen
aufteilen, einen Split der Anteile durchflihren oder Anteile, die nicht Gbernommen worden sind
oder deren Ubernahme nicht zugesichert war, entwerten. Die Gesellschaft kann weiter unter
den gesetzlich zulassigen Bedingungen ihr gezeichnetes Kapital durch auferordentlichen
Beschluss der Hauptversammlung herabsetzen.

Ausgabe von Anteilen

Uber die Ausgabe von Anteilen verfigt der Verwaltungsrat, der unter Einhaltung der
Bestimmungen des Companies Act Anteile zu von ihm nach Mallgabe der Interessen der
Gesellschaft festgelegten Zeitpunkten und Konditionen zuteilen, anbieten und anderweitig mit
diesen handeln oder diese veraul3ern kann.

Anderung von durch Anteile gewédhrten Rechten

Wenn das gezeichnete Kapital in Anteile unterschiedlicher Klassen aufgeteilt ist, kdnnen die mit
einer bestimmten Klasse verbundenen Rechte mit der schriftlichen Zustimmung der Inhaber
von drei Vierteln der ausgegebenen und in Umlauf befindlichen Anteile dieser Klasse, oder
durch einen aulerordentlichen Beschluss einer getrennten Hauptversammlung der Inhaber der
Anteile dieser Klasse geandert oder aufgehoben werden, wobei auf einer solchen
Versammlung (aulRer bei einer Vertagung) die Anwesenheit von zwei Inhabern von Anteilen der
betreffenden Klasse (und bei einer Vertagung die Anwesenheit von einem Inhaber von Anteilen
der betreffenden Klasse oder dessen Vertreter an dem verschobenen Termin) zur
Beschlussfahigkeit erforderlich ist.
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Soweit in den Ausgabebedingungen fiir eine Klasse von Anteilen keine anderweitige Regelung
getroffen ist, werden Sonderrechte, die mit Anteilen einer bestimmten Klasse verbunden sind,
durch die Schaffung oder Ausgabe von gleichrangigen Anteilen nicht geandert.

Verwaltungsrat

(@)

Die Mitglieder des Verwaltungsrates haben fur ihre Tatigkeit Anspruch auf eine
Vergutung, deren Hohe jeweils vom Verwaltungsrat festgesetzt wird. Den Mitgliedern
des Verwaltungsrates kénnen unter anderem auch Reise- und Ubernachtungskosten
sowie sonstige im Zusammenhang mit der Teilnahme an Sitzungen des
Verwaltungsrates oder ihrer Tatigkeit fir die Gesellschaft anfallende Auslagen in
angemessener Hohe erstattet werden. Jedes Mitglied des Verwaltungsrats, das sich in
aulderordentlichem Umfang der Geschaftstatigkeit der Gesellschaft widmet, kann eine
Sonderverglitung erhalten, die vom Verwaltungsrat festgelegt wird. (Nahere Einzelheiten
zur Vergutung der Mitglieder des Verwaltungsrats ergeben sich aus ,Gebihren und
Kosten® weiter oben).

Ein Mitglied des Verwaltungsrates kann neben seinem Amt als Verwaltungsratsmitglied
jedes andere Amt oder jede andere entgeltliche Position innerhalb der Gesellschaft
(auBer den Aufgaben des Abschlussprifers) innehaben und kann zu den vom
Verwaltungsrat bestimmten Bedingungen in dieser Eigenschaft fur die Gesellschaft
handeln.

Soweit sich aus den Vorschriften des Companies Act keine anderweitige Regelung
ergibt, ist jedes Mitglied des Verwaltungsrates, wenn es dem Verwaltungsrat Art und
Umfang einer wesentlichen Beteiligung offengelegt hat und unabhéngig von seinem Amt
als Mitglied des Verwaltungsrates

0] berechtigt, sich an Geschaften oder Vereinbarungen mit der Gesellschaft, ihren
Tochtergesellschaften oder verbundenen Unternehmen zu beteiligen oder ein
anderweitiges Interesse an derartigen Geschaften oder Vereinbarungen zu haben,

(i)  berechtigt, Verwaltungsratsmitglied, sonstige Fihrungskraft, Mitarbeiter,
Vertragspartner oder in sonstiger Form Beteiligter einer juristischen Person zu
sein, die von der Gesellschaft geférdert wird oder an der die Gesellschaft
anderweitig beteiligt ist, und

(i)  nicht verpflichtet, auf Grund seines Amtes bei der Gesellschaft Gber den ihm aus
derlei Amtern, Beschéaftigungsverhéltnissen, Geschéaften oder Vereinbarungen
bzw. Beteiligungen an derartigen juristischen Personen entstehenden Nutzen
Rechenschaft abzulegen oder derartige Geschafte oder Vereinbarungen auf
Grund einer solchen Beteiligung oder eines solchen Nutzens zu vermeiden.

Ein Mitglied des Verwaltungsrates darf grundsatzlich auf Sitzungen des
Verwaltungsrates oder eines Verwaltungsratsausschusses nicht bei Beschlissen Uber
Angelegenheiten abstimmen, an denen es unmittelbar oder mittelbar wesentlich beteiligt
ist; dies gilt auch fur Beschlusse, die Pflichten des Verwaltungsratsmitgliedes betreffen,
welche zu den Belangen der Gesellschaft im Widerspruch stehen oder stehen kénnen.
Bei der Feststellung der erforderlichen Mindestanwesenheit zur Beschlussfahigkeit einer
Sitzung wird das betreffende Verwaltungsratsmitglied in Bezug auf einen Beschluss, bei
dem es nicht stimmberechtigt ist, nicht mitgezahlt. Ein Mitglied des Verwaltungsrates ist
stimmberechtigt (und wird auch bei der Feststellung der Mindestanwesenheit zur
Beschlussfahigkeit mitgezahlt) bei Beschliissen Uber bestimmte Angelegenheiten, an
denen des Verwaltungsratsmitglied unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist; hierzu gehort
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beispielsweise ein Angebot an ein anderes Unternehmen, an dem es mittelbar oder
unmittelbar beteiligt ist, soweit das Verwaltungsratsmitglied nicht 10 % oder mehr der
Aktien einer Klasse des anderen Unternehmens oder der verfligbaren Stimmrechte der
Aktionare des anderen Unternehmens (oder eines dritten Unternehmens, Uber das das
Verwaltungsratsmitglied an dem anderen Unternehmen beteiligt ist) halt.

(e) Es gibt keine Bestimmungen in der Satzung, nach denen ein Mitglied des
Verwaltungsrates verpflichtet ist, im Rahmen einer Rotation oder bei Erreichen einer
bestimmten Altersgrenze auszuscheiden oder als Voraussetzung fur sein Amt als
Verwaltungsratsmitglied Anteile der Gesellschaft zu besitzen.

() Der Verwaltungsrat der Gesellschaft besteht aus mindestens zwei Mitgliedern; die
Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungsrates muss ihren Wohnsitz aufierhalb des
Vereinigten Kénigreichs haben.

(90 Uber die Mindestanwesenheit zur Beschlussfahigkeit bei Sitzungen des
Verwaltungsrates entscheidet der Verwaltungsrat. Soweit der Verwaltungsrat keine
anderweitige Regelung trifft, ist der Verwaltungsrat beschlussfahig, wenn mindestens
zwei Mitglieder anwesend sind, mit der MalRgabe, dass, unabhangig von der Zahl der
anwesenden Mitglieder, keine Beschlussfahigkeit gegeben ist, wenn die Mehrheit der
anwesenden Mitglieder ihren Wohnsitz im Vereinigten Konigreich hat.

(h)  Ein Mitglied des Verwaltungsrates ist in folgenden Fallen nicht mehr im Amt, wenn:

es kraft einer Bestimmung des Companies Act nicht mehr Verwaltungsratsmitglied ist oder aus
rechtlichen Griinden nicht mehr Verwaltungsratsmitglied sein darf;

die Zentralbank fir dieses Verwaltungsratsmitglied ein Verbot erteilt hat;
es zahlungsunfahig wird oder mit seinen Glaubigern einen Vergleich schlief3t;

es nach Auffassung einer Mehrheit des Verwaltungsrates wegen Geisteskrankheit nicht mehr zur
Erfillung seiner Pflichten als Verwaltungsratsmitglied in der Lage ist;

es sein Amt durch Mitteilung an die Gesellschaft niederlegt;

es wegen einer Straftat verurteilt wird und der Verwaltungsrat bestimmt, dass es aufgrund der
Verurteilung das Amt nicht mehr ausuben soll;

die Mehrheit der Verwaltungsratsmitglieder zu der begriindeten Auffassung gelangt ist, dass es
nicht langer die Eignungs- und Redlichkeitsstandards erfiillt, die in einem von der Zentralbank
jeweils ausgegebenen Kodex niedergelegt sind;

es durch Beschluss der Ubrigen Verwaltungsratsmitglieder zur Aufgabe des Amtes aufgefordert
wird;

es durch ordentlichen Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft abberufen wird;
es mehr als sechs Monate in Folge ohne Erlaubnis des Verwaltungsrates nicht mehr an dessen

wahrend dieses Zeitraums abgehaltenen Sitzungen teilgenommen hat und der Verwaltungsrat
aufgrund dieser Abwesenheit sein Ausscheiden aus dem Amt beschlief3t;
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— es nach seiner Ernennung im Vereinigten Konigreich ansassig wird und dadurch eine Mehrheit
der Mitglieder des Verwaltungsrats ihren Wohnsitz im Vereinigten Kdnigreich hat.

Ein Verwaltungsratsmitglied wird einer Suspendierungsmitteilung der Zentralbank in Bezug auf
dieses Verwaltungsratsmitglied unverziglich Folge leisten und entsprechend von allen bzw.
einigen Amtsfunktionen, wie in der Mitteilung angegeben, zurlcktreten. Fir die Dauer der
Wirksamkeit der Suspendierung wird ein Verwaltungsratsmitglied, das Gegenstand einer
solchen Mitteilung ist, nicht an Sitzungen des Verwaltungsrates teilnehmen und bei der
Feststellung der Mindestanwesenheit zur Beschlussfahigkeit nicht berlcksichtigt.

In Ubereinstimmung mit und vorbehaltlich der Bestimmungen des Companies Act hat die
Gesellschaft die unabhangige Befugnis, jedes Mitglied des Verwaltungsrats (einschlief3lich des
Managing Directors oder eines anderen Mitglieds mit Fihrungsfunktion) durch ordentlichen
Beschluss der Anteilinhaber vor dem Ende seiner Amtszeit abzuberufen; dies gilt unbeschadet
anders lautender Bestimmungen der Satzung oder etwaig bestehender Vereinbarungen
zwischen der Gesellschaft und dem jeweiligen Verwaltungsratsmitglied.

Kreditaufnahme

Der Verwaltungsrat ist berechtigt, die Befugnisse der Gesellschaft zur Aufnahme von Krediten
auszulben, und das Unternehmen, das Vermogen bzw. die Vermogenswerte der Gesellschaft
ganz oder teilweise hypothekarisch oder anderweitig zu belasten oder zu verpfanden und direkt
oder als Sicherheit fir Verbindlichkeiten oder Verpflichtungen der Gesellschaft
Schuldverschreibungen (debenture und debenture stock) und sonstige Wertpapiere
auszugeben, jedoch ausschliellich nach Maligabe der OGAW-Vorschriften.

Ausschdittungen

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Companies Act ist die Gesellschaft berechtigt, durch
ordentlichen Beschluss der Hauptversammlung eine Ausschittung fir Anteile einer Klasse
oder mehrerer Anteilklassen zu erklaren. Die erklarte Ausschittung darf die vom
Verwaltungsrat empfohlene Hohe nicht Uberschreiten. Auf Beschluss des Verwaltungsrats
sowie in jedem Fall bei Aufldsung der Gesellschaft oder einer vollstdndigen Ricknahme der
Anteile verfallen nicht geltend gemachte Ausschittungen nach Ablauf einer Frist von sechs
Jahren und fallen der Gesellschaft zu.

Auskehrung bei Liquidation

(@) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Companies Act erfolgt die Verteilung des
Gesellschaftsvermdgens bei Liquidation der Gesellschaft durch den Liquidator mit der
MaRgabe, dass eine von einem Fonds eingegangene oder diesem zuzuordnende
Verbindlichkeit ausschlief3lich aus dem Vermdégen des betreffenden Fonds gedeckt wird.

(b) Das zur Auskehrung an die Gesellschafter verfligbare Vermdgen wird in der folgenden
Reihenfolge verwendet:

1. zunachst fir die Zahlung eines Betrages an die Inhaber der Anteile der einzelnen
Anteilklassen jedes Fonds - in der Nennwahrung der jeweiligen Anteilklasse
oder in einer anderen vom Liquidator festgelegten Wahrung -, der dem
Nettoinventarwert der von den betreffenden Inhabern bei Liquidationsbeginn
jeweils gehaltenen Anteile dieser Klasse (zum jeweils geltenden
Wechselkurs) so weit wie mdglich entspricht, sofern die in dem betreffenden
Fonds vorhandenen Vermdgenswerte fiir die Zahlung ausreichend sind.
Reichen die Vermdgenswerte in Bezug auf eine beliebige Anteilklasse fiir

102



diese Zahlung nicht aus, so wird RuUckgriff genommen auf die
Vermogenswerte der Gesellschaft (soweit vorhanden), die keinem
bestimmten Fonds zugeordnet sind, jedoch nicht (sofern im Companies Act
nicht abweichend bestimmt) auf die Vermdgenswerte der anderen Fonds;

(i) zweitens fur die Zahlung von Betrdgen bis zur Hoéhe des eingezahlten
Nennbetrages der Grindungsanteile an deren Inhaber aus dem nicht einem
Fonds zugeordneten Vermdgen der Gesellschaft, das nach einem eventuellen
Ruckgriff gemaly Ziff. (b)(i) verbleibt; reichen die zur Verfligung stehenden
Vermogenswerte flr die zu leistenden Zahlungen nicht aus, erfolgt kein Ruckgriff
auf das einem einzelnen anderen Fonds zuzuordnende Vermdgen;

(i)  drittens fir die anteilige Zahlung von Betragen aus dem verbleibenden Vermogen
des betreffenden Fonds an die Inhaber der Anteile der einzelnen Anteilklassen im
Verhaltnis der jeweils von ihnen gehaltenen Anteile;

(iii)  schlieBlich flr die Zahlung eventuell noch verbleibender und nicht einem Fonds
zugeordneter Betrage an die Inhaber der Anteile im Verhaltnis des Wertes der
einzelnen Fonds, und innerhalb der einzelnen Fonds im Verhaltnis des Wertes der
einzelnen Anteilklassen und innerhalb der einzelnen Anteilklassen im Verhaltnis
der jeweiligen Anzahl der gehaltenen Anteile.

Freistellung

Die Mitglieder des Verwaltungsrates (einschlieBlich deren Stellvertretern), der Secretary und
andere Fuhrungskrafte der Gesellschaft werden von der Gesellschaft von Schaden und
Aufwendungen freigestellt, die ihnen durch den Abschluss von Vertragen oder Handlungen flr
die Gesellschaft in Erflllung ihrer Aufgaben als Flhrungskrafte der Gesellschaft entstehen,
soweit keine Fahrlassigkeit und kein vorsatzliches Fehlverhalten vorliegen.

Vermdbgen der Gesellschaft und Ermittlung des Nettoinventarwerts der Anteile

Der Nettoinventarwert eines Fonds wird (aufler im Falle einer Aussetzung) zu jedem
Bewertungstermin ermittelt und entspricht dem Wert der Vermbgenswerte in diesem Fonds
abzlglich der dem Fonds zuzurechnenden Verbindlichkeiten und wird gemall den OGAW-
Vorschriften ermittelt.

Zum VermoOgen der Gesellschaft gehéren (a) alle Barmittel, Sicht- oder Termineinlagen
einschliellich aufgelaufener Zinsen sowie alle falligen Forderungen, (b) alle Wechsel,
Sichtwechsel sowie Einlagenzertifikate und  Schuldscheine, (c) alle Anleihen,
Devisenterminkontrakte,  Nachsichtwechsel, Aktien, Geschéaftsanteile, Anteile oder
Beteiligungen an Organismen fur gemeinsame Anlagen/offenen Investmentfonds,
Schuldverschreibungen, Bezugsrechte, Optionsscheine, Termin-, Options- und Swapkontrakte,
festverzinsliche Wertpapiere, variabel verzinsliche Wertpapiere, Wertpapiere mit index-, preis-
oder kursbezogener Berechnung der Rendite bzw. des Rickzahlungsbetrags und sonstige
Finanzinstrumente und sonstige Anlagen und Wertpapiere im Eigentum der Gesellschaft oder
fir welche die Gesellschaft Vertrage abgeschlossen hat, mit Ausnahme der von der
Gesellschaft erteilten Rechte und ausgegebenen Wertpapiere, (d) alle dem jeweiligen Fonds
zustehenden Stockdividenden, Bardividenden und Barausschittungen, die dem Fonds noch
nicht zugeflossen, jedoch fiir die eingetragenen Aktionare am bzw. vor dem Tag der Ermittlung
des Nettoinventarwertes erklart worden sind, (e) alle Zinsanspriche auf verzinsliche
Wertpapiere der Gesellschaft, soweit sie nicht im Kapitalbetrag des jeweiligen Wertpapiers
bertcksichtigt sind, (f) alle sonstigen Fondsanlagen der Gesellschaft, (g) die Griindungskosten
der Gesellschaft einschliellich der Kosten fir die Ausgabe und den Vertrieb der Anteile der
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Gesellschaft, soweit diese Kosten nicht bereits abgeschrieben sind, und (h) alle tibrigen vom
Verwaltungsrat jeweils bestimmten und bewerteten Vermogenswerte der Gesellschaft
einschlieRlich transitorischer Aktiva.

Bei der Ermittlung des Vermdgens der Gesellschaft sind folgende Grundsatze anzuwenden:

(i)

Der Verwaltungsrat der Gesellschaft ist berechtigt, eine am Buchwert orientierte
Bewertungsmethode zu verwenden, bei der die Fondsanlagen des Fonds mit den
um Abschreibungen auf Marktauf- bzw. Marktabschldge bereinigten
Anschaffungskosten statt mit dem aktuellen Marktwert bewertet werden. Diese
Bewertungsmethode kommt nur zur Anwendung wenn sie sich im Einklang mit
den Zentralbank-Anforderungen befindet und, sofern der Fonds ein
Geldmarktfonds ist, nur flir Wertpapiere deren Laufzeit zum Ausgabezeitpunkt
oder Restlaufzeit 397 Tage nicht Uberschreitet, oder fir Wertpapiere, die in
regelmaligen Abstdnden, mindestens aber alle 397 Tage, einer
Renditeanpassung unterzogen werden, und mit der MaRRgabe, dass der Fonds
auch eine gewichtete Durchschnittslaufzeit von maximal 60 Tagen beibehalt.
Sofern der Fonds kein Geldmarktfonds ist und es nicht beabsichtigt ist, die am
Buchwert orientierte Bewertungsmethode auf das gesamte Portfolio des Fonds
anzuwenden, konnen einzelne Geldmarktinstrumente innerhalb des Portfolios
dieses Fonds auf der Grundlage dieser Methode bewertet werden, sofern die
Restlaufzeit dieser Geldmarktinstrumente drei Monate nicht Uberschreitet und die
Geldmarktinstrumente keine spezielle Sensitivitdt in Bezug auf Marktparameter
(einschlief3lich des Kreditrisikos) aufweisen;

Der Wert einer Fondsanlage, fur die an einem geregelten Markt ein Kurs gestellt
wird oder die an einem geregelten Markt notiert ist oder dort Ublicherweise
gehandelt wird, ist (auBer in den vorstehend in Ziff. (i) und nachstehend in den
betreffenden Ziffern ausdriicklich genannten Fallen) unter Zugrundelegung des
letzten gehandelten Kurses, wenn die Anlage eine Aktie ist, und in anderen Fallen
des am Bewertungstermin fir den Verwaltungsrat zuletzt verfigbaren Mittelkurses
(bzw. des zuletzt notierten Kurses, soweit kein Mittelkurs verfugbar ist) fur die
Fondsanlage zu ermitteln. Hierbei gelten folgende Regelungen:

A. Wenn fiir eine Fondsanlage an mehr als einem geregelten Markt ein Kurs
gestellt wird oder diese an mehr als einem geregelten Markt notiert ist oder
Ublicherweise dort gehandelt wird, kann der Verwaltungsrat nach freiem
Ermessen (mit der Zustimmung der Verwahrstelle) fur die vorstehenden
Zwecke einen dieser Markte bestimmen (wenn der Verwaltungsrat zu dem
Ergebnis gekommen ist, dass dieser geregelte Markt der Hauptmarkt fiir
diese Fondsanlage ist oder die angemessensten Bewertungskriterien
bietet), der dann als Grundlage fir kiinftige Berechnungen des
Nettoinventarwertes der betreffenden Anlage dient, sofern der
Verwaltungsrat nichts anderes bestimmt;

B. Wenn fur eine Fondsanlage an einem geregelten Markt ein Kurs gestellt
oder die Anlage an einem geregelten Markt notiert ist oder Ublicherweise
dort gehandelt wird, an diesem Markt zu einem gegebenen Zeitpunkt jedoch
kein Kurs zur Verfigung steht, oder der Kurs nach dem Dafirhalten des
Verwaltungsrates nicht reprasentativ ist, entspricht der Wert dieser
Fondsanlage dem wahrscheinlichen VeraufRerungswert, wie er mit der
gebotenen Sorgfalt und nach Treu und Glauben geschatzt und von seitens
der Verwahrstelle genehmigten natirlichen oder juristischen Personen, die
fur diese Anlagen Market Maker sind, und/oder einer anderen durch den
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(iii)

(vii)

Verwaltungsrat ernannten (und fir diese Zwecke von der Verwahrstelle
genehmigten) sachkundigen Person bestatigt wird; und

C. Wenn fir eine Fondsanlage an einem geregelten Markt ein Kurs gestellt
oder die Anlage an einem geregelten Markt notiert oder Ublicherweise dort
gehandelt wird, die Anlage jedoch aulierhalb des betreffenden geregelten
Marktes mit einem Aufschlag oder Abschlag erworben oder gehandelt wird,
kann der Wert der Fondsanlage unter Bericksichtigung der HOéhe des
Aufschlags oder des Abschlags zum Tag der Bewertung ermittelt werden.
Die Verwahrstelle muss gewahrleisten, dass ein solches Verfahren im
Zusammenhang mit  der Feststellung des  voraussichtlichen
VeraulRerungswertes der Fondsanlage gerechtfertigt ist.

Der Wert einer Fondsanlage, fiir die an einem geregelten Markt kein Kurs gestellt
wird und die nicht an einem geregelten Markt notiert ist oder dort Ublicherweise
gehandelt wird, entspricht dem wahrscheinlichen VerdauRRerungswert der Anlage,
der mit der Zustimmung der Verwahrstelle wie folgt zu bestimmen ist:

A. Als geschatzter VerauRerungswert der Fondsanlage gilt der Wert, der vom
Verwaltungsrat mit der gebotenen Sorgfalt in gutem Glauben geschatzt und
von der Verwahrstelle genehmigt wird; und

B. bei verzinslichen Fondsanlagen sind Zinsen zu bericksichtigen.

. Anteile an offenen Organismen fiir gemeinsame Anlagen werden auf der Basis

des letzten bekannten Nettoinventarwerts bewertet. Anteile an Organismen
fir gemeinsame Anlagen kdnnen, falls fir sie an einem geregelten Markt ein
Kurs gestellt wird oder sie an einem geregelten Markt notiert sind oder
Ublicherweise gehandelt werden, im Einklang mit den Bestimmungen des
vorstehenden Abschnitts (c)(ii) bewertet werden.

Der Wert von Barmitteln und transitorischen Aktiva sowie von erklarten bzw.
aufgelaufenen aber noch nicht vereinnahmten Bardividenden bzw. Zinsen, wie
vorstehend beschrieben, entspricht der Gesamtsumme derselben, es sei denn,
der Verwaltungsrat kommt zu dem Ergebnis, dass ein Zahlungseingang in voller
Hoéhe nicht zu erwarten ist. In diesem Fall ist ein Abschlag vorzunehmen, wie er
vom Verwaltungsrat (mit der Zustimmung der Verwahrstelle) im Hinblick auf den
tatsachlichen Wert als angemessen angesehen wird.

Einlagen sind mit ihrem Gesamtbetrag zuziiglich aufgelaufener Zinsen seit dem
Zeitpunkt der Einlage zu bewerten.

Schatzwechsel sind zum Mittelkurs an dem Markt, an dem sie zum
Bewertungstermin gehandelt werden oder zum Handel zugelassen sind,
anzusetzen. Wenn dieser Kurs nicht zur Verfugung steht, erfolgt die Bewertung
(mit der Zustimmung der Verwahrstelle) auf der Basis der Rendite unter
Berlcksichtigung von Wahrung und Falligkeit.

Anleihen, Schuldscheine und Schuldverschreibungen, Einlagenzertifikate,
Bankakzepte, Handelswechsel und &hnliche Vermdgenswerte werden zum letzten
verfigbaren Mittelkurs an dem Markt, an dem sie gehandelt werden oder zum
Handel zugelassen sind (d. h. der einzige Markt oder, nach Festlegung des
Verwaltungsrats, der Hauptmarkt fiir die Notierung dieser Vermogenswerte oder
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den Handel mit diesen Vermdgenswerten) zuziiglich Zinsen seit dem Zeitpunkt
des Erwerbs bewertet.

Devisenterminkontrakte werden auf der Basis des Preises per Bewertungstermin
bewertet, zu dem ein neuer Terminkontrakt desselben Umfangs mit derselben
Laufzeit abgeschlossen werden kdnnte.

Der Wert von Terminkontrakten und Optionen, die an einem geregelten Markt
gehandelt werden, wird auf der Basis des Kurses bestimmt, der nach Ansicht des
Verwaltungsrats der Abwicklungskurs an dem betreffenden Markt ist. Wenn auf
dem betreffenden Markt aber Ublicherweise kein Abwicklungskurs gestellt wird
oder ein Abwicklungskurs nicht verfligbar oder nicht reprasentativ ist, erfolgt die
Bewertung auf der Basis des wahrscheinlichen VerauRerungswertes, wie er mit
der gebotenen Sorgfalt und nach Treu und Glauben von einer durch den
Verwaltungsrat ernannten (und fir diese Zwecke von der Verwahrstelle
genehmigten) sachkundigen Person geschatzt wird.

Der Wert von im Freiverkehr (Over-the-Counter - OTC) gehandelten
Derivatkontrakten

A. entspricht dem vom Kontrahenten gestellten Kurs, mit der Maltgabe, dass
die Kursstellung mindestens taglich erfolgt und von einer von dem
Kontrahenten unabhangigen sowie von der Verwahrstelle zwecks
Bewertung anerkannten Person mindestens einmal woéchentlich verifiziert
wird; oder

B. wird anhand einer alternativen Bewertungsmethode errechnet, wie vom
Verwaltungsrat im Einklang mit den Anforderungen der irischen Zentralbank
bestimmt. Die Berechnung erfolgt durch die Gesellschaft oder einen
unabhangigen Bewertungsdienstleister (dieser Dienstleister darf zwar in
einer Beziehung mit dem Kontrahenten stehen, muss aber von diesem
unabhangig sein und andere Bewertungsmodelle verwenden als der
Kontrahent), mit der MalRgabe, dass bei Anwendung einer alternativen
Bewertungsmethode (d. h. die Bewertung wird von einer kompetenten, fir
diesen Zweck von der Verwaltungsgesellschaft oder dem Verwaltungsrat
bestellten und von der Verwahrstelle genehmigten Person durchgefihrt
(oder auf eine andere Weise, vorausgesetzt der errechnete Wert ist von der
Verwahrstelle genehmigt)), die angewendeten Bewertungsgrundsatze mit
den von Einrichtungen wie I0SCO (International Organisation of Securities
Commission) und AIMA (Alternative Investment Management Association)
aufgestellten bewahrten Standards (international best practice) im Einklang
stehen und die jeweilige Bewertung muss auf monatlicher Basis mit der
Bewertung des Kontrahenten abgestimmt werden. Sollten sich aus dieser
monatlichen Abstimmung wesentliche Abweichungen ergeben, sind diese
umgehend zu prifen und zu erlautern;

Unbeschadet der Regelungen der vorstehenden Absatze kann der Verwaltungsrat mit
Zustimmung der Verwahrstelle den nach den vorstehenden Grundsatzen ermittelten Wert einer
Anlage anpassen, wenn aus seiner Sicht unter Berlcksichtigung von Wahrung, geltendem
Zinssatz, Laufzeit, Liquiditdt und/oder anderen von ihm als relevant erachteten Kriterien die
Anpassung zur Feststellung des angemessenen Werts der Fondsanlage erforderlich ist.

Wenn unter gegebenen Umstanden ein bestimmter Wert nicht ermittelt werden kann oder nach
dem Ermessen des Verwaltungsrats ein anderes Bewertungsverfahren dem angemessenen
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Wert der jeweiligen Fondsanlage eher entspricht, ist das vom Verwaltungsrat mit Zustimmung
der Verwahrstelle festgelegte Bewertungsverfahren anzuwenden.

Zur Einhaltung maRgeblicher Rechnungslegungsstandards kann der Verwaltungsrat den Wert
von Vermogenswerten der Gesellschaft in den Finanzberichten fur die Anteilinhaber in einer
anderen als der vorstehend unter (i) bis (xiii) beschriebenen Weise darstellen.

Eine in gutem Glauben ausgestellte Bescheinigung Uber den Nettoinventarwert von Anteilen
durch oder fir den Verwaltungsrat ist fir alle beteiligten Parteien verbindlich (soweit keine
Fahrlassigkeit oder offensichtlicher Irrtum vorliegt).

Allgemeine Bestimmungen zur Bewertung

Alle Vermbgenswerte, einschliellich der Einlagen und der an die Gesellschaft zu zahlenden
Betrage, sowie alle Verbindlichkeiten und Betrage, die von der Gesellschaft in Bezug auf einen
Fonds in einer anderen Wahrung als derjenigen, in der dieser Fonds bezeichnet ist, gehalten
werden, sind zu dem vom Verwaltungsrat fir angemessen gehaltenen Wechselkurs in die
Wahrung des betreffenden Fonds umzurechnen.

Mitteilungen

Alle relevanten Mitteilungen oder Dokumente, die von der Gesellschaft ausgegeben, zugestellt
oder zugestellt werden mussen, bedirfen der Schriftform und werden gemafR den in der
Satzung der Gesellschaft festgelegten Bestimmungen zugestellt.

Geldwasche

Der Verwaltungsrat der Gesellschaft, die Verwaltungsgesellschaft und die Verwaltungsstelle
sind gegenuber den Regulierungsbehérden fir die Einhaltung der weltweit geltenden
Vorschriften zur Bekdmpfung von Geldwéasche verantwortlich. Aus diesem Grund kénnen
bestehende Anteilinhaber, potentielle Zeichner von Anteilen und Personen, die Anteile
Ubernehmen wollen, aufgefordert werden, ihre Identitdt nachzuweisen und/oder andere
Anforderungen zu erfiillen. Der Verwaltungsrat behalt sich das Recht vor, Anteile erst dann
auszugeben oder zuriickzunehmen und Ubertragungen von Anteilen erst dann zu genehmigen,
wenn ein zufriedenstellender Identitatsnachweis erbracht und/oder die anderen Anforderungen
erfullt wurden.

Falls kein zufriedenstellender Identitatsnachweis beigebracht wird, kénnen die Gesellschaft und
die Verwaltungsgesellschaft die von ihnen als geeignet erachteten MalRnahmen ergreifen,
darunter auch die Zwangsriicknahme bereits ausgegebener Anteile.

Wesentliche Vertrage

Die nachfolgend naher dargestellten Vertrdge der Gesellschaft wurden nicht im Zuge der
normalen Geschaftstatigkeit der Gesellschaft abgeschlossen und sind von wesentlicher
Bedeutung bzw. kénnen von wesentlicher Bedeutung sein.

(a) Der Verwaltungsvertrag. Nach MalRgabe des Verwaltungsvertrages bleibt die Bestellung
der Verwaltungsgesellschaft gliltig, bis sie mit einer Frist von mindestens 180 Tagen von
einer der Parteien durch schriftliche Mitteilung an die jeweils andere Partei gekiindigt
wird, obwohl unter bestimmten Voraussetzungen auch eine fristlose schriftliche
Kindigung durch eine der beiden Parteien méglich ist. Der Verwaltungsvertrag sieht eine
Freistellung der Verwaltungsgesellschaft von Schaden vor, soweit die Schaden nicht
durch Betrug, Bdsglaubigkeit, vorsatzliches Fehlverhalten, vorsatzliche
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(b)

(d)

Schlechtausfiihrung oder Fahrlassigkeit in der AuslUbung ihrer Pflichten und
Verpflichtungen verursacht wurden. geregelt sind auch die gesetzlichen Pflichten der
Verwaltungsgesellschaft.

Der Verwahrstellenvertrag. Nach MalRgabe des Verwahrstellenvertrages bleibt die
Bestellung der Verwahrstelle glltig, bis sie mit einer Frist von mindestens 90 Tagen von
einer der Parteien durch schriftliche Mitteilung an die jeweils andere Partei gekindigt
wird, wobei unter bestimmten Voraussetzungen (z. B. bei der Bestellung eines Priifers
oder Insolvenzverwalters fur eine der Parteien oder fortdauernder Vertragsverletzung
einer Partei trotz Abmahnung) eine fristlose schriftliche Kiindigung mdglich ist. Der
Verwahrstellenvertrag regelt die gesetzlichen Pflichten der Verwahrstelle und sieht eine
Freistellung der Verwahrstelle von Schaden vor, soweit die Schaden nicht auf
Fahrlassigkeit, Betrug, Bdsglaubigkeit, Vertragsbruch, vorsatzliche Unterlassung oder
bedingten Vorsatz seitens der Verwahrstelle bei der Erfillung ihrer Pflichten oder den
Verlust von  verwahrten  Finanzinstrumenten gemall  Ziff. 12.01 des
Verwahrstellenvertrags zurlickzufiihren sind.

a. Der Verwaltungsstellenvertrag. Nach MalRgabe des Verwaltungsstellenvertrags bleibt
die Bestellung der Verwaltungsstelle gililtig, bis sie zu einem beliebigen Zeitpunkt und
aus beliebigem Grund von der Verwaltungsstelle mit einer Frist von 6 Monaten durch
schriftiche  Mitteilung an die  Verwaltungsgesellschaft oder von der
Verwaltungsgesellschaft oder der Gesellschaft mit einer Frist von 60 Tagen durch
schriftiche Mitteilung an die Verwaltungsstelle gekundigt wird, wobei unter
bestimmten Voraussetzungen (z.B. bei Insolvenz einer der Parteien oder
fortdauernder Vertragsverletzung einer Partei trotz Abmahnung) eine fristlose
schriftiche Kiindigung mdoglich ist. Der Verwaltungsstellenvertrag regelt die
gesetzlichen Pflichten der Verwaltungsstelle und sieht eine Freistellung der
Verwaltungsstelle von Schaden vor, soweit die Schaden nicht auf Fahrlassigkeit,
Betrug, Schlechtausfliihrung oder Boésglaubigkeit der Verwaltungsstelle oder ihrer
Beauftragten bei der Erflllung bzw. Nichterfillung der Pflichten der Verwaltungsstelle
nach dem Verwaltungsstellenvertrag zuriickzufihren sind. Ebenso sieht der
Verwaltungsstellenvertrag vor, dass die Verwaltungsstelle nicht fir wie auch immer
geartete Verluste haftet, die der Verwaltungsgesellschaft oder den Anteilinhabern im
Zusammenhang mit der Erflllung der Pflichten der Verwaltungsstelle gemall dem
Verwaltungsstellenvertrag entstehen, es sei denn, dieser Verlust ist unmittelbar auf
Fahrlassigkeit, Betrug, bedingten Vorsatz, Bdsglaubigkeit der vorsatzliche
Nichterfullung seitens der Verwaltungsstelle, ihrer leitenden Angestellten, Direktoren,
Angestellten oder Beauftragten bei der Erfullung bzw. Nichterfillung der Pflichten
oder Verpflichtungen der Verwaltungsstelle gemall dem Verwaltungsstellenvertrag
zuriickzufihren; und des Weiteren, dass die Verwaltungsstelle, unbeschadet anderer
Bestimmungen des Verwaltungsstellenvertrags, nicht fiir indirekte, besondere oder
Folgeverluste jeglicher Art haftet, die sich aus dem Verwaltungsvertrag oder im
Zusammenhang mit diesem ergeben.

Der Promoter- und Vertriebsstellenvertrag. Nach Maligabe der Promoter- und
Vertriebsstellenvereinbarung bleibt die Bestellung von Lazard Asset Management
Limited als Promoter/Vertriebsstelle glltig, bis sie mit einer Frist von mindestens 90
Tagen von einer der Parteien durch schriftliche Mitteilung an die jeweils andere Partei
gekindigt wird. Die Promoter- und Vertriebsstellenvereinbarung enthalt Bestimmungen
in Bezug auf die gesetzlichen Pflichten von Lazard Asset Management Limited nach der
Vereinbarung und sieht eine Freistellung von Lazard Asset Management Limited vor,
soweit kein Betrug, keine Bdsglaubigkeit, vorsatzliche Unterlassung oder Fahrlassigkeit
seitens Lazard Asset Management Limited bei der Erfiillung ihrer Pflichten vorliegt.
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(9)

(h)

Der Vertriebsvertrag. Nach MaRgabe des Vertriebsvertrages bleibt die Bestellung der
Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH als Vertriebsstelle giiltig, bis sie mit
einer Frist von mindestens einem Monat von einer der Parteien durch schriftliche
Mitteilung an die jeweils andere Partei gekiindigt wird. Der Vertriebsvertrag sieht eine
Freistellung der Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH in ihrer Eigenschaft als
Vertriebsstelle vor, soweit kein Betrug, keine Fahrlassigkeit oder Vertragsverletzung
seitens der Vertriebsstelle bei der Erfullung ihrer Pflichten und Verpflichtungen vorliegt,
und regelt die gesetzlichen Pflichten der Vertriebsstelle.

Der Lazard-UK-Anlageverwaltungsvertrag. Nach Malgabe des Lazard-UK-
Anlageverwaltungsvertrages bleibt die Bestellung von Lazard Asset Management
Limited als Anlageverwalter fiir bestimmte Fonds giltig, bis sie mit einer Frist von
mindestens 180 Tagen durch die Gesellschaft und die Verwaltungsgesellschaft durch
schriftliche Mitteilung an Lazard Asset Management Limited oder umgekehrt gekiindigt
wird, wobei unter bestimmten Voraussetzungen eine fristlose schriftliche Kiindigung des
Lazard-UK-Anlageverwaltungsvertrages durch Mitteilung der Gesellschaft und der
Verwaltungsgesellschaft an Lazard Asset Management Limited oder umgekehrt moglich
ist. Der Lazard-UK-Anlageverwaltungsvertrag enthalt Bestimmungen in Bezug auf die
gesetzlichen Pflichten von Lazard Asset Management Limited und sieht eine Freistellung
von Lazard Asset Management Limited vor, soweit kein Betrug, keine Bdsglaubigkeit,
kein vorsatzliches Fehlverhalten, keine vorsatzliche Schlechtausfihrung oder
Fahrlassigkeit seitens Lazard Asset Management Limited bei der Erflllung ihrer Pflichten
und Verpflichtungen vorliegt.

Der Lazard-US-Anlageverwaltungsvertrag. Nach Malgabe des Lazard-US-
Anlageverwaltungsvertrages bleibt die Bestellung von Lazard Asset Management LLC
als Anlageverwalter fir bestimmte Fonds gliltig, bis sie mit einer Frist von mindestens
180 Tagen durch die Gesellschaft und die Verwaltungsgesellschaft durch schriftliche
Mitteilung an Lazard Asset Management LLC oder umgekehrt gekiindigt wird, wobei
unter bestimmten Voraussetzungen eine fristlose schriftliche Kiindigung des Lazard-US-
Anlageverwaltungsvertrages  durch  Mitteilung der  Gesellschaft und der
Verwaltungsgesellschaft an Lazard Asset Management LLC oder umgekehrt moglich ist.
Der Lazard-US-Anlageverwaltungsvertrag enthalt Bestimmungen in Bezug auf die
gesetzlichen Pflichten von Lazard Asset Management LLC und sieht eine Freistellung
von Lazard Asset Management LLC vor, soweit kein Betrug, keine Bdsglaubigkeit, kein
vorsatzliches Fehlverhalten, keine vorsatzliche Schlechtausfiihrung oder Fahrlassigkeit
seitens Lazard Asset Management LLC bei der Erfullung ihrer Pflichten und
Verpflichtungen vorliegt.

Der Lazard-Japan-Anlageverwaltungsvertrag. Nach Malgabe des Lazard-Japan-
Anlageverwaltungsvertrages bleibt die Bestellung von Lazard Japan Asset Management
K.K. als Anlageverwalter gliltig, bis sie mit einer Frist von mindestens 3 Monaten durch
die Gesellschaft und die Verwaltungsgesellschaft durch schriftliche Mitteilung an Lazard
Japan Asset Management K.K. oder umgekehrt gekiindigt wird, wobei unter bestimmten
Voraussetzungen eine fristlose schriftiche Kindigung des Lazard-Japan-
Anlageverwaltungsvertrages  durch  Mitteilung der  Gesellschaft und der
Verwaltungsgesellschaft an Lazard Japan Asset Management K.K. oder umgekehrt
moglich ist. Der Lazard-Japan-Anlageverwaltungsvertrag enthalt Bestimmungen in
Bezug auf die gesetzlichen Pflichten von Lazard Japan Asset Management K.K. und
sieht eine Freistellung von Lazard Japan Asset Management K.K. vor, soweit kein
Betrug, keine Bodsglaubigkeit, vorsatzliche Unterlassung oder Fahrlassigkeit seitens
Lazard Japan Asset Management K.K. bei der Erfillung ihrer Pflichten und
Verpflichtungen vorliegt.
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)

(k)

U

Der Lazard-Pacific-Anlageverwaltungsvertrag. Nach MaRgabe des Lazard-Pacific-
Anlageverwaltungsvertrages bleibt die Bestellung von Lazard Asset Management Pacific
Co. glltig, bis sie mit einer Frist von mindestens 90 Tagen durch die
Verwaltungsgesellschaft durch schriftiche Mitteilung an Lazard Asset Management
Pacific Co. oder umgekehrt geklindigt wird, wobei unter bestimmten Voraussetzungen
eine fristlose schriftiche Kindigung des Lazard-Pacific-Anlageverwaltungsvertrages
durch Mitteilung der Verwaltungsgesellschaft an Lazard Asset Management Pacific Co.
oder umgekehrt mdglich ist. Der Lazard-Pacific-Anlageverwaltungsvertrag enthalt
Bestimmungen in Bezug auf die gesetzlichen Pflichten von Lazard Asset Management
Pacific Co. und sieht eine Freistellung von Lazard Asset Management Pacific Co. vor,
soweit kein Betrug, keine Bdsglaubigkeit oder vorsatzliche Unterlassung und kein
fahrlassiges Verhalten seitens Lazard Asset Management Pacific Co., ihren Mitarbeitern,
Mitgliedern der Geschaftsflihrung, Beauftragten oder Untervertragspartnern (zu denen
ausdricklich nicht von Lazard Asset Management Pacific Co. eingesetzte Broker und
Handler gehdren) vorliegt.

Der Lazard-Deutschland-Anlageverwaltungsvertrag. Der Lazard-Deutschland-
Anlageverwaltungsvertrag sieht vor, dass die Bestellung der Lazard Asset Management
(Deutschland) GmbH so lange wirksam bleibt, bis sie von einer der Parteien gegeniber
den anderen Parteien unter Einhaltung einer Frist von mindestens 90 Tagen schriftlich
beendet wird. Unter bestimmten Umstdnden kann der Lazard-Deutschland-
Anlageverwaltungsvertrag auch fristlos schriftlich durch eine Partei beendet werden. Der
Lazard-Deutschland-Anlageverwaltungsvertrag  enthdlt Bestimmungen zu den
rechtlichen Pflichten der Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH und zu
Freistellungen zugunsten der Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH mit
Ausnahme von Sachverhalten, die aus betriigerischem Verhalten, Tauschungsabsicht,
vorsatzlicher Unterlassung, Leichtfertigkeit oder Fahrlassigkeit der Lazard Asset
Management (Deutschland) GmbH, ihrer Mitarbeiter, Organmitglieder (officers),
Bevollmachtigten oder Vertragsnehmer (dies schlie3t Makler/Broker oder Handler, deren
Dienste von Lazard Asset Management (Deutschland) GmbH in Anspruch genommen
werden, nicht ein) resultieren.

Der Lazard-Dubai-Anlageverwaltungsvertrag. Der Lazard-Dubai-
Anlageverwaltungsvertrag sieht vor, dass die Bestellung von Lazard Gulf Limited so
lange wirksam bleibt, bis sie von einer der Parteien gegenlber den anderen Parteien
unter Einhaltung einer Frist von mindestens 90 Tagen schriftlich beendet wird. Unter
bestimmten Umstanden kann der Lazard-Dubai-Anlageverwaltungsvertrag auch fristlos
schriftlich durch eine Partei beendet werden. Der Lazard-Dubai-
Anlageverwaltungsvertrag enthalt Bestimmungen zu den rechtlichen Pflichten von
Lazard Gulf Limited und zu Freistellungen zugunsten von Lazard Gulf Limited mit
Ausnahme von Sachverhalten, die aus betriigerischem Verhalten, Tauschungsabsicht,
vorsatzlicher Unterlassung, Leichtfertigkeit oder Fahrlassigkeit von Lazard Gulf Limited,
ihren Mitarbeitern, Organmitgliedern (officers), Bevollmachtigten oder Vertragsnehmern
(dies schlieRt Makler/Broker oder Handler, deren Dienste von Lazard Gulf Limited in
Anspruch genommen werden, nicht ein) resultieren.

Wahrungsmanagementvertrag. Der Wahrungsmanager wurde von der
Verwaltungsgesellschaft gemalR dem Wahrungsmanagementvertrag bestellt. Die
Gesellschaft ist im Hinblick auf die durch den Wahrungsmanager oder seine Vertreter zu
erbringenden Dienstleistungen dem Wahrungsmanagementvertrag ausschlief3lich fir
den Zweck beigetreten, die Gebihren des Wahrungsmanagers zu zahlen. Der
Wahrungsmanagementvertrag bleibt so lange in Kraft, bis er von einer der
Vertragsparteien mit einer Frist von mindestens 60 Tagen (oder einer kirzeren schriftlich
zwischen den Parteien vereinbarten Frist) schriftich gegeniber der jeweils anderen
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Partei gekiindigt wird, mit der MaRgabe, dass der Vertrag unter bestimmten
Bedingungen mit sofortiger Wirkung schriftlich durch eine Partei gegeniiber den anderen
gekiindigt werden kann. Der Wahrungsmanagementvertrag regelt die gesetzlichen
Pflichten des Wahrungsmanagers und sieht eine Freistellung des Wahrungsmanagers
von Schaden vor, soweit die Schaden nicht auf Betrug, vorsatzliches Fehlverhalten oder
Fahrlassigkeit in der Erfillung der Pflichten durch den Wahrungsmanager
zurlckzufihren sind.

Einige der vorstehend unter (a), (e), (f) und (g) genannten Vertrdge wurden von der
Gesellschaft unter der alten Firma ,Lazard Brothers Global Equity Fund plc“, von der
Verwaltungsgesellschaft unter der alten Firma ,Lazard Brothers Investment Funds Limited,
von Lazard Asset Management Limited unter der alten Firma ,Lazard Brothers Asset
Management Limited, von Lazard Asset Management LLC als Rechtsnachfolgerin ihrer
Muttergesellschaft ,Lazard Fréres & Co., LLC* und von Lazard Asset Management
(Deutschland) GmbH als Rechtsnachfolgerin von ,Lazard Fondsmarketing GmbH*
abgeschlossen.

8. Einsichtnahme in Unterlagen

Die folgenden Unterlagen stehen an jedem Tag (auller Samstagen, Sonntagen und
Feiertagen) wahrend der Ublichen Geschaftszeiten am eingetragenen Sitz der Gesellschaft in
Dublin kostenlos zur Einsichtnahme zur Verfigung:

(a) die Grindungsdokumente der Gesellschaft;
(b)  der Prospekt; und
(c) derjingste Jahres- und Halbjahresbericht der Gesellschaft.

Die unter (b) und (c) genannten Unterlagen kénnen kostenlos bei der Verwaltungsstelle
angefordert werden. Die unter (a) genannten Unterlagen sind auf Anfrage kostenlos am
eingetragenen Sitz der Gesellschaft in Dublin erhaltlich.

9. Facilities Agent im Vereinigten Kénigreich

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in der Republik Irland und ist durch die Zentralbank von Irland
zugelassen. Die Gesellschaft ist im Vereinigten Konigreich im Rahmen des Overseas Funds
Regime anerkannt, ist aber kein im Vereinigten Kdnigreich zugelassener Fonds.

Gesellschaft hat Lazard Asset Management Limited zu ihrem Facilities Agent (,Facilities
Agent®) ernannt, um die Einrichtungen zu unterhalten, die gemafl den in dem Teil des
Handbook of Rules and Guidance der Financial Conduct Authority zu anerkannten Organismen
fir gemeinsame Anlagen enthaltenen Regeln von einem anerkannten Organismus fir
gemeinsame Anlagen verlangt werden.

Die Einrichtungen befinden sich am Sitz von Lazard Asset Management Limited in 20
Manchester Square, London, W1U 3PJ, Vereinigtes Konigreich. In diesen Einrichtungen kann
jede Person

(@) kostenlos englischsprachige Exemplare der folgenden Dokumente einsehen und
erhalten:

(i) die Verfassung der Gesellschaft;

(i) die neueste Version des Verkaufsprospekts;

(i)  die neueste Version der Dokumente mit den wesentlichen Informationen fir den
Anleger / Basisinformationsblatter; und
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10.

1.

(iv)  die neuesten Jahres- und Halbjahresberichte der Gesellschaft;
(a) Informationen (auf Englisch) zum Preis der Anteile erhalten; und

(b) eine Beschwerde Uber die Arbeitsweise der Gesellschaft, der
Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle einreichen, die der Facilities
Agent an die Verwaltungsgesellschaft weiterleiten wird.

Des Weiteren kann jeder Anteilinhaber am Sitz des Facilities Agent Anteile zurlickgeben oder
deren Ricknahme veranlassen und Zahlungen erhalten.

Beschwerdemanagementpolitik

Anteilinhaber kénnen eine Beschwerde in Bezug auf die Gesellschaft in der Amtssprache oder
einer der Amtssprachen ihres Mitgliedstaats der Europaischen Union bei der
Verwaltungsgesellschaft einreichen.

Anteilinhaber kénnen schriftliche Beschwerden an folgende Stelle richten:

Die fur die Einhaltung von Rechtsvorschriften designierte Person (Designated Person for
Regulatory Compliance)

Lazard Fund Managers (Ireland) Limited

6th Floor

2 Grand Canal Square

Dublin 2

Irland

Anteilinhaber kénnen ihre Beschwerden bei der Verwaltungsgesellschaft einreichen und auf
Anfrage kostenlos Informationen zu den Beschwerdemanagementverfahren erhalten.

Anteilinhaber haben das Recht, Beschwerden an die Zentralbank und den Financial Services
Ombudsman weiterzuleiten. Die Kontaktdaten des Financial Services Ombudsman sind:

Adresse: 3rd Floor, Lincoln House, Lincoln Place, Dublin 2, D02 VH29
Telefon: 1890 88 20 90
E-Mail: enquiries@financialombudsman.ie

Umstande einer Abwicklung
Die Gesellschaft wird unter anderem unter folgenden Umstanden abgewickelt:
i. durch Verabschiedung eines Sonderbeschlusses Uber eine Abwicklung;
ii. wenn die Gesellschaft ihnre Geschéaftstatigkeit fir ein Jahr aussetzt;
iii. wenn die Anzahl der Gesellschafter unter das gesetzliche Minimum von 2 fallt;

iv.wenn die Gesellschaft nicht in der Lage ist, ihre Schulden zu begleichen, und ein
Liquidator bestellt wurde;

v.wenn das zustandige Gericht in Irland der Ansicht ist, dass die Angelegenheiten der

Gesellschaft und die Befugnisse der Verwaltungsratsmitglieder in einer fiir die
Mitglieder nachteiligen Weise ausgelibt wurden;
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vi.wenn das zustandige Gericht in Irland der Ansicht ist, dass die Auflésung der
Gesellschaft recht und billig ist.
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ANLAGE |
Borsen und geregelte Markte

Neben zulassigen Anlagen in nicht boérsennotierten Wertpapieren wird die Gesellschaft nur in
Wertpapieren und derivativen Instrumenten anlegen, die an Bdrsen und Markten (einschlief3lich
Markten fur Derivate) notiert sind oder gehandelt werden, die den aufsichtsrechtlichen Kriterien
entsprechen (d. h. die geregelt sind, Uber eine ordnungsgemalle Funktionsweise verfligen, anerkannt
sind und dem Publikum offen stehen) und in diesem Prospekt oder in einer Prospektergdnzung bzw.
Prospektanderung aufgefihrt sind. Diese Bérsen und Markte werden entsprechend den
Anforderungen der irischen Zentralbank nachfolgend aufgefiihrt. Die irische Zentralbank selbst
veroffentlicht kein Verzeichnis der zugelassenen Markte und Borsen.

(a) Alle Bérsen der Mitgliedstaaten (mit Ausnahme von Malta), sowie die Bérsen in Australien,
Kanada, Hongkong, Island, Japan, Neuseeland, Norwegen, in der Schweiz, im Vereinigten
Konigreich und in den Vereinigten Staaten.

2. Ferner an folgenden Bdrsen:
Argentinien Bolsa de Comercio de Buenos Aires
Mercado Abierto Electronico S.A.
Bahrain Bahrain Bourse
Bangladesch Dhaka Stock Exchange
Chittagong Stock Exchange Ltd.
Bermuda Bermuda Stock Exchange
Botswana Botswana Stock Exchange
Brasilien B3 S.A. — Brasil, Bolsa, Balcéo
Chile Bolsa de Santiago
Bolsa Electronica de Chile
China Shanghai Stock Exchange
Shenzhen Stock Exchange
Stock Connect
Kolumbien Bolsa de Valores de Colombia
Costa Rica Bolsa Nacional de Valores
Kroatien Zagreb Stock Exchange
Agypten Egyptian Exchange
Ghana Ghana Stock Exchange
Indien National Stock Exchange of India (NSE)

BSE
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Indonesien
Israel

Elfenbeinkiste
Jordanien

Kasachstan
Kenia
Republik Korea
Kuwait
Malaysia
Mauritius
Mexiko
Marokko
Nigeria

Oman
Pakistan

Peru
Philippinen
Katar
Russland
Saudi-Arabien
Serbien

Singapur

Sidafrika
Sri Lanka

Thailand

Taiwan

Indonesia Stock Exchange
Tel Aviv Stock Exchange

Bourse Régionale des Valeurs Mobiliéres
Amman Stock Exchange

Kazakhstan Stock Exchange
Nairobi Securities Exchange
Korea Exchange

Boursa Kuwait

Bursa Malaysia

Stock Exchange of Mauritius
Bolsa Mexicana de Valores
Bourse de Casablanca

Nigerian Stock Exchange

Muscat Securities Market
Pakistan Stock Exchange Limited
Bolsa de Valores de Lima
Philippines Stock Exchange
Qatar Stock Exchange

Moscow Exchange

Saudi Stock Exchange (Tadawul)
Belgrade Stock Exchange

Singapore Exchange Limited
CATALIST

JSE Limited
Colombo Stock Exchange

Stock Exchange of Thailand
Market for Alternative Investments

Taiwan Stock Exchange
Taipei Exchange
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Vi.

Vii.

viii.

Tunesien Bourse de Tunis

Turkei Borsa Istanbul

Vereinigte Arabische Abu Dhabi Securities Exchange

Emirate - Abu Dhabi Dubai Financial Market

Vereinigte Arabische United Arab Emirates Dubai Interational

Emirate - Dubai

Financial Center

Uruguay Bolsa de Valores de Montevideo

Bolsa Electrénica de Valores del Uruguay SA
Vietnam Ho Chi Minh Stock Exchange

Hanoi Stock Exchange

Unlisted Public Companies Market (UPCOM)
Sambia Lusaka Stock Exchange
Simbabwe Zimbabwe Stock Exchange

An folgenden geregelten Markten:

Derivateméarkte, die in einem Mitgliedstaat des Europaischen Wirtschaftsraums (,EWR®)
zugelassen sind, und alle Derivatemérkte, die im Vereinigten Kdnigreich zugelassen sind;

der von der London Stock Exchange Limited geregelte und betriebene Alternative Investment
Market

der von den ,listed money market institutions” im Vereinigten Konigreich betriebene Markt, wie
in der Veroffentlichung der Bank of England ,The Regulation of the Wholesale Cash and OTC
Derivatives Markets” (,The Grey Paper”) beschrieben;

der franzdsische Markt fur Titres de Créance Négotiables (Freiverkehrsmarkt in begebbaren
Schuldtiteln);

NASDAQ (National Association of Securities Dealers Automated Quotation), betrieben von der
Financial Industry Regulatory Authority (,FINRA®);

der von der Securities Dealers Association of Japan regulierte Freiverkehrsmarkt in Japan;

der von der Federal Reserve Bank, New York, regulierte Markt der Primarhandler fir
Wertpapiere der US-Regierung;

der von der International Securities Markets Association organisierte Markt;

die von der FINRA und der MSRB regulierten Freiverkehrsmarkte in den Vereinigten Staaten;

Moscow Exchange;
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Xi.

Xii.

Xiii.

Xiv.

XV.

XVi.

XVii.

XViii.

XiX.

XX.

XXi.

XXil.

XXiii.

XXiv.

XXV.

XXVi.

XXVii.

XXViii.

der OTC-Markt fir kanadische Regierungsanleihen, der von der
Association of Canada reguliert wird.

ASX Trade24 (Australien/Neuseeland);

Chicago Board Options Exchange (CBOE) und CBOE Futures Exchange;
the Chicago Mercantile Exchange (CME);

NASDAQ International Securities Exchange (USA);
ICE Futures U.S. (USA);

New York Mercantile Exchange (NYMEX);

Hong Kong Exchanges and Clearing Limited (HKEX);
Osaka Exchange;

Tokyo Financial Exchange;

ICE Futures Singapore;

Bursa Malaysia;

Mercado Mexicano de Derivados;

South African Futures Exchange;

Thailand Futures Exchange;

Taiwan Futures Exchange;

Borsa Istanbul Derivatives Market (VIOP); und

China Interbank Bond Market.

Investment Dealers

In Bezug auf Anlagen in Finanzderivaten wird jeder Teilfonds ausschlieRlich in Finanzderivaten
anlegen, die an einem der vorstehend genannten geregelten Markte im EWR oder einem der

ubrigen vorstehend genannten nicht-EWR-Markte gehandelt werden.

Etwaige Anlagen in Russland erfolgen ausschlie3lich in an der Open Joint Stock Company
Moscow Exchange MICEX-RTS (MICEX-RTS) gehandelten oder notierten Wertpapieren.

Die oben genannten Markte sind entsprechend den in den Zentralbank-Anforderungen definierten
aufsichtsrechtlichen Kriterien aufgelistet. Die irische Zentralbank selbst verdffentlicht kein Verzeichnis
der zugelassenen Méarkte und Boérsen.
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ANLAGE I

Techniken und Instrumente fiir ein effizientes Portfoliomanagement
und
Einsatz von Finanzderivaten fiir Zwecke der Direktanlage

A. Allgemeines

Die Gesellschaft kann fur jeden Fonds und vorbehaltlich der OGAW-Vorschriften und der von der
Zentralbank auferlegten Bedingungen Techniken und Instrumente in Bezug auf Ubertragbare
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einsetzen. Der Einsatz dieser Techniken und Instrumente
sollte im besten Interesse des Fonds erfolgen und kann Absicherungszwecken (Hedging) (zum
Schutz der Vermdgenswerte eines Fonds gegen Schwankungen der Markt- oder Wechselkurse bzw.
zur Minimierung von daraus resultierenden Verbindlichkeiten) oder einem effizienten
Portfoliomanagement dienen (d. h. der Risikoverringerung oder Kostenreduzierung bzw. Kapital- oder
Ertragssteigerung des Fonds, wobei spekulative Transaktionen nicht zulassig sind).

Zu diesen Instrumenten fir ein effizientes Portfoliomanagement kdnnen Anlagen in
bérsengehandelten oder OTC-Finanzderivaten wie Futures, Devisentermingeschafte, Index-
Terminkontrakte, Swaps, Optionsscheine und Bezugsrechte gehdren. Weitere Informationen in Bezug
auf die Arten, die zugrunde liegenden Referenzwerte und die wirtschaftlichen Zwecke der derivativen
Finanzinstrumente, in die ein Fonds anlegen kann, sind in der Prospektergdnzung des betreffenden
Fonds ausgefuhrt. Ein Fonds kann aullerdem als Teil seiner Anlagestrategie fur Zwecke der
Direktanlage in Finanzderivaten anlegen, sofern diese Absicht in der Anlagepolitik des Fonds
angegeben ist. Anlagen in Finanzderivaten, sei es fir Zwecke der Direktanlage oder im Hinblick auf
ein effizientes Portfoliomanagement, missen den Zentralbank-Anforderungen entsprechen und
zusatzlich, sofern relevant, die nachstehend unter ,Besicherungsrichtlinien“ ausgefiihrten Vorschriften
erfullen. Techniken, die im Hinblick auf ein effizientes Portfoliomanagement eingesetzt werden,
umfassen den Einsatz von Pensionsgeschaften und inversen Pensionsgeschaften sowie
Wertpapierleihe, wie weiter unten im Einzelnen ausgeflihrt.

Die Gesellschaft wird Risikomanagementverfahren einsetzen, die es ihr ermdglichen, die Risiken aller
offenen Positionen in Derivaten und deren Beitrag zum Gesamtrisikoprofil des Portfolios eines Fonds
genau zu messen, kontinuierlich zu Uberwachen und zu steuern. Auf Anfrage wird die Gesellschaft
den Anteilinhabern ergédnzende Informationen Uber die eingesetzten Risikomanagementverfahren zur
Verfugung stellen, einschlieBlich der geltenden quantitativen Grenzen und der jlungsten
Risikoentwicklungen und Renditeeigenschaften der Hauptanlagekategorien.

Die Gesellschaft sollte die Vermdgenswerte des betreffenden Fonds nur in Finanzderivaten anlegen,
wenn (a) die Finanzderivate den Fonds keinen Risiken aussetzen, die der Fonds bei anderen
Anlagen nicht tragen konnte, (b) die Finanzderivate nicht dazu fihren, dass der Fonds von seinem in
diesem Prospekt beschriebenen Anlageziel abweicht und (c) die Finanzderivate an einem geregelten
Markt gehandelt werden oder alternativ die Bedingungen in Abschnitt D.1. erflllt sind.

Sofern die Gesellschaft Total Return Swaps fir einen Fonds abschliel3t oder in andere Finanzderivate
mit vergleichbaren Eigenschaften anlegt, missen die von der Gesellschaft fir den betreffenden
Fonds gehaltenen Vermogenswerte mit den Bestimmungen der Regulations 70 bis 74 der OGAW-
Vorschriften im Einklang stehen.

Die Bedingungen und Grenzen fir den Einsatz von Finanzderivaten fur die einzelnen Fonds sind wie
folgt:

(a) das Gesamtrisiko eines Fonds in Bezug auf Finanzderivate darf seinen
Nettoinventarwert nicht Gberschreiten;
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(b) das Engagement in Finanzderivaten zugrunde liegenden Vermdgenswerten,
einschliellich in Ubertragbare Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente eingebetteter
Finanzderivate, darf in Kombination mit etwaigen Positionen in Direktanlagen die in
den Zentralbank-Anforderungen angegebenen Anlagegrenzen nicht Ubersteigen
(wobei diese Bestimmung nicht fir indexbasierte Finanzderivate gilt, sofern der
zugrunde liegende Index den in den Zentralbank-Anforderungen angegebenen
Kriterien entspricht);

(c) ein Fonds kann in frei (OTC) gehandelten Finanzderivaten anlegen, vorausgesetzt
die Kontrahenten der OTC-Geschéfte sind Finanzinstitute, die einer Aufsicht
unterliegen und zu den von der irischen Zentralbank genehmigten Kategorien
gehoren; und

(d) Anlagen in Finanzderivaten unterliegen den von der Zentralbank festgelegten
Bedingungen und Grenzen, darunter  auch Deckungsanforderungen,
Risikoberechnungs- und Stresstestvorschriften.

Fiir die Fonds zur Anlage zugelassene Finanzderivate

Die Fonds konnen fiur ein effizientes Portfoliomanagement oder zur Direktanlage in Finanzderivaten
anlegen, sofern dies in ihrer jeweiligen Anlagepolitik vorgesehen ist. Eine Beschreibung der Arten von
Finanzderivaten oder mit Derivaten vergleichbaren Instrumente, in denen die Fonds anlegen durfen,
ist nachstehend ausgeflhrt.

Termingeschéfte

Durch ein Termingeschéaft wird der Preis ,festgeschrieben®, zu dem ein Index oder Vermégenswert zu
einem in der Zukunft liegenden Termin ge- oder verkauft werden kann. Bei Devisentermingeschaften
verpflichten sich die Vertragsparteien, einen bestimmten Betrag einer Wahrung zu einem in Bezug
auf eine andere Wahrung festgelegten Preis (Wechselkurs) an einem bestimmten kiinftigen Termin
zu kaufen oder zu verkaufen. Terminkontrakte kénnen durch Abschluss eines entsprechenden
Gegengeschafts ,glattgestellt werden. Ein Fonds kann Devisentermingeschafte einsetzen,
einschliel3lich Non-Deliverable Currency Forwards, um sich gegen Fluktuationen des relativen Werts
seiner Portfoliopositionen aufgrund von Anderungen der Wechselkurse zu schiitzen und/oder um
direkt von Anderungen der Wechselkurse zu profitieren.

Swaps

Ein Swap ist grundsatzlich eine Vereinbarung zwischen zwei Kontrahenten Gber den Austausch von
Zahlungsstromen, die in Bezug auf zwei Referenzwerte fiir einen zuvor festgelegten Zeitraum
vereinnahmt werden.

Ein Fonds kann Total Return Swaps abschlielen, um ein Engagement in bestimmten Anlageklassen,
in einem Anlagekorb oder an bestimmten Markten zu erzielen, jeweils unter Beachtung der
Anlagestrategie des Fonds und ohne dafiir direkt in den jeweiligen Referenzwerten anzulegen. Bei
einem Total Return Swap kann eine Partei den mit dem Eigentum verbundenen wirtschaftlichen
Nutzen aus einem Vermdgenswert oder einem Index ziehen, ohne den Vermdgenswert oder Index
selbst zu kaufen. Wahrungsswaps kénnen von den Fonds zur Steuerung von Wechselkurs-
/Wahrungsrisiken im Zusammenhang mit dem Portfolio oder zur Ausnutzung von Anderungen der
Wechselkurse eingesetzt werden. Die Fonds kdnnen zudem in Zinsswaps anlegen, um Risiken fir
den Wert ihrer Portfolios bei Zinsschwankungen auszugleichen oder um auf Anderungen der
Zinssatze zu spekulieren.
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Terminkontrakte (Futures)

Futures beinhalten die vertragliche Verpflichtung zum Kauf oder Verkauf einer standardisierten
Menge eines bestimmten Vermdgenswerts (oder in einigen Fallen zum Erhalt oder zur Leistung von
Barzahlungen basierend auf der Performance des zugrunde liegenden Vermdgenswerts, Instruments
oder Indexes) an einem vorab bestimmten kiinftigen Datum und zu einem vereinbarten Preis/Kurs im
Wege einer Borsentransaktion. Die Fonds kdnnen in Futures anlegen, um sich gegen Markt-,
Wechselkurs- oder Zinsrisiken ihrer Portfolios abzusichern oder um im Einklang mit ihrer Anlagepolitik
ohne eine Direktanlage ein Engagement im Referenzmarkt bzw. Referenzwert einzugehen. Der
Einsatz von Futures zur Umsetzung einer bestimmten Strategie anstelle einer Direktanlage in dem
zugrunde liegenden Wertpapier oder Index kann zu niedrigeren Transaktionskosten fir den Fonds
fihren.

Optionen

Bei einem Optionskontrakt wird dem Kaufer das Recht gewahrt (ohne ihn zu verpflichten), eine
Bedingung der Option auszuiben, wie den Kauf einer bestimmten Menge eines bestimmten
Produkts, Vermdgenswerts oder Finanzinstruments an oder bis zu einem bestimmten in der Zukunft
liegenden Termin (einschlieRlich) (dem Ausubungstermin). Der Verkaufer der Option ist verpflichtet,
die vereinbarte Laufzeit des Optionskontrakts einzuhalten. Da die Option dem Kaufer ein Recht
gewahrt und dem Verkaufer eine Verpflichtung auferlegt, zahlt der Kaufer an den Verkaufer eine
Optionspramie. Put-Optionen sind Kontrakte, bei denen der Optionskaufer das Recht erhalt, an den
Verkaufer der Option den Basiswert, d. h. das Produkt oder Finanzinstrument, zu einem festgelegten
Preis an oder vor dem Ausibungstermin zu verkaufen. Call-Optionen sind Kontrakte, bei denen der
Optionskaufer das Recht erhalt, vom Verkaufer der Option den Basiswert, d. h. das zugrunde
liegende Produkt oder Finanzinstrument, zu einem festgelegten Preis an oder vor dem
Ausubungstermin zu kaufen. Optionen kénnen auch in bar abgewickelt werden. Ein Fonds kann
bérsengehandelte oder aulerborslich (OTC) gehandelte Put- und Call-Optionen kaufen oder
verkaufen (gewahren). Ein Fonds kann in Optionen anlegen, um im Einklang mit seiner Anlagepolitik
eine Position in Bezug auf bestimmte Asset-Klassen, Asset-Koérbe oder Markte einzunehmen, ohne
eine Direktanlage in den Referenzwerten zu tatigen bzw. um Risiken im Zusammenhang mit dem
Anlageportfolio des Fonds abzusichern.

Wandelbare Wertpapiere

Die Fonds kénnen in wandelbaren Wertpapieren anlegen, darunter Anleihen, Schuldverschreibungen
(debentures), Schuldscheindarlehen oder Vorzugsaktien, die innerhalb eines bestimmten Zeitraums
zu einem festgelegten Preis oder auf Basis einer festgelegten Formel in eine bestimmte Anzahl von
Stammaktien desselben oder eines anderen Emittenten umgewandelt oder gegen diese ausgetauscht
werden konnen. Ein wandelbares Wertpapier berechtigt den Inhaber zum Erhalt von Zinsen, die
entweder ausgezahlt werden oder auf den Schuldtitel auflaufen, oder zu einer Dividendenzahlung auf
die Vorzugsaktien, und zwar bis zur Falligkeit des wandelbaren Wertpapiers oder bis zu dessen
Tilgung, Wandlung oder Austausch. Vor der Wandlung bieten wandelbare Wertpapiere
normalerweise Einkinfte mit einer Rendite, die hdher ist als bei Stammaktien desselben oder eines
vergleichbaren Emittenten, aber niedriger als bei nicht-wandelbaren Wertpapieren.

Optionsscheine

Optionsscheine sind Optionen insofern ahnlich, als sie dem Inhaber das Recht verleihen, Aktien zu
einem kuinftigen Zeitpunkt zu einem bestimmten Preis zu kaufen oder zu verkaufen, ohne dass hierzu
eine Verpflichtung besteht. Ein Optionsschein garantiert dem Inhaber das Recht zum Kauf (oder
Verkauf) einer bestimmten Anzahl an Aktien zu einem bestimmten Preis (dem Auslibungspreis)
innerhalb eines festgelegten Zeitraums. Anders als Optionen auf bdérsennotierte und -gehandelte
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Aktienwerte werden Optionsscheine in aller Regel von Unternehmen (ber Privatplatzierungen
ausgegeben und Ublicherweise aulerborslich (OTC) gehandelt.

Bezugsrechte

Bezugsrechte sind Instrumente, die von einem Unternehmen begeben werden, um den Inhabern die
Zeichnung zusatzlicher von dem Unternehmen begebener Wertpapiere zu erméglichen.

Genussscheine

Genussscheine (Participatory Notes) sind Finanzinstrumente, die die Fonds einsetzen kénnen, um
ein Engagement in einer Aktienanlage in einem ortlichen Markt zu ermdglichen, in dem ein
Direktbesitz nicht zuldssig ist. Genussscheine werden im Allgemeinen durch Banken oder Broker-
Dealer ausgegeben und sind Schuldscheine, die die Wertentwicklung eines bestimmten zugrunde
liegenden Aktienwertes oder Marktes abbilden sollen. Die Rendite des Genussscheins, der an einen
bestimmten Basiswert gekoppelt ist, wird im Allgemeinen um etwaige im Zusammenhang mit dem
Basiswert gezahlte Dividenden erhoht. Der Inhaber eines Genussscheins erhalt jedoch in der Regel
keine Stimmrechte, wie es bei dem Direktbesitz des zugrunde liegenden Wertpapiers der Fall ware.

B. Weitere Techniken und Instrumente fiir ein effizientes Portfoliomanagement

1. Zusatzlich zu den vorstehend beschriebenen Anlagen in Finanzderivaten kann die
Gesellschaft andere Techniken und Instrumente mit Bezug auf Ubertragbare Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente einsetzen, jeweils nach Maligabe der in den Zentralbank-Anforderungen
festgelegten Bedingungen und Grenzen. Techniken und Instrumente, die in Bezug auf
Ubertragbare Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente und im Hinblick auf ein effizientes
Portfoliomanagement eingesetzt werden, einschliel3lich Finanzderivate, die nicht fir eine
Direktanlage eingesetzt werden, beziehen sich auf Techniken und Instrumente, die folgende
Kriterien erfiillen:

(@) durch eine kosteneffiziente Umsetzung sind sie wirtschaftlich angemessen;
(b)  durch ihren Einsatz wird eines oder mehrere der folgenden Ziele angestrebt:
(i) Risikoreduzierung;
(i)  Kostenreduzierung;
(iii)  Erwirtschaftung zusatzlichen Kapitals bzw. zusatzlicher Ertrage fir einen
Fonds bei einem Risiko, das dem Risikoprofii des Fonds und den

Grundsatzen der Risikostreuung gemal den OGAW-Vorschriften entspricht;

(c) die mit ihnen verbundenen Risiken werden durch das von der Gesellschaft
eingesetzte Risikomanagementverfahren angemessen erfasst; und

(d) sie fihren nicht zu einer Anderung des ausgewiesenen Anlageziels des jeweiligen
Fonds bzw. zu von nicht in der allgemeinen Risikostrategie (wie in seinen
Verkaufsunterlagen beschrieben) enthaltenen erheblichen zusatzlichen Risiken.

Techniken und Instrumente (auRer Finanzderivate), die im Hinblick auf ein effizientes

Portfoliomanagement eingesetzt werden dirfen, sind nachstehend beschrieben und
unterliegen den hiernach ausgefiihrten Bedingungen.
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Einsatz von Pensionsgeschaften / inversen Pensionsgeschaften (,Pensionsgeschafte”) und
Wertpapierleihgeschaften (,Techniken fir ein effizientes Portfoliomanagement*)

Im Sinne dieses Abschnitts bezeichnen ,Relevante Institute” (i) Kreditinstitute, die im EWR
(d. h. Mitgliedstaaten der Europdischen Union, Norwegen, Island, Liechtenstein) zugelassen
sind oder (ii) Kreditinstitute, die in einem Signatarstaat (mit Ausnahme der EWR-
Mitgliedstaaten) des Basler Kapitalkonvergenzabkommens vom Juli 1988 zugelassen sind oder
(iii) Kreditinstitute in einem Drittland, die gemal Artikel 107(4) von Verordnung (EU) Nr.
575/2013 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 (lber
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Anderung von
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zugelassen sind (d. h. zum Datum dieses Prospekts: ein
Kreditinstitut in Argentinien, Australien, Brasilien, Kanada, China, Féaréer-Inseln, Grénland,
Guernsey, Hongkong, Indien, Isle of Man, Japan, Jersey, Mexiko, Monaco, Neuseeland, Nord-
Mazedonien, Saudi-Arabien, Serbien, Singapur, Slidafrika, Siidkorea, der Schweiz, der Tiirkei
oder den USA).

Soweit die Gesellschaft Techniken fir ein effizientes Portfoliomanagement fir einen Fonds
einsetzt, unterliegen diese den folgenden Bestimmungen:

- Pensionsgeschéfte, inverse Pensionsgeschéafte und Wertpapierleihgeschafte dirfen nur im
Einklang mit der marktublichen Praxis abgeschlossen werden.

- Kontrahenten von Pensionsgeschaften, inversen Pensionsgeschéaften oder
Wertpapierleihgeschaften missen eine angemessene interne Bonitatsbewertung durch
die Gesellschaft (oder ihren Beauftragten) durchlaufen. Sofern ein solcher Kontrahent (a)
eine Bonitatsbeurteilung durch eine Ratingagentur erhalten hat, die von der
Europaischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde (,ESMA®) registriert und
beaufsichtigt wird, so ist dieses Rating im Bonitatsbewertungsverfahren zu
berlicksichtigen, und (b) durch die in (a) genannte Ratingagentur auf A-2 oder niedriger
heruntergestuft wird, ist unverziglich eine neue Bonitatsbewertung des Kontrahenten
durchzufuhren.

- Die Gesellschaft muss fur die Fonds sicherstellen, dass sie zu jeder Zeit Wertpapiere, die im
Rahmen einer Wertpapierleihe ausgeliehen wurden, zurickfordern oder die von ihr
abgeschlossene Wertpapierleihvereinbarung kiindigen kann.

- Sofern die Gesellschaft inverse Pensionsgeschafte fur einen Fonds tatigt, muss sie
sicherstellen, dass sie jederzeit in der Lage ist, den vollen Barbetrag zurtickzufordern
oder das inverse Pensionsgeschaft zu beenden, und zwar entweder auf
Entstehungsbasis oder auf Basis aktueller Marktpreise. Sofern der Barbetrag jederzeit
auf Basis des aktuellen Marktpreises zurlickgefordert werden kann, wird der auf Basis
des aktuellen Marktwertes des inversen Pensionsgeschafts ermittelte Wert fir die
Berechnung des Nettoinventarwertes des betreffenden Fonds verwendet.

- Sofern die Gesellschaft fur einen Fonds Pensionsgeschafte tatigt, muss sie sicherstellen,
dass sie jederzeit in der Lage ist, die Wertpapiere, die Gegenstand der
Pensionsvereinbarung sind, zurlckzufordern oder die von ihr abgeschlossenen
Pensionsvereinbarungen zu beenden.

- Echte Pensionsgeschéafte mit fester Laufzeit und unechte Pensionsgeschafte, deren Laufzeit

sieben Tage nicht Uberschreitet, sind als Geschafte anzusehen, deren Bedingungen es
der Gesellschaft gestatten, die Vermdgenswerte jederzeit zurlickzufordern.
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- Pensionsgeschafte und inverse Pensionsgeschafte oder Wertpapierleihgeschafte gelten nicht
als Kreditaufnahme oder -vergabe im Sinne der Regulation 103 bzw. 111 der OGAW-
Vorschriften.

- Soweit die Gesellschaft im Namen eines Fonds Techniken fiur ein effizientes
Portfoliomanagement einsetzt und aus diesen Techniken entstehende mittelbare oder
unmittelbare betriebliche Kosten/Gebilhren von den Umsatzen des Fonds abgezogen
werden (wobei zu diesen Kosten keine verdeckten Umsatzerlése gehoéren sollten), wird
die Gesellschaft in ihren Rechnungsabschlissen das oder die Unternehmen angeben,
an das bzw. die diese direkten und indirekten Kosten und Gebiihren gezahlt werden, und
zwar unter Angabe, ob es sich dabei um der Verwaltungsgesellschaft oder der
Verwahrstelle nahestehende Personen handelt.

- Alle Ertrage, die sich aus den Techniken fiir ein effizientes Portfoliomanagement ergeben,
fallen nach Abzug der direkten und indirekten Betriebskosten dem betreffenden Fonds
ZU.

- Ein Uberhang gegeniiber einer Gegenpartei aus einem Wertpapierleihgeschéft oder einem
Pensionsgeschaft — wobei ein Uberhang in diesem Zusammenhang das Ergebnis aus
dem von einem Fonds zu erhaltenden Betrag abzilglich der von dem Fonds gewahrten
Sicherheiten ist — muss bei der Berechnung der durch den Fonds einzuhaltenden
Emittentengrenzen berucksichtigt werden.

Weder die Gesellschaft noch die Verwaltungsgesellschaft oder ein Anlageverwalter sind
derzeit im Namen eines Fonds an Wertpapierleihgeschéaften beteiligt oder gehen solche
ein.

Allerdings konnen Pensionsgeschifte im Namen eines Fonds abgeschlossen werden,
sofern dies in der entsprechenden Prospektergéanzung angegeben ist.

Pensionsgeschafte werden nur im Namen eines Fonds zum Zwecke eines effizienten
Portfoliomanagements und nur unter Einhaltung der in den OGAW-Vorschriften der
Zentralbank festgelegten Bedingungen und Grenzen sowie gemaf den in diesem Anhang Il
dargelegten Bestimmungen eingegangen.

Sofern in der entsprechenden Erganzung nicht ausdriicklich etwas anderes angegeben ist,
stellen die im Namen eines Fonds eingegangenen Pensionsgeschafte Transaktionen dar,
gemal denen der betreffende Fonds Wertpapiere als Sicherheit (im Tausch gegen Barmittel)
von einem Kontrahenten erwirbt, der zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses zustimmt, die
Wertpapiere zu einem einvernehmlich festgelegten Zeitpunkt und Preis zuriickzukaufen,
wodurch die Rendite fir den Fonds wahrend der Laufzeit des der Transaktion zugrunde
liegenden Vertrags bestimmt wird. Der Preis, den der Kontrahent beim Ruckkauf der
Wertpapiere an den Fonds zahlen muss, entspricht in der Regel dem urspriinglichen Kaufpreis
zuzuglich eines vereinbarten Marktzinssatzes, der als ,Repo-Satz* bezeichnet wird. Bei einem
Ausfall des Kontrahenten hat der betreffende Fonds Anspruch auf die Sicherheiten, die den
aufsichtsrechtlichen Anforderungen in Teil C: Besicherungsrichtlinien (unten) entsprechen
mussen.

Abgesehen von den Pensionsgeschaften, die die Gesellschaft im Namen eines Fonds eingeht,

tatigt sie anderweitig keine Wertpapierfinanzierungsgeschafte (,SFT“) (gemal der Definition
dieses Begriffs in diesem Prospekt und in der SFT-Verordnung) im Namen eines Fonds.

Besicherungsrichtlinien
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- Alle Vermdgensgegenstande, die die Gesellschaft flir einen Fonds im Zusammenhang mit
Techniken fir ein effizientes Portfoliomanagement und/oder OTC-Derivatetransaktionen
erhalt, sollten als Sicherheiten betrachtet werden und die folgenden
Besicherungsrichtlinien erfiillen:

a) Liquiditat: Sicherheiten, die anstelle von Barmitteln entgegengenommen werden,
sollten hochliquide sein und an einem geregelten Markt oder multilateralen
Handelssystem mit transparenter Preisbildung gehandelt werden kénnen, sodass
ein schneller Verkauf zu einem Preis mdglich ist, der weitestgehend dem letzten
Kurs der Sicherheiten vor ihrem Verkauf entspricht. Erhaltene Sicherheiten
missen aullerdem mit den Bestimmungen in Regulation 74 der OGAW-
Vorschriften im Einklang stehen.

b) Bewertung: Im Einklang mit aufsichtsrechtlichen Vorschriften miissen erhaltene
Sicherheiten mindestens taglich bewertet werden. Vermdgenswerte mit hoher
Kursvolatilitat sollten nicht als Sicherheit angenommen werden, es sei denn, es
werden entsprechende konservativ  berechnete  Sicherheitsabschlage
vorgenommen.

c) Bonitat des Emittenten: Erhaltene Sicherheiten missen von hoher Qualitat sein.
Die Gesellschaft (oder ihr Beauftragter) muss Folgendes sicherstellen:

i. Hat ein Emittent eine Bonitatsbeurteilung durch eine Ratingagentur erhalten,
die von der ESMA registriert und beaufsichtigt wird, so ist dieses Rating von
der Verwaltungsgesellschaft (oder ihrem Beauftragten) im
Bonitatsbewertungsverfahren zu bericksichtigen; und

ii. sofern ein Emittent durch die in (i) genannte Ratingagentur auf ein Rating
unterhalb der beiden hochsten kurzfristigen Ratingkategorien heruntergestuft
wird, ist unverziglich eine neue Bonitatsbewertung des Emittenten durch die
Verwaltungsgesellschaft (oder ihren Beauftragten) durchzufiihren;

d) Korrelation: Erhaltene Sicherheiten missen von einem Unternehmen ausgegeben
sein, das von der Gegenpartei unabhangig ist. Es sollte fur den Anlageverwalter
gute Grinde geben, davon auszugehen, dass die Sicherheit keine enge
Korrelation mit der Performance des Kontrahenten aufweisen wird, und

e) Streuung (Konzentration von Vermdgensgegenstanden):

i. Vorbehaltlich des nachfolgenden Unterabsatzes (ii) sollten Sicherheiten
ausreichend im Hinblick auf Lander, Markte und Emittenten gestreut sein,
wobei das maximale Engagement in Bezug auf einen Emittenten auf 20 %
des Nettoinventarwertes des betreffenden Fonds beschrankt ist. Wenn das
Engagement eines Fonds mehrere Gegenparteien umfasst, sind die
verschiedenen Sicherheitenkérbe bei der Berechnung der 20%-Grenze im
Hinblick auf einen einzelnen Emittenten zu kumulieren.

ii. ein Fonds kann in vollem Umfang durch unterschiedliche Ubertragbare
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente besichert sein, die von einem
Mitgliedstaat, dessen Gebietskorperschaften, einem Drittstaat oder von
internationalen Einrichtungen offentlich-rechtlichen Charakters, denen ein
oder mehrere Mitgliedstaaten angehdren, begeben oder garantiert werden,
sofern der Fonds Wertpapiere aus mindestens 6 verschiedenen Emissionen
erhalt und die Wertpapiere aus ein und derselben Emission 30 % des
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Nettoinventarwertes des betreffenden Fonds nicht Uberschreiten. Die
Mitgliedstaaten, Gebietskérperschaften, Drittstaaten oder internationalen
Einrichtungen o6ffentlich-rechtlichen Charakters, die Wertpapiere begeben
oder garantieren, die als Sicherheiten im Umfang von mehr als 20 % des
Nettoinventarwertes eines Fonds angenommen werden dirfen, sind in
Ziffer 2.12 in Anlage IIl aufgefihrt.

f) Unmittelbare Verfugbarkeit: Erhaltene Sicherheiten sollten jederzeit in voller H6he
durch die Gesellschaft durchsetzbar sein, ohne dass eine Bezugnahme auf die
Gegenpartei oder deren Genehmigung erforderlich ist.

- Mit der Verwaltung von Sicherheiten verbundene Risiken wie Betriebs- und Rechtsrisiken
sind zu identifizieren, zu verwalten und mit Hilfe des Risikomanagementverfahrens zu
verringern.

- Erhaltene Sicherheiten in Form einer Eigentumsubertragung sollten von der Verwahrstelle
gehalten werden. Bei anderen Arten von Sicherheitsvereinbarungen kann die Sicherheit
von einer anderen Verwahrstelle/Depotbank gehalten werden, sofern diese
Verwahrstelle/Depotbank einer aufsichtsrechtlichen Kontrolle unterliegt, in keiner
Beziehung zu dem Besteller der Sicherheit steht und nicht mit diesem verbunden ist.

- Unbare Sicherheiten durfen nicht verkauft, verpfandet oder wieder angelegt werden.

- Von einem Fonds vereinnahmte Barsicherheiten dirfen nur in eine oder mehrere der
folgenden Anlagen investiert werden:

e eine Einlage bei Relevanten Instituten (wie vorstehend definiert);
e eine Staatsanleihe hoher Qualitat;

) ein inverses Pensionsgeschaft, sofern die Transaktion mit Relevanten Instituten
getatigt wird und die Gesellschaft jederzeit in der Lage ist, den Barbetrag in voller
Hohe und auf Entstehungsbasis fiir einen Fonds abzurufen; oder

e einen kurzfristigen Geldmarktfonds im Sinne von Artikel 2(14) der
Geldmarktfondsverordnung;

e einen kurzfristigen Geldmarktfonds im Sinne von Verordnung 89 der OGAW-
Richtlinien der Zentralbank, sofern diese Anlage vor dem 21. Januar 2019
stattfindet.

Die Anlage von Barsicherheiten sollte in diversifizierter Form im Einklang mit den
Streuungsanforderungen fiir unbare Sicherheiten erfolgen. Angelegte Barsicherheiten
dirfen nicht als Einlagen bei der Gegenpartei oder einem mit der Gegenpartei
verbundenen oder in Beziehung stehenden Unternehmen platziert werden.
Engagements, die Uber die Wiederanlage von Sicherheiten erzielt werden, missen bei
der Berechnung der vom Fonds gemaR den OGAW-Vorschriften einzuhaltenden
Emittentengrenzen berlcksichtigt werden.

- Zulassige Arten von Sicherheiten

Im Hinblick auf Sicherheiten, die die Gesellschaft fiir einen Fonds im Rahmen von OTC-
Derivatetransaktionen oder durch Einsatz von Techniken fir ein effizientes
Portfoliomanagement erhalt, beabsichtigt die Gesellschaft — vorbehaltlich der in
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Abschnitt C. 1. (a)-(f) angegebenen Kriterien — die folgenden Arten von Sicherheiten

anzunehmen:
. Barmittel;
. Staatsanleihen und Anleihen staatlicher Stellen mit festen Zinszahlungen und

einem Mindestrating von Aaa/AAA von Moody’s, Fitch und Standard & Poor’s und
einer maximalen Laufzeit bzw. Restlaufzeit von 30 Jahren.

- Erforderliche Hohe der Sicherheiten

Der Wert einer von der Gesellschaft erhaltenen Sicherheit, nach Anpassung gemaf den
Richtlinien fir Sicherungsabschlage, ist taglich anhand des Marktwertes zu bestimmen
und muss jederzeit dem Wert des angelegten Betrages oder der entliehenen
Wertpapiere entsprechen oder diesen Ubersteigen.

- Richtlinien fur Sicherheitsabschlage (Haircut Policy)

Der Wert der von der Gesellschaft fir einen Fonds erhaltenen unbaren Sicherheiten wird
mit 90 % bis 99 % des Wertes der jeweiligen Sicherheit angesetzt, je nach
Marktstandard und Kreditqualitdt des Emittenten; dies gilt nicht fir US Treasury STRIPS,
bei denen ein Wert von 84 % angesetzt wird. Auf Barsicherheiten werden keine
Sicherheitsabschlage erhoben.

Jede Entscheidung Uber die Anwendung oder Nichtanwendung eines spezifischen
Sicherheitsabschlages fiir eine bestimmte Asset-Klasse wird begriindet und
dokumentiert.

- Ein Fonds, der Sicherheiten im Wert von mindestens 30 % seines Nettoinventarwertes erhalt,
muss fur angemessene Richtlinien flr Stresstests sorgen, um sicherzustellen, dass
regelmafige Stresstests unter normalen und auflerordentlichen Liquiditdtsbedingungen
durchgefiihrt werden, um der Verwaltungsgesellschaft eine Einschatzung der mit der
Sicherheit verbundenen Liquiditatsrisiken fiir den Fonds zu ermdglichen. Die Richtlinien
fur Liquiditats-Stresstests sollten wenigstens die folgenden Aspekte umfassen:

o Aufbau der Analyse der Stresstest-Szenarien, einschliellich Kalibrierung,
Zertifizierung und Sensitivitatsanalyse;

o empirischer Ansatz bei der Einschatzung der Auswirkungen, einschliellich
Backtesting der Liquiditatsrisikobewertungen;

o Haufigkeit der Berichterstattung und Begrenzung/Verlusttoleranz-Grenze(n); und

o Abschwachungsmallinahmen zur Verringerung von Verlusten, einschlieRlich
Richtlinien fur Sicherungsabschlage und Schutz vor Gap-Risiko;

- Risiken bei wiederangelegten Barsicherheiten

Sofern die Gesellschaft flir einen Fonds Barsicherheiten wieder anlegt, werden
Marktpositionen in der Erwartung von VeraufRerungsgewinnen eingegangen. Wird dieses
Ziel durch die Wiederanlage nicht erreicht, sondern ein Verlust generiert, tragt der Fonds
diesen Verlust; darUber hinaus muss der Fonds dem Kontrahenten den vollen Wert der
urspringlich angelegten Barsicherheit zuriickzahlen (und nicht den dann aktuellen
Marktwert der Barsicherheit nach Wiederanlage).
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D. Geeignete Kontrahenten

. Als Kontrahenten fiir Transaktionen mit OTC-Derivaten oder fir Pensionsgeschafte kommen nur
die folgenden in Frage:

ein innerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums (EWR) zugelassenes
Kreditinstitut (d. h. in Mitgliedstaaten, Norwegen, Island, Liechtenstein);

ein in einem Signatarstaat (mit Ausnahme der EWR-Mitgliedstaaten) des Basler
Kapitalkonvergenzabkommens vom Juli 1988 zugelassenes Kreditinstitut;

ein Kreditinstitut in einem Drittland, das gemaf Artikel 107(4) von Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni
2013 Uber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur
Anderung von Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zugelassen ist (d. h. zum Datum
dieses Prospekts: ein Kreditinstitut in Argentinien, Australien, Bosnien und
Herzegowina, Brasilien, Kanada, China, den Farder-Inseln, Grénland, Guernsey,
Hongkong, Indien, Isle of Man, Japan, Jersey, Mexiko, Monaco, Neuseeland,
Nord-Mazedonien, Saudi-Arabien, Serbien, Singapur, Sidafrika, Siudkorea, der
Schweiz, der Tirkei oder den USA);

eine Wertpapierfirma, die gemall den Vorschriften der Finanzmarktrichtlinie
zugelassen ist; oder

eine Konzerngesellschaft einer von der US-amerikanischen Federal Reserve als
Bankholdinggesellschaft (bank holding company) zugelassenen Gesellschaft,
sofern die Konzerngesellschaft der Aufsicht als konsolidiert beaufsichtigte
Bankholdinggesellschaft durch die Federal Reserve unterliegt.

. Sofern ein Kontrahent im Sinne von Ziffer 1(d) oder (e)

eine Bonitatsbeurteilung durch eine Ratingagentur erhalten hat, die von der ESMA
registriert  und beaufsichtigt  wird, so ist dieses Rating im
Bonitatsbewertungsverfahren zu bertcksichtigen, und

durch die in (a) genannte Ratingagentur auf ein Rating von A-2 oder darunter
(oder ein vergleichbares Rating) heruntergestuft wird, ist unverziglich eine neue
Bonitatsbewertung des Kontrahenten durchzufihren;

° Bei Novation von OTC-Derivaten muss es sich bei dem Kontrahenten nach der Novation

um ein Unternehmen handeln, das unter eine der Kategorien der Ziffern 1(a) — (e)
dieses Abschnitts D fallt; oder

um eine zentrale Gegenpartei handeln, die
i. gemaR den EMIR-Vorschriften zugelassen oder anerkannt ist; oder

i. die bis zur Anerkennung durch die ESMA gemal Artikel 25 der EMIR-
Vorschriften

1. von der SEC als Clearing-Agentur eingestuft ist, oder
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2. von der US-amerikanischen Commodity Futures Trading Commission
als Clearing-Organisation flir Derivate eingestuft ist.

. Die Risikoposition gegeniber der Gegenpartei darf die in Regulation 70(1)(c) der
OGAW-Vorschriften festgelegten Grenzen nicht (berschreiten, wobei die
entsprechende Bewertung im Einklang mit den Bestimmungen in Buchstabe (b)
erfolgt.

o Bei der Bewertung der Risikoposition gegentber einem Kontrahenten eines OTC-
Derivats fiir die Zwecke der Regulation 70(1)(c) der OGAW-Vorschriften:

(i) wird das Engagement in Bezug auf den Kontrahenten auf Basis des
positiven Marktwertes des mit diesem Kontrahenten abgeschlossenen OTC-
Derivates berechnet;

(i)  koénnen Derivatepositionen mit demselben Kontrahenten saldiert werden,
sofern die Gesellschaft in der Lage ist, die Aufrechnungsvereinbarungen mit
dem Kontrahenten fir den betreffenden Fonds durchzusetzen. Fir die
Zwecke dieser Bestimmung ist eine Saldierung nur fir OTC-Derivate mit
demselben Kontrahenten zulassig und nicht fiir andere Engagements, die
ggf. bei dem betreffenden Fonds in diesem Kontrahenten bestehen;

(i)  koénnen Sicherheiten, die der betreffende Fonds erhalten hat, zur
Verringerung des Risikos gegentiber dem Kontrahenten verwendet werden,
sofern die Sicherheiten die Zentralbank-Anforderungen erfillen (wie
vorstehend in Abschnitt C. beschrieben).

Wertpapiere ,,per Emission®, , mit Lieferung auf Termin“ und als ,,Terminengagement*
Die Gesellschaft kann in Wertpapieren ,per Emission®, ,mit Lieferung auf Termin“ und als

.rerminengagement anlegen. Diese Wertpapiere werden bei der Berechnung der in den
Anlagebeschrankungen fiir einen Fonds festgelegten Anlagegrenzen beriicksichtigt.
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ANLAGE Il

Anlage- und Kreditaufnahmebeschrankungen

Jeder Fonds muss bei seinen Vermogensanlagen die OGAW-Vorschriften beachten. Die OGAW-
Vorschriften enthalten die folgenden Regelungen:

1

Zuldssige Anlagen

1,1

1.2

1.3

14

1.5

1.6

1.7

Die Anlagen jedes Fonds sind beschrankt auf:

Ubertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die entweder zur amtlichen Notierung
an einer Borse in einem Mitgliedstaat oder Drittstaat zugelassen sind oder an einem anderen
Markt eines Mitgliedstaates oder Drittstaates, der geregelt, anerkannt, fir das Publikum offen
und dessen Funktionsweise ordnungsgemag ist, gehandelt werden.

Ubertragbare Wertpapiere aus Neuemissionen, die innerhalb eines Jahres zur amtlichen
Notierung an einer/einem der vorstehend beschriebenen Bodrsen oder anderen Markte
zugelassen werden.

Sonstige nicht an einem geregelten Markt gehandelte Geldmarktinstrumente gemafl den
Zentralbank-Anforderungen.

Anteile an OGAW.

Anteile an AlFs wie in der Bekanntmachung ,UCITS Acceptable Investment in other
Investment Funds® der irischen Zentralbank beschrieben.

Einlagen bei Kreditinstituten gemal den Zentralbank-Anforderungen.

DFI, wie in den Auflagen der Zentralbank festgelegt.

Anlagebeschriankungen

21

2.2

23

Jeder Fonds darf héchstens 10 % seines Nettoinventarwerts in anderen als den in Ziffer 1
genannten ubertragbaren Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten anlegen, sofern diese den
Anforderungen der Zentralbank entsprechen.

Jeder Fonds darf hochstens 10 % seines Nettoinventarwerts in Ubertragbaren Wertpapieren

aus Neuemissionen anlegen, die innerhalb eines Jahres zur amtlichen Notierung an einer

Borse oder an einem anderen Markt (wie in Ziffer 1.1. beschrieben) zugelassen werden. Diese

Beschrankung gilt nicht fir Anlagen eines Fonds in bestimmten US-Wertpapieren, die als Rule

144A-Wertpapiere bekannt sind, sofern:

(i) die Wertpapiere mit der Verpflichtung ausgegeben werden, dass sie innerhalb von
einem Jahr nach Ausgabe bei der SEC registriert sein werden; und

(i) es sich bei den Wertpapieren nicht um nicht-liquide Wertpapiere handelt, d. h., dass
sie durch den Fonds innerhalb von sieben Tagen zu dem Preis, bzw. annadhernd zu
dem Preis, verauliert werden kdnnen, der der Bewertung durch den Fonds entspricht.

Jeder Fonds darf nicht mehr als 10 % seines Nettoinventarwerts in Ubertragbaren
Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten desselben Emittenten anlegen, und der
Gesamtwert der Ubertragbaren Wertpapiere und Geldmarktinstrumente eines Emittenten, bei
denen ein Fonds jeweils mehr als 5% anlegt, darf 40 % seines Nettovermdgens nicht
Ubersteigen.
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24

Die Grenze von 10 % (in 2.3) wird auf 25 % fir Schuldverschreibungen angehoben, die von
einem Kreditinstitut mit eingetragenem Sitz in einem Mitgliedstaat begeben werden, das
aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibungen
einer besonderen offentlichen Aufsicht unterliegt. Legt ein Fonds mehr als 5% seines
Nettoinventarwerts in diesen Schuldverschreibungen eines einzelnen Emittenten an, darf der
Gesamtwert dieser Anlagen 80 % des Nettoinventarwerts des Fonds nicht uUbersteigen. Vor
Inanspruchnahme dieser Bestimmung ist die Genehmigung der Zentralbank einzuholen.

2.5

2.6

27

2.8

2.9

Die Grenze von 10 % (in 2.3) wird auf 35 % angehoben fir Ubertragbare Wertpapiere oder
Geldmarktinstrumente, die von einem Mitgliedstaat oder dessen Gebietskdrperschaften oder
von einem Dirittstaat oder von internationalen Einrichtungen 6ffentlich-rechtlichen Charakters,
denen mindestens ein Mitgliedstaat angehort, begeben oder garantiert werden.

Die in Ziffern 2.4 und 2.5 genannten Ubertragbaren Wertpapiere und Geldmarktinstrumente
bleiben bei der Berechnung der in Ziffer 2.3 genannten 40 %-Grenze unberucksichtigt.

Anlagen in Einlagen oder auf Konten gebuchte Barmittel, die als zusatzliche liquide Mittel
gehalten werden, die bei ein und demselben Kreditinstitut gehalten werden, dirfen 20 % des
Nettoinventarwerts eines Fonds nicht Gibersteigen.

Einlagen und auf Konten gebuchte Barmittel, die als zusatzliche liquide Mittel gehalten werden,
dirfen nur bei Kreditinstituten gehalten werden, die in mindestens eine der folgenden
Kategorien fallen:

- ein innerhalb des EWR zugelassenes Kreditinstitut (d. h. in Mitgliedstaaten der
Europaischen Union, Norwegen, Island, Liechtenstein);

- ein in einem Signatarstaat (mit Ausnahme der EWR-Mitgliedstaaten) des Basler
Kapitalkonvergenzabkommens vom Juli 1988 zugelassenes Kreditinstitut; oder

- ein Kreditinstitut in einem Drittland, das gemaf Artikel 107(4) von Verordnung (EU) Nr.
575/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 Uber
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Anderung von
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zugelassen ist (d. h. zum Datum dieses Prospekts: ein
Kreditinstitut in Argentinien, Australien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Kanada,
China, den Farder-Inseln, Gronland, Guernsey, Hongkong, Indien, Isle of Man, Japan,
Jersey, Mexiko, Monaco, Neuseeland, Nord-Mazedonien, Saudi-Arabien, Serbien,
Singapur, Sutdafrika, Stidkorea, der Schweiz, der Tirkei oder den USA);

Das Risiko eines Fonds gegenlber einem Kontrahenten eines OTC-Derivats darf nicht mehr
als 5 % des Nettoinventarwerts des Fonds betragen.

Diese Grenze wird im Fall eines Kreditinstituts, das in mindestens eine der im vorstehenden
Absatz 2.7 angegebenen Kategorien von Kreditinstituten fallt, auf 10 % angehoben.

Unbeschadet der vorstehenden Ziffern 2.3, 2.7 und 2.8 dirfen bei ein und derselben
Einrichtung hochstens 20 % seines Nettoinventarwerts in einer Kombination aus:

- von dieser Einrichtung begebenen (bertragbaren  Wertpapieren  oder
Geldmarktinstrumenten;

- Einlagen; und/oder

- Ausfallrisiken im Zusammenhang mit von dieser Einrichtung erworbenen OTC-
Derivaten angelegt werden.
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2.10

2.1

212

Die in den vorstehenden Ziffern 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.8 und 2.9 genannten Grenzen dirfen nicht
kumuliert werden, so dass Positionen in Bezug auf eine einzelne Einrichtung 35 % des
Nettoinventarwerts des Fonds nicht Uberschreiten durfen.

Gesellschaften, die derselben Unternehmensgruppe angehéren, werden fir die Zwecke der
Ziffern 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.8 und 2.9. als ein einziger Emittent angesehen. Fir Anlagen in
Ubertragbaren  Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten  ein und derselben
Unternehmensgruppe kann jedoch eine Hochstgrenze von 20 % seines Nettoinventarwerts
festgesetzt werden.

Jeder Fonds kann mehr als 35% und bis zu 100 % seines Nettoinventarwerts in
verschiedenen Ubertragbaren Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten anlegen, die von
einem Mitgliedstaat oder seinen Gebietskoérperschaften, von einem Drittstaat oder von
internationalen Einrichtungen o6ffentlich-rechtlichen Charakters, denen ein oder mehrere
Mitgliedstaaten angehdren, begeben oder garantiert werden.

Die Emittenten kénnen aus der nachstehenden Liste ausgewahlt werden:

OECD-Staaten (Emissionen mit Investment-Grade-Rating), die Regierung der Volksrepublik
China, der brasilianische Staat (Emissionen mit Investment-Grade-Rating), der indische Staat
(Emissionen mit Investment-Grade-Rating), der Staat Singapur, Europaische Investitionsbank,
Europaische Bank fiir Wiederaufbau und Entwicklung, International Finance Corporation,
Internationaler Wahrungsfonds, Euratom, The Asian Development Bank, Europaische
Zentralbank, Europarat, Eurofima, African Development Bank, Internationale Bank fir
Wiederaufbau und Entwicklung (Weltbank), The Inter American Development Bank,
Europaische Union, Federal National Mortgage Association (Fannie Mae), Federal Home Loan
Mortgage Corporation (Freddie Mac), Government National Mortgage Association (Ginnie
Mae), Student Loan Marketing Association (Sallie Mae), Federal Home Loan Bank, Federal
Farm Credit Bank, Tennessee Valley Authority und Straight-A Funding LLC.

Jeder Fonds ist verpflichtet, Wertpapiere aus mindestens sechs verschiedenen Emissionen zu
halten, wobei die Wertpapiere aus jeder einzelnen Emission 30 % des Nettoinventarwerts des
Fonds nicht tberschreiten dirfen.

Anlagen in Organismen fiir gemeinsame Anlagen (,,0GA*)

3.1

3.2

3.3

Nach Maligabe von Ziffer 3.2 durfen Anlagen eines Fonds in Anteilen eines OGAW oder
sonstigen OGA insgesamt 10 % des Nettoinventarwerts des Fonds nicht tGberschreiten.

Unbeschadet der Bestimmungen in vorstehender Ziffer 3.1 gelten fir Fonds, fur die die
Prospektergdnzung Anlagen dieses Fonds in Hohe von 10 % oder mehr seines Vermdgens in
anderen OGAW oder OGA zulasst, anstelle der Beschrankungen in Ziffer 3.1 die folgenden
Beschrankungen:

1. ein Fonds darf nicht mehr als 20 % seines Nettoinventarwerts in ein und demselben
OGAW oder sonstigem OGA anlegen;

2. die Fondsanlagen eines Fonds in AlFs durfen insgesamt 30 % seines
Nettoinventarwertes nicht Ubersteigen;

Ein Fonds darf nur in denjenigen OGAW oder sonstigen OGA anlegen, die selbst dem Verbot
der Anlage von mehr als 10 % ihres Nettoinventarwerts in anderen offenen OGA unterliegen.
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3.4 Legt ein Fonds in Anteilen anderer OGA an, die unmittelbar oder mittelbar von der
Verwaltungsgesellschaft des Fonds oder von einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit
der die Verwaltungsgesellschaft des Fonds durch eine gemeinsame Verwaltung oder
Beherrschung oder eine wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist, so darf
die Verwaltungsgesellschaft oder andere Gesellschaft fir die Zeichnung, den Umtausch oder
die Ricknahme im Zusammenhang mit der Anlage des Fonds in Anteilen dieser anderen OGA
keine Gebuhren berechnen.

3.5 Wenn die Verwaltungsgesellschaft, ein Anlageverwalter oder ein Anlageberater aufgrund einer
Anlage in Anteilen eines anderen Investmentfonds eine Provision im Namen des Fonds
(einschlieflich einer ermafRigten Provision) erhdlt, muss die Verwaltungsgesellschaft
sicherstellen, dass die entsprechende Provision in das Vermdgen des Fonds gezahlt wird.

3.6 Die folgenden Beschrankungen gelten fiir Anlagen eines Fonds in anderen Fonds der
Gesellschaft (wobei Anlagen eines Fonds in einen anderen Fonds der Gesellschaft, der selbst
ein Dachfonds ist, nicht zuldssig sind):

1. Ein Fonds darf nicht in einen Fonds der Gesellschaft anlegen, der selbst Anteile anderer
Fonds der Gesellschaft halt;

1. ein Fonds, der in einem solchen anderen Fonds der Gesellschaft anlegt, unterliegt
keiner Zeichnungs- oder Riicknahmegeblihr;

(i) wenn ein Fonds (der ,investierende Fonds®)
eine Anlage in einem anderen Fonds der Gesellschaft (der ,empfangende Fonds*)
tatigt, darf die jahrliche Verwaltungsgebuhr, die Anlegern des investierenden Fonds in
Bezug auf diesen Teil des Vermdgens des investierenden Fonds, der in den
empfangenden Fonds investiert wird, in Rechnung gestellt wird (unabhangig davon,
ob diese Gebuhr direkt auf Ebene des investierenden Fonds, indirekt auf Ebene des
empfangenden Fonds oder durch eine Kombination aus beidem gezahlt wird), die
hdchste jahrliche Verwaltungsgebuhr, die Anlegern des investierenden Fonds in
Bezug auf den Saldo der Vermobgenswerte des investierenden Fonds in Rechnung
gestellt werden darf, nicht Uberschreiten, sodass keine doppelte Berechnung der
jahrlichen Verwaltungsgebuhr fir den investierenden Fonds aufgrund seiner Anlagen
in dem empfangenden Fonds erfolgt. Diese Bestimmung gilt ebenfalls fiir die jahrliche
Gebluhr, die vom Anlageverwalter erhoben wird, wenn die Gebuhr direkt aus dem
Vermogen der Gesellschaft gezahlt wird; und

(i) Anlagen eines Fonds in einem anderen Fonds
der Gesellschaft unterliegen den vorstehend in Ziffer 3.1. genannten Grenzen, soweit
es sich bei dem anlegenden Fonds nicht um einen Dachfonds handelt, bzw. den
vorstehend in Ziffer 3.2 genannten Grenzen, soweit es sich bei dem anlegenden
Fonds um einen Dachfonds handelt.

4 Einen Index nachbildende OGAW

Ohne Angaben
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Allgemeine Bestimmungen

5.1

Die Gesellschaft, bzw. die Verwaltungsgesellschaft fir alle von ihr verwalteten Fonds, darf
keine Aktien erwerben, die mit Stimmrechten verbunden sind, die die Auslibung eines
nennenswerten Einflusses auf die Geschaftsflihrung eines Emittenten ermdglichen.

5.2

Ein Fonds darf hochstens erwerben:

. 10 % der stimmrechtslosen Aktien ein und
desselben Emittenten;

o 10 % der Schuldverschreibungen ein und
desselben Emittenten;

. 25 % der Anteile ein und desselben OGA,;

. 10 % der Geldmarktinstrumente ein und

desselben Emittenten.

HINWEIS: Die vorstehend unter (ii), (iii) und (iv) festgelegten Grenzen koénnen bei Erwerb
unbeachtet bleiben, wenn zu diesem Zeitpunkt der Bruttobetrag der ausgegebenen
Schuldverschreibungen oder Geldmarktinstrumente oder der Nettobetrag der ausgegebenen
Wertpapiere nicht berechnet werden kann.

5.3

5.4

5.5

5.1 und 5.2 finden keine Anwendung auf:

(i) Gbertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem Mitgliedstaat oder
seinen Gebietskdrperschaften ausgegeben oder garantiert sind;

(i) Gbertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem Drittstaat ausgegeben
oder garantiert sind;

(i) Ubertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von internationalen
Einrichtungen 6ffentlich-rechtlichen Charakters, denen mindestens ein Mitgliedstaat angehort,
ausgegeben sind;

(iv) Anteile eines Fonds am Kapital einer Gesellschaft mit Sitz in einem Drittstaat, die ihre
Vermdgenswerte vornehmlich in Wertpapieren von Emittenten mit eingetragenem Sitz in
diesem Staat anlegt, sofern nach der Gesetzgebung dieses Staates eine solche Beteiligung
die einzige Mdglichkeit fir die Anlage des Fonds in Wertpapieren von Emittenten dieses
Staates darstellt. Diese Ausnahmeregelung gilt jedoch nur unter der Voraussetzung, dass die
Gesellschaft des Drittstaates in ihrer Anlagenpolitik die in den Absatzen 2.3 bis 2.11, 3.2, 5.1,
5.2, 5.4, 5.5 und 5.6 festgelegten Grenzen nicht tberschreitet und bei Uberschreitung dieser
Grenzen die Bestimmungen der nachstehenden Absatze 5.5 und 5.6 eingehalten werden.

(v) Anteile der Gesellschaft am Kapital von Tochtergesellschaften, die lediglich in ihrem
Niederlassungsstaat die Verwaltung, die Beratung oder das Marketing hinsichtlich der
Rucknahme von Anteilen auf Antrag der Anteilinhaber ausschliefllich in deren Auftrag
durchfuhren.

Ein Fonds muss die Anlagebeschrankungen in diesem Prospekt bei der Ausibung von
Bezugsrechten, die an Ubertragbare Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente geknupft sind,
die Teil seines Vermdgens sind, nicht einhalten.

Die Zentralbank kann kirzlich zugelassenen Fonds fiir die Dauer von sechs (6) Monaten ab
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5.6

5.7

ihrer Zulassung eine Abweichung von den Bestimmungen der Absatze 2.3 bis 2.12 und 3.2
gestatten, sofern sie den Grundsatz der Risikostreuung beachten.

Werden die hierin genannten Grenzen von einem Fonds aus Griinden aulerhalb seiner
Verantwortung oder infolge der Austibung der Bezugsrechte Uberschritten, so hat dieser Fonds
bei seinen weiteren Verkaufstransaktionen vorrangig darauf hinzuwirken, dieser Situation unter
Wahrung der Interessen der Anteilinhaber abzuhelfen.

Weder die Gesellschaft noch die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, Leerverkdufe zu
tatigen von:

. Ubertragbaren Wertpapieren;
Geldmarktinstrumenten”;

Anteilen an OGA; oder

° Finanzderivaten.

5.8

Ein Fonds darf zusatzliche liquide Mittel halten.

Kreditaufnahmebeschrankungen

6.1

6.2

Die Gesellschaft darf Fremdkapital nur bis zur H6he von 10 % des Nettoinventarwerts eines
Fonds aufnehmen und nur als voribergehende MalRnahme. Die Verwahrstelle kann
Vermdgenswerte des Fonds zur Absicherung der diesem zuzurechnenden Kredite belasten.
Guthaben (z. B. Barmittel) durfen bei der Berechnung des Prozentsatzes an ausstehenden
Kreditverpflichtungen nicht aufgerechnet werden.

Die Gesellschaft kann Devisen im Wege eines Back-to-Back-Darlehens erwerben. Auf diese
Weise beschaffte Devisen werden nicht als aufgenommene Kredite im Sinne der
Kreditaufnahmebeschrankung in Absatz 6.1 klassifiziert, sofern die Kompensationseinlage: (i)
auf die Basiswahrung des Fonds lautet und (i) dem Wert des ausstehenden
Fremdwahrungsdarlehens entspricht oder ihn bersteigt. Ubersteigt jedoch der Devisenkredit
den Wert der Back-to-Back-Einlage, ist der Uberschuss als Kreditaufnahme im Sinne von
Absatz 6.1 zu behandeln.

Finanzderivate

7.1

Das mit Finanzderivaten verbundene Gesamtrisiko eines Fonds (wie in den Zentralbank-
Anforderungen festgelegt) darf, sofern relevant, seinen Gesamtnettoinventarwert nicht
Uberschreiten.

7.2

Das Engagement in Finanzderivaten zugrunde liegenden Vermdgenswerten (einschlief3lich in
Ubertragbare Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente eingebetteter Finanzderivate) darf in
Kombination mit etwaigen Positionen in Direktanlagen die in den Zentralbank-Anforderungen
vorgeschriebenen Anlagegrenzen nicht (bersteigen. (Diese Bestimmung gilt nicht fur
indexbasierte Finanzderivate, vorausgesetzt der zugrunde liegende Index erflllt die in den
Zentralbank-Anforderungen angegebenen Kriterien.)

7.3

Ein Fonds darf in frei (OTC) gehandelten Finanzderivaten anlegen, vorausgesetzt die

* Jeder Leerverkauf von Geldmarktinstrumenten durch einen OGAW ist untersagt.
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Kontrahenten des OTC-Geschéfts sind Finanzinstitute, die einer Aufsicht unterliegen und zu
den von der Zentralbank genehmigten Kategorien gehdren.

7.4

Anlagen in Finanzderivaten unterliegen den durch die Zentralbank vorgeschriebenen
Bedingungen und Obergrenzen.
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ANLAGE IV

Liste der Unternehmen, auf die die Verwahraufgaben der Verwahrstelle iibertragen oder

weiterverlagert werden diirfen

Markt Unterverwahrstelle

Albanien Raiffeisen Bank sh.a

Argentinien Citibank, N.A.

Australien Hongkong and Shanghai Banking Corporation Ltd.
Osterreich UniCredit Bank Austria AG

Bahrain First Abu Dhabi Bank P.J.S.C.

Bangladesch

Standard Chartered Bank

Belgien BNP Paribas S.A., Frankreich
Benin Standard Chartered Bank Céte d’lvoire S.A.
Bermuda HSBC Bank Bermuda Limited

Foderation Bosnien
und Herzegowina

UniCredit Bank d.d

Botswana Standard Chartered Bank Botswana Limited
Brasilien Citibank N.A. — Niederlassung Sao Paulo
Bulgarien Citibank Europe plc, Niederlassung Bulgarien

UniCredit Bulbank AD

Burkina Faso

Standard Chartered Bank Co6te d’lvoire S.A.

Kanada

State Street Trust Company Canada

Chile

Banco de Chile

China — Markt flr A-
Aktien

HSBC Bank (China) Company Limited

China Construction Bank Corporation

China — Markt fur B-
Aktien

HSBC Bank (China) Company Limited

China — Shanghai-
Hong Kong Stock
Connect

Standard Chartered Bank (Hong Kong) Limited
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Markt Unterverwahrstelle

Kolumbien Cititrust Colombia, S.A. Sociedad Fiduciaria.
Costa Rica Banco BCT S.A.
Kroatien Privredna banka Zagreb d.d.

Zagrebacka banka d.d.

Zypern BNP Paribas, S.A., Griechenland

Tschechische Republik| UniCredit Bank Czech Republic and Slovakia, a.s.

Danemark Skandinaviska Enskilda Banken AB (publ.) Schweden

Agypten First Abu Dhabi Bank Misr (stellvertretend fiir First Abu Dhabi Bank
P.J.S.C))

Estland AS SEB Pank

Finnland Skandinaviska Enskilda Banken AB (Publ) (SEB)

Frankreich BNP Paribas S.A.

Republik Georgien JSC Bank of Georgia

Deutschland Deutsche Bank AG

State Street Bank International GmbH

Ghana Standard Chartered Bank Ghana Plc

Griechenland BNP Paribas S.A.

Guinea-Bissau Standard Chartered Bank Cote d’lvoire S.A.

Hongkong The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Ungarn UniCredit Bank Hungary Zrt.

Citibank Europe plc Magyarorszagi Fioktelepe

Island Landsbankinn hf

Indien Citibank N.A.

Deutsche Bank AG

The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited

Indonesien Deutsche Bank A.G.

Irland State Street Bank and Trust Company
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Markt

Unterverwahrstelle

Israel

Bank Hapoalim B.M.

Italien

Intesa Sanpaolo (ISP) Financial Institutions - Transactions Services

Elfenbeinkiiste

Standard Chartered Bank Coéte d’lvoire S.A.

Japan Mizuho Bank, Ltd

Jordanien Standard Chartered Bank, Niederlassung Dubai International Financial
Centre

Kasachstan JSC Citibank Kazakhstan

Kenia Standard Chartered Bank Kenya Limited

Republik Korea

Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited

Deutsche Bank AG

Kuwait First Abu Dhabi Bank P.J.S.C.

Lettland AS SEB banka

Litauen AB SEB bankas

Malawi Standard Bank PLC

Malaysia Deutsche Bank (Malaysia) Berhad

Mali Standard Chartered Bank Cobte d’lvoire S.A.

Mauritius Hongkong and Shanghai Banking Corp. Ltd.

Mexiko Banco Citi México, S.A., Institucién de Banca Multiple, Grupo Financiero
Citi México

Marokko Citibank Maghreb S.A.

Namibia Standard Bank Namibia Limited

Niederlande BNP Paribas S.A., Frankreich

Neuseeland The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Ltd.

Niger Standard Chartered Bank Céte d’lvoire S.A.

Nigeria Stanbic IBTC Bank Plc.

Norwegen Skandinaviska Enskilda Banken AB (publ)

Oman First Abu Dhabi Bank P.J.S.C.
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Markt Unterverwahrstelle
Pakistan Deutsche Bank A.G.

Citibank N.A.
Panama Citibank N.A.
Peru Citibank del Peru S.A.
Philippinen Deutsche Bank AG
Polen Bank Handlowy w Warszawie S.A.
Portugal Citibank Europe plc, Dublin, Irland
Katar HSBC Bank Middle East Limited
Rumanien Citibank Europe plc, Dublin — Niederlassung Rumanien
Russland AO Citibank

Saudi-Arabien

FAB Capital J.S.C.

Senegal Standard Chartered Bank Céte d’lvoire S.A.
Serbien UniCredit Bank Serbia JSC Belgrad
Singapur Citibank, N.A.

Slowakische Republik

UniCredit Bank Czech Republic and Slovakia, a.s.

Slowenien UniCredit Banka Slovenija d.d.
Sudafrika Standard Chartered Bank
FirstRand Bank Limited
Spanien Citibank Europe plc, Dublin, Irland
Sri Lanka The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited

Republik Srpska

UniCredit Bank d.d

Schweden Skandinaviska Enskilda Banken AB (publ)

Schweiz UBS Switzerland AG

Taiwan Deutsche Bank AG

Tansania Standard Chartered Bank (Tanzania) Limited

Thailand Standard Chartered Bank (Thai) Public Company Limited
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Markt

Unterverwahrstelle

Togo Standard Chartered Bank Céte d’lvoire S.A.
Tunesien Union Internationale de Banques (UIB)
Tarkei Citibank A.S.

Uganda Standard Chartered Bank Uganda Limited
Ukraine JSC Citibank

Vereinigte Arabische
Emirate -

Abu Dhabi Securities
Exchange (ADX)

First Abu Dhabi Bank P.J.S.C.

Vereinigte Arabische
Emirate -
DFM

First Abu Dhabi Bank P.J.S.C.

Vereinigte Arabische
Emirate -

Dubai International
Financial Center
(DIFC)

First Abu Dhabi Bank P.J.S.C.

Vereinigtes Konigreich

State Street Bank and Trust Company , Niederlassung Vereinigtes
Kdnigreich

Vereinigte Staaten

State Street Bank and Trust Company

Uruguay Banco Itau Uruguay S.A.

Vietnam HSBC Bank (Vietnam) Limited
Sambia Standard Chartered Bank Zambia Plc
Simbabwe Stanbic Bank Zimbabwe Limited
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ANLAGE V
Haftungsausschluss — Index
MSCI

Bestimmte in diesem Prospekt enthaltene Informationen (die ,Informationen®) stammen von MSCI
Inc., MSCI ESG Research LLC oder deren verbundenen Unternehmen (,MSCI“) oder
Informationsanbietern (zusammen die ,MSCI-Parteien®) und wurden mdglicherweise zur Berechnung
von Punktwerten, Signalen oder anderen Indikatoren verwendet. Die Informationen sind nur fur den
internen Gebrauch bestimmt und diirffen ohne vorherige schriftiche Genehmigung weder ganz noch
teilweise vervielfaltigt oder verbreitet werden. Die Informationen dirfen weder fiir ein Angebot zum
Kauf oder Verkauf noch fiir eine Forderung oder Empfehlung von Wertpapieren, Finanzinstrumenten
oder -produkten, Handelsstrategien oder Indizes verwendet werden und sind auch nicht als Hinweis
oder Garantie fir eine zuklinftige Wertentwicklung zu verstehen. Einige Fonds kénnen auf MSCI-
Indizes basieren oder an diese gekoppelt sein, und MSCI kann auf der Grundlage des verwalteten
Fondsvermdgens oder anderer Kennzahlen entschadigt werden. MSCI hat eine Informationsbarriere
zwischen der Indexforschung und bestimmten Informationen errichtet. Keine der Informationen kann
fur sich genommen verwendet werden, um zu entscheiden, welche Wertpapiere zu kaufen oder zu
verkaufen sind oder wann sie gekauft oder verkauft werden sollten. Die Informationen werden in der
vorliegenden Form zur Verfiigung gestellt, und der Nutzer tragt das gesamte Risiko der Nutzung der
Informationen, die er vornimmt oder zulasst, dass sie genutzt werden. Keine MSCI-Partei garantiert
oder garantiert die Originalitat, Richtigkeit und/oder Vollstandigkeit der Informationen und jede Partei
lehnt ausdriicklich alle ausdriicklichen oder stillschweigenden Garantien ab. Keine der MSCI-Parteien
haftet fur Fehler oder Auslassungen im Zusammenhang mit den hierin enthaltenen Informationen
oder fir direkte, indirekte, besondere, strafende, Folgeschaden oder andere Schaden (darunter
insbesondere entgangene Gewinne), selbst wenn sie Uiber die Moglichkeit solcher Schaden informiert
wurde.

FTSERussell

In diesem Prospekt wird auf eine Reihe von FTSE-Indizes Bezug genommen. London Stock
Exchange Group plc und ihre Konzernunternehmen (zusammen die ,LSE Group®). © LSE Group
2025. FTSE Russell ist ein Handelsname bestimmter Unternehmen der LSE Group. ,FTSE®" ist eine
Marke der jeweiligen Gesellschaften der LSE Group und wird von jeder anderen Gesellschaft der LSE
Group unter Lizenz verwendet. Alle Rechte an den FTSE Russell-Indizes oder -Daten liegen bei dem
jeweiligen Unternehmen der LSE-Gruppe, das Eigentimer des Index oder der Daten ist. Weder die
LSE Group noch ihre Lizenzgeber Gbernehmen eine Haftung fiir Fehler oder Auslassungen in den
Indizes oder Daten, und niemand darf sich auf die in diesem Prospekt enthaltenen Indizes oder Daten
verlassen. Die Weiterverbreitung von Daten der LSE-Gruppe ist nur mit ausdricklicher schriftlicher
Genehmigung der betreffenden Gesellschaft der LSE-Gruppe gestattet. Die LSE Group fordert,
sponsert oder empfiehlt den Inhalt dieses Prospekts nicht.

S&P

In diesem Prospekt wird auf eine Reihe von S&P-Indizes (die ,Indizes) Bezug genommen. Die
Indizes sind ein Produkt von S&P Dow Jones Indices LLC, seinen verbundenen Unternehmen
(,SPDJI) und etwaigen Drittlizenzgebern und wurden zur Verwendung durch von Lazard beworbene
Anlageprodukte, auf die in diesem Prospekt Bezug genommen wird, lizenziert. S&P®, S&P 500®, US
500, 500, iBoxx®, iTraxx® und CDX® sind Marken von S&P Global, Inc. oder ihrer verbundenen
Unternehmen (,S&P*); Dow Jones® ist eine eingetragene Marke von Dow Jones Trademark Holdings
LLC (,Dow Jones“). Die von Lazard beworbenen Anlageprodukte, auf die in diesem Prospekt
verwiesen wird, werden von SPDJI, Dow Jones, S&P, ihren jeweiligen verbundenen Unternehmen
oder Drittlizenzgebern nicht gesponsert, unterstitzt, verkauft oder beworben, und keine dieser
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Parteien gibt eine Zusicherung hinsichtlich der Ratsamkeit einer Anlage in ein solches Produkt bzw.
solche Produkte ab, und sie haften auch nicht flr Fehler, Auslassungen oder Unterbrechungen der
Indizes.

WF-74009868-v15

142



	Verwaltungsgesellschaft
	Anlageverwalter
	„Steuerbegünstigter irischer Anleger“
	Die Gesellschaft
	(i) Anteilinhaber, die weder in Irland ansässig sind noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Irland haben
	6. Anteilinhaber, die in Irland ansässig sind oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Irland haben
	1. der deutschen Einkommensteuer in Höhe des Pauschalsteuersatzes von 25 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) bei deutschen Anteilinhabern, die Fondsanteile im Privatvermögen halten („Privatanleger“),
	2. der deutschen Einkommensteuer in Höhe des persönlichen progressiven Einkommensteuersatzes (bis zu 45 % zuzüglich Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) sowie der deutschen Gewerbesteuer in Höhe des jeweiligen örtlichen Gewerbesteuersatzes bei...
	3. der deutschen Körperschaftsteuer in Höhe von 15 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag) und der deutschen Gewerbesteuer in Höhe des jeweiligen örtlichen Gewerbesteuersatzes bei deutschen Anteilinhabern, die der Körperschaftsteuer unterliegen („Gewerblic...

